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Bettina Engels 
Hungeraufstände und Kämpfe gegen hohe Preise 


„Ein neues Phänomen geht um die Welt: ‘Food riots’, Aufstände von Hungrigen, 
brechen von Mexiko über Senegal bis nach Pakistan aus“, kommentierte der 
Leiter des Welternährungsprogramms (WFP) für Österreich, Deutschland und 
die deutschsprachige Schweiz, Ralf Südhoff (2008) - und brachte damit aufden 
Punkt, wie Proteste, die infolge des rasanten Anstiegs der Nahrungsmittelpreise 
in vielen Städten weltweit und insbesondere in Afrika stattfanden, in Europa 
wahrgenommen wurden. Tatsächlich kam es im Zuge der Nahrungsmittelpreis- 
krise 2007/2008 in mehr als 20 Staaten zu Hungeraufständen‘, nachdem die 
Preise für Grundnahrungsmittel vielerorts um das Doppelte oder mehr gestiegen 
waren.! Allerdings handelt es sich bei den ‘Brotrevolten’ weder um ein neues 
Phänomen noch um eine Erscheinung der ‘Dritten Welt’. Die Aufstände brachen 
nicht einfach aus, sondern haben eine lange Vorgeschichte, die in vielen Fällen zu 
den Protesten der späten 1980er und frühen 1990er Jahre gegen Handelsliberali- 
sierungund Strukturanpassung sowie für demokratische Reformen zurückreicht. 
Zweifelsohne sind die meisten Menschen, die seit Anfang 2008 in Afrika auf 
unterschiedliche Weise gegen hohe Preise protestieren, von dem Preisanstieg stark 
betroffen. Aufdie Straße gehen aber weniger diejenigen, die im klassischen Sinne 
Hunger leiden, sondern vor allem die Mittelschicht und prekarisierte jungen 
Menschen in den Städten. Denn die Proteste gegen hohe Lebenshaltungskosten 
sind nicht einfach Ausdruck der Verzweiflungvon Hungrigen; sie sind Teil breiter 
angelegter sozialer Kämpfe und als solche ebenso auf politische Herrschaft im 
Nationalstaat bezogen wie auf globale politisch-ökonomische Strukturen. 
Diese Überlegungen führe ich im Folgenden bezogen auf die Proteste im 
Zuge der Nahrungsmittelpreiskrise 2007/2008 in Afrika südlich der Sahara 
allgemein und insbesondere am Beispiel Burkina Fasos aus. Der westafrikanische 
Sahelstaat gehört zu den Ländern, in denen seit Anfang 2008 die intensivsten 
und am längsten andauernden Proteste gegen hohe Preise stattfinden. Zusätzlich 


1 Vgl. Africa News vom 12.8.2008, 18.7.2008, 16.12.2008, 12.2.2009, 28.5.2009, 
12.6.2009 und 8.8.2009; The Guardian vom 9.4.2008; IRIN vom 31.3.2008; Schneider 
2008; Maccatory et al. 2010; Janin 2009; Bello 2009. 
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zur bestehenden Literatur, Presse- und NGO-Berichten sowie Regierungsdoku- 
menten stütze ich mich empirisch auf etwa 35 Interviews mit Vertreter_innen 
von Protestakteuren sowie staatlicher Stellen.” Im nächsten Abschnitt skizzie- 
re ich das Phänomen der ‘Hungeraufstände’ im Zuge der jüngsten Preiskrise. 
Daran anschließend argumentiere ich, dass die aktuellen Proteste gegen hohe 
Lebenshaltungskosten in Afrika südlich der Sahara auch als eine Fortsetzung.der 
„Austeritätsproteste“, die sich in den 1980er und 1990er Jahren gegen die Folgen 
von Handelsliberalisierung und durch die internationalen Finanzinstitutionen 
voran getriebenen Marktreformen richteten, verstanden werden können. Der 
empirische Teil des Artikels stellt die "Hungerrevolten’ im Februar 2008 und 
die sich daran unmittelbar anschließenden Proteste gegen die hohen Lebenshal- 
tungskosten in Burkina Faso dar. Ich ordne die aktuellen Proteste in den Kontext 
politischer Konflikte seit der Dekolonialisierung ein und zeige, inwiefern die 
Proteste „gegen das teure Leben“ an frühere Bewegungen anschließen. 


Hungeraufstände und Proteste gegen 
hohe Lebenshaltungskosten 


Der außerordentliche Anstieg der Nahrungsmittelpreise zählt zu den schwerwie- 
gendsten Folgen der gegenwärtigen globalen Krisen. In der ersten Jahreshälfte 
2008 erreichte der wichtigste Index für Nahrungsmittelpreise, der Food Price 
Index der FAO, Höchstwerte. Im März lager mehr als 50 Prozent über dem Wert 
des Vorjahres. 2009 sanken die Preise zwar vorübergehend, stiegen 2011 jedoch 
wieder stark und haben sich seither auf hohem Niveau stabilisiert.” Neben dem 
hohen Ölpreis liegen die zentralen Ursachen hierfür in der gestiegenen Nachfrage 
nach Agrarkraftstoffen (die freilich nicht unabhängig vom Ölpreis ist) und in 
Spekulationen (FAO 2008: 3-6; Oxfam 2008; Stage et al. 2009; Mitchell 2008). 
Vor allem in armen Staaten des Südens, die mehr Getreide importieren als sie 
produzieren, und die nur in geringem Umfanghandels- und preispolitische Maß- 
nahmen gegenüber der Preiskrise ergreifen (können), schlägt sich die Krise auf 
den lokalen Märkten beinahe unvermittelt nieder (von Braun 2008; Rosset 2009). 


2 Die Interviews wurden im November/Dezember 2011 sowie im August/September 2012 
geführt. Mein Dank gilt den Interviewpartner_innen sowie allen, die meine Forschung 
in Burkina Faso unterstützt haben. Die Fallstudie war Teil des Forschungsprojekts „Um- 
weltwandel, Ernährungskrisen und Gewalt in Subsahara-Afrika“ und wurde durch die 
finanzielle Unterstützung der Deutschen Stiftung Friedensforschung (DSF) ermöglicht. 


3 www.fao.org/worldfoodsituation/wfs-home/foodpricesindex/en/[letzter Aufruf: 
4.1.2013] 
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In Senegal, Nigeria, Somalia und anderen afrikanischen Staaten verdoppelten 
sich die Preise für Grundnahrungsmittel wie Reis oder Weizenmehl 2007/2008 
innerhalb eines Jahres (Oxfam International 2008: 5, 18£; vgl. Bello 2009). In 
Dutzenden Städten weltweit, die Mehrheit davon in Afrika, protestierten die 
Menschen mit ‘Hungeraufständen’, Demonstrationen und Streiks gegen den 
Preisanstieg. 

Bei ‘Hungeraufständen’ handelt es sich typischerweise um spontane, nicht 
angemeldete Demonstrationen. Menschen versammeln sich auf den Straßen, in 
den Stadtvierteln und aufden lokalen Märkten. Sie marschieren zu symbolischen 
öffentlichen oder privaten Gebäuden, teilweise kommt es zu Plünderungen von 
Geschäften oder brennenden Straßenbarrikaden. Anders als die Bezeichnungen 
“Hungeraufstände’ oder ‘Brotrevolten’ vermuten lassen, geht es nicht (nur) um 
hohe Nahrungsmittelpreise. In der mosambikanischen Hauptstadt Maputo 
entzündeten sich die Proteste beispielsweise am Preisanstieg im öffentlichen 
Nahverkehr, den ‘Chapas’ genannten Minibussen (Macamo 2011). Insgesamt 
ist der rasante Anstieg der Preise cher ein Auslöser als die eigentliche Ursache 
der Auseinandersetzungen, bei denen es im Kern um soziale Ungleichheit und 
politische Unterdrückung geht. Häufig richten sich Demonstrationen explizit 
gegen die jeweils herrschenden Parteien und Präsidenten, die in vielen Fällen (wie 
in Burkina Faso) schon seit Jahren oder Jahrzehnten an der Macht sind (Bush 
2010; Harsch 2008; Patel/McMichael 2009; s. auch Prause in diesem Heft). 

“Hungeraufstände’ stellen weder eine neue Erscheinung dar, noch sind sie 
ausschließlich im Globalen Süden zu beobachten. Schon zu Zeiten der Qing- 
Dynastie im 18. und 19. Jahrhundert waren Aufstände im Zusammenhang mit 
chronischem Nahrungsmittelmangel und hohen Preise in China regelmäßig wie- 
derkehrende Ereignisse (Bin Wong 1982). Zahlreiche historische Studien zeigen, 
dass Nahrungsmittelkrisen eine wichtige Rolle bei gesellschaftlich-politischen 
Umbrüchen in Europa spielten (Berger/Spoerer 2001; Frank 1985; Tilly 1971; 
Storch 1982; Thompson 1971). Und im September 2007 machten die „Pasta- 
Proteste“ weltweit Schlagzeilen, als zahlreiche Menschen in Italien gegen den 
rasant steigenden Weizenpreis demonstrierten (Patel 2009: 30). Die Vorstellung 
von Hungeraufständen’ als einer neuen Erscheinung im Zuge der gegenwärtigen 
Preiskrise oder als auf die “Dritte Welt’ beschränkt, verkennt nicht nur die Tatsa- 
che, dass ähnliche Proteste in einer Vielzahl von historischen und geografischen 
Kontexten zu beobachten sind. Sie versperrt darüber hinaus auch den Blick auf 
die übergreifenden Zusammenhänge, welche diesen unterschiedlichen Protesten 
jenseits aller raum-zeitlichen Spezifika gemeinsam sind. Edward Palmer Thomp- 
son (1971) legte in seiner wegweisenden Arbeit zur „Moralischen Ökonomie“ 
bereits dar, dass der Begriff‘riot’ im Sinne punktueller Aufstände anlässlich eines 
konkreten Geschehens wie des kurzfristigen Anstiegs der Nahrungsmittelpreise 
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den breiteren politischen Kontext dieser Proteste zu verschleiern riskiert. Food 
riots leiten sich nicht (direkt) aus Nahrungsmittelknappheit ab, sondern sind Aus- 
druck übergreifender gesellschaftlich-politischer Kämpfe. Was Thompson für die 
“Hungerrevolten’ in England im 18. Jahrhundert feststellte, gilt für die Proteste 
im Zuge der jüngsten Nahrungsmittelpreiskrise ebenso: Auseinandersetzungen 
um hohe Lebenshaltungskosten sind keine punktuellen, von den sozialen und 
politisch-ökonomischen Verhältnissen isolierten Ereignisse. 


„Moderne Brotaufstände”: Proteste in den Städten 
gegen Marktreformen 


John Walton und David Seddon (1994: 39-40) zählen in ihrer umfangreichen 
Studie „Freemarkets and food riots“ 146 Protestereignisse in 39 Staaten weltweit, 
die sich zwischen 1976 und 1992 gegen die Strukturanpassungsprogramme der 
Internationalen Finanzinstitutionen richteten. Solche „Austeritätsproteste“ - De- 
monstrationen, Generalstreiks und Aufstände gegen im Zuge der Schuldenkrise 
erzwungene Handelsliberalisierung und Marktreformen - bezeichnen Walton 
und Seddon als „moderne Brotaufstände“ (ebd.: 53). Ebenso wie frühere ‘Hunger- 
revolten’ entstünden sie an der Schnittstelle „lokaler Missstände und nationaler 
oder gar internationaler ökonomischer und politischer Kräfte“ (ebd.: 33, meine 
Übersetzung). Während die Hungeraufstände’ des 18. und 19. Jahrhunderts vor 
allem im Kontext einer zunehmenden Industrialisierung zu schen sind, sind ein 
hohes Maß an weltwirtschaftlicher Verflechtung in Kombination mit der sich 
durchsetzenden neoliberalen Doktrin der globalen Politischen Ökonomie die 
entscheidenden Kontextbedingungen der Proteste im 20. und 21. Jahrhundert. 
Gemeinsam ist beiden Zusammenhängen die Durchsetzung kapitalistischer 
Vergesellschaftungals Rahmenbedingung, ohne welche die ‘Brotrevolten’ nicht zu 
verstehen sind. Denn bei den Protesten geht es nicht um Knappheit von Nahrung 
als solche: nicht darum, dass zu wenig Nahrungsmittel verfügbar wären, sondern 
darum, dass arme städtische Bevölkerungsschichten sie sich nicht leisten können. 

So ist auch die jüngste Nahrungsmittelpreiskrise nicht als singuläres Ereignis 
zu verstehen, das im Sinne eines externen Schocks die ‘Hungerrevolten’ Anfang 
2008 auslöste. Sie ist vielmehr Ausdruck und Bestandteil eines historisch spezi- 
fischen Geflechts politisch-ökonomischer Beziehungen insbesondere zwischen 
dem globalen Norden und Süden. Das gegenwärtige globale Ernährungsregime 
zeichnet sich durch die Abhängigkeit des Industriekapitalismus von fossilen Ener- 
gien ebenso aus wie durch die Expansion der Agrarkraftstoffproduktion, Spekula- 
tionen mit Böden und aufden Nahrungsmittelmärkten sowie die Konzentration 
und Zentralisierung der profitorientierten Produktion von Nahrungsmitteln 
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dass die weltweiten fossilen Energiereserven endlich sind, sowie der Wunsch nach 
Unabhängigkeit von den Ölförderstaaten haben dazu geführt, dass vor allem In- 
dustrie- und Schwellenländer zunehmend versuchen, ihren Energiebedarf durch 
Agrarkraftstoffe zu decken. Infolgedessen werden große Flächen im globalen 
Süden und Osten für den Anbau von entsprechenden Pflanzen (etwa Zuckerrohr, 
Jatropha oder Ölpalmen) umgenutzt - und stehen deshalb für die Produktion von 
Nahrungsmitteln nicht (mehr) zur Verfügung. In Konkurrenz zur Produktion 
von Nahrungsmitteln für die Subsistenz und den lokalen Markt steht auch die 
Nutzung von großen Flächen für den exportorientierten Anbau von cash crops 
durch internationale staatliche und privatwirtschaftliche Akteure (Anseeuw et al. 
2012). Weitere Nutzungskonkurrenzen bestehen durch die Unterschutzstellung 
zur Generierung von CO,-Emissionszertifikaten und die aktuelle Ausweitung 
des Bergbaus im Zuge des globalen Rohstoffbooms. Im Zusammenhangmit der 
Finanzkrise sind landwirtschaftliche Nutzflächen außerdem zum attraktiven 
Spekulationsobjekt geworden. 

Die ‘Hungerrevolten’ und Proteste gegen hohe Nahrungsmittelpreise im 
globalen Süden lassen sich vor diesem Hintergrund auch als Proteste gegen ein 
Ernährungsregime lesen, das auf kommerzielle Nahrungsmittelproduktion und 
Weltmarktorientierung statt auf Ernährungssouveränität setzt (vgl. zum Kon- 
zept Ernährungssouveränität Pimbert 2009; Rosset 2009). Die Förderungeiner 
weltmarktorientierten kommerziellen Agrarproduktion (anstatt des Anbauszur 
Subsistenz und für den lokalen Markt) ist keineswegs eine neue Erscheinung in 
Zeiten gegenwärtiger multipler Krisenphänomene, sondern hat ihre Ursprünge 
im Kolonialismus (vgl. McMichael 2009b) und wurde ab den 1970er Jahren im 
Kontext von Schuldenkrise, Strukturanpassungund Welthandelsliberalisierung 
weiter vorangetrieben. Die Cöte d’Ivoire setzte beispielsweise in den ersten zwei 
Jahrzehnten nach der Dekolonialisierung auf den Anbau von für den Export 
bestimmten Produkten (Kaffee, Kakao, Ananas, Bananen, Tropenhölzer) und 
wurde zum weltweit größten Kakaoproduzenten. Als nach dem Boom in den 
1970er Jahren der Weltmarktpreis für Kakao in den 1980er Jahren fiel, war 
das Land 1987 praktisch insolvent. Mit der wirtschaftlichen Krise und der zu- 
nehmenden Verschuldung wuchs der Einfluss der bi- und multilateralen Geber, 
und der wirtschafts- und sozialpolitische Handlungsspielraum der ivorischen 
Regierung wurde erheblich eingeschränkt. Bereits ab 1981 setzte der Internati- 
onale Währungsfonds (IWF) Strukturanpassungsprogramme durch, die eine 
Reduzierung der öffentlichen Ausgaben und Investitionen erzwangen (Cogneau/ 
Mesple-Somps 2003; Amin 1973; Losch 2000). In den frühen 1990er Jahren 
kam es zu umfangreichen Protesten dagegen unter der Federführung von Ge- 
werkschaften und Studierendenorganisationen (Walton/Seddon 1994: 156-158). 
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Eine unintendierte Folge der Strukturanpassungsprogramme war in einigen 
Fällen die politische Destabilisierung der betreffenden Staaten im globalen Süden. 
Denn zentrale Gruppen wie Staatsbedienstete (einschließlich des Militärs) und 
Studierende erfuhren durch die umfangreichen Kürzungen öffentlicher Ausga- 
ben relative Deprivation und lehnten sich infolgedessen gegen ihre jeweiligen 
Regierungen auf (Walton/Seddon 1994: 140f). Die „Austeritätsproteste“ der 
1980er und 1990er Jahre richteten sich gegen den Abbau sozialer Sicherung, 
Kürzungen im Bereich der Schulen und Hochschulen sowie Entlassungen und 
Lohnkürzungen im öffentlichen Dienst und in staatseigenen Betrieben. Die 
gegenwärtigen Aufstände gegen hohe Lebenshaltungskosten stellen insofern eine 
Fortsetzung.dieser Proteste dar, als die Politiken der Weltmarktorientierungund 
Handelsliberalisierung die Abhängigkeit der Staaten des Südens von Nahrungs- 
mittelimporten sowie Importen für Dünger, Saatgut etc. verstärkt haben. Diese 
Abhängigkeit hat dazu beigetragen, dass die jüngsten Weltmarktkrisen sich in 
Preissteigerungen auf den lokalen Märkten des Südens niedergeschlagen haben. 
Die meisten afrikanischen Staaten sind heute Nettoimporteure von Getreide (vgl. 
von Braun 2008). Der hohe Ölpreis hat zu deutlich gestiegenen Preisen für Dün- 
gemittel geführt, die sich Subsistenz- und kleinbäuerliche Produzent_innen in 
den meisten Staaten des Südens kaum leisten können (McMichael 20094; Oxfam 
International 2008). Außerdem richten sich die gegenwärtigen Proteste nicht 
nur gegen die hohen Nahrungsmittelpreise als solche, sondern gegen die hohen 
Lebenshaltungskosten insgesamt. Diese werden ebenso wie durch die Preise für 
Nahrungsmittel auf den lokalen Märkten auch durch die gestiegenen Kosten in 
anderen Bereichen des alltäglichen Lebens - Ausgaben für medizinische Versor- 
gungund Medikamente, Schulbesuch und Studium, Wohnen, Transport - bzw. 
durch die Schere zwischen diesen Ausgaben und dem verfügbaren Einkommen 
bestimmt. So bezichen sich die Proteste, die durch die Nahrungsmittelpreiskrise 
2007/2008 ausgelöst wurden, in vielen Fällen explizit auf dieselben Punkte wie 
die „Austeritätsproteste“ der 1980er und 1990er Jahre: Entlassungen und Lohn- 
kürzungen im öffentlichen Dienst, Privatisierungstaatseigener Unternehmen und 
öffentlichen Dienstleistungen, gestiegene Kosten und zunehmende Ungleichheit 
im Bildungs- und Gesundheitssektor. 

Darüber hinaus haben die aktuellen Proteste gegen hohe Lebenshaltungskos- 
ten mit den „Austeritätsprotesten“ gemeinsam, dass es vor allem Schüler_innen, 
Studierende und Mittelschichtsangehörige in den Städten sind, die auf die Stra- 
ßen gehen. Walton und Seddon (1994: 140) stellen fest, dass die Demonstrationen 
gegen die Politiken der Internationalen Finanzinstitutionen in den Ländern 
des Südens weniger von den traditionell einkommensarmen sozialen Gruppen 
getragen werden, sondern von jenen, die durch die Kürzungen der öffentlichen 
Ausgaben im Zuge der Strukturanpassungsprogramme verarmten, insbesondere 
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(ehemalige) Angestellte des öffentlichen Sektors und von staatseigenen Firmen. 
Für die aktuellen Proteste gilt dies insbesondere für von Gewerkschaften und 
zivilgesellschaftlichen Bündnissen organisierte Aktionen. Teilweise handelte 
es sich bei den ‘Hungeraufständen’ auch tatsächlich um spontane riots, deren 
Protagonisten typischerweise marginalisierte urbane Jugendliche‘ sind; mehr- 
heitlich junge Männer, die ohne regelmäßiges Einkommen im informellen Sektor 
ihr Überleben zu sichern versuchen. In einigen Fällen griffen wie in Burkina 
Faso Gewerkschaften und andere formalisierte Protestakteure die spontanen 
Aufstände auf; in anderen wie in Kamerun riefen zuerst die Gewerkschaften 
zu Streiks und Demonstrationen auf, denen sich dann auch viele unorganisierte 
Jugendliche anschlossen. Ebenso wie die „Austeritätsproteste“ finden auch die 
aktuellen Kämpfe um hohe Lebenshaltungskosten in den Städten statt, insbe- 
sondere in Afrika - obwohl nach wie vor die Mehrheit der Afrikaner_innen auf 
dem Land lebt und sie die Nahrungsmittelpreiskrise meist ebenso trifft wie die 
städtische Bevölkerung (Maas/Matthews 2009; Oxfam International 2008). 
Naheliegende Gründe dafür, dass die Hungeraufstände’ und Proteste gegen die 
hohen Lebenshaltungskosten zuvorderst in den Städten stattfinden, bestehen in 
den geografischen, technischen und sozialstrukturellen Bedingungen, die Mobi- 
lisierung zu kollektivem Handeln und politischem Protest im ländlichen Raum 
in Afrika südlich der Sahara (wie in anderen Weltregionen auch) erschweren. Ein 
wesentlicher Grund ist aber auch, dass sich diese Proteste eben nicht nur auf die 
Nahrungsmittelpreise beziehen, sondern auf die hohen Lebenshaltungskosten 
insgesamt — und dass es bestimmte Bevölkerungsgruppen in den Städten sind, 
die in diesem Zusammenhang Deprivation erfahren. 


Hungeraufstände und Proteste „gegen das teure Leben” 
in Burkina Faso 


In Burkina Faso fanden Ende Februar 2008 innerhalb einer Woche in den vier 
größten Städten des Landes - der Hauptstadt Ouagadougou sowie in Bobo- 
Dioulasso, Ouahigouya und Banfora - Hungeraufstände’ statt. Bei unangemel- 
deten (Bobo-Dioulasso, Ouahigouya) bzw. nicht genehmigten (Ouagadougou) 
Demonstrationen kam es zu umfangreichen Sachschäden an Tankstellen, öffent- 
lichen und privaten Gebäuden; bei Zusammenstößen zwischen Protestierenden 
und Sicherheitskräften wurden zahlreiche Menschen verletzt und Hunderte 


4 „Jugendlich“ hier weniger im Sinne des Lebensalters denn als soziale Kategorie (vgl. 
Christiansen et al. 2006; Honwana/de Boeck 2005). 
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festgenommen (Maccatory et al. 2010; Harsch 2009).° Ein wichtiger Auslöser war 
die geplante Einführung einer so genannten kommunalen Entwicklungssteuer 
(taxe de developpement communal, TDC). Die Abgabe auf Mopeds, Motorrä- 
der, PKW und LKW war von der burkinischen Regierung schon Jahre zuvor 
beschlossen worden und sollte nun ausgerechnet zu einem Zeitpunkt eingeführt 
werden, als die Preise auf den lokalen Märkten enorm stiegen. 

Noch am selben Tag, an dem in Ouagadougou die "Hungeraufstände’ statt- 
fanden, versammelten sich die Gewerkschaften und verabschiedeten eine Erklä- 
rung, in der sie die bei den Aufständen entstandenen Schäden zwar rhetorisch 
bedauerten, aber daraufhinwiesen, dass die Proteste Ausdruck der legitimen Wut 
der Bevölkerung über die enorm gestiegenen Lebenshaltungskosten seien. Die 
Gewerkschaften kritisierten die Maßnahmen, welche die burkinische Regierung 
gegen den Preisanstieg ergriffen oder angekündigt hatte (beispielsweise eine 
dreimonatige Aussetzung der Importsteuern auf Getreide), als unzureichend. Da- 
rüber hinaus riefen sie andere zivilgesellschaftliche Akteure zu einer gemeinsamen 
Versammlungam 6. März und einer zentralen Demonstration in Ouagadougou 
am 15. März 2008 auf. Am 12. März schlossen sich alle großen Gewerkschaften, 
Konsument_innen- und Berufsverbände, Menschenrechtsorganisationen sowie 
Schüler_innen- und Studierendengruppen zur „nationalen Koalition gegen das 
teure Leben, die Korruption, den Betrug, die Straflosigkeit und für die Freiheit” 
(Coalition nationale de lutte contre la vie chere, la corruption, la fraude, !’impunite 
et pour les libertes, CCVC) zusammen. 

Das Bündnis organisierte landesweite Generalstreiks am 8. und 9. April sowie 
vom 13.-15. April 2008 und regelmäßige Großkundgebungen, so am 15. Mai 
2008, am 8. April 2011 und am 26. Mai 2012. Die hohen Lebenshaltungskosten 
waren schon lange und zunehmend seit 2007 ein Thema auf der Agenda der 
burkinischen Gewerkschaften. Aufbauend auf frühere Mobilisierungen und 
Proteste fielesihnen leicht, das Thema unmittelbar nach den ‘Hungeraufständen’ 
aufzugreifen. Seither mobilisiert die CCVC immer wieder zahlreiche Menschen 
zu Demonstrationen, Sit-Ins und Streiks unter dem Slogan „gegen das teure Le- 
ben“. Die burkinische Regierunghat eine Reihevon Maßnahmen ergriffen, um die 
Preiskrise abzufedern, etwa vorübergehende Preiskontrollen, die Aussetzungvon 


5 IRIN, 4.3.2008; Le Pays No. 4310, 20.2.2008; L’Observateur Paalga No. 7077, 22.- 
24.2.2008; L’EvenementNo. 134, 25.2.2008; Le Pays No. 4334, 30.3.2009; L’Observateur 
Paalga No. 7199, 19.8.2008. 

6 Fasozine, 19.3.2011; « LaCCVC demande au gouvernement de LAT de reduire significa- 
tivementle coüt delavic! », Pressemitteilung, 7.5.2012; CCVC/le comite d’organisation, 
« Toutes et tous ensemble & la marche meeting du 26 Mai 2012 contre la vie chere » 


(Fluglatt, Mai 2012). 
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Steuern und Importzöllen für Grundnahrungsmittel und die Einrichtung von 
Ausgabestellen für subventionierte Lebensmittel (Zahonogo et al. 2011; Africa 
Research Bulletin 2008; Chouli 2012; AN 2008). Ende April 2011 kündigte 
sie darüber hinaus die Aussetzung der umstrittenen Steuer TDC sowie eine 
zehnprozentige Senkung der Lohnsteuer und Lohnerhöhungen im öffentlichen 
Dienst an (L’Observateur Paalga, 28.4.2011). Die CCVC verbucht dies als Erfolg 
ihrer Proteste. Auch dass die Regierung das Bündnis als Gesprächspartner an- 
erkennt und mit ihm verhandelt, ist in den Augen langjähriger Aktivist_innen 
ein Erfolg. Bis in die 2000er Jahre hinein sei es kaum vorstellbar gewesen, dass 
die Regierung gewerkschaftliche Forderungen aufgriff - und wenn, hätte sie es 
niemals zugegeben, so ein Gewerkschaftsfunktionär (Interview, Ouagadougou, 
3.12.2011). 

In den Protesten gegen die hohen Preise kumulieren in Burkina Faso unter- 
schiedliche soziale Kämpfe, die das Land prägen, seit Blaise Compaore 1987 das 
Präsidentschaftsamt übernahm und 1991 die „IV. Republik“ ausgerufen wurde. 
Die aktivsten oppositionellen Bewegungen sind dabei neben den Gewerkschaften 
die Menschenrechts-, die Schüler_innen- und Studierendenbewegung, Der größte 
gewerkschaftliche Dachverband, die Confederation generale des travailleurs du 
Burkina (CGT-B), wurde 1988 gegründet und ist heute die treibende Kraft der 
CCVG, deren Vorsitzender der CGT-B-Präsident Tole Sagnon ist. Studierende, 
Schüler_innen und Gewerkschaften haben in Burkina Faso eine lange Geschich- 
te von Protesten ins Leben gerufen. Der erste Präsident Obervoltas’ nach der 
Unabhängigkeit, Maurice Yam&ogo, verlor 1966 die Macht nach Protesten von 
Schüler_innen und Gewerkschaften. In den 1980er Jahren mobilisierten Schü- 
ler_innen und Studierende gegen Yam&ogos Nachfolger, General Lamizana. 
Als Thomas Sankara Premierminister war und inhaftiert wurde, streikten und 
demonstrierten Schüler_innen, Studierende und Gewerkschaften, bis Sankara 
entlassen wurde - und 1983 schließlich selbst nach einem Militärcoup Präsident 
wurde (Hagberg 2002: 228). Vier Jahre später, im Oktober 1987, wurde Sankara 
bei einem weiteren Putsch getötet, und Blaise Compaore, ein früherer Wegge- 
fährte Sankaras, übernahm das Präsidentschaftsamt, das er bis heute innehat.° 
1990, im selben Jahr, in dem das erste Strukturanpassungsprogramm für Bur- 


7 Das Land wurde erst 1984 in Burkina Faso umbenannt. 


8 Die „Affäre Thomas Sankara“ ist weit über die Grenzen Burkina Fasos hinweg bis heute 
Gegenstand politischer Kontroversen. Ich gehe auf diese Auseinandersetzungen hier 
nicht weiter ein - nicht, weil sie für die politischen Kämpfe in Burkina Faso nicht wichtig 
wären, sondern weil sie mit den ‘Brotrevolten’ und den Protesten „gegen das teure Leben“ 
wenig verquickt sind. 
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kina Faso beschlossen wurde?, begannen Proteste für demokratische Reformen, 
vorwiegend von Angestellten des öffentlichen Dienstes (Bratton/Walle 1992: 
423). Die burkinischen Gewerkschaften mobilisierten bereits in der ersten Phase 
der Strukturanpassung Anfang der 1990er Jahre gegen das Missverhältnis von 
steigenden Lebenshaltungskosten und stagnierenden Einkommen, insgesamt 
jedoch cher erfolglos (vgl. E12009). 

Seit der Gründung der IV. Republik sind die sozialen Kämpfe in Burkina Faso 
durch zwei Entwicklungen gekennzeichnet: die Fokussierung auf politische Rech- 
te in den späten 1990er und frühen 2000er Jahren sowie die Tatsache, dass sich 
den Kämpfen der Gewerkschaften, Menschenrechtsbewegung, Schüler_innen- 
und Studierendenorganisationen in den 2000er Jahren zumindest punktuellauch 
Menschen anschlossen, die bisher selten daran beteiligt waren - unorganisierte 
Jugendliche in den Städten und kleine Händler_innen, Polizeiangehörige in 
der Ausbildung, Richter, Personal des Außenministeriums (Harsch 2009: 275). 
Beide Entwicklungen schlagen sich unmittelbar in den ‘Brotrevolten’ und den 
Protesten „gegen das teure Leben“ nieder. 

Fragen politischer Rechte rückten im Lauf der 1990er Jahren stärker in den 
Vordergrund; die 1989 gegründete Menschenrechtsorganisation Mouverment 
burkinabe des droits de l’homme et des peuples (MBDHP) wurde eine bedeuten- 
de außerparlamentarische politische Kraft. Gegenwärtig ist der MBDHP die 
zweitgrößte Organisation innerhalb der CCVC und ihr Vorsitzender, Chry- 
sogone Zougmore, der Vizepräsident des Bündnisses. Meinungs-, Presse- und 
Versammlungsfreiheit, der Kampf gegen die Straflosigkeit und gegen das „Ver- 
schwindenlassen“ politischer Gegner_innen wurden zentrale Themen - nicht 
nur für den MBDHP, sondern auch für die Schüler_innen und Studierenden- 
bewegung. 1990 wurde Dabo Boukary, ein Aktivist der Studierendenbewegung, 
von Sicherheitskräften zu Tode gefoltert. Erst im Zuge eines Studierendenstreiks 
1997 gaben die Behörden seinen Tod zu (Chouli 2012: 133). Die Ermordungdes 
regimekritischen Journalisten Norbert Zongo im Dezember 1998 führte zu den 
bis dahin größten Demonstrationen gegen die Straflosigkeit und zur Gründung 
des „Kollektivs demokratischer Massenorganisationen und politischer Partei- 
en“ (Collectif d’organisations democratiques de masse et de partis politiques), kurz 
„Kollektiv“ genannt. Die CCVC konnte 2008 nur deshalb unmittelbar im An- 
schluss an die Hungerrevolten’ gegründet werden und innerhalb kurzer Zeit zu 
Generalstreiks und großen Demonstrationen mobilisieren, weil sie direkt auf 


9 Das erste Strukturanpassungsprogramm für Burkina Faso, das Programme de facilite 
dajustement structurel renforce, lief von 1991-1993, das zweite von 1994-1996 und das 
dritte von 1997-1999. Seit 2000 legt Burkina Faso im Zuge der HIPC-Initiative Strate- 
giepapiere zur Armutsreduzierung (Poverty Reduction Strategie Papers, PRSP) vor. 
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das „Kollektiv“ aufbaute.!? Die meisten Organisationen, die sich in der CCVC 
zusammenschlossen, arbeiteten im „Kollektiv“ bereits fast zehn Jahre zusammen. 
Die beiden Allianzen, die derzeit mit großen personellen und institutionellen 
Überschneidungen parallel weiter bestehen, unterscheiden sich dahingehend, dass 
in den Protesten „gegen das teure Leben“ die Gewerkschaften die Federführung 
haben, während im „Kollektiv“ die Menschenrechtsbewegung die treibende Kraft 
bildet. Außerdem sind in der CCVC politische Parteien ausgeschlossen. Dies sei 
eine bewusste Entscheidung gewesen, so führende Aktivisten des Bündnisses; 
man habe nicht riskieren wollen, dass Parteipolitiker_innen die CCVC für in- 
dividuelle Machtinteressen und politische Ambitionen missbrauchen könnten." 

Gegenwärtigstehen mit den hohen Lebenshaltungskosten sozioökonomische 
Themen an erster Stelle auf der Agenda der Protestakteure. Die Kämpfe für 
politische Rechte werden damit in Burkina Faso aber weder verdrängt noch 
obsolet; die Menschenrechtsbewegung und ihre Forderungen sind eng mit den 
Protesten „gegen das teure Leben“ verknüpft. Diese Verknüpfungerfolgt diskursiv 
und auf der Ebene der beteiligten Akteure: Unter dem Slogan „gegen das teure 
Leben“ werden die hohen Lebenshaltungskosten als Menschenrechtsthema ge- 
rahmt (vgl. Engels 2012); und neben dem MBDHP sind auch zahlreiche andere 
bedeutende Gruppen der burkinischen Bürgerrechts- und Demokratiebewegung 
aktivander CCVC beteiligt, etwa das Reseau National de Lutte Anti-Corruption 
(REN-LAC), die Journalist_innen-Vereinigung Association des Journalistes du 
Burkina (AJB) und die Grundrechtsorganisation Antenne Social Alert Burkina 
(ASAB). Im Jahr 2011 wurde deutlich, wie aktuell Fragen von Straflosigkeit 
und Willkür der Sicherheitskräfte in Burkina Faso nach wie vor sind, als der 
Schüler Justin Zongo (nicht verwandt mit dem Journalisten Norbert Zongo) im 
Februar in Gewahrsam der Gendarmerie in der Stadt Koudougou ums Leben 
kam - und Regierungsvertreter zunächst behaupteten, der junge Mann sei an 
Meningitis gestorben (vgl. CNP 2011). Den massiven Protesten der Schüler_in- 
nenin Koudougou schlossen sich binnen weniger Tage landesweit Schüler_innen, 
Studierende und andere Gruppen an. Die Ereignisse vom Februar wurden zum 
Auslöser einer politischen Krise in Burkina Faso, im Zuge derer es zu Großde- 
monstrationen nicht nur der Schüler_innen und Studierenden, sondern ebenso 
der CCVC und von Händler_innen sowie zu Meutereien in Polizei und Militär 
kam. Erst nach der Auflösung der Regierung und der Entlassung des Premi- 
erministers im April 2011 gelang es Präsident Compaor£, Militär und Polizei 


10 Interviews CCVC, Ouagadougou, 16.11.2011 und 3.12.2011 und „Kollektiv“, Kou- 
dougou, 8.12.2011. 


11 Interviews CCVC, Ouagadougou, 16.11.2011 und „Kollektiv“, Koudougou, 8.12.2011. 
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weitgehend wieder unter seine Kontrolle zu bringen. Die neue Regierung unter 
Premierminister Luc-Adolphe Tia zeigt sich der CCVC und den Gewerkschaften 
gegenüber deutlich gesprächs- und kompromissbereiter. 


„Hunger, Armut, Imperialismus” - 
Proteste gegen Strukturanpassungen 


Die Proteste „gegen das teure Leben“ beziehen sich nicht nur auf die in jüngs- 
ter Zeit stark gestiegenen Lebensmittelpreise. In der Argumentation der in der 
CCVC zusammengeschlossenen Organisationen sind zwei Ursachenanalysen 
hinsichtlich der Frage der Lebenshaltungskosten zentral. „Das teure Leben“ 
sei einerseits vor allem ein Problem der Schere zwischen Preisen und verfügba- 
rem Einkommen, denn den rasant steigenden Lebenshaltungskosten stünden 
stagnierende oder nur geringfügig steigende Löhne und Gehälter gegenüber. 
Deren Erhöhungen müssten weit über das übliche Maß hinaus gehen, um den 
Preisanstieg auszugleichen, fordern die Gewerkschaften (vgl. CGT-B 2011: 104, 
Interview Gewerkschaften, Ouagadougou, 2.9.2012). Andererseits seien die durch 
Privatisierung und strukturelle Unterfinanzierung steigenden Kosten für soziale 
Grundversorgung, insbesondere für Bildung, eine zentrale Ursache für „das 
teure Leben“. Bei steigenden Preisen und stagnierenden Einkommen würden 
den Familien erst recht keine Mittel für Schulbücher und die weiterführende 
oder universitäre Ausbildung der Kinder bleiben.'” 

Die aktuellen Proteste „gegen das teure Leben“ schließen an die „Austeritäts- 
proteste“ der frühen 1990er Jahre an. Mit Verweis auf die gewerkschaftlichen 
Kämpfe gegen Marktliberalisierung und Privatisierung in der ersten Phase der 
Strukturanpassungerklärt ein Gewerkschaftsfunktionär: „Wir haben das schon 
damals gesagt: FMI [fonds monetaire international, IWF], das bedeutet famine, 
misere,imperialisme |[Hunger, Armut, Imperialismus]!“ (Interview, Ouagadougou, 
2.9.2012, meine Übersetzung). Die aktuellen hohen Lebenshaltungskosten 
führen die Protestakteure ursächlich auf die Strukturanpassungsmaßnahmen 
zurück. Die umfangreichen Kürzungen der öffentlichen Ausgaben sowie die 
Privatisierungen der staatseigenen Unternehmen hätten zu Arbeitslosigkeit und 
sinkendem Lohnniveau geführt (vgl. auch EI 2009), während die Privatisierung 
und Kommodifizierung im Bildungs- und Gesundheitsbereich gleichzeitig die 
Lebenshaltungskosten weiter in die Höhe trieben. Die Strukturanpassung, argu- 


12 Interviews Gewerkschaften, Ouagadougou, 10.11.2011; Frauenorganisation, Oua- 
gadougou, 18.11.2011; Berufsverband, Ouagadougou, 20.11.2011; Gewerkschaften, 
Menschenrechtsorganisationen, Studierendenbewegung, Bobo-Dioulasso, 25.11.2011. 
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mentieren Aktivist_innen unterschiedlicher Organisationen, sei der Ursprung 
des „teuren Lebens“.'? Die Abwertungdes Franc CFA"“, die im Januar 1994 unter 
Druck desIWF erfolgte, habe die Kaufkraft zusätzlich nachhaltig geschwächt." 
Die hohen Lebenshaltungskosten seien „die Folge der politischen und ökonomi- 
schen Entscheidungen der IV. Republik, aufgezwungen von den internationalen 
Mächten und ihren Finanzinstitutionen‘“, heißt es in der Gründungserklärungder 
CCVC: „So lange die Regierung Compaor£ weiter unter dem Diktat des IWF 
und der Weltbank arbeitet, wird sich die Armut der burkinischen Bevölkerung 
weiter verschärfen.“'° Der zentrale Forderungskatalog des Bündnisses umfasst 
dementsprechend die Forderungen nach einem Ende der Liberalisierungs- und 
Privatisierungsmaßnahmen, die Nicht-Unterzeichnung der EPAs’” sowie die 
Einführung eines Arbeitslosengelds „insbesondere für die Arbeiter, die Opfer 
der Strukturanpassungsprogramme geworden sind“ (Plate Forme d’Action de la 
CCVG, 12.3.2008, meine Übersetzung). 

Der Forderungskatalogder CCVC weist die Proteste „gegen das teure Leben“ 
als gewerkschaftliche Kämpfe aus, deren Hauptklientel die urbane Mittelschicht 
ist, insbesondere die Angestellten des öffentlichen Dienstes, die größte Gruppe 
innerhalb der burkinischen Gewerkschaften. So lautet die erste Forderung, noch 
vor der Forderung nach Preiskontrollen für Grundnahrungsmittel: „Erhöhung 
der Gehälter, der Pensionen aller Staatsbediensteten und Arbeiter in Privatbetrie- 
ben, entsprechend der Lebenshaltungskosten“ (ebd., meine Übersetzung). Auch 
von den Erfolgen der Kämpfe „gegen das teure Leben“ wie Lohnerhöhungen im 
öffentlichen Dienst, der Aussetzung der kommunalen Entwicklungssteuer und 
der Reduzierung der Lohnsteuer profitiert letztlich nur eine Minderheit der 
burkinischen Bevölkerung direkt. Über drei Viertel der Menschen in Burkina 
Faso leben von der kleinbäuerlichen Landwirtschaft und Tierhaltung, und die 
meisten von ihnen verfügen weder über ein Einkommen aus abhängiger Beschäf- 
tigung noch über ein motorbetriebenes Fahrzeug, so dass sie die betreffenden 


13 Interviews CCVC, Gewerkschaften, Studierendenbewegung, Bobo-Dioulasso, 25.11.2011 
und Koudougou, 8.12.2011, Jugendverband, Ouahigouya, 1.9.2012. 

14 Der Franc CFA ist die gemeinsame Währung der Westafrikanischen Wirtschafts- und 
Währungsunion und war seit seiner Einführung durch die Ratifizierung des Bretton- 
Woods-Abkommens 1945 mit einem festen Wechselkurs an den französischen Franc 
gekoppelt. Im Januar 1994 wurde er um 50 Prozent abgewertet. Gegenwärtig liegt der 
feste Kurs bei 1 Euro = 655,957 Franc CFA. 

15 Interviews Gewerkschaften, Ouagadougou, 1.12.2011; CCVC, Koudougou, 8.12.2011 


16 CCVC, De la creation d’une CVCC au Burkina Faso, Ouagadougou, März 2008, S. 2, 


meine Übersetzung 


17 Economic Partnership Agreements, Abkommen zwischen der EU und den Staaten in 
Afrika, der Karibik und dem Südpazifik über Freihandelszonen 
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Steuern ohnchin nicht zu zahlen haben. Tatsächlich verfügen die burkinischen 
Gewerkschaften über wenig Unterstützung im bäuerlichen Spektrum (Maccatory 
et al. 2010: 359). Demgegenüber spielt die Überlegung, wie das Gros der nicht- 
gewerkschaftlich organisierten Prekarisierten erreicht werden kann, durchaus eine 
Rolle. Beieiner Bevölkerung von über 16 Millionen Menschen hat der öffentliche 
Sektor in Burkina Faso nach Gewerkschaftsschätzung weniger als 150.000 ange- 
stellte Beschäftigte, die Privatwirtschaft etwa eine halbe Million. „Auch deshalb 
haben wir die CCVC gegründet“, so ein Gewerkschaftsfunktionär (Interview, 
Ouagadougou, 2.9.2012, meine Übersetzung). Doch auch in den anderen an 
dem Bündnis beteiligten Gruppen sind mehrheitlich lohnabhängig Beschäftigte, 
Mittelschichtsangehörige, Schüler_innen und Studierende organisiert. 

Die ‘Hungeraufstände’, die der Anlass für die Gründung der „Koalition gegen 
das teure Leben“ waren, waren hingegen spontane Aktionen jener, die in den 
Gewerkschaften und andere Organisationen seltener vertreten sind: überwiegend 
junge Menschen, die sich ohne ‘reguläre’ Erwerbsarbeit durchzuschlagen versu- 
chen. Spontane riots sind schon im Zuge früherer Konflikte in das gesellschaft- 
liche Protestrepertoire'* in Burkina Faso eingegangen - beispielsweise 2006, als 
Jugendliche in Ouagadougou auf diese Weise die Einführung einer Helmpflicht 
für Mopeds und Motorräder verhinderten (vgl. Chouli 2012: 134). Die Hunger- 
aufstände’ vom Februar 2008 waren nicht von den Gewerkschaften oder anderen 
zivilgesellschaftlichen Gruppen organisiert worden und kamen für viele ihrer 
Funktionär_innen sogar überraschend.'? Zwar konnten die Gewerkschaften 
das Thema unmittelbar besetzen und erfolgreich unter dem Slogan „gegen das 
teure Leben“ mobilisieren. Kleine Händler_innen, ebenfalls Hauptakteure bei 
den ‘Hungeraufstände’, schlossen sich den Protesten der CCVC teilweise an. 
Die Basis der Proteste „gegen das teure Leben“ geht damit über jene bisheriger 
sozialer Kämpfe hinaus. Es ist den Gewerkschaften und anderen Organisationen 
insgesamt aber kaum gelungen, über die Proteste die zahlreichen erwerbslosen und 
im informellen Sektor tätigen Jugendlichen systematisch in die Mobilisierung 
einzubeziehen. Hinzu kommt, dass mit Kebayina zwar ein starker Frauenver- 
band in dem Bündnis vertreten ist, die anderen beteiligten Organisationen aber 
weitgehend männlich dominiert sind - obwohl Frauen von dem gestiegenen 
Nahrungsmittelpreisen ganz besonders betroffen sind. 


18 Gesellschaften verfügen über Traditionen, Riten und routinierte Handlungsweisen, wie 
sie kollektive politische Auseinandersetzungen führen. Der Begriff des Protestrepertoires 
bezicht sich auf diese Formen kollektiven Handelns, die in der politischen Kultur einer 


Gesellschaft eingeschrieben sind (vgl. Tarrow 1998: 20; Taylor/van Dyke 2004). 


19 Interviews Gewerkschaften, Ouagadougou, 10.11.2011; Gewerkschaften, Menschen- 
rechts- und Studierendenbewegung, Bobo-Dioulasso, 25.11.2011 
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Spontane riots, die meistvon wenigorganisierten städtischen Gruppen getragen 
werden, und Proteste stärker institutionalisierter Akteure wie der Gewerkschaften 
stellen unterschiedliche Protestformen dar, die oft über eine unterschiedliche 
soziale Basis verfügen. Sie sind jedoch nicht als unabhängig von- oder konkurrie- 
rend zueinander, sondern als miteinander verknüpft und einander ergänzend zu 
schen. Für die Gewerkschaften und andere Organisationen in Burkina Faso waren 
die Hungeraufstände’ vom Februar 2008 ein Anlass, den sie zur Mobilisierung 
nutzen konnten. Sie schlossen damit sowohl inhaltlich als auch institutionell 
unmittelbar an vorherige Auseinandersetzungen an - inhaltlich vor allem an 
gewerkschaftliche Kämpfe sowie an Proteste gegen die Folgen der Strukturan- 
passungsmaßnahmen; institutionell, indem sie mit der Gründung der CCVC 
auf das durch das „Kollektiv“ bestehende Netzwerk aufbauten. 


Schlussbemerkung 


Natürlich ist es kein Zufall, dass 2008 und 2011, als die Nahrungsmittelpreise 
weltweit ihre bisherigen Höhepunkte erreichten, in zahlreichen Städten des 
globalen Südens ‘Brotrevolten’ stattfanden. Die Preiskrise entspringt dem Ge- 
flecht globaler politisch-ökonomischer Strukturen, und die Proteste gegen den 
Preisanstieg sind vor dem Hintergrund dieser Strukturen zu schen - ohne dass 
globale Krisen und Strukturen deshalb notwendigerweise lokale soziale Kämpfe 
herbeiführen. Denn es ist auch kein Zufall, dass mancherorts in Afrika wie in 
Burkina Faso und Kamerun ‘Hungeraufstände’ und intensive Proteste gegen 
hohe Preise stattfanden und anderenorts wie in Äthiopien und Benin kaum - 
obwohl diese Länder von der Nahrungsmittelpreiskrise genauso betroffen sind. 
Andauernde Proteste im Zuge von Preiskrisen sind dort wahrscheinlich, wo 
wie in Burkina Faso starke soziale Bewegungen und organisierte Protestakteure 
bestehen, die aufbauend aufErfahrungen und Netzwerke aus früheren Kämpfen 
im Fall steigender Preise mobilisieren können. In Burkina Faso - und ebenso in 
vielen anderen afrikanischen Staaten - spielten die Gewerkschaften dabei eine 
zentrale Rolle. 

Der Anstieg der Lebensmittelpreise bietet ein besonderes Potenzial für um- 
fassende Mobilisierung, weil er große Teile der Bevölkerung in ähnlicher Weise 
betrifft. Für die ärmsten Schichten hat der Preisanstieg Existenz bedrohende Wir- 
kung (vgl. Mission Conjointe Gouvernement et al. 2008), für die Mittelschichten 
verstärkt er die relative Deprivation. Die Proteste gegen die hohen Preise waren 
deshalb nicht wie andere Mobilisierungen auf ein relativ kleines Bevölkerungs- 
segmentbeschränkt, wenngleich an unterschiedlichen Protestformen (Hungerre- 
volten’, gewerkschaftliche Demonstrationen) unterschiedliche Gruppen beteiligt 
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waren. Und das Mobilisierungspotenzial ist noch nicht erschöpft: Insbesondere 
Frauen und ländliche Bevölkerung sind bisher wenig am kollektiven Handeln 
in den Auseinandersetzungen um die hohen Preise beteiligt. Um sie und ihre 
Interessen stärker einzubinden, müssten sich die bestehenden Bündnisse über 
den Kreis der aus anderen Kämpfen miteinander vertrauten Akteure hinaus auch 
Organisationen wie denen von Kleinbäuerinnen und Kleinbauern öffnen. Hierin 
bestünde nicht nur Chance, die soziale Basis der Proteste zu vergrößern, sondern 
auch, an die in vielen anderen Fällen schr erfolgreichen frames „Menschenrecht 
auf Nahrung“ und „Ernährungssouveränität“ anzuknüpfen. 

Politischer Protest ist ein kontextabhängiges Phänomen, und seinen Kontext 
bilden übergreifende politisch-ökonomische Strukturen ebenso wie spezifische 
politisch-historische, institutionelle und sozialstrukturelle Faktoren auf nati- 
onaler und lokaler Ebene. Die globale Nahrungsmittelpreiskrise erklärt zwar 
vordergründig das Auftreten ähnlicher Proteste an unterschiedlichen Orten 
im Globalen Süden innerhalb kurzer Zeit; wie diese Proteste ausfallen, welche 
Protestformen zu beobachten sind, welche Akteure beteiligt sind, inwiefern die 
Proteste sich verstetigen und wie erfolgreich sie sind, ist hingegen fallspezifisch 
zu erklären. Proteste gegen hohe Lebenshaltungskosten sind Teil der jeweiligen 
Geschichte sozialer Kämpfe, eingebunden in lokale und nationale gesellschaft- 
lich-politische Verhältnisse. Entsprechend lassen sich die "Hungeraufstände’ 
und Proteste gegen hohe Preise zugleich als Teil spezifischer sozialer Kämpfe 
im nationalstaatlichen Kontext und als Widerstand gegen das aktuelle globale 
Nahrungsmittelregime lesen. 
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Mit Rap zur Revolte: Die Bewegung Y’en a marre 


Einleitung 


Im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen im Februar 2012 kam es im Senegal zu 
Massenprotesten gegen die erneute Kandidatur des damaligen Präsidenten Ab- 
doulaye Wade. Wade kandidierte zum dritten Mal für das Amt des Präsidenten, 
obwohl die senegalesische Verfassung die Amtszeit auf zwei Legislaturperioden 
beschränkt. Ein zentraler Träger dieser Proteste war die Bewegung Yen a marre 
(„Wir haben die Schnauze voll“)'. Ihr gelang es insbesondere die Jugend des 
Landes hinter sich zu versammeln und Tausende für ihre Protestaktionen zu 
mobilisieren. Zusätzlich zu Demonstrationen, Sit-Ins, Protestkonzerten und 
Straßenblockaden organisierte Yen a marre Informations- und Sensibilisie- 
rungskampagnen, um die Jugend zu einer Beteiligung an den bevorstehenden 
Wahlen aufzurufen. Letztendlich konnte Wades dritte Kandidatur zwar nicht 
verhindert werden; er verlor jedoch, auch dank einer starken Beteiligung junger 
WählerInnen, im zweiten Wahlgangim März 2012 gegen den Oppositionskan- 
didaten Macky Sall. 

Gewaltsame Ausschreitungen und Massendemonstrationen im Vorfeld von 
Präsidentschaftswahlen sind ein neues Phänomen im Senegal. Die Regimewechsel 
waren seit der Unabhängigkeit 1960 friedlich verlaufen. Auf der Suche nach 
Erklärungen für den Erfolg von Yen a marre interpretierten viele JournalistIn- 
nen in den europäischen Medien die Bewegung als Fortsetzung des „arabischen 
Frühlings“ (etwa Gierczynski-Bocande 2011, Johnson 2012). Dieser Erklärungs- 
versuch wirkt angesichts der schr unterschiedlichen politischen Voraussetzungen 
im Senegal und den nordafrikanischen Ländern jedoch weit hergeholt. Ye a 
marre kämpfte nicht dafür einen jahrelangan der Macht gewesenen Diktator zu 
stürzen, sondern dagegen, dass ein demokratisch gewählter Präsident sich für eine 
dritte Amtszeit bewarb. Auch in den öffentlichen Äußerungen der Bewegung 
finden sich bei Y'en a marre, im Gegensatz zu europäischen Bewegungen wie 
den Indignadös in Spanien, kaum Referenzen auf den „arabischen Frühling“. 


l In Anlehnung an den gleichbedeutenden französischen Ausdruck „on en a marre“. 
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Die mediale Berichterstattungüber Yen a marre weicht zwar von dem weit ver- 
breiteten Muster, Proteste und soziale Bewegungen in Afrika hauptsächlich auf 
Armut und Hunger zurückzuführen (vgl. kritisch: Brandes und Engels 2011: 1), 
ab; Yen amarre als eine Fortsetzung des arabischen Frühlings zu interpretieren, 
ist jedoch ebenso unbefriedigend. 

Dieser Artikel entwirft eine alternative Erklärung für die gelungene Mobili- 
sierung durch Yen amarre. Im Zentrum steht dabei die Frage, wie Yen amarre 
die senegalesische Jugend? erfolgreich zu unterschiedlichen Protestformen zu 
mobilisieren in der Lage war. Ich gebe zunächst einen kurzen Überblick über 
die Entwicklung von Yen a marre von ihrer Gründung bis zur Abwahl Abdou- 
laye Wades. Dabei werden die wichtigsten Protestereignisse, ihre Forderungen 
und Strategien sowie der Kontext der Proteste dargestellt. Daran anschließend 
zeige ich, welche Argumente, Deutungen und Bedeutungszuschreibungen die 
Bewegung genutzt hat, um für ihre Proteste zu mobilisieren und erkläre, warum 
diese Strategie erfolgreich war. Abschließend wende ich mich den von Yen a 
marre genutzten Ressourcen zu und gehe insbesondere darauf ein, wie es Yen a 
marre gelungen ist, ihren Mangelan finanziellen Ressourcen auszugleichen. Drei 
Faktoren waren zentral für die gelungene Mobilisierung: Erstens verknüpfte Y'en 
amarre ihre Kritik an der dritten Kandidatur von Wade mit einer Kritik an den 
prekären Lebensverhältnissen und griff so die alltäglichen Probleme der Jugend 
auf. Zweitens gelang es Yen a marre ihren Protest als konstruktiv zu präsentie- 
ren und gängige negative Stereotype über die Jugend und Hip-Hop-Bewegung 
zu widerlegen. Drittens nutze Y'en a marre die Hip-Hop-Bewegung und den 
Rap strategisch klug als kulturelle Ressourcen um ihre Botschaft zu verbreiten 
und Unterstützerlnnen zu mobilisieren. Ich stütze mich bei der Analyse der 
gelungenen Mobilisierungvon Yen a marre auf Berichte der senegalesischen und 
internationalen Presse sowie auf zwölfInterviews, die ich mit Aktivisten von Yen 
a marre, darunter auch dem Anführer der Bewegung Fadel Barro durchgeführt 
habe und zusätzlich auf drei Experteninterviews. Alle Interviews fanden im 
Februar und März 2012 in Dakar statt.’ 


2 DerBegriff Jugend bezeichnet hier entsprechend einer in der Literatur gängigen Definition 
die Gruppe der 14-bis 35-Jährigen (Abbink 2005: 6). Ich begreife Jugend aber auch als eine 
sozial konstruierte Kategorie. Demnach bestimmen auch die sozialen Lebensumstände 
einer Person ihre Zugehörigkeit zur Jugend. Die Lebenssituation der Jugend zeichnet sich 
dadurch aus, dass sie ihre Ausbildung noch nicht abgeschlossen hat, keinen Job hat und 


nicht in der Lage ist, eine eigene Familie zu gründen (ebd.: 5). 


3 Ichdanke allen Interviewpartnern sehr herzlich für ihre Offenheit und Gesprächsbereit- 
schaft sowie dem Büro der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Dakar für die Unterstützung. 


Mit Rap zur Revolte: Die Bewegung Y'en a marre 25 
Anfangszeiten 


Y’en a marre wurde am 18. Januar 2011 von dem Journalisten Fadel Barro und 
den Rappern Thiat, Kilifeu, Simon und Fou Malade gegründet.‘ Die Gründung 
war zunächst eine spontane Reaktion der fünfSchulfreunde als Protest gegen die 
stundenlangen Stromausfälle, die zu dieser Zeit in Dakar zum Alltaggehörten. 
Daher auch der Name: Y'en a marre - „Wir haben die Schnauze voll“ von den 
Stromausfällen. Die Presseerklärung, in der siedie Gründungder Gruppe bekannt 
gaben, stieß auf viel positive Resonanz sowohl in den Medien als auch in der 
Hip-Hop-Szene. Weitere KünstlerInnen schlossen sich ihnen an, und Anfang 
März 2011 veröffentlichte Yen a marre einen umfangreichen Beschwerdebricf, 
in dem die AktivistInnen Wades Regierungbeschuldigen, die Grundbedürfnisse 
der BürgerInnen nicht zu befriedigen: Yen amarre - „Wir haben die Schnauze 
voll“ nicht mehr nur von den Stromausfälle, sondern auch von den steigenden 
Lebenshaltungskosten, hoher Jugendarbeitslosigkeit, der Krise im Bildungssektor, 
den Überschwemmungen in den Banlieues und der schlechten Gesundheitsver- 
sorgung (Y’en amarre 2011). Die Anklageschrift ließen sie bei kleinen Demons- 
trationen in den Banlieues von Dakar von EinwohnerInnen unterschreiben und 
legten sie schließlich symbolisch am 19. März auf der Place de l’Obelisque‘ im 
Zentrum von Dakar nieder (Man& 2011). Der 19. März ist ein senegalesischer 
Feiertag anlässlich des friedlichen und demokratischen Machtwechsels im Jahr 
2000. In diesem Jahr gewann Abdoulaye Wade die Wahlen gegen den damali- 
gen Präsidenten Abdou Diouf und beendete so die 40-jährige Herrschaft der 
sozialistischen Partei im Senegal.’ 

Anlässlich der symbolischen Niederlegung der „Tausend Beschwerden gegen 
die Regierung“ riefen die Gründer von Yen a marre zur ersten öffentlichen Ver- 
sammlung auf der Place de l’Obelisque auf, an der mehrere tausend Menschen 


4  Ichnutze wie im Diskurs über Yen a marre üblich die Künstlernamen der Rapper. Ihiats 
bürgerlicher Name ist Cheick Oumar Cyrille Toure, Mbess Seck tritt als Kilifeu auf, 
Simon Mohammed Kouka als Simon und Malal Talla als Fou Malade. 


5 Bekannte Rapper, die sich Yen a marre anschlossen, waren beispielsweise Djily Aidara 


alias Baghdad, Cheikh Sene alias Keyti oder Makthar Fall alias Xuman. 


6 Die Place de l’Obelisque ist ein Platz im Zentrum von Dakar, der im Laufe der Proteste 
zum symbolischen Ort des Widerstandes wurde, nachdem Y’en a marre wiederholt auf 
diesem Platz ihre Versammlungen abgehalten hatte. 


7  Diesozialistische Partei PS regierte Senegal seit der Unabhängigkeit von Frankreich 1960. 
Erster Präsident war Leopold Sedar Senghor, der 1980 abdankte und das Amt an Abdou 
Diouf übergab. Bis in die 1970er Jahre war Senegal faktisch ein Einparteienstaat. 1974 
ließ Senghor die Oppositionspartei PDS von Abdoulaye Wade zu und leitete damit eine 


Liberalisierung des politischen Systems ein. 
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teilnahmen. In diesem Zusammenhang stellten sie auch ihren neuen Slogan 
Nouveau Type de Senegalais (NTS - ein neuer Typ von Senegalese) vor. Dieser 
Slogan basiert aufder Annahme, dass ein weitreichender Wandel nicht nur durch 
einen neuen Präsidenten zu erreichen sei, sondern darüber hinaus auch jede/r 
Einzelne das individuelle Verhalten ändern müsse: „Wir haben die Schnauze voll 
von uns selber, ständig resigniert, ohne uns um die Zukunft unserer Gemeinschaft zu 
kümmern“ (Y’en amarre 2011). Die Gruppe forderte ihre UnterstützerInnen auf, 
den Fatalismus zu überwinden, Verantwortungzu übernehmen und unabhängig 
von politischen Parteien für Verbesserungen zu kämpfen (Prause/Sylla 2012: 4). 
Einen Monat später, am 15. April 2011, startete Yen a marre ihre neue Kam- 
pagne Daas Fanaanal bzw. Ma carte, mon arme‘, mit der sie die Jugend dazu 
aufrief, sich für die Präsidentschaftswahlen 2012 als WählerInnen registrieren 
zu lassen. Im Zentrum der Kampagne standen Rapkonzerte, welche die in der 
Bewegung engagierten Hip-Hop-KünstlerInnen nutzten, um die Jugend für 
die Wahlen zu sensibilisieren. Yen a marre knüpfte mit dieser Strategie an das 
Engagement der senegalesischen Hip-Hop-Szene im Jahr 2000 an. Damals hatten 
Hip-Hop-KünstlerInnen ebenfalls mittels Konzerten, Aufrufen und kritischen 
Liedtexten die Jugend dazu mobilisiert, zur Wahlzu gehen und für den damaligen 
Hoffnungsträger der Opposition, Abdoulaye Wade, zu stimmen. Obwohl der 
Einfluss des Engagements der Hip-Hop-Szene schwer zu messen ist, halten viele 
BeobachterInnen es für einen Schlüsselfaktor, der den Sieg von Wade bei den 
Präsidentschaftswahlen im Jahr 2000 begünstigte (vgl. Kuenzler 2007). 
Während der Kampagne Daas Fanaanalkam es am 23. Juni 2011 zu Protesten, 
die für die Bewegung zu einem wichtigen Wendepunkt wurden. Abdoulaye Wade 
versuchte an diesem Tageinen Gesetzentwurfdurch die Nationalversammlungzu 
bringen, der ihm die Wiederwahl mit nur 25 Prozent der Stimmen ermöglichen 
sowie das Amt des Vizepräsidenten einführen sollte - ein Posten, der vermutlich 
für seinen Sohn Karim Wade vorgesehen war. Dieses Vorhaben löste die größten 
Proteste im Senegal seit den 1980er Jahren aus. Die Proteste am 23. Juni wurden 
nicht von Yen a marre allein getragen; mobilisiert hatte eine große Koalition 
aus Oppositionsparteien, Gewerkschaften undzivilgesellschaftlichen Akteuren. 
Diese Koalition schloss sich unter dem Namen Mouvement des forces vives du 23 
Juin (Bewegung der lebendigen Kräfte des 23 Juni) auch M23 genannt, zusam- 
men. Sie kämpfte ebenso wie Yen a marre nach dem 23. Juni gegen die dritte 
Kandidatur von Wade. Am Ende des Tages musste Wade seinen Gesetzentwurf 


8 Daas Fanaanal (Wolof) bedeutet eigentlich ‘eine Waffe schärfen, um sie am nächsten 
Tag zu nutzen‘. Yen a marre benutzt diesen Ausdruck bildlich für ‘sich bereit machen’. 
Im Französischen verwenden sie im Rahmen der Kampagne den Slogan „Ma carte, mon 
arme“ („Mein Wahlzettel, meine Waffe“). 
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aufgrund der starken Proteste zurückzichen - ein Erfolg, der nicht nur, aber auch 
der Bewegung Yen a marre zugeschrieben wurde. 

Der 23. Juni markierte den Zeitpunkt der Radikalisierungder Bewegung (Ab- 
rahams 2011: 4). Im Anschluss an die Proteste verschärfte sich die Rhetorik der 
Sensibilisierungskampagne Daas Fanaanalund Y’en a marre stellte ihre Proteste 
explizit in den Kontext der erneuten Kandidatur des Präsidenten. Die Anführer 
der Bewegung drohten mit weiteren Protesten vergleichbar mit denen vom 23. 
Junifür den Fall, dass Wade erneutzur Wahlanträte. Dies stellte eine Abweichung 
von der bisherigen Strategie dar, eine weitere Amtszeit von Wade einfach durch 
eine massive Wahlbeteiligungder Jugend zu verhindern. Darüber hinaus griffen 
die AktivistInnen während der Proteste auf deutlich konfrontativere Taktiken 
als bis dahin zurück. Sie errichteten brennende Straßenblockaden, lieferten sich 
Gefechte mit den Sicherheitskräften und belagerten das Kommissariat, indem 
Thiat und Fou Malade festgehalten wurden, nachdem sie am Vortagdes 23. Junis 
wegen eines nicht genehmigten Sit-Ins verhaftet worden waren. 


Vor der Wahl 


Bis zu der Bekanntgabe der Entscheidung des Verfassungsgerichtes am 27. Januar 
2012, das die erneute Kandidatur Wades als rechtmäßig bestätigte, führte Yen 
amarre weitere Aktivitäten zur Sensibilisierung der Jugend im Hinblick auf die 
anstehenden Wahlen durch. Die AktivistInnen bemühten sich außerdem, durch 
weitere Konzerte, die Organisation von lokalen Diskussionsveranstaltungen in 
verschiedenen Stadtvierteln und direkte Gespräche mit AnwohnerInnen ihre Idee 
des NTS zu verbreiten und arbeiteten weiter am Aufbau ihrer Organisations- 
struktur. Die Initiatoren hatten bereits kurz nach der Gründungbegonnen, über 
persönliche Kontakte ein Netzwerk so genannter Esprits aufzubauen. Esprits sind 
lokale Gruppen, welche die Arbeit und Ideen von Yen a marre in ihrem jeweili- 
gen Stadtviertel oder ihrer jeweiligen Ortschaft vorantreiben sollen. Die Esprits 
mobilisierten nicht nur für die Großdemonstrationen, sondern organisierten 
auch autonom kleine Demonstrationen, öffentliche Diskussionsveranstaltungen 
und Konzerte. 

Kurz vor der Bekanntgabe der Entscheidung des Verfassungsgerichts ver- 
anstaltete Y’en a marre die Foire aux problemes (Messe der Probleme) auf der 
Place de l’Obelisque, wobei weniger die Wahlen denn die Kritik an den hohen 
Lebenshaltungskosten und die soziale Krise im Senegal generell im Vordergrund 
standen. Bei dieser Veranstaltungam 22. Januar 2012 stellten die Esprits aus allen 
Teilen des Landes die Probleme vor, mit denen sie lokal konfrontiert waren. An 
kleinen Ständen prangerten die AktivistInnen mittels Poster, Videos oder Vor- 
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trägen alltägliche Missstände wie die schlechten Studienbedingungen, steigende 
Nahrungsmittelpreise, die Überschwemmungen während der Regenzeit oder 
Probleme bei der Wasser- und Stromversorgung an. Außerdem fanden Diskus- 
sionsveranstaltungen, künstlerische Performances, Filmvorführungen und Rap- 
konzerte statt. Die Foire aux problemes zählte mehrere tausend TeilnehmerInnen. 
Die Entscheidung des Verfassungsgerichts, Wades dritte Kandidatur sei 
rechtmäßig,? löste weitere Massenproteste aus. Am 27. Januar, dem Tag der Ur- 
teilsverkündung, fand eine nicht genehmigte Protestveranstaltung von Yen a 
marre und dem M23 auf der Place de l!’Obelisque statt, zu der Tausende kamen 
und die nach einem gemeinsamen Freitagsgebet schließlich von Sicherheitskräften 
gewaltsam aufgelöst wurde. Einige Tage später folgten erneut tausende Menschen 
dem gemeinsamen Aufrufvon Yen amarreund dem M23 zu einer Versammlung, 
die diesmal zwar genehmigt, nach kurzer Zeit aber dennoch aufgelöst wurde. 
Während die im M23 organisierten Parteien und Präsidentschaftskandidaten 
mehr und mehr mit dem Wahlkampfbeschäftigt waren, versammelte Yen a marre 
seine AnhängerInnen am 11. und 12. Februar 2012 erneut zu einem Sit-In auf 
der Place de l’Obelisque. Dabei beschlossen die Protestierenden, den Platz diesmal 
dauerhaft besetzt zu halten. Die eine Woche später versuchte Platzbesetzung 
wurde jedoch durch die Sicherheitskräfte verhindert (Faye 17.02.12). Sie war die 
letzte große Protestveranstaltung von Yen a marre vor der Wahl am 25. März. 
Die Bewegung mobilisierte gleichwohl weiter für eine Beteiligungan der Wahl, 
wofür die beteiligten Rapper unter Anderem das Lied „Doggali“ (auf Wolof: 
„ihm den Rest geben“) aufnahmen, worin sie Abdoulaye Wade aufforderten seine 
bevorstehende Niederlage zu akzeptieren und endgültig abzutreten: 


Die Menschen legen ihre Hoffnungen in ihre Stimme 

Aber ihre Ernüchterung wird dazu führen, dass sie dich endgültig loswerden 
Also lass uns einen Moment innchalten und ihrem Leiden Gehör schenken 
Es ist hart da draußen und die Leute können es nicht länger ertragen. 

Sie schwitzen weiter, aber haben immer noch nichts zu essen 

Die Menschen legen ihre Hoffnung in ihre Stimme 

Aber die, die wir kennen, haben uns verraten 

Und wir werden alles von Beginn an neu aufbauen müssen 


9 Abdoulaye Wadc hatte bereits Anfang2011 bekannt gegeben, erneut als Präsident kandi- 
dieren zu wollen. Er begründete seine dritte Kandidatur damit, dass er die Beschränkung 
auf maximal zwei Amtszeiten für einen Präsidenten erst während seiner ersten Amtszeit 
eingeführt habe, er also das erste Mal gewählt worden sei, bevor die Beschränkung in 
Kraft trat und somit noch einmal antreten dürfe. Das Verfassungsgericht gab ihm am 
27. Januar Recht. Die Entscheidung war im Senegal hoch umstritten. 
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Wir wollen dich nicht mehr, du wirst den Zorn des Volkes spüren 
Dieses Land braucht neues Blut, es ist Zeit für dich zu gehen (Fou Malade et al. 2012)!" 


Macky Sall gewann die Stichwahl mit 65,8 Prozent der Stimmen. 


Protest gegen die prekären Lebensverhältnisse 


In einem Zeitraum von etwas mehr als einem Jahr ist es Yen a marre gelungen, 
immer wieder eine Vielzahlüberwiegend junger Menschen zu Demonstrationen, 
Besetzungen, Sit-Ins und öffentlichen Diskussionen sowie zur Stimmabgabe zu 
mobilisieren. Yen a marre war darin so erfolgreich, weil die Gruppe nicht nur 
die dritte - ihrer Auffassung nach - verfassungswidrige Kandidatur Wades als 
Problem identifizierte, sondern vor allem auch die schlechten Lebensbedingungen 
der Bevölkerung anprangerte. Die Gruppe griff damit die konkreten, vor allem 
ökonomischen Probleme auf, mit denen ein Großteil der Bevölkerung im Senegal 
alltäglich konfrontiert ist. Insbesondere die Jugend ist stark von Arbeitslosigkeit 
und prekären Lebensverhältnissen betroffen (vgl. Kasse 2011: 3; Benga 2001: 170). 
Mit der durch Arbeitslosigkeit verursachten ökonomischen Marginalisierung 
geht für junge Menschen zudem eine zunehmende soziale Marginalisierung 
einher, da soziale Anerkennung in der senegalesischen Gesellschaft engmit dem 
Einkommen verknüpft ist. Ein junger Erwachsener erreicht erst dann eine res- 
pektable soziale Position, wenn er in der Lage ist, seinen eigenen Lebensunterhalt 
zu verdienen. Das bedeutet nicht nur finanzielle Unabhängigkeit in Bezug auf 
die eigenen Person, sondern auch die Möglichkeit, die eigenen Eltern und Fa- 
milienangehörigen zu unterstützen (Ludl 2008: 104). Arbeitslosigkeit ist daher 
für die Jugendlichen eng mit dem Gefühl von persönlichem Versagen sowie 
fehlender familiärer und gesellschaftlicher Anerkennung verbunden. Selbst für 
die gut Ausgebildeten ist es schwierig eine feste Anstellungim Senegal zu finden. 

Entscheidend für die erfolgreiche Mobilisierung war, dass Yen a marre diese 
Situation der Jugend nicht nur als zentrales Problem angeprangerte, sondern 
das politische System und die politischen Eliten dafür verantwortlich machte. 
In diesem Sinne verkündete die Bewegung auf einem Flyer: „Wir haben’s satt, 


10 Das Lied ist im Original auf Wolof verfasst. Der Text wurde auf der Internetseite African 
Hip-Hop ins Englische übersetzt und von mir ins Deutsche übertragen: http://www. 
africanhiphop.com/featurestories/congratulations-senegal/(letzter Zugriff 06.09.2012). 
Der komplette Song im Original ist hier zu hören: http://soundcloud.com/yenamarre/ 
doggali (letzter Zugriff 06.09.2012). 
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die Elite, diese Politikerhunde, auf der Misere der Schwächsten reiten zu sehen und 
ein Volk zu verarschen, das ums Überleben kämpft“. 

Zentral in der Mobilisierung durch Yen a marre war die Darstellung der 
prekären Situation der Jugend als eine geteilte und gemeinsame Erfahrung der 
jungen Generation, die nicht auf persönliche Unzulänglichkeit, sondern auf die 
Misswirtschaft der politischen Eliten zurückzuführen sei. Durch diese Deutung 
wurden die marginalisierte Position und die fehlende Zukunftsperspektive zu 
einem wichtigen Element, das die Jugend in der Bewegung zusammenführte 
und es ihr trotz ihrer Heterogenität im Hinblick auf Klasse und Geschlecht 
erlaubte, sich als Gruppe wahrzunehmen. Indem Yen a marre die politischen 
Eliten für die Probleme verantwortlich macht, erscheinen die Missstände zudem 
als veränderbar und Protest gegen das Regime als sinnvolles Mittel, um eine Ver- 
besserung der allgemeinen und persönlichen Lebensumstände zu erreichen. Die 
Gruppe kontrastierte die Probleme des „einfachen Volkes“ mit dem luxuriösen 
Lebensstil der politischen Eliten und betonte aufdiese Weise die Ungerechtigkeit 
der aktuellen Situation. Durch diese Interpretation legitimierte Yen a marre 
ihre Proteste, wie ein Aktivist beschreibt: „Heute kaufen wir den Reis für 800 
Francs, aber Abdoulaye Wade kauft keinen Reis, ein Abgeordneter wie Doudou 
Ndoye kauft keinen Reis, und wir sind es, die ihr Benzin zahlen, die ihre Häuser 
zahlen, die ihren Söhnen die Ausbildung in Europa bezahlen. Es sind diese ganzen 
Motivationen die uns dazu gebracht haben, uns für Y'en a marre zu engagieren“ 
(Interview, Dakar, 06.03.2012). 

Y'en a marre konstruierte Abdoulaye Wade als persönlich Verantwortlichen 
für die prekären Lebensbedingungen der senegalesischen Jugend. Als Oppositi- 
onskämpfer war Wade lange Zeit ein Held der Jugend gewesen, und mit seinem 
Wahlsieg im Jahr 2000 waren dementsprechend große Hoffnungen verbunden, 
zumales sein zentrales Wahlversprechen war die Jugendarbeitslosigkeit zu senken. 
Als zwölf Jahre später die Arbeitslosigkeit nicht zurückgegangen war, waren 
Enttäuschung und Frustration groß, und Wade wurde zur Personifizierungeiner 
korrupten Elite, welche die Jugend verraten habe und ausschließlich ihre eigenen 
Interessen verfolge. 


11 „Marre de voir l’elite POLITICHIENNE surfer sur la misere des plus faibles, faire la 
nique A un peuple en survie“. Die VerfasserInnen nutzen ein Wortspiel, in dem sie das 
französische Wort ‘politicien’ (Politiker) zu ‘Politichienne’ (chienne: Hündin) machen. 
Dieses Wortspiel findet sich in vielen öffentlichen Äußerungen von Y’en a marre. Es ist 
zudem auch eine Referenz auf eine Sammlung politischer Hip-Hop-Songs, die im Jahr 
2000 unter dem Namen “Politichien’ erschien und auf der eine Reihe senegalesischer 
Künstler das politische Establishment kritisieren. 
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Y'en a marre stellte ihren Protest gleichzeitig als Kampf für die Demokratie 
sowie für eine konkrete Verbesserung der ökonomischen und sozialen Situation 
der Jugend dar. Damit gelang es der Gruppe, die Jugend der Mittelschicht, insbe- 
sondere Studierende, zu mobilisieren. Yen a marre erreichte mit dieser Botschaft 
aber auch jene Jugendlichen, die in besonders prekären Verhältnissen leben und 
oftmals im informellen Sektor ihr Geld verdienen. In Dakar organisierten sich 
beispielsweise die StraßenhändlerInnen in einem eigenen Esprit und beteiligten 
sich an Protestaktionen. 


Protest gegen die Regierung - nicht gegen die ältere Generation 


Die breite Mobilisierung junger Menschen konnte Yen amarre erreichen, weil die 
Gruppe sich als friedlich und am Allgemeinwohl interessiert darstellte. Hierüber 
wurde die Bewegung von der älteren Generation anerkannt und konnte auch 
Jugendliche mobilisieren, die politischem Protest zuvor skeptisch gegenüber 
standen. Trotz der demographischen Mehrheit der Jugend innerhalb der senega- 
lesischen Gesellschaft werden sowohl der öffentliche als auch der private Raum 
im Senegal von den älteren Generationen dominiert (Diouf 1996: 229). Offene 
Auflehnung und Widerspruch gegen die Älteren ist für junge Erwachsene mit 
hohen sozialen Risiken und Kosten verbunden (beispielsweise sind Jugendliche 
finanziell von den Familien abhängig). Entsprechend leichter ist es für Bewegun- 
gen, in großem Umfang junge Menschen zu mobilisieren, wenn sie ihren Protest 
nicht als Auflehnung gegenüber der älteren Generation darstellen, sondern als 
Einsatz für das Allgemeinwohl. 

Dies stellte für Y’en a marre eine besondere Herausforderung dar, dasowohl die 
Politik als auch die Gesellschaft im Senegal ein schr ambivalentes Verhältnis zur 
Jugend pflegen. Aufder einen Seite besteht ein positiver Diskurs über die Jugend, 
der diese als zukünftige Anführer und vitale Kraft für eine positive Entwicklung 
des Landes beschreibt (Diop 2008: 30). Aufder anderen Seite wird die Jugend oft 
als unreif, irrational und gewalttätig dargestellt, wenn sie für widerständige Politik 
mobilisiert. Besonders bekannt ist in diesem Zusammenhangeine Äußerungder 
ehemaligen Präsidenten Abdou Diouf geworden, der während des Wahlkampfes 
2000 von der „jeunesse malsaine“ — „der kranken Jugend“ - sprach (vgl. Kasse 
2011). Dieser Negativdiskurs über die Jugend wurde in Bezug auf Y’er a marre 
auch im Vorfeld der Wahlen 2012 von den PolitikerInnen der Regierungspartei 
in der Öffentlichkeit forciert. So bezeichnete beispielsweise der ehemalige Pre- 
mierminister Ousmane Ngom die versuchte Platzbesetzung von Yen a marre 
am 16. Februar 2012 als ein „Delikt von Landstreicherei“ und beschimpfte die 
AktivistInnen als „Vagabunden“ (Ndiaye 25.06.2012). 
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Sinnbildlich für die skeptische Einstellung der älteren Generation gegenüber 
den Aktionen der Jugend ist ein Kommentar des einflussreichen Imam von Ru- 
fusque, einem Vorort von Dakar, zu dem Protest am 23. Juni 2011, den mehrere 
senegalesische Print- und Onlinemedien veröffentlichten (etwa die Tageszeitung 
Le Quotidien und das Onlineportal Seneweb). Darin äußert Imam Tahirou Fall 
zwar Verständnis für die Anliegen der DemonstrantInnen, warnt aber gleich- 
zeitig vor einer „Anarchie auf den Straßen“ und wirft der Jugend aufgrund der 
gewaltsamen Ausschreitungen einen „Mangelan Bürgersinn“ vor. Er fordert von 
der Jugend ihre „Leidenschaft und Hass zu unterdrücken“ und stattdessen mit 
Vernunft und Disziplin vorzugehen (Imam Tahirou Fall, 06.07.2011). 

Für Yen a marre kommt zu einem gewissen Misstrauen, dass der Gruppe 
aufgrund ihres Status als Jugendbewegung entgegengebracht wird, erschwerend 
hinzu, dass die Bewegung eng mit dem Hip-Hop-Milieu verknüpft ist. Obwohl 
ein großer Teil der Hip-Hop-Bewegungseit ihren Anfängen in den 1980er Jahren 
politisch engagiert war und trotz der prominenten Rolle, welche die Rapper 
bei dem Machtwechsel im Jahr 2000 spielten, hält sich bis heute in der sene- 
galesischen Gesellschaft das Klischee des kiffenden, „saufenden‘“, faulen und 
gewalttätigen Rappers (Moulard-Kouka 2008: 60-61). Gerade bei den älteren 
Generationen, aber auch bei jenen jungen SenegalesInnen, die sich nicht mit 
der Hip-Hop-Bewegung identifizieren, stieß Yen a marre daher zu Beginn ihres 
Engagements auf großes Misstrauen. Der Aktivist Seydina berichtet von seiner 
Mobilisierungsarbeit: „Die Mehrheit von denen, die es abgelehnt haben sich zu 
beteiligen, haben nur die Rapper in der Bewegung gesehen. Und die Rapper sind für 
sie im Allgemeinen gewalttätige Menschen, die wirklich unangebrachte Vorschläge 
machen [...), sie haben die kritische Haltung der Rapper nicht gesehen.“ (Interview, 
13.03.2012, Dakar) 

Um diese negativen Stereotype zu widerlegen, inszenierten sich die Aktivis- 
tInnen als Vorreiter des von ihnen mit dem Slogan Nouveau Type de Senegalais 
propagierten aktiven und konstruktiven bürgerlichen Bewusstseins. Der Slogan 
beinhaltet eine Art Verhaltenskodex für die AnhängerInnen bei Protestveran- 
staltungen von Y’en a marre, aber auch im Alltag, wie der Gründer Fadel Barro 
erläutert: „Er [der NTS, Anm. Verf.] ist sozial engagiert, auch in Bezug auf seine 
Umwelt. Der NTS schmeijfst seinen leeren Plastikbecher nicht einfach aufdie Erde, 
er verschmutzt keine öffentlichen Straßen, er uriniert nicht aufder Straße, [...] und 
er verweigert es, einfach nur Zeuge von Korruption zu werden, ohne einzuschreiten“ 
(Interview mit Fadel Barro, Dakar, 28.02.2012). 

Besonders öffentlichkeitswirksam artikulierten die AktivistInnen ihre Selbst- 
darstellung als friedliche und am Allgemeinwohl orientierte Bewegung durch 
die Form ihrer kollektiven Handlungen. Die Protestierenden setzten sich bei De- 
monstrationen, Sit-Ins und Versammlungen auf den Boden, um ihre friedlichen 
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Absichten zu verdeutlichen. Bei Zusammenstößen mit den Sicherheitskräften 
kreuzten sie die Hände über dem Kopf - eine symbolische Geste dafür, dass sie 
keine Gewalt anwenden würden. Freiwillige sammelten bei Veranstaltungen den 
angefallenen Müll ein, um die Fläche sauber zu hinterlassen. Auch die Organi- 
sation kollektiver Aufräumarbeiten selbst war ein wichtiger Teil des Protestre- 
pertoires der Bewegung. Mit dieser Strategie eigneten sich die AktivistInnen 
den öffentlichen Raum als Ort der politischen Auseinandersetzung produktiv 
an. Dabei präsentierten sich die Protestierenden als engagierte BürgerInnen, 
die durch ihr Engagement einen Teil des Versagens der staatlichen Autoritäten 
beheben und nicht „nur“ kritisieren und protestieren würden: „Man sollte auch 
nicht in der Logik sein zu kritisieren, nur um zu kritisieren. Man muss auch Lösun- 
gen beitragen, gute bürgerliche Taten vollbringen, verantwortungsvolle Taten |...] 
das bedeutet Politik, aber anders, nicht die Politik der Politiker, die nur sich selbst 
dienen, sondern Politik, die dem Volk dient.“ (Interview mit einem Aktivisten, 
07.03.12, Dakar) 

Mit der Verbindung der freiwilligen Übernahme von Tätigkeiten wie Auf- 
räumarbeiten in öffentlichen Räumen und Protest geht also auch eine Abgrenzung 
von der ‘offiziellen’ Politik einher. Die Bewegung ist schr aufdaraufbedacht ihre 
Unabhängigkeit zu wahren und nicht mit einer politischen Parteiin Verbindung 
gebracht zu werden. Fadel Barro bekräftigte in einem Artikel, den er anlässlich 
des 2-jährigen Bestehens von Yen a marre veröffentlichte, dass die Bewegung 
sich als unparteiischer „Wächter der Demokratie“ versteht (Barro 18.01.2013). 
Paradoxerweise ist Yen a marre selbst jedoch nicht basisdemokratisch, sondern 
hierarchisch organisiert. Zwar können die Esprits autonom entscheiden welche 
Aktivitäten sie lokal durchführen möchten. Zentrale Entscheidungen für oder 
gegen Proteste und die Ausrichtung der Bewegung werden jedoch von dem ex- 
klusiven Kreis um Fadel Barro bestimmt. Bei den Generalversammlungen der 
Bewegung kritisierten AktivistInnen wiederholt, dass über richtungsweisende 
Entscheidungen nicht abgestimmt wird, sondern die Anführer lediglich neue 
Slogans und Kampagnen bekannt geben (Savan& und Sarr: 71-72.). 

Trotzdem gelingt es den Yen a marre-AktivistInnen mittels ihrer sozialen 
Aktivitäten effektiv zu kommunizieren, dass sie ihren Protest als Kampf für das 
Allgemeinwohl und den Erhalt der Demokratie verstanden wissen wollen. Damit 
grenzen sie sich erfolgreich von einem an partikularen Interessen orientierten 
Politikbetrieb ab. Diese Selbstdarstellung war für die Glaubwürdigkeit der Be- 
wegung insofern von Bedeutung, als zu diesem Zeitpunkt viele, vor allem junge 
SenegalesInnen Politik mit Korruption, Selbstbereicherung und Partikularinte- 
ressen gleichsetzten. So konnte Yen a marre bei der Mobilisierung auch davon 
profitieren, dass die politischen Parteien in den Augen vieler SenegalesInnen an 
Legitimation verloren haben. 
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Die erfolgreiche Mobilisierung zum Protest gelang Yen a marre zudem durch 
eine geschickte Nutzung der ihr zur Verfügung stehenden Ressourcen, insbe- 
sondere des Rap und der Hip-Hop-Bewegung als kulturelle Ressourcen. Die 
jungen AnhängerInnen von Yen a marre verfügen über wenig materielle Res- 
sourcen, die sie der Bewegung zur Verfügung stellen könnten. Dieser Mangelan 
Ressourcen drückte sich etwa darin aus, dass Plakate bei Protestaktionen meist 
selbst gemalt waren, Lautsprecher und Bühnen gab es nur selten.'? Yen a marre 
hat ihre Protestaktionen mit minimalen materiellen Ressourcen geplant und 
umgesetzt. Gerade dieser Mangelan Geld verlich der Bewegung Glaubwürdigkeit 
und Legitimität. Die Gründer der Bewegung Fadel Barro, Thiat, Kilifeu, Simon 
und Fou Malade erlangten moralische Integrität, da für alle sichtbar war, dass 
sie sich an ihrer Position in der Bewegung nicht selbst bereicherten. Fast alle der 
von mir interviewten Aktivisten erklärten, dass es für ihre Entscheidung, sich 
bei Yen a marre zu engagieren. eine große Rolle gespielt habe, dass sie von der 
Unbestechlichkeit der Führungspersönlichkeiten überzeugt waren. 

Zusätzlich profitierte die Bewegung von dem Ruf und dem vorherigen En- 
gagement der Rapper, die sich an Yen a marre bzw. ihrer Gründung beteilig- 
ten. Insbesondere die Gruppe KeurGui, bestehend aus TIhiat und Kilifeu, ist 
im Senegal für ihr kritisches, politisches Engagement schon länger bekannt. 
Bereits 2008 kritisierte die Rapgruppe in ihrem Lied coup2guenle Wade und die 
politischen Eliten: 

Lass uns diese Witzbolde bekämpfen, die unser Geld stehlen 

Niemand soll seine [Wades, Anm. Verf.] Macht wegnehmen, 

denn der hat Angst vor der Revolution des Volkes 

Wir sind hungrig und nicht mal ein Samenkorn ist übrig 

Bring uns nicht dazu rückwärts zu gehen 

Du hast unser Boot kentern lassen 

Die leeren Kalebassen ernähren niemanden 

Wir versinken in Hunger und Arbeitslosigkeit 

Und bei diesen Unwägbarkeiten 

profitieren wir nicht mal von einer Gesundheitsversorgung 


Bitte Gott verschone uns vor gebührenpflichtigen Autobahnen, Hotels, Autos und Müll 
Sie bauen Tunnel während uns die Armut ins Gesicht starrt (KeurGui 2008)." 


12 Y'enamarre bildete nach dem 23. Juni zeitweilig eine Koalition mit der Bewegung M23, 
die über deutlich mehr materielle Ressourcen verfügte. Das Bündnis M23 stellte Yen a 
marreim Rahmen der Zusammenarbeit für einige Veranstaltungen Lautsprecheranlagen, 
Bühnen und andere Materialien zur Verfügung. 


13 Der Text ist im Original auf Wolof, wurde auf dem Blog von Paulena Papagiannis ins 
Englische übersetzt und im Anschluss von mir ins Deutsche übertragen: http://www. 
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Dank ihrer konsequenten und langfristigen kritischen Haltung wird KeurGui 
in der Hip-Hop-Szene als authentisch anerkannt. Yen a marre verfügte daher 
bereits bei ihrer Gründung über einen Glaubwürdigkeitsvorschuss. 

Durch den guten Ruf der in der Bewegung engagierten Rapper haben die 
AktivistInnen von Yen a marre zudem einen einfachen Zugang zu anderen Rap- 
gruppen, deren Zahl allein in Dakar auf 2.000 bis 4.000 geschätzt wird (Maraszto 
2002: 82) sowie zu deren Fans. RapperInnen wie Fans konnte Yen amarre dank 
ihrer Anerkennungin der Hip-Hop-Szene schnell und unkompliziert mobilisie- 
ren, ohne dabei auf materielle Ressourcen wie Flyer oder ähnliches angewiesen 
zu sein. Gerade die Beziehungen zu anderen Rapgruppen nutzte Yen a marre 
darüber hinaus, um eine effektive Organisationsstruktur aufzubauen. Viele Esp- 
ritswurden von Rappern oder anderen Personen der Hip-Hop-Szene gegründet. 
Diese wiederum aktivierten ihre persönlichen Netzwerke, um weitere Mitglieder, 
in der Regel FreundInnen, Bekannte, Familienangehörige oder NachbarInnen 
für die Bewegung zu gewinnen. Durch diese dezentrale Organisationsstruktur 
gelanges Yen a marre auch außerhalb von Dakar, wo die Bewegungihre stärkste 
Basis hatte, zu Protesten zu mobilisieren. 

Gleichzeitig kam gerade aus der Hip-Hop-Szene auch scharfe Kritik an Yen 
a marre. Zwar unterstützen große Teile der RapperInnen die Ziele der Bewe- 
gung, einige nahmen jedoch Anstoß an dem intransparenten und hierarchischen 
Führungsstil der Bewegung. Der Rapper Gaston sagte in einer Pressekonferenz, 
er beteilige sich nicht bei Yen a marre, da er sich über die reale Motivation der 
Anführer nicht im Klaren sei (0.A. 09.07.2011). Andere VertreterInnen der Hip- 
Hop-Szene fühlen sich durch das Konzept des NTS bevormundet. Das Konzept 
ließe keinen Raum für ein alternatives Verständnis eines politisch engagierten 
Bürgers. Amadou Fall Bä, Direktor des Hip-Hop-Festivals Festa2H, kritisiert, 
dass Yen a marre nicht das Recht habe den Menschen vorzuschreiben, was ein 
„guter Bürger“ ist und wie er sich zu verhalten habe: „Es ist nicht an Y'en a marre 
die Menschen zu erziehen [...] Y'en amarre hat nicht das Monopol zu sagen was zu 
tun ist“ (Interview, Dakar, 21.03.2012). 

Trotz einiger kritischer Stimmen konnte Yen a marre ihre Verbindungen in die 
Hip-Hop-Szene effektiv nutzen, um Zugangzu den Medien zu erlangen. Die Hip- 
Hop-Bewegung im Senegal verfügt über viele eigene Sendeplätze in den nationalen 
Medien, aufwelche die Rapper von Yen a marre zugreifen konnten. Insbesondere 
zahlreiche lokale und nationale Radiosendungen mit dem thematischen Fokus auf 
Hip-Hop boten den AktivistInnen eine gute Plattform, um ihre Anliegen öffentlich 


one.org/blog/2012/04/07/a-list-the-soundtrack-that-kept-the-senegalese-movement-on- 
track/(letzter Zugriff: 17.09.2012). 
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zu machen. In diesen Sendungen wurden nicht nur die Songs der in der Bewegung 
organisierten Rapper gespielt, sondern diese wurden oft auch als Interviewpartner 
eingeladen. Da die Sendungen fast ausschließlich von der Jugend gehört werden, 
konnte Yen a marre ihre Zielgruppe durch das Medium Radio gezielt adressieren 
und war nicht auf materielle Ressourcen angewiesen. Gleichzeitigboten Radiosen- 
dungen Yen a marre eine ideale Möglichkeit, logistische Informationen wie Ort 
und Zeit von Treffen und Demonstrationen bekannt zu geben. Der Zugang zum 
Radio war dementsprechend für Yen a marre auch eine wichtige Ressource, um 
konkrete Protestereignisse organisieren zu können. Das Internet (etwa facebook) 
spielte für die Mobilisierungund die Koordination unter den AktivistInnen dage- 
gen kaum eine Rolle. Die Gründe hierfür liegen vor allem in der kaum ausgebauten 
Infrastruktur für Internetnutzung im Senegal, wobei bis zu 20 Stunden Stromausfall 
pro Tag die bestehenden Möglichkeiten zusätzlich einschränken. Yen a marre 
griff daher neben den Radiosendungen insbesondere auf die Kommunikation mit 
Mobiltelefonen zurück, um ihre Aktivitäten zu koordinieren. 


Rap und andere Protestrepertoires 


Yen a marre nutzte ihre Verbindungen zum Hip-Hop nicht nur als Netzwerk 
und als Zugang zu den Medien, sondern insbesondere auch als kulturelle Res- 
source, um aufihre Anliegen aufmerksam zu machen und für ihre Proteste zu 
mobilisieren. Die Gruppe prangerte die Probleme im Senegal in Songtexten an; 
Rapkonzerte und die Veröffentlichung kritischer Lieder waren ein fester Teil 
ihres Protestrepertoires. Rap als Ausdrucksform ermöglichte Yen a marre eine 
offene, direkte Kritik an den Missständen im Senegal. Die Sprache ist im Rap 
weitgehend befreit von gesellschaftlichen Zwängen und Normen. Die Nutzung 
von Euphemismen statt der Äußerung offener Kritik, wie sie in der senegalesi- 
schen öffentlichen wie privaten Kommunikation üblich ist, wird im Rap außer 
Kraft gesetzt (Interview mit Aboulaye Niang, wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
der Universität Gaston Berger, St. Louis du Senegal, Dakar, 05.03.2012). In den 
Liedtexten werden PolitikerInnen stattdessen offen kritisiertund symbolisch zur 
Rede gestellt (Maraszto 2002: 91). Dabei nutzen die RapperInnen Ausdrücke, 
die schockieren und eine Reaktion provozieren sollen. So richtet Kilifeu in dem 
von den Gründern von Yen a marre herausgegebenen Song Faux! Pas Force! die 
folgenden Worten an Abdoulaye Wade: 


Was nutzen die großen Ohren eines Esels, wenn er nicht hört 

Mit unseren Institutionen bist du schlimmer als ein Affe auf dem Feld 
Schlechter Kutscher, du hast das Pferd vom richtigen Kurs abgelenkt 
Du klaust unser Geld und teilst es mit deinem Klan 
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Du hast vorgegeben überrascht zu sein, aber dieses Mal bist du gewarnt 
Wir werden deinen Handlangern entgegenstehen, auch wenn es uns das Leben kostet 


Auge um Auge, Zahn um Zahn (Kilifeu et al. 2011). 


Y'en a marre bedient sich dieser für den Rap typischen direkten und provozieren- 
den Ausdrucksform nicht nur in den Texten der MusikerInnen, sondern auch in 
ihren Slogans. Das beste Beispiel dafür ist der Name der Bewegung selbst: Y’er 
a marre - „Wir haben die Schnauze voll“. 

Mit der Nutzung des Rap als Ausdruck von Protest schließt Yen a marre an 
vorherige politische Aktivitäten der senegalesischen Hip-Hop-Bewegungan. Rap 
wurde im Senegal bereits kurz nach dem Aufkommen dieser Kunstform in den 
1980er Jahren von der Jugend als Instrument genutzt, um Kritik zu üben und 
zu revoltieren. In den 1990er Jahren identifizierten sich große Teile der Jugend 
in den senegalesischen Städten mit dem Hip-Hop-Slogan Bul Fale', unter dem 
sich eine Bewegung zusammenfand, die durch kritische Raplieder und einen 
eigenen Kleidungsstil das traditionelle Wertesystem und die von Korruption 
geprägte Politik kritisierte. Im Jahr 2000 ging diese Bewegung in der Koalition 
Sopi (Wandel) auf, in der sich viele Hip-Hop-KünstlerInnen und Fans aus der 
Bewegung für Abdoulaye Wade im Wahlkampf stark machten (Havard 2001). 

Auch die von Y’en a marre genutzte Protestform, sich durch gemeinschaftliche 
Aufräumarbeiten öffentlichen Raum als Ort politischer Auseinandersetzung 
anzueignen, ist eine Strategie, die im Senegal bereits länger bekannt ist. Anfang 
der 1990er Jahre prägten ebenfalls Akteure aus dem Hip-Hop-Milieu diese Form 
kollektiven Handelns unter dem Namen Set Settal, was wörtlich übersetzt ‘sauber 
machen’ bedeutet. Der Name bezicht sich auf die Mobilisierung für kollektives 
Aufräumen im Sinne von Müllbeseitigung, er verweist aber auch auf eine mo- 
ralische Säuberung von Korruption, Prostitution und Verbrechen (Diouf 1996: 
241). In diesem Sinne organisierte die Bewegung Set Settal Aufräumarbeiten in 
Stadtvierteln von Dakar, oft einhergehend mit der Bemalungvon Wänden. Yen a 
marre griff dieses taktische Repertoire aufund nutzte es für ihren eigenen Protest. 
Diese Formen von Protest kann Yen amarre effektiv umsetzen, weil viele Akteure 


14 Der Text ist im Original auf Wolof, die französische Übersetzung habe ich von der In- 
ternetseite La Senegalaise übernommen und ihn ins Deutsche übersetzt: http://lasene- 
galaise.com/?lasenegalaise=infos&infos=people&people=204720# (letzter Zugriff am 
10.09.2012). 


15 Bul Fale wurde in den 1990er Jahren zu einer landesweiten Bewegung, die jedoch keine 
formalen Organisationsstrukturen ausbildete und auch nicht auf kollektives Handeln 
ausgerichtet war. Der Ausdruck Bul Fale ist Wolof, bedeutet in etwa ‘kümmer dich nicht 
drum’, oder ‘mach dir nichts draus’ und war ein Liedtitel der in den 1990er Jahren sehr 
populären Rapgruppe Positive Black Soul (PBS). Das Lied selbst wurde zur ersten Hymne 
der Hip-Hop-Bewegung im Senegal. 


38 Louisa Prause 


aus der Hip-Hop-Szene in der Bewegungorganisiert sind und viele AktivistInnen 
bereits Protesterfahrungen in Bewegungen wie Set Settalund Bul Falegesammelt 
haben. Y'en a marre orientierte sich in Form und Inhalt ihres Protestes also an 
früheren senegalesischen Jugendbewegungen. Die Bewegung unterscheidet sich 
jedoch von vorherigen Protesten der Jugend und der Hip-Hop-Szene dadurch, 
dass sie künstlerische und kulturelle Formen des Protests mit konfrontativen 
Taktiken wie Demonstrationen, Straßenblockaden oder Sit-Ins kombiniert. 
Letztere waren im Senegal bislang überwiegend von stärker organisierten und 
institutionalisierten Akteuren wie politischen Parteien und Gewerkschaften 
genutzt worden. Yen a marre gelang es, als lose organisierte Jugendbewegung 
ihren Protest auf die Straße zu tragen und ihn so nicht nur in Liedern hörbar, 
sondern auch weithin sichtbar zu machen. Die KünstlerInnen adressierten die 
Jugend nicht mehr nur durch ihre Texte und in ihren Liedern, sondern suchten 
den direkten Kontakt in Demonstrationen, Sit-Ins oder im Rahmen kollektiver 
Aufräumarbeiten in den Stadtvierteln. Yen a marre nutzt also den kritischen 
Rap, als solcher bereits eine Form des Protests, um ihre Botschaft zu verbreiten, 
ihre Kritik am politischen System und den sozialen Umständen zu äußern, aber 
auch, um für stärker konfrontative Protesttaktiken zu mobilisieren. Diese Kom- 
bination verschiedener Repertoires ermöglichte die erfolgreiche Mobilisierung 
durch Yen a marre, der es gelang, den Protest über das Hip-Hop-Milieu hinaus 
für große Teile der Jugend attraktiv zu machen. 


Fazit 


Für die gelungene Mobilisierung von Y’en a marre im Vorfeld der Präsident- 
schaftswahlen im Frühjahr 2012 war von zentraler Bedeutung, dass die Bewegung 
ihre Proteste nicht nur als Kampf gegen Wades dritte Kandidatur darstellte, 
sondern sich auch allgemein gegen die prekäre Lebenssituation richtete, mit 
der große Teile der senegalesischen Bevölkerung konfrontiert sind. Indem die 
Bewegung zentrale Probleme wie die hohe Arbeitslosigkeit aufgriff, gelang es 
ihr, große Teile der Jugend anzusprechen und für Protestaktionen zu mobili- 
sieren. Die Mobilisierung wurde möglich, weil Y'er a marre in der Form und 
Darstellung ihres Protests nicht gegen gesellschaftlich geltende Normen verstieß. 
Statt sich als radikale Bewegung zu präsentieren, stellte Y’'er a marre sich als 
am Allgemeinwohl orientiert dar. Dadurch erlangte die Bewegung breite ge- 
sellschaftliche Anerkennung, was es SympathisantInnen erleichterte, sich offen 
bei Yen a marre zu beteiligen. Darüber hinaus lässt sich die gelungene Mobi- 
lisierung darauf zurückführen, dass Yen a marre ihren Mangel an finanziellen 
Ressourcen als Beweis der Unbestechlichkeit ihrer Anführer umdeuten und 


Mit Rap zur Revolte: Die Bewegung Y'en a marre 39 


durch ihre demgegenüber hohen kulturellen Ressourcen ausgleichen konnte. Y'en 
amarre bediente sich der Hip-Hop-Szene als Netzwerk zur Rekrutierung neuer 
AnhängerInnen und nutzte darüber hinaus Hip-Hop-Sendungen im Fernsehen 
und Radio, um ihre Zielgruppe direkt zu adressieren und Protestaktivitäten zu 
koordinieren. Auch in der Form ihres Protests griff sie auf ein in der Hip-Hop- 
Szene etabliertes Protestrepertoire wie kollektive Aufräumarbeiten und kritische 
Rapsongs zurück, die sie mit konfrontativeren Taktiken kombinierte. Damit 
verfügte Yen a marre über ein Repertoire, das es ihr ermöglichte große Teile 
der Jugend auch ohne finanzielle Ressourcen für ihren Protest zu mobilisieren. 
Y'en a marre unterscheidet sich sowohl in ihren Forderungen als auch in ihrem 
Protestrepertoire deutlich von den Revolten des „arabischen Frühlings“. Anders 
als in Tunesien oder Ägypten war eszudem nicht facebook, welche die Bewegung 
zur Verbreitungihrer Botschaft und Koordination von Protestereignissen nutzte, 
sondern Radiosendungen, Rapsongs und Mobiltelefone. 

Y’en a marre blieb auch nach der Abwahl von Wade aktiv. Am 24. April 
verkündete Fadel Barro, dass Y’'en amarre Macky Sall Zeit geben wolle, um seine 
Versprechungen einzulösen und sich die Bewegung daher vorerst aufdie Umset- 
zungsozialer Aktivitäten im Sinne des NTS konzentrieren werde." Y’'enamarre 
versuchte zunächst die Jugend für die Beteiligung an den Parlamentswahlen zu 
mobilisieren, die Ende Juni stattfanden. Beieiner Wahlbeteiligung von nur 36,7 
Prozent verfehlte sie jedoch eindeutig das Ziel, eine ähnlich hohe Beteiligung der 
Jugend zu erreichen wie bei den Präsidentschaftswahlen (Gierczynski-Bocande 
2012). In den folgenden Monaten engagierten sich die AktivistInnen von Yen a 
marre unter dem Slogan „Brigades NTS“ insbesondere im Kampf gegen die durch 
die Regenzeit verursachten Überschwemmungen. Die Aktionen hatten allerdings 
einen deutlich kleineren Umfangals vor den Wahlen und die Mobilisierung hat 
stark abgenommen. Die AktvistInnen von Yen a marre sind dennoch stolz auf 
das bislang Erreichte: „Dass es ein Aufwachen gibt, [...] die Jugend sich bewusst ist, 
dass sie etwas zur Veränderung unserer Gesellschaft beitragen kann, indem sie sich 
engagiert und wählen geht, das ist unser Erfolg.“ (Aktivist, Dakar, 25.03.2012) 
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Claus-Dieter König 


Woher der Wind weht in Westafrika 


Nach dem Arabischen Frühling’ stellt sich die Frage nach dem Afrikanischen 
Erwachen’ (Manji/Ekine 2012). Den Frühlingals Jahreszeit gibt esin Westafrika 
nicht; die Richtung, aus der die Passate und andere Winde wehen, bestimmt die 
Jahreszeiten. Die Protestbewegung in Nigeria vom Januar 2012 wurde laut BBC 
News und der lokalen Presse auch als der ‘Nigerianische Harmattan’ beschrieben!. 

Gegenstand dieses Artikels ist die Analyse sozialer Bewegungen in Westafrika 
in ihrem gesellschaftlichen Kontext mit den Begriffen der Regulationsschule. Sie 
analysiert Gesellschaften aus den Perspektiven des Akkumulationsregime, der 
Regulationsweise und des Hegemonialmodells. Durch und gegen hegemoniale 
Auffassungen müssen soziale Bewegungen ihre Ziele formulieren. Ihre Inter- 
essen müssen sie angesichts des aktuellen Akkumulationsregimes klären und 
artikulieren. Im politischen Feld von Staat und Zivilgesellschaft, das die jeweilige 
Regulationsweise darstellt, bilden sie ihre Strategien. Soziale Bewegungen sind 
wichtig, denn sie erweitern die Handlungsmöglichkeiten der Individuen um das 
kollektive Handeln, was zur Folge haben kann, dass der Erfahrungder Ohnmacht 
gegenüber den herrschenden Verhältnissen Erfahrungen der Einflussnahme und 
der Macht gegenübergestellt werden. Zudem erweitern soziale Bewegungen die 
Wahrnehmung der sozialen und ökonomischen Rahmenbedingungen der indi- 
viduellen Lebenssituation. 

Können die Begriffe der Regulationstheorie, die zur Analyse der kapitalisti- 
schen Zentren entwickelt wurden, überhaupt für Westafrika genutzt werden? 
Um diese Frage zu beantworten, ist es notwendig, diese Begriffe zunächst näher 
zu bestimmen. Mit dem Begriff’ des Akkumulationsregimes wird die Perspektive 
auf die ökonomischen Aspekte gesellschaftlicher Reproduktion gerichtet. In 
den Blick genommen werden die Produktionsweisen, die eine Gesellschaft prä- 
gen, ihr hierarchisches Zusammenwirken und ihre Vernetzung mit der globalen 


Wirtschaft. 


1 Harmattan bezeichnet einen aus dem Norden wehenden heißen und trockenen Wind in 
Westafrika sowie die durch ihn bestimmte Jahreszeit. 
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„Untersucht wird (a) der Typus der Produktionsorganisation und die Stellung der Lohn- 
abhängigen innerhalb des Produktionsprozesses; (b) der zeitliche Horizont der Kapital- 
bildung und -verwertung; (c) die Aufteilung des Wertproduktes in Löhne und Profite 
(sowie Steuern), die die dynamische Reproduktion von Klassen und gesellschaftlichen 
Gruppen ermöglicht; (d) die Zusammensetzungder gesellschaftlichen Nachfrage, auch in 
Relation zu der Entwicklung der Produktionskapazitäten in den einzelnen Abteilungen 
der gesellschaftlichen Produktion; (e) der Artikulationsmodus mit nicht-kapitalistischen 
Formen, die selbst einen ganz bestimmten Rang in der zu untersuchenden gesellschaftli- 
chen Formation einnehmen.“ (Boyer 1986: 47) 


Der Begriffdes Akkumulationsregimes kann also angewendet werden, wo immer 
die kapitalistische Produktionsweise in dominierender Weise mit nichtkapita- 
listischen Produktionsweisen zusammen wirkt. Das ist auch in Westafrika der 
Fall, selbst wenn die nichtkapitalistischen Produktionsweisen dort eine wichtige 
Rolle spielen. Ohnehin muss Akkumulation als globales Phänomen verstan- 
den werden. Sie ist in Europa gar nicht ohne die Beiträge aus Afrika denkbar. 
Walter Rodney hat dies schon 1972 anhand der historischen Entwicklung der 
kapitalistischen Akkumulation in Europa verdeutlicht. Das globalisierte Akku- 
mulationsregime artikuliert sich in Westafrika auf spezifische Art und Weise 
und selbstverständlich in jedem Land oder sogar in verschiedenen Regionen 
eines Landes in unterschiedlicher Art und Weise. Elmar Altvater spricht von 
jeweils unterschiedlichen Formen der „Inwertsetzung“ als „Integration einer 
Region in den funktionalen Raum der Ökonomie des Weltmarktes“ (Altva- 
ter 1987: 94), die durch die jeweilige Art der Artikulation der kapitalistischen 
Produktionsweise mit den regionalen Bedingungen geprägt werden. Zu diesen 
gesamten Bedingungen gehören neben den Naturbedingungen auch jene, welche 
die Regulationsschule unter den Begriffen Regulationsweise und hegemoniales 
Modell betrachtet. 

Um eskonkret zumachen: Die Akkumulationsregime in Afrika kennzeichnet 
es weitgehend, dass nichtkapitalistische Produktionsweisen und soziale Bezichun- 
gen vorherrschen in dem Sinne, dass sie am weitesten verbreitet und für die Masse 
der Bevölkerung Überlebensgrundlage sind. Aus diesen heraus findet jedoch 
keine Akkumulation statt. Afrika ist vornehmlich durch Rohstoffextraktion in 
den globalen Prozess der Akkumulation eingebunden. Diese ist kapitalinten- 
siv und von externem Kapital dominiert. Sie hat Enklaven-Charakter, d.h. die 
Wechselwirkungen mit lokalen wirtschaftlichen Prozessen beschränken sich 
auf die negativen Auswirkungen auf die Subsistenzlandwirtschaft bis zu deren 
Vernichtung (wie etwa im Niger-Delta durch die Schäden, welche die Ölförde- 
rung verursacht) sowie die Ausnutzung der vorhandenen Subsistenzökonomien, 
durch die billige Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. Sie sind allerdings nicht 
in einen umfassenden wirtschaftlichen Entwicklungsprozess eingebunden, in 
dem eine größere Produktionstiefe durch Weiterverarbeitung vor Ort mit Ka- 
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pitalbildung vor Ort kombiniert würde (vgl. Goldberg 2008). Positive Ansätze 
aus den Entwicklungsdekaden’ (1960er und 1970er Jahre) in diese Richtung 
wurden durch die seit den 1980ern vorherrschende Strukturanpassungspolitik 
zunichte gemacht. 

Festzuhalten ist: Selbst wenn die Akkumulation im Sinne von Kapitalbildung 
durch den Nettoressourcentransfer nach Europa oft außerhalb Afrikas stattfindet, 
ist Afrika in den Akkumulationsprozess eingebunden. Wenn man Kapitalbil- 
dung nicht als Anhäufung von Produktionsmitteln und Finanzen definiert, 
sondern als soziale Bezichung, so gilt dies noch deutlicher. Die neokolonialen 
Beziehungen sind Teil des Beziehungsgeflechtes, das international „Kapital“ 
ausmacht. Diese Besonderheiten kapitalistischer Akkumulation strukturieren 
soziale Kämpfe in Afrika und haben z.B. besondere Formen gewerkschaftlichen 
Handelns hervorgebracht. 

Die Regulationsweise wird wiederum definiert als die Gesamtheit institu- 
tioneller Formen, Netze sowie expliziter und impliziter Normen, welche die 
Vereinbarkeit von Verhaltensweisen mit der dynamischen Reproduktion der 
gesellschaftlichen Verhältnisse sichern, auch über deren konfliktuelle Eigen- 
schaften hinaus. Institutionelle Formen sind Modi der Verhaltensregulierung, 
-routinisierungund -koordinierung, die soziales Handeln sowohl anleiten als auch 
überhaupt erst ermöglichen und somit gesellschaftlichen Systemen relativen Be- 
stand verleihen (vgl. Lipietz 1985, Hirsch 1992: 213 sowie Hübner 1989: 173ff.). 

Um die Regulationsweise in ihrer Spezifik für Afrika zu beschreiben, müssen 
also Staat und Zivilgesellschaft betrachtet werden. Der Staat hat in Westafrika 
eine andere Geschichte und einen anderen Charakter als in Westeuropa. Er hat 
sich „als politischer Bezugsrahmen behaupten können, selbst wenn mangelnde 
Legitimität und das Ausbleiben von staatlichen Wohlfahrtsleistungen partikulare 
Identitäten und Loyalitäten immer wieder bestärken“ (Eckert 2011: 57). Ein 
in verschiedenen Staaten unterschiedlich wichtiger Teil der Regulation sind 
‘traditionelle Herrscher’ und religiöse Führungspersonen (wie die Marabouts im 
Senegal), diezum Teil durch den Staat institutionell abgesichert werden oder Teil 
von Klientelstrukturen sind. So können sie zur Legitimation des Staates beitragen, 
sie können aber auch den Nationalstaat delegitimieren bis zur krisenförmigen 
Zuspitzung ethnischer oder religiöser Konflikte, die den Staatszusammenhalt 
in Frage stellen (beispielsweise in Nigeria). 

Da sich der Staat als Folge der Strukturanpassungspolitik aus vielen seiner 
klassischen Handlungsfelder zurückgezogen hat, ist ein Raum entstanden, in 
dem Funktionen der öffentlichen Daseinsvorsorge durch Nichtregierungsorga- 
nisationen übernommen werden. Im Rahmen ihrer Projekte werden vielfältige 
Formen der Teilhabe und Entscheidungsstrukturen geschaffen, die oft parallel 
zu den staatlich-kommunalen Strukturen entstehen. Auflokaler Ebene entstehen 
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dabei verwässerte Machtstrukturen, da staatliche Instanzen und zum Zwecke 
der Partizipation im Rahmen von Entwicklungsprojekten entstandene Entschei- 
dungsgremien parallel zueinander bestehen (Bierschenk/de Sardan 2003). 

Schließlich lässt sich auch der Begriff des Hegemonialmodells durchaus in 
Westafrika anwenden. Zu beobachten ist einerseits die zunehmende Aneignung 
individualistischer Vorstellungen vor allem durch die urbane Bevölkerung. Hier 
hat die globale neoliberale Gehirnwäsche ihre Wirkung auch in Afrika entfal- 
tet. Mit ihr einher geht die Stärkung reaktionärer Strömungen innerhalb der 
Religionen. Auf der einen Seite stehen evangelikale Kirchen, die den entarteten 
Individualismus liberaler Schule zur Religion erheben, auf der anderen Seite 
islamistische Gruppen, die für sich behaupten, dem westlichen Individualismus 
einen ‘wahren Glauben’ entgegenzusetzen. 

Eine besondere Stärke der Regulationstheorie ist ihr integrales Verständnis 
von Krisen. Ihr zufolge wechseln sich historisch relativ stabile Formationen mit 
krisenförmig instabilen Formationen ab. In den stabilen Phasen wirken Akku- 
mulation, Regulation und hegemoniales Modell in einer Weise zusammen, dass 
wirtschaftliches Wachstum gefördert wird durch regulative Institutionen, die 
gleichzeitig hegemonial abgesichert sind in dem Sinne, dass sie in der Bevölke- 
rungeine hohe Legitimität besitzen. Diese stabilen Formationen brechen jedoch 
auseinander und es folgen Phasen der Krise, die gleichzeitig Phasen der ‘Suche’ 
nach einem neuen funktionierenden Zusammenspiel der drei Formationsebenen 
sind. In ihnen formieren sich soziale Bewegungen neu, können gut mobilisieren, 
sind innovativ und wirken cher gegen dic herrschenden Verhältnisse. Schließlich 
kann es ein Aspekt des ‘Findens’ einer neuen Regulationsweise und eines neuen 
hegemonialen Modells sein, dass soziale Bewegungen sich institutionalisieren 
und in das Ensemble gesellschaftlicher Regulation funktional integriert werden. 

Das unabhängige Westafrika beschritt wirtschaftlich im Kern zunächst die 
Entwicklungswege der Nachkriegszeit (ab 1945) weiter. Basierend auf einer oft 
gering diversifizierten Agrarexportökonomie wurde durch Importsubstituierung 
versucht, die Industrialisierung voranzutreiben. Unabhängig davon, auf welcher 
Seite das jeweilige Land im ‘Kalten Krieg’ stand, war der Staat zentraler Akteur 
wirtschaftlicher Entwicklung. Er sorgte dafür, dass aus dem landwirtschaftlichen 
Mehrprodukt ein Investitionsfonds für die industrielle Entwicklung abgezweigt 
wurde. Dies geschah durch staatliche Vermarktungsagenturen für die landwirt- 
schaftlichen Produkte, vor allem jene, die aufdem Weltmarkt verkauft wurden. 
Die Differenz zwischen dem meist einheitlich festgelegten Einkaufspreis und 
dem Verkaufspreis im Export wurde für Investitionen genutzt. 

Sicherlich kann man, schon angesichts der Häufigkeit militärischer Regime- 
wechsel und der Instabilität vieler afrikanischer Staaten in diesem Zeitraum, 
nicht davon sprechen, dass die herrschenden Verhältnisse auf einer etablierten 
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Hegemonie beruhten. Zu beobachten ist aber nach der formalen Unabhängigkeit 
ein erster Prozess der Aneignung der staatlichen Strukturen durch Teile der 
Bevölkerung, in der Hauptsache durch die städtischen Eliten. 

These dieses Artikels ist nun, dass ab den 1980er Jahren sich strukturell Ak- 
kumulation und Regulation in Westafrika umwälzen und sich auch in Fragen 
der hegemonialen Absicherung deutliche Veränderungen ergeben. Dieser Prozess 
findet im Verlauf der 1990er Jahre ein vorläufiges Ergebnis, auf welchem die 
relative Stabilität und wahrgenommene Schwäche sozialer Bewegungen seit den 
1990er Jahren bis zum Ende der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts beruht. 

Die Schuldenkrise der 1980er Jahre bedeutet das Ende des ‘Development State’, 
denn die Kredite von IWF und Weltbank wurden an eine politische Konditio- 
nalität geknüpft: die Strukturanpassung. Diese zwang die Staaten zum Abbau 
staatlicher Leistungen und zum Rückzug aus der wirtschaftlichen Steuerung. 
Schließlich wurde die Privatisierung staatlicher Unternehmen durchgesetzt. 
Privatisiert wurden u.a. staatliche Unternehmen der Weiterverarbeitung land- 
wirtschaftlicher Produkte, ihre Schließung folgte bald und damit ging Verarbei- 
tungstiefe verloren. Schließlich setzten die Bretton-Woods-Institutionen und die 
Welthandelsorganisation (WTO) die handelspolitische Öffnung durch, die zu 
einer Steigerung der Importe führte und vorhandene Industrien zerstörte. Der 
Abschied des Staates aus einer aktiven Landwirtschaftspolitik stürzte diesen 
Sektor von der Krise in den Kollaps. Heute dominieren nicht mehr Agrargüter 
die Exportstatistiken afrikanischer Länder, die beschleunigt dem Abbau preis- 
gegebenen mineralischen Ressourcen sind an deren Stelle gerückt. Diese aber 
bilden keinen Akkumulationskern, sondern bleiben wirtschaftliche Enklaven. 
Dies wird durch eine weitgehend einheitliche und die Bergbauunternehmen 
zuungunsten der Staaten bevorzugenden Bergbaugesetzgebung festgeschrieben. 

Aufder politischen Ebene entspricht dieser Entwicklungdem “Wind ofChange’ 
der 1990er Jahre, in dessen Rahmen Wahlen und formal demokratische Systeme 
zum politischen Standard wurden. Die Befreiung von Autokratie und oft auch 
schr paternalistischen Regimes wurde von der Bevölkerung und insbesondere von 
der Jugend schr positiv aufgenommen. Die formale Demokratisierungblieb aber 
Fassade, hinter der Klientelismus und Korruption das Geschehen bestimmen. 
Der Minensektor gewinnt an Bedeutung gegenüber einer gerade in Westafrika 
meist familial strukturierten und weite Teile der Bevölkerung einbeziehenden 
Landwirtschaft und ermöglicht eine weitere Distanzierung der staatstragenden 
Kompradorenbourgeoisien? von der Bevölkerung. Insofern muss auch der Staat 


2 So bezeichnen die Staatstheorie (z.B. Nicos Poulantzas) und Dependenztheorien eine 
Bourgeoisie in wirtschaftlich abhängigen Staaten, sofern sie als ‘Gelenk’ für Operationen 
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nicht mehr gegenüber der Masse der Bevölkerung paternalistisch auftreten, er 
kann sie einfach ignorieren. Dort aber, wo im Bergbauscktor die Renten gesichert 
werden müssen, ziehen auch so genannte demokratische Musterstaaten alle Re- 
gister der Repression, um die ungestörte Ausbeutung der Ressourcen nicht zu 
gefährden (zu Ghana z.B.: War on Want 2007). 

Der Staat zieht sich umfassend aus der gesellschaftlichen Gestaltung zurück. 
Weder der industrielle Sektor noch staatliche Systeme sozialer Sicherungsichern 
den Menschen ihr Überleben. Vielmehr sind dies die dörflich-patriarchale Sub- 
sistenzlandwirtschaft und die ihrähnelnden urbanen Formen des Wirtschaftens, 
Solidarstrukturen der Familie sowie Netzwerke von in der Hauptstadt lebenden 
und aus einem Dorf stammenden Personen. Dabei sollen diese nicht beschönigt 
werden, denn sie beruhen zu einem beträchtlichen Teil aufinformellem Zwang. 

Dieses im Verlauf der 1990er Jahre gefundene Zusammenwirken von Akku- 
mulation, Regulation und hegemonialer Ideologie bricht allerdings zunehmend 
zusammen. In diesem Kontext entwickeln sich bzw. erstarken soziale Bewegun- 
gen, die an den Schwachpunkten und Widersprüchen der bisherigen Formation 
ansetzen. Sie adressieren die Krise der Landwirtschaft, die Teuerung der Le- 
benshaltung, die insbesondere die städtische Bevölkerung trifft - ein Prozess, 
den ich für Senegal, Maliund Burkina Faso in diesem Artikel genauer darstelle. 
Ein wichtiges Element der hegemonialen Absicherung war die Umorientierung 
politisch oppositioneller Bewegungen in geberfinanzierte Nichtregierungsor- 
ganisationen, die sich vor allem der Thematik der Menschenrechte widmeten. 

Die Widersprüche der bisherigen Formation offenbaren sich im Legitimations- 
verlust der sich seit 1990 installierenden afrikanischen Spielart des neoliberalen 
Staates: 

„In seiner durch Strukturanpassung und neoliberale Offensive verunstalteten Form stellt 

der Staat für die Menschen in Westafrika etwas Fremdes und potenziell Feindliches dar. 

Selbst in klassischen staatlichen Handlungsfeldern fehlen in der Regel Strategien, die auch 

wirksam umgesetzt werden können. Stattdessen ist der Staat doppelt privatisiert. Diese 

Privatisierung ist doppelt‘, weil einerseits viele Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge 

(Wasser, Landwirtschaftspolitik etc.) privatisiert sind und andererseits Machteliten in 

Westafrika - meist konzentriert um den Präsidenten - staatliche Ressourcen zur privaten 

Bereicherung oder Sicherung des persönlichen Anspruchs auf Machtausübung nutzen, 

bis hin zu teils erfolgreichen Versuchen, familiäre Dynastien oder Quasi-Erbfolgen für 

das Präsidentenamt zu etablieren. 

Staatliches Handeln dient also einerseits der Enteignung der Gesellschaft von Land, Was- 


ser, anderen Gütern der öffentlichen Daseinsvorsorge oder vermarktbaren Ressourcen zu- 
gunsten einer Anhäufungvon Werten im Sinne einer ursprünglichen Akkumulation. (...) 


(vor allem im Handelssektor) des ausländischen Kapitals wirken und diesem untergeordnet 
sind. 
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Andererseits dient staatliches Handeln dem Aufbau von klientelistischen Netzwerken 
und der klientelistischen Legitimation der meist sich im Präsidentenamt verdichtenden 


Macht.“ (König 2010: 2) 


Gero Erdmann (2003: 278) nutzt hierfür das Konzept des neopatrimonialen 
Staates, für den er seit den 1990er Jahren Prozesse des Staatsversagens und des 
Staatsverfalls diagnostiziert. 

Die Demokratisierung im Rahmen des liberalen Staatsmodells hat ihren 
fortschrittlichen Charakter verloren und ist mehr formale Hülle denn Realität. 
Wahlen können zwar in besonderen Situationen (etwa im Senegal 2012) einen 
überfälligen Regierungswechsel ermöglichen, sind aber in den meisten Fällen 
kostspielige Prozesse der Legitimierung von Herrschaftssystemen, in denen 
Demokratie mehr Fassade denn gelebte Wirklichkeit ist. Zudem führen sie in 
vielen Fällen zu ethnischer Polarisierung (beispielsweise in Guinea und der Cöte 
d’Ivoire).Wahlbeteiligungen sind so gering, dass in der Regel weniger als ein 
Viertel der Wahlberechtigten für die/den Sieger_in stimmen. 

Oppositionsparteien bieten selten ein schlüssiges und wirklich differierendes 
inhaltliches Programm. Sie präsentieren lediglich andere Personen zur Wahl und 
beschränken sich auf moralische Kritik am Amtsinhaber. Dadurch mangelt es 
den Wahlkämpfen an inhaltlichen Debatten und einem Diskurs um politisch- 
strategische Weichenstellungen. Der vorhandene Rest eines demokratischen 
Prozesses verliert jeglichen Gehalt. 

Die Versuche der Dezentralisierung staatlicher Kompetenz bleiben letztlich 
erfolglos. Dezentralen Verwaltungsstrukturen werden zwar Zuständigkeiten 
übertragen, die dafür notwendigen personellen und finanziellen Mittel jedoch 
nicht zur Verfügung gestellt. Resultat ist eine Fragmentierung und Informali- 
sierung politischer Praktiken vor Ort. Nichtregierungsorganisationen (NRO) 
ersetzen staatliches Handeln, und eine starke Abhängigkeit von externer Ent- 
wicklungsfinanzierung entsteht (Bierschenk/de Sardan 2003). 

Insgesamt gehört es zur afrikanischen Regulationsweise, dass extern finanzier- 
te Nichtregierungsorganisationen viele der staatlichen Funktionen insbesondere 
im sozialen Bereich übernommen haben. Dies hat oft auch zu der Einbindung 
bislang oppositioneller sozialer Bewegungen in das Business des „NGOismus“ 
geführt, was wiederum soziale Bewegungen geschwächt hat. Nigeria seit den 
1990er Jahren ist ein interessantes Beispiel der demobilisierenden Wirkungen, 
die damit zusammenhängen. 
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Im Folgenden erläutere ich anhand von Fallbeispielen die Auflösungstenden- 
zen einer zwar schr wackligen, aber in der Tendenz vorhandenen historischen 
Formation, die in Westafrika einen ersten Höhepunkt 2007/08 mit Protesten 
gegen den Preisanstieg für Grundnahrungsmittel, Treibstoff und andere Güter 
des täglichen Lebens fanden. 

Diesen Kampf möchte ich näher am Beispiel Burkina Faso beschreiben. 
2007/08 stiegen in relativ kurzer Zeit die Preise der meisten Güter des täglichen 
Lebens rapide, der Preis des Grundnahrungsmittels Reis verdoppelte sich binnen 
eines Jahres (FAO o0.J.). Zusätzlich sollten ab 2008 neue Steuern eingeführt wer- 
den, die vor allem die Armen getroffen hätten. Dies löste Proteste zunächst in 
Bobo-Dioulasso, der zweitgrößten Stadt Burkina Fasos aus. Proteste in weiteren 
Städten und schießlich der Hauptstadt Ouagadougou folgten. 

Die Teuerungder Lebenshaltungskosten in Westafrika hat ihren Hintergrund 
in der Abhängigkeit von Importen bei den Gütern des täglichen Lebens. Sie ist 
also Folge des extravertierten Akkumulationsregimes, der fehlenden Nahrungs- 
mittelsouveränität und somit der Notwendigkeit, Nahrungsmittel und andere 
Grundgüter zu importieren. Lebenshaltungskosten, Produktionsbedingungen 
und Löhne können nicht durch interne Aushandlungsprozesse (gewerkschaftli- 
che Lohnverhandlungen) in einen Zusammenhanggebracht werden. Der Kampf 
gegen die steigenden Kosten der Alltagsgüter und des täglichen Lebens richtet 
sich so faktisch gegen eine Preisbildung, die außerhalb des Landes stattfindet, 
kann als solcher aber kaum geführt werden. 

Die Importabhängigkeit für Güter des täglichen Lebens wurde in der Kolo- 
nialzeit eingeleitet, über eine auf Cash Crops orientierte Landwirtschaftspolitik 
gefestigt und schließlich durch Liberalisierungen im Rahmen der Strukturan- 
passungs- und WTO-Politik zementiert. Sie ist ein strukturelles Moment der 
Akkumulationsregimes in Westafrika und macht die Region verwundbar ge- 
genüber extern induzierten Preissteigerungen. Auf den ersten Blick erscheint 
es unlogisch, dass in dieser Situation der Preissteigerungen die burkinische 
Regierungzudem noch die Verbrauchssteuern erhöhen willund damit insbeson- 
dere die Armen trifft. Es ist dies aber eine Folge der Handelsliberalisierungen. 
Die Einnahmen westafrikanischer Staatshaushalte beruhen zum großen Teil 
auf Zöllen. Werden diese abgebaut, müssen intern Staatseinnahmen generiert 
werden. Die Schwäche des formellen Sektors in der Wirtschaft wiederum be- 
deutet, dass eine Lohn- und Gewinnbesteuerungallein hierfür nicht ausreichen 
kann. Also müssen Verbrauchssteuern geschaffen werden. Geboren wurde ein 
explosives Gemisch der Teuerung des täglichen Lebens, das den Widerstand 
geradezu provozierte. 
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In Burkina Faso war die erste Phase der Bewegung von der Abwesenheit ei- 
ner zentralen Organisation gekennzeichnet. Aber für ihr Entstehen war bereits 
das Politikmodell des wichtigsten Gewerkschaftsdachverbandes Corfederation 
Generale du Travail Burkina (CGT-B) förderlich, der zwar für Gespräche und 
Verhandlungen mit der Regierung stets zur Verfügung steht, aber weiß, dass er 
seine Stärke nur aus der Mobilisierung, der Information und dem Dialogmit der 
Masse der Bevölkerung zichen kann. 

Hinter den Protesten zum Jahresbeginn 2008 in Burkina Faso stand zunächst 
keine einheitliche Organisation. Allerdings unternahmen zum Jahresbeginn 
2008 mehrere Gewerkschaftsdachverbände unter Führung der CGT-B gemein- 
sam eine Informations-Tournee, in der sie im ganzen Land die Bevölkerung 
über das aus ihrer Sicht negative Ergebnis von vorherigen Beratungen mit der 
Regierung informierten und zu Aktionen aufriefen (Nacanabo 2011: 243f.; Le 
Travail 2008: 3 sowie 2011: 2). 

Die CGT-B sorgte nach den ersten Protesten für die Bildung einer Allianz 
von Gewerkschaften und anderen Organisationen, welche die hohe Mobilisie- 
rungsfähigkeit zu diesem Thema mit Kontinuität verknüpft. Am 12. März 2008 
gründete sich unter ihrer Führung die Coalition contre la vie chere, lacorruption, 
la fraude, l’impunite et pour les libertes (CCVC). Von nun an koordiniert die 
CCVE die Streik- und Protestaktionen gegen das teure Leben, die 2008 bis 
in den Mai fortlaufen und sich seitdem jährlich wiederholen. Eine besonders 
hohe Mobilisierung erreichten die Aktionen der CCVC am 8. April 2011 im 
Rahmen einer im Februar 2011 ausgebrochenen Welle von Massenprotesten, die 
nach dem Tod eines jungen Studenten durch Polizeigewalt begann. Zunächst 
protestierten landesweit Schüler und Studierende, wogegen die Sicherheitskräfte 
mit massiver Gewalt reagierten und mehrere Demonstranten töteten. Händler 
und Gewerkschaften schlossen sich den Protesten an und am 14. April begann 
schließlich sogar die Präsidentengarde zu meutern (Jeune Afrique 18.04.2011, 
Maima 2011, Kere 2011). 

Den Erfolg der CCVC begründet Bettina Engels (2012: 108ff.) mit einem 
erfolgreichen Frame ‘gegen das teure Leben), der für alle relevanten Protestthe- 
men und -akteure (Gewerkschaften, Schüler_innen, Studierende, Menschen- 
rechtsbewegung) anschlussfähig sei. In diesem Frame lassen sich die alltäglich 
gelebten Auswirkungen der extravertierten Akkumulation und eines Staates, 
der diese Alltagsprobleme noch verschlimmert, weil er versucht, fiskalische 
Krisen eher durch Belastung der Armen zu lösen, ausdrücken. Deshalb ist dieser 
Frame für die Massenmobilisierung erfolgreich. Er greift vor allem die im All- 
tagsbewusstsein stark verbreitete pauschale Kritik an einem Staat auf, der nur 
in der Fassade demokratisch ist und der einer kleinen Staatsklasse zur eigenen 
Bereicherung dient. 
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Texte wie die Gründungsplattform der CCVC heben zwar auch die welt- 
wirtschaftlichen Hintergründe der Situation sowie die Strukturanpassung als 
von den internationalen Finanzorganisationen aufgezwungene Politik hervor 
(Le travail 2008: 9). Vielmehr aber nimmt die CCVC die alltäglichen Probleme 
der Bevölkerung zum Ausgangspunkt und spricht bei den Forderungen und 
Handlungsperspektiven konsequent lokale und nationale Entscheidungsträger 
an. Insofern richten sich die Proteste nicht an abstrakte Adressaten (wie ‘das 
internationale Handelskapital”), sondern sind stets mit realisierbaren Handlungs- 
schritten und konkreten Forderungen an der Bevölkerungbekannte Institutionen 
und Akteure gesellschaftlicher Regulation verbunden. 


Für eine selbstbestimmte Landwirtschaft 


Mein zweites Fallbeispiel steht im inhaltlichen Zusammenhang mit der Steige- 
rungder Lebenshaltungskosten: soziale Bewegungen der Bäuerinnen und Bauern. 
Dabei kristallisieren sich zwei Ziele dieser Bewegungen heraus: einerseits eine 
Umorientierung der Landwirtschaft zur Förderung von nachhaltigen famili- 
enbasierten Anbaumethoden und andererseits der Kampf gegen den seit 2007 
massiv zunehmenden großflächigen Landankaufdurch ausländische Investoren 
(Goita 2011). 

Um die heute vorherrschenden Landwirtschaftspolitiken zu verstehen, müs- 
sen wir in die Ära des Kolonialstaates zurückblicken. In Westafrika wurde die 
koloniale Landwirtschaft nicht direkt durch den kolonialen Eingriff gestaltet, 
wie dies in den Siedlerkolonien der Fall war. Auch hier wurde aber in einem 
oft Jahrzehnte dauernden experimentellen Prozess schließlich eine auf wenigen 
Exportprodukten basierende Landwirtschaftsstruktur geschaffen, die oft auf 
der Ebene der Produktionsmittel wie Düngemittel und Saatgut vom Ausland 
abhängig war. Die Produzent_innen bleiben familiale Betriebe. Sie verkaufen an 
Zwischenhändler, die sich das Exportmonopol gesichert haben, seit dem Zweiten 
Weltkrieg zunehmend an staatliche Vermarktungsmonopole. Nicht selten sind 
sie auch beim Einkaufder Produktionsmittel von denselben Händlern oder staat- 
lichen Stellen abhängig. Sortenwahl, Bewässerungsmethoden, Vorratshaltung 
und Vermarktung wurden mehr von außen diktiert als von den Bäuerinnen und 
Bauern und ihren Erfahrungen und Interessen bestimmt. Kleinlandwirt_innen 
wurden durch die Landwirtschaftspolitiken seit der Kolonialzeit eines eigenstän- 
digen Produktionswissens und der Methoden zu dessen Verbesserungenteignet. 
Sie sind Empfänger_innen von Vorprodukten (Saatgut und Dünger) undähnlich 
dem Verlagssystem lediglich damit befasst, diese in den Boden einzubringen, die 
Produkte dann zu ernten und zu festgelegten Preisen zu verkaufen. (Bley 1984). 
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„Der Kolonialismus hat den modernen Staat nach Afrika gebracht, der in die Agrar- 
wirtschaft eingreift, ohne die Interessen der Bauern wahrzunehmen. Damit prägt eine 
obrigkeitsstaatliche Tendenz das Verhältnis von Staat und ländlichen Produzenten. Die 
afrikanische Landwirtschaft wird den Interessen der staatlichen Institutionen, den Städ- 
ten, der Industrie und damit je länger je mehr einer städtischen und ländlichen Oberschicht 
unterworfen. Dieses erweist sich deshalb als ein besonders problematisches Erbe, weil der 
bäuerliche Widerstand und produktive Antworten der bäuerlichen Welt auf die ande- 
ren Belastungen, die parallel zur Kolonialzeit vorherrschend wurden, damit geschwächt 
bleiben: die ungleichen Bedingungen des Weltmarktes und der wachsende Bevölkerungs- 


druck.“ (Bley 1984: 34) 


Aber die Landwirtschaftspolitik in Westafrika änderte sich mit der Unabhän- 
gigkeit nicht maßgeblich. Es blieb vornehmlich bei einem exportorientierten und 
die Bäuerinnen und Bauern entmündigenden System einer staatlich weitgehend 
gelenkten und aufder Input- wie auf der Vermarktungsseite von staatlichen oder 
privaten Zwischenhändlern abhängigen, kleinbäuerlichen Landwirtschaft (Goita 
2011). Allerdings verschlechterten sich die Rahmenbedingungen durch die Ver- 
änderungder Terms of Trade, insbesondere die Verringerung der Weltmarktpreise 
für viele Agrarexportgüter. Mit der Strukturanpassungverschwanden staatliche 
Handelsstrukturen sowie weiterverarbeitende Betriebe in den westafrikanischen 
Anbauländern. Seit 2007 beschleunigt sich eine weitere Entwicklung, die konkret 
die Landbevölkerung gefährdet: das Jand grabbing. Ausländische private und 
staatliche Investoren kaufen und pachten große Landflächen aus verschiedenen 
Motivationen, zu denen Spekulation, langfristige Ernährungssicherung der Be- 
völkerung im Land des ausländischen staatlichen Investors und die Ausweitung 
der Agrarkraftstoffproduktion gehören. 

Die Bewegungen der Bäuerinnen und Bauern in Senegal und Mali verbinden 
den Widerstand gegen /and grabbing mit dem Einsatz für Produktionsbedin- 
gungen, in denen sie an Souveränität über ihre Anbaumethoden, den Zugang 
zu Saatgut und Düngemitteln sowie die Vermarktung gewinnen. Sie kämpfen 
für selbstbestimmte Formen der Landwirtschaft und betonen dabei, dass fa- 
milienbasierte Wirtschaftsweisen Eflizienzvorteile gegenüber der industriellen 
Landwirtschaft hätten. Diese Forderung betten sie in das Konzept der Ernäh- 
rungssouveränität als Paradigma für die staatliche Landwirtschaftspolitik ein. 
Dieses Konzept stellt die Entscheidungssouveränität und lokale Verfügbarkeit 
von Nahrungsmitteln in den Vordergrund und steht somit im Gegensatz zum 
Konzept der Ernährungssicherheit, die auch durch Zukaufaufdem Weltmarkt 
gewährleistet werden kann. Dieses Konzept wurde z.B. in Mali 2007 im Rah- 
men einer Konferenz beraten, zu der 500 bäuerliche Delegierte aus 80 Ländern 
zusammen kamen (vgl. Bernau 2012). 

Die wirtschaftliche Zukunftsfähigkeit afrikanischer Staaten hängt unter an- 
derem davon ab, dass es ihnen gelingt, nicht weiter Importeure der wichtigsten 
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Grundnahrungsmittel ihrer Bevölkerungen zu sein. Nur dann steht ihnen eine 
selektive Entkopplungsstrategie gegenüber dem Weltmarkt strategisch überhaupt 
zur Verfügung. 

In Mali interessieren sich die ausländischen Investoren vor allem für das 
Land im Gebiet des Office du Niger im und um das Binnendelta des Niger, denn 
hier können durch technisch wenig aufwändige Bewässerungsmethoden große 
Flächen landwirtschaftlich nutzbar gemacht werden. Angaben über die bereits 
verkauften oder durch Vorverträge gebundenen Flächen schwanken. Das Oak- 
land Institute liefert eine detaillierte Auflistung, mit einem Gesamtvolumen 
von ca. 550.000 Hektar (The Oakland Institute 2011: 20ff.). Die Betroffenen 
erfahren in der Regel nichts von dem Verkaufbis zu dem Zeitpunkt, an dem sie 
von Vertreibung betroffen sind. Da aber nicht alle Landflächen sofort nutzbar 
gemacht werden, kann das Jahre oder gar Jahrzehnte dauern. Investoren und der 
Staat argumentieren mit dem Nutzen der Investitionen für die Bäuerinnen und 
Bauern. Diese werden allerdings bestenfalls zu unterbezahlten Lohnarbeiter_in- 
nen aufden Plantagebetrieben. In den meisten Fällen werden sie ohne oder gegen 
geringe Entschädigungen vom Land vertrieben (Wortbeiträge von Bäue_rinnen 
beim Gründungskongress der Bauerngewerkschaft Syndicat des Paysans du Mali 
„Ierre-Travail- Dignite“). Die großen Plantagen errichten Bewässerungssysteme, 
die den benachbarten Kleinbäuerinnen und -bauern das Wasser entziehen. Land 
grabbing ist im Sahel immer auch water grabbing (vgl. Bernau 2012). 

Der Widerstand gegen die Landnahme kennt erste Erfolge. Im Norden Se- 
negals gelang es der Bevölkerung des Dorfes Fanaye nach Kämpfen, die zwei 
Todesopfer gefordert haben, dass sich das senegalesisch-italienische Joint Venture- 
Unternehmen Senethanol/Senhuile dort zurückzieht und nun das Projekt an 
anderer Stelle weiter verfolgt (AFP 2012). 

Senegalesische und Malische Bauernorganisationen wie der Conseil National 
de Concertation et de Cooperation des Ruraux (CNCR) im Senegal oder die Co- 
ordination Nationale des Organisations Paysannes (CNOP) in Mali propagieren 
als Alternative in der Landwirtschaftspolitik familiale Formen der Landwirt- 
schaft. Es kommt dabei auf die qualitative Veränderung dieser in Westafrika 
vorherrschenden Form der Landwirtschaft an, die die Bäuerinnen und Bauern die 
Souveränität darüber zurückerlangen lässt, was sie wie und mit welchen Mitteln 
anbauen (vgl. z.B. Forum des Exploitations familiales agricoles 2012). 

In letzter Instanz kämpfen die Bäuerinnen und Bauern sowie die städtischen 
Akteure der Bewegunggegen die Teuerung von Lebenshaltungskosten gegen ver- 
schiedene Aspekte desselben Problems: Zu sehr wird die Wirtschaft von äußeren 
Bedürfnissen bestimmt, zu wenigwerden binnenorientierte Entwicklungsdyna- 
miken gesucht. Seit die Strukturanpassung den Development State ersetzt hat, 
ist dies offizielle Doktrin: Akkumulation ist extravertiert. Hierin besteht das 
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Potenzial eines Bündnisses dieser Bewegungen. Aus den bereits ausgefochtenen 
sozialen Kämpfen heraus könnte eine Konvergenz der entsprechenden Bewegun- 
gen entstehen, die ein hohes Mobilisierungspotenzial hätten, weil die Mehrheit 
der Bevölkerung in Stadt und Land betroffen ist. Ich habe hier exemplarisch 
Senegal und Mali für die Widerstände der Bäuerinnen und Bauern und Burki- 
na Faso für den städtischen Kampf gegen die Teuerung hervorgehoben. Solche 
Kämpfe finden in allen Staaten Westafrikas statt oder sind in ihnen virulent. 

Aus der Perspektive der Akkumulationsregime betrachtet, können diese 
Kämpfe zu einem Kampf um die Aneignungder gesamten Wertschöpfungskette 
für den alltäglichen Konsum und insbesondere für Nahrungsmittel konvergie- 
ren. Ohne eine solche konsequente Neuorientierung des Wirtschaftens wird es 
beiden Bewegungen unmöglich sein, auf Dauer und nachhaltigihre Forderungen 
durchzusetzen. Es gelingt der CCVC in Burkina Faso zwar hervorragend, die 
Verantwortung der nationalen Politik zu betonen. Dennoch sind deren Hand- 
lungsspielräume gering, wenn sie keine strukturellen Veränderungen einleiten. 
Für das Heruntersubventionieren teuer eingekaufter Lebensmittel z.B. fehlen 
allen Staaten der Region die Mittel. Ohne eine binnenorientierte Vermarktung 
ist eine Umorientierung der Landwirtschaft auf eine ökologisch nachhaltige fa- 
miliale Bewirtschaftungohne Zukunft. Es wäre diesein notwendiger Meilenstein 
aufdem Wegeiner weiter greifenden Entwicklung hin zu mehr wirtschaftlicher 
Integration und einer endogenen Akkumulationsdynamik. 


Der widerspenstigen Zähmung 


In einem dritten Beispiel möchte ich auf die Entwicklung der Demokratiebe- 
wegungin Nigeria eingehen und dabei insbesondere auf den Prozess hinweisen, 
in dem Organisationen, die in widerständigen sozialen Bewegungen führend 
waren, in das institutionelle Gefüge der Regulation integriert wurden, was die 
sozialen Bewegungen geschwächt hat. 

Die Ursprünge der Demokratiebewegung in Nigeria waren Proteste gegen 
die Strukturanpassung und gegen die Militärregierung von General Ibrahim 
Babangida. Gegen die offenkundig mehrheitliche Ablehnung der Bevölkerung 
beschloss die Regierung Babagida 1986 ein Austeritätsprogramm, auf dessen 
Grundlage Nigeria einen Kredit beim IWF aufnehmen konnte (Olukoshi 1991: 
68f.). Die Proteste dagegen vereinten breite Teile der Bevölkerung: Studierende, 
Schüler_innen, Arbeiter_innen, Handwerker_innen, Marktfrauen, Arbeitslose 
und Sammbeltaxifahrer. Auslöser waren meist Demonstrationen, die der Nationale 
Studierendenverband National Association of Nigerian Students (NANS) oder 
Menschenrechtsorganisationen organisiert hatten. Höhepunkte der Protestbe- 
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wegung waren landesweite Anti-IWF-Proteste jeweils im Mai 1989 und 1992 
(König 1994: 106ff.). 

Im November 1991 gründete sich auf Initiative der wichtigsten Menschen- 
rechtsorganisationen die Campaign for Democracy (CD). Ihr Ziel war die Einbe- 
rufung einer souveränen Nationalkonferenz nach einer umfassenden Mobilisie- 
rung der Bevölkerung als Alternative zum gelenkten Programm der Regierung 
Babangida zum Übergang zu einer zivilen Regierung, das sie als undemokratisch 
und die Souveränität der Bevölkerung missachtend kritisierte. Die CD wurde 
binnen eines Jahres zur koordinierenden Organisation des Widerstandes gegen 
das Militärregime, das mit immer wieder neuen Maßnahmen den angekündigten 
Übergangzurzivilen Regierungtorpedierte. Im September 1992 (die Regierung 
hatte gerade Vorwahlen für die Präsidentschaftskandidatur in den beiden von 
ihr gegründeten Parteien, die als einzige im Rahmen des Übergangsprogramms 
zugelassen wurden, annulliert) rief die CD zum zivilen Ungehorsam gegen die 
Regierung auf. Demonstrationen und Plakataktionen begannen im November, 
und die Aktivist_innen sahen sich sofort einer massiven staatlichen Repression 
ausgesetzt. Nicht zuletzt wegen des Drucks der durch die CD geführten sozialen 
Bewegungen fanden schließlich Präsidentschaftswahlen im Juni 1993 statt. Deren 
Ergebnisse jedoch erklärte die Militärregierung für null und nichtig, woraufhin 
die von der CD koordinierten Proteste zu den bis dahin größten in Nigeria seit 
der Unabhängigkeit anwuchsen. Ein von ihr ausgerufener Generalstreik vom 12. 
bis 14. August 1993 wurde im Südwesten und in einigen Städten des Nordens 
eingehalten (König 1994: 112f.). In dieser zugespitzten Situation wurde aus einer 
kleinen Gruppe von engagierten Menschenrechtler_innen die Führung einer 
nationalen Bewegung. 

Babangida übergab schließlich die Staatsgewalt mit dem Auftrag der Durch- 
führung von Neuwahlen an eine schwache Übergangsregierung, die von einem 
erneuten Militärputsch hinweggefegt wurde, der General Sani Abacha an die 
Macht brachte. Abacha gingmit massiver Repression gegen demokratische Bewe- 
gungen vor. Weltweite Empörung folgte aufdie Hinrichtungvon neun Aktivisten 
des Movement for the Survival of the Ogoni People (MOSOP), unter ihnen der 
bekannte Drehbuch- und Romanautor Ken Saro-Wiwa. 

Neben der Repression schwächte aber auch ein anderer Prozess die Demo- 
kratiebewegung, nämlich die Orientierung der sie führenden Organisationen 
in Richtungeiner Tätigkeit als zumeist extern finanzierte Menschenrechts- und 
andere NRO. Die wichtige Rolle von NRO als ein integraler Teil des institutio- 
nellen Gefüges gesellschaftlicher Regulation ist ein Charakteristikum der Regu- 
lationsweise in Westafrika. Eine Folge davon ist, dass führende Organisationen 
und Personen sozialer Bewegungen domestiziert und zahnlos werden, indem sich 
deren Arbeit am Bedarf internationaler Geber an Konferenzen, Berichten und 
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Vorträgen zur menschenrechtlichen Lage orientiert, statt sich der Organisation, 
politischen Bildung und Mobilisierung der Bevölkerung zu widmen. Diesen 
Prozess machen viele Akteure sozialer Bewegungen für die Mitte der 1990er Jahre 
beginnende und bis heute anhaltende Schwäche der einst starken Bewegungen für 
Demokratisierung und gegen Strukturanpassung verantwortlich (Social Action 
2008). Aktivist_innen sozialer Bewegungen werden durch die Arbeit in NRO 
absorbiert und stehen somit der politisch mobilisierenden und organisierenden 
Arbeit nicht mehr zur Verfügung, In einer Zeit, in der politisch exponierte Perso- 
nen mit Repression bis hin zur Ermordung zu rechnen haben, bieten ausländisch 
finanzierte NRO natürlich viel: allem voran persönliche Sicherheit wegen ihrer 
internationalen Kontakte, aber auch eine berufliche Karriere und nicht zuletzt 
eine internationale Anerkennungihrer Arbeit und Ergebnisse. Dem stehen die oft 
frustrierenden Erfahrungen von Rückschlägen und Demobilisierunggegenüber, 
die Führungspersonen sozialer Bewegungen regelmäßig machen müssen. 

In Nigeria begann dieser Prozess noch vor der Phase der starken Mobilisierung 
durch die CD. Schon 1989 spaltete sich eine Gruppe von der wichtigsten Men- 
schenrechtsorganisation Civil Liberties Organisation (CLO) mit der Begründung 
ab, eine Menschenrechtsorganisation könne nicht politisch neutral sein. Die CLO 
blieb zwar auch in der Folge nicht neutral, sondern war wichtiger Träger der CD. 
Interessant ist vielmehr, dass in den Menschenrechtsgruppen eine Diskussion um 
politische Unabhängigkeit geführt wurde. Schließlich bedeutet dies, dass ihre 
Bündnisfähigkeit gegenüber deutlich politisch orientierten Teilen der sozialen 
Bewegungen in Nigeria, wie in jener Zeit dem Studierendenverband NANS oder 
der Gewerkschaft der akademisch Beschäftigten der Universitäten (Academic 
Staff Union of Universities, ASUU), von vornherein begrenzt war. 

Es handelt sich um einen Prozess der Institutionalisierung sozialer Bewe- 
gungen, der sie somit in ein institutionell gefestigtes Gefüge gesellschaftlicher 
Regulation integriert. Er hat Ähnlichkeiten mit der regulativen Integration der 
Arbeiterbewegung durch die Institution der Tarifverhandlungen und den Ta- 
rifpartner Gewerkschaft. Im nigerianischen Fall stellt sich allerdings die Frage, 
wieso die NRO und vor allem die Menschenrechtsorganisationen hier als Institu- 
tionen gesellschaftlicher Regulation zu verstehen sind. Sie sind es, weil sie soziale 
Konflikte wie den um die Einhaltungder Menschenrechte in institutionalisierte 
Austragungsformen kanalisieren, die sich von den Austragungsformen sozialer 
Bewegungen wie der Mobilisierung zu Protest und dem politischen Bewusst- 
werden der Massen unterscheiden. 

Flankiert wird dieser Prozess von Verschiebungen hegemonialer Ideen, ins- 
besondere unter den Intellektuellen. Die Jahre des Kampfes um Unabhängig- 
keit sowie die Periode nach der Unabhängigkeit waren von Ideen des sozialen 
Fortschritts und eines die Bevölkerung einbeziehenden Aufbaus der Nation 
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geprägt. Die weltweite Stärkung cher individualistischer (und dabei aber nicht 
notwendig an der Entwicklung einer authentischen Individualität orientierter) 
Ideen hat seit den 1980er Jahren den Diskurs auch in Nigeria und insbesondere 
an den Universitäten geprägt. 

Akteure der nigerianischen sozialen Bewegungen schen aktuell ein Potenzial, 
dass die sozialen Bewegungen in Nigeria wieder erstarken. Zu Beginn des Jahres 
führte die Streichung der Benzinpreissubventionen zu einer breiten Protestbewe- 
gung, die einige wie z.B. die Führung der United Action for Democracy (UAD) 
für die stärkste Massenmobilisierung seit der Campaign for Democracy oder 
sogar seit der Unabhängigkeit halten. Auch die teilweise Wiedereinführung 
der Subventionen ändere nichts daran, dass das Bewusstsein der Bevölkerung 
einen Schub erlangt habe. Vor allem ihre Erfahrung, dass Proteste zu (Teil-) 
Erfolgen führen, werde erneute Protestbewegungen zur Folge haben. Die Proteste 
vom Januar 2012 wurden von einer Koalition zwischen Gewerkschaften und 
der Zivilgesellschaft (Labour Civil Society Coalition) koordiniert. Wie brüchig 
diese Koalition ist, zeigte sich, als die Gewerkschaftsdachverbände nach der 
teilweisen Wiedereinführung von Subventionen den Generalstreik beendeten, 
ohne dies mit den Koalitionspartnern UAD und Joint Action Forum beraten zu 
haben. Inwiefern sie ein Jahr nach den erfolgreichen Protesten weiter Kern der 
sozialen Mobilisierung sein kann, will die UAD im Januar 2013 testen. Sie hat 
aufgerufen, den ersten Jahrestag der Januarproteste mit zwei Tagen landesweiter 
Demonstrationen und einem Generalstreik zu begehen und dabei vor allem das 
Ende der massiven Korruption im Staatsapparat zu fordern. Eine erfolgreiche 
Mobilisierung zu diesem Termin würde die Vermutung bestätigen, dass soziale 
Bewegungen in Nigeria wieder erstarken. Ein Aspekt dieses Wiedererstarkens ist, 
dass führende Akteure aus den NRO sich nun auch wieder mehr der politischen 
Bildungder Bevölkerungim Lande widmen, damit ein breiteres Bewusstsein der 
nationalen Probleme schaffen und das Mobilisierungspotenzial sozialer Bewe- 


gungen erhöhen (UAD 2012, Apampa 2012). 


Ein Zunehmen sozialer Bewegungen? 


Die nächsten Jahre werden es zeigen: Gibt es eine weitere Zunahme sozialer 
Bewegungen in Westafrika, die mehr einfordern als ‘gute Regierungsführung’ 
sowie transparente und faire Wahlen, sondern darüber hinaus die soziale Frage 
in den Mittelpunkt rücken und ausgehend von den aus ihrem Alltag heraus for- 
mulierten Interessen eine wirtschaftliche Umorientierung fordern, dann gewinnt 
meine These an empirischer Unterstützung - dann gerät das zwischenzeitlich gut 
funktionierende Zusammenwirken extravertierter kapitalistischer Akkumulation 
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mit einer Regulation, die geprägt ist von der afrikanischen Spielweise des neoli- 
beralen Staates und der Ausbreitung von NRO als Träger der Entwicklungszu- 
sammenarbeit, zunehmend in die Krise. Weitere Hinweise darauf wären, wenn 
sich zudem noch Allianzen zwischen den bereits vorhandenen Bewegungen für 
eine effiziente familiale Landwirtschaft, gegen die Teuerung der Lebenshaltung, 
gegen Enteignungder Bevölkerungdurch Korruption, für eine Bergbaupolitik im 
nationalen Interesse und für eine stärker an den internen Bedürfnissen orientierte 
und nationale bzw. regionale Wertschöpfungsketten stärkende Wirtschaftspolitik 
bilden. Ich rechne damit und stehe damit nicht allein (vgl. Manji/Ekine 2012). 
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Baba Aye 
Das Januarerwachen in Nigeria 


Die letzten Wochen in Nigeria waren voller Ereignisse von historischem Ausmaß. 
Als Antwort auf die unpopuläre Erhöhung der Benzinpreise um 120 Prozent 
gingen die Menschen im ganzen Land spontan auf die Straße und errangen mit 
einem achttägigen Generalstreik, Massenprotesten und hartnäckigem Wider- 
stand einen zweifelhaften, in seiner Entwicklung vorerst ausgebremsten Sieg.! 


Der Mythos der Deregulierung und die Benzinpreiserhöhung 


Der nigerianische Präsident Goodluck Jonathan startete drei Monate nach seiner 
Wahl, im August 2011, eine Kampagne zur Erhöhung der Benzinpreise. Seiner 
Meinung nach könne sich die nigerianische Regierung keine „Benzinsubventi- 
onierungen“ mehr leisten, wenn die Infrastruktur des Landes ausgebaut werden 
solle. Der Sturm der Entrüstung war heftig. Seit 1988 wurden die Benzinpreise 
bereits 20 Mal erhöht. Die dafür angegebenen Gründe waren immer dieselben: 
Vor allem solle mehr Geld für Entwicklung zur Verfügung stehen. Stets jedoch 
war das Gegenteil der Fall. NigerianerInnen aus allen gesellschaftlichen Bereichen 
machten daher dieses Mal deutlich, dass sie gegen jegliche Form von Erhöhung 
des Benzinpreises Widerstand leisten würden. Mehrere Organisationen begannen 
für den 1. Januar 2012, dem vorgesehenen Datum für die Implementierung der 
so genannten „vollständigen Deregulierung“, zu mobilisieren. 

Die Reaktion des Staats kann mittlerweile als Täuschung angeschen werden. 
Die Regierungblieb bei ihrer Auffassung, dass eine Deregulierungunumgänglich 
sei, signalisierte aber gleichzeitig Interesse an Beratungen und einem gesellschaft- 
lichen Dialog. Sie beteuerte ebenfalls, dass keinerlei Deregulierung vor dem 1. 
April stattfinden würde, was auch dem Beschluss der Nationalversammlung 


1 Baba Aye ist Gewerkschafter und Vorsitzender der Socialist Workers League in Nigeria, 
er war in den Protesten gegen die Benzinpreiserhöhung im Januar 2012 aktiv. Der vor- 
liegende, etwas gekürzte Text wurde unmittelbar im Anschluss an die Proteste verfasst. 
In voller Länge ist er auf Englisch unter http://saharareporters.com/article/january- 
awakening-nigeria-baba-aye abrufbar. 
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entsprach, wonach der Haushalt für 2011 (der auch Ausgaben für „Subventionen“ 
vorsah) noch bis zum 31. März 2012 laufen sollte. Die meisten Gruppen, die an- 
gefangen hatten gegen eine bevorstehende Benzinpreiserhöhung zu mobilisieren, 
drosselten daher ihre Anstrengungen. So hieß es beispielsweise bei einer Kund- 
gebung in Lagos, keine 24 Stunden vor der Bekanntgabe der geheim geplanten 
Erhöhung, dass der Aufschub der Deregulierung ein (kleiner) Erfolg für die 
arbeitende Bevölkerung sei, die nun jedoch weiter bis April durchhalten müsse. 
In ähnlicher Weise wurde diskutiert, die von der Joint Action Front” organisierten 
Protestmärsche am 3. Januar abzusagen, die ebenfalls in Lagos stattfinden sollten. 
Dennoch glaubte man, sie könnten einem präventiven Zweck dienen und nicht, 
wie sich herausstellen sollte, dem Widerstand gegen eine bereits bekannt gegebene 
Benzinpreiserhöhung. 

Der Versuch der nigerianischen Regierung, die Menschen mit der Ankündigung 
der Benzinpreiserhöhung am 1. Januar auf diese Weise unvorbereitet zu treffen, 
scheiterte jedoch. Am 2. Januar brachen in mehreren Städten die ersten spontanen 
Proteste aus, die sich nach nur wenigen Tagen organisierten. So weiteten sich 
denn auch die Forderungen aus: Untersuchung des „Subventionsmanagements‘“, 
Reduzierung der Kosten der Staatsführung und sogar „Jonathan muss weg!“. 


Gesellschaftlicher Widerstand und Protestformen 


Das ‘Januarerwachen’ in Nigeria brachte verschiedene, mitunter auch neue 
Protestformen hervor. Die mächtigste Protestform, die gleichzeitig die größte 
Enttäuschungmit sich brachte, war der achttägige Generalstreik. Massenproteste 
in Form von Demonstrationen und Kundgebungen, die in Nigeria schon seit 
Jahrzehnten Ausdruck des Widerstands der Bevölkerung sind, erschütterten 
mit mehr als zehn Millionen Menschen über 50 Städte im Land. Noch nie zuvor 
hatten Massenproteste in Nigeria eine solche Reichweite und ein solches Ausmaß 
erreicht. Neue Protestformen, die dem Januarerwachen’ den Namen „Occupy 
Nigeria”-Bewegunggaben, waren die Massenbesetzungen von Stadtzentren und 
Parks, die dann beispielsweise in „Liberation Square” (Kano) und „Freedom 
Square” (Lagos) umbenannt wurden. Zu den neuen Protestformen zählt auch 
die Internationalisierung der Protestbewegung durch NigerianerInnen in der 
Diaspora, die Demonstrationen in mehreren Städten Afrikas, Europas und 
Nordamerikas organisierten. 


2 Die Joint Action Front, 2004 von gewerkschaftsnahen zivilgesellschaftlichen Organi- 
sationen und sozialistischen Gruppen gegründet, ist der zivilgesellschaftliche Arm der 
Labour and Civil Society Coalition, dem auch die zwei Gewerkschaftsföderationen, der 
Nigeria Labour Congress und der Trade Union Congress, angehören. 
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Während die ersten Ausbrüche spontan waren, gab es auch von Anfang an 
Bemühungen, sie auf unterschiedliche Weise zu organisieren. In Abuja hatten 
sich BürgerInnen in der Nähe des Eagle Square versammelt, um eine Petition zu 
unterschreiben, welche die Rücknahme der Preiserhöhung zum 2. Januar 2012 
forderte. Die Polizei löste die Menge jedoch mit Tränengas auf und nahm über 
50 Personen fest. Acht von ihnen wurden am nächsten Tag wieder frei gelassen, 
nachdem die Nationale Menschenrechtskommission interveniert hatte, die heute 
von Chidi Odinkalu, selbst ein liberaler Aktivist, geleitet wird. 

Die ersten größeren organisierten Aktionen fanden am 3. Januar in den zwei 
größten Städten des Landes statt: die Demonstrationen der Joint Action Front 
in Lagos und eine Kundgebung im Stadtzentrum von Kano unter der Schirm- 
herrschaft von „Oceupy Nigeria”. Die Demonstration der Joint Action Front 
war ursprünglich als präventive Aktion geplant, die höchstens ein paar tausend 
Menschen angezogen hätte. Sie wurde jedoch zu einer zentralen Plattform, um 
dem Unmut Luft zu machen, der bis dahin noch hauptsächlich spontan in der 
aufgeheizten Atmosphäre von breiten und anschwellenden Protesten durch das 
Land gefegt hatte. 

„Occupy Nigeria” wurde in Kano im Oktober 2011 von einigen zivilgesell- 
schaftlichen Organisationen und AktivistInnen gegründet. Eines der Hauptziele 
lag darin, Widerstand gegen jegliche Erhöhung des Benzinpreises zu leisten und 
- in globaler Perspektive durch den „arabischen Frühling“ und die „Occupy 
Wall Street“-Bewegung inspiriert - für ein besseres Nigeria zu kämpfen. Die 
Kundgebungam 3. Januar 2012 in Kano wurde am folgenden Tagzu einer Beset- 
zung, die bis zur Auflösung durch die schwer bewaffnete Bereitschaftspolizeiam 
nächsten Morgen andauerte; es wurden dabei mindestens fünfPersonen getötet. 
Die Polizei hatte am Tagzuvor bereits den 23jährigen Muyideen Mustafa in der 
Hitze spontaner und friedlicher Proteste in Ilorin getötet. Damit wurde er der 
Erste von 20 Menschen, die im Laufe der Kämpfe gegen die Benzinpreiserhöhung 
ihr Leben opferten. 

Es entstanden weitere Besetzungsversuche und Proteste, die sich als Teil der 
Oceupy-Bewegung verstanden. In Abuja ließe sich ihr Anfang auf den 6. Januar 
datieren, als sechs junge Männer und zwei Frauen über Nacht in der unmittelba- 
ren Nähe des Eagle Square blieben. Als die Gruppe am frühen Vormittag des 9. 
Januar von der Polizei aufgelöst und zusammengeschlagen wurde, war sie bereits 
auf 35 Personen angewachsen. Mehrere Dutzend schlossen sich Occupy Nigeria/ 
Abuja im Laufe des Tages an, blieben aber nicht über Nacht. Die Gruppe setzte 
ihre Aktionen während des Generalstreiks trotz mehrerer Versuche der Polizei, 
diese zu verhindern, fort. 

In Städten wie Port Harcourt, Benin und Ibadan haben sich ebenfalls meh- 
rere Gruppen als zur Occupy-Bewegung zugehörig bezeichnet. Sie protestierten 
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gleichzeitig unter den Bannern verschiedener Bündnisse wie der Coalition to 
Save Nigeria, die vor dem Streik eine Demonstration in Benin organisiert hatte, 
oder der United Action for Democracy in Port Harcourt, die an die Joint Action 
Front angegliedert ist. 

In Lagos nahm die Besetzung des Gani Fawehinmi Freedom Park, die von Save 
Nigeria geleitet wurde, eine karnevaleske Atmosphäre an. Während des gesamten 
Streiks versammelten sich dort jeden Tag 500.000 Personen von morgens bis 
abends; es wurden Reden gehalten und revolutionäre Musik dröhnte aus den 
Lautsprechern. Der Gani Fawehinmi Park befindet sich dort, wo am 31. Dezember 
2011 die Demonstration der National Conscience Party und der Familie des ver- 
storbenen Parteigründers und Menschenrechtsaktivisten Chief Gani Fawehinmi 
mit einer Kundgebung endete. Die Demonstration der Joint Action Front am 3. 
Januar 2012 festigte die Rolle des Parks als einem zentralen Ort weiterer Mas- 
senaktionen, und in kürzester Zeit übernahm Save Nigeria, die 2010 als liberale 
zivilgesellschaftliche Gruppe entstanden war, die Organisation dieses Raums. 

Mit deutlich größeren finanziellen Ressourcen als die Joint Action Front 
konnte Save Nigeria Mahlzeiten und Wasser für hunderttausende Menschen 
bereitstellen, die den ganzen Tagauf dem Freedom Square verbrachten. Bekannte 
Persönlichkeiten und liberale AktivistInnen traten auf, forderten radikale Re- 
formen und setzten sich dafür ein, dass der Staat die Korruption —- und nicht 
NigerianerInnen - eliminieren sollte. Die Joint Action Front organisierte ge- 
meinsam mit GewerkschafterInnen unter dem Dach der Labour and Civil Society 
Coalition tägliche Protestmärsche mit zehntausenden TeilnehmerInnen durch 
unterschiedliche Viertel der Stadt. Mehrere kleinere ‘Freiheitsparks’ wurden 
in Vierteln wie Alimosho, Ikorodu, Surulere and Ebutte Metta aufgebaut, in 
denen die Arbeiterschaft und Jugendliche besonders stark vertreten sind. In der 
zweiten Januarhälfte begann die Joint Action Front mehrere lokale Gruppen in 
diesen Gebieten aufzubauen. Sie wurden Teilder Mobilisierungin Richtungeiner 
zweiten Protestphase, die sich zur Revolution ausweiten könnte. 


Der Generalstreik und seine Aussetzung 


Von verschiedenen Seiten gab es die Forderung, zum Generalstreik aufzurufen. 
Doch nur der Bundesvorstand der beiden Gewerkschaftsföderationen, das Nati- 
onal Executive Council (NEC), kann diesen letztlich verkünden. Am 4. Januar ka- 
men daher der Nigeria Labour Congress in Abuja und der Trade Union Congress in 
Lagos zu Sitzungen zusammen und beschlossen einen unbefristeten Generalstreik 
sowie eine Reihe von Massenprotesten ab dem 9. Januar, sollte der Ölpreis nicht 
von 141 auf 65 Naira pro Liter gesenkt werden. Die Gewerkschaftsverbände gaben 
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auch ein gemeinsames Kommuniqu£ „Defence ofthe Nigerian People on Fuel Price 
Increases!“ heraus. Radikale zivilgesellschaftliche Organisationen und AktivistIn- 
nen waren beibeiden Sitzungen anwesend und konnten den Gewerkschaftsverbän- 
den das Versprechen abringen, dass der Streik nicht ohne eine Vollversammlung 
mit RepräsentantInnen der Zivilgesellschaft und Mitgliedern des NEC beendet 
werden würde. Hintergrund war die Erfahrung, dass frühere Generalstreiks seitens 
der Gewerkschaften eigenmächtig wieder eingestellt worden waren. 

Während seiner gesamten achttägigen Dauer lähmte der Streik das ganze 
Land. Im öffentlichen wie privaten Sektor, aber auch in der informellen Ökono- 
mie, legten die Menschen die Arbeit nieder. Auch kleinere UnternehmerInnen 
und Auszubildende beteiligten sich. Nur im Bundesstaat Ebonyi im Südosten 
des Landes gingen Beschäftigte des öffentlichen Dienstes resigniert zur Arbeit, 
nachdem der Gouverneur des Bundesstaats angekündigt hatte, dass BeamtInnen 
nicht entlohnt würden, wenn sie sich am Streik beteiligten. Bei Streiks wird in 
Nigeria der Grundsatz: „keine Arbeit, kein Geld“, von der ArbeitgeberInnenseite 
stets in Stellung gebracht (ebenso im aktuellen Generalstreik), aber die Gewerk- 
schaften wirken dem normalerweise durch eine „Nicht-Viktimisierungs-Klausel“ 
in den Beilegungsvereinbarungen entgegen. Der Gouverneur Ebonyis hatte dieses 
arbeiternehmerInnenfeindliche Prinzip allerdings bereits nach einem lokalen 
Streik im September durchgesetzt. 

Nicht nur der Streik war ein überwältigender Erfolg. Die Massenproteste und 
Solidaritätsdemonstrationen, die ihn begleiteten und ethnisch-regionale wie 
religiöse Spaltungslinien überschritten, hat esin dieser Weise in Nigeria noch nie 
gegeben. Nicht-muslimische Protestierende kreisten muslimische Protestierende 
ein, um sie zu verteidigen, während sie ihre Gebete sprachen. In mehreren Städten 
im Norden, wie in Funtua im Bundesstaat Katsina und Minna im Bundesstaat 
Niger, organisierten sich Muslime in Gruppen und schützten an Sonntagen die 
Kirchen als Reaktion auf die Sekte Boko Haram, die drohte, mit Gewalt gegen 
ChristInnen im Norden des Landes vorzugehen. 

In Lagos nahmen eine Million Menschen an den verschiedenen Kundgebun- 
gen und Demonstrationen im Stadtzentrum und an mehreren lokalen Schauplät- 
zen des Protests teil. In Abuja, wo Massendemonstrationen noch nie mehr als 
5.000 TeilnehmerInnen angezogen hatten, kamen allein am ersten Tag 20.000 
Menschen zusammen. Diese Zahl verdoppelte sich am nächsten Tag, und obwohl 
nur wenige Busse auf den Straßen waren und viele lange Entfernungen zu Fuß 
zurücklegen mussten, demonstrierten während der restlichen Woche 50.000 
Menschen unter den Bannern der Gewerkschaften. 

Warum aber wurden dann die Massenproteste am 17. Januar beendet und 
weniger als 24 Stunden später der Streik „ausgesetzt“? Viele finden es schwierig, 
diese Frage anders als mit dem Hinweis auf „Verrat“ zu beantworten. Die Antwort 
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ist jedoch vielleicht gar nicht so einfach. Die Gewerkschaften vertreten zwar in 
erster Linie die Arbeiterklasse, sind aber gleichzeitig in einer „Tarifverhandlungs- 
ideologie“ befangen und neigen daher zu Zugeständnissen und Kompromissen. 

Dennoch ist es berechtigt, sich die drei Gründe näher anzuschen, welche die 
Gewerkschaften für ihre Entscheidung, den Generalstreik auszusetzen, angaben: 
Erstens, so die Argumentation, habe sich mit den erhöhten Spannungen im Land 
die Sicherheitslage verschlechtert. Zweitens habe der Staat eine Untersuchung 
des Subventionsregimes und des allgemeinen Zustands der Korruption in der 
Ölindustrie zugesagt. Drittens sei der Benzinpreis zwar nicht aufdasalte Niveau, 
aber doch immerhin gesenkt worden, was einen (partiellen) Sieg darstelle, obwohl 
die Arbeiterschaft weiterhin am Ziel einer vollständigen Rückkehr zum alten 
Preis festhielt. 


Der Staat und seine Freunde - Widersprüche und Kohärenz 


Die nigerianische Regierung war offensichtlich überrascht angesichts des Aus- 
maßes der Proteste, die durch die Preiserhöhung hervorgerufen wurden. Seit 
2000, kaum ein Jahr nach der Wiedereinführung der Republik, waren die Ben- 
zinpreise sieben Mal erhöht worden. Jedes Mal kam es zu Generalstreiks und 
Massenprotesten. Nach ein paar Tagen kündigte die Regierung dann stets eine 
„Preissenkung“ an, die letztlich aber doch eine signifikante Erhöhung gegenüber 
dem Status quo ante bedeutete. 

Viele NigerianerInnen glaubten daher zynischerweise, dass die Regierung 
mit genau diesem Szenario vor Augen die Benzinpreise über die Maße erhöhen 
würde, um sie dann aufihr eigentliches Ziel herunter zu verhandeln. Dieses Mal 
war die Sache jedoch nicht so einfach. Die ganze Welt befindet sich derzeit in 
turbulentem Wandel, und viele NigerianerInnen wurden ZeugInnen davon, wie 
Regime gestürzt wurden und sich Millionen in Bewegung setzten, um eine andere 
Welt möglich zu machen. Dies verstärkte auch den massenhaften Widerstand in 
Nigeria, was zur Verschärfung der Widersprüche innerhalb des Staates führte. 
Dennoch behielt der Staat seine grundsätzliche Kohärenz im Kurs gegen die breite 
Bevölkerungbei, auch wenn insbesondere die Legislative vorgab, sich der Macht 
der Bevölkerungzu beugen und den üblichen ‘Prolog des Umbruchs inszenierte. 

So traf die Nationalversammlung? eine Entscheidung, die viele für „historisch“ 
halten, als das Repräsentantenhaus am Vorabend des Generalstreiks trotz einer 


3 Die Legislative in Nigeria wird als Nationalversammlungbezeichnet, die sich wie im US- 
amerikanischen Modell aus zwei Kammern, dem Repräsentantenhaus und dem Senat, 
zusammensetzt (A.d. Ü). 
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Tagungspause zusammenkam, um eine Resolution des erfahrenen Aktivisten 
Tajudeen „TeeJay“ Yussuf zu verabschieden, welche die Regierung aufforderte, 
den Benzinpreises auf 65 Naira pro Liter zu senken. Der Senat beschloss während 
des Streiks und der Proteste eine ähnliche Erklärung. Die Führungen beider 
Kammern spielten eine vermittelnde Rolle zwischen der ArbeiterInnenschaft und 
der Regierung, wobei die Regierung in diesem Prozess als alleinige Vertretung 
des Staates dargestellt wurde - als ob der Staat und seine Apparate nicht auch die 
Legislative und die Judikative mit umfassen! Als die Regierung den Benzinpreis 
dann auf 97 Naira reduzierte, ließ sich von unseren ehrenwerten und erlesenen 
GesetzgeberInnen allerdings kaum ein Laut mehr vernehmen, obwohl dies nicht 
nur gegen ihre eigene Resolution verstieß, sondern auch gegen die von ihnen 
verabschiedete Budgetplanung. 

Die Regierung versuchte ihrerseits so viel Propaganda, Erpressungund “Teile- 
und-Herrsche’-Strategien wie nur irgend möglich einzusetzen. So wurde den 
Gewerkschaften vorgeworfen, Teil derjenigen Kreise zu sein, die von den Sub- 
ventionierungen auf Kosten der breiten Bevölkerung profitieren. Irreführende 
Schlagzeilen in jeder größeren nigerianischen Tages- und Wochenzeitung be- 
schworen, wie fromm und gut die Intentionen des Staates und seiner Deregu- 
lierungspolitik seien. Ominöse Gruppen wie die „Nigerian Youths Coalition for 
Fuel Subsidy Removal“ wurden aus ‘Jumpenproletarischen’ Schichten rekrutiert 
und ihre Mitglieder erhielten einen Hungerlohn von 1.000 Naira, nachdem sie 
am 6. Januar das Gewerkschaftshaus angegriffen hatten. Sie unterstützten selbst 
bekannte Spitzen der Industrie wie Agedo Peterson, Mitglied des ökonomischen 
Sachverständigenrats des Präsidenten und Vorstandsvorsitzender der Stanbic 
Bank sowie von Cadbury Nigeria, und sangen sinnlose Schlaflieder von den 
paradiesischen Zuständen, in welche die NigerianerInnen durch die gewährte 
Benzinpreissenkung nun eintreten würden. 

Als ob dies nicht genug gewesen wäre, wurden von der herrschenden Klasse, 
insbesondere aus den Reihen der „Ältesten und Führer“ der Region des Niger- 
Deltas, aus denen auch Präsident Jonathan stammt, bewusst ethnisch-regionale 
Spaltungen geschürt. Sie beanspruchten Jonathan als ihren Sohn, der gegen das 
Land verteidigt werden müsse, und lobten seine aufrichtigen Motive, welche die 
breite Bevölkerung aufgrund ihrer Dummheit einfach nicht erkennen könne. 
Dabei wurde jedoch kein Wort über die Vetternwirtschaft verloren, von der sie 
selbst leben und die keinerlei sichtbare Verbesserung für das Leben der Menschen 
im Niger Delta gebracht hat, trotz der Millionen, wenn nicht Milliarden Naira, 
welche die dort ansässige Industrie wert ist. All dies konnte jedoch die Macht 
der ArbeiterInnenklasse nicht brechen, die wie ein Schreckgespenst das gesamte 
Land acht Tage langheimsuchte. Selbst im Bundesstaat Bayelsa, dem Kerngebiet 
des Niger-Deltas und dem Herkunftsland von Präsident Jonathan, kam der Streik 
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in Form von Büro- und Geschäftsschließungen zur vollen Entfaltung, auch wenn 
Massenproteste auf den Straßen aufgrund von Drohungen der Ältesten und 
militanter Gruppen unmöglich waren. 

Trotz der vorgetäuschten Unterstützung für die Wut der Bevölkerung seitens 
einiger VertreterInnen des Staats spielte die Regierungund im Grunde die gesamte 
herrschende Klasse auch noch ihre letzte Karte aus, wodurch die stets latent vor- 
handenen, mal mehr, mal weniger sichtbaren diktatorischen Züge ihrer Herrschaft 
offen zu Tage traten: Sie entsandten Truppen auf die Straßen. Die Bewohne- 
iInnen von Lagos, Abuja und anderen großen Städten, in denen zwei Wochen 
lang die Kämpfe zwischen einer beginnenden Revolution und einer in Ungnade 
gefallenen Reaktion gewütet hatten, sahen sich auf den Straßen plötzlich der 
Aufstandsbekämpfungspolizei und der Armee, sogar der Marine- und Luftwaffe, 
mit einschüchternden Gewehren und bewaffneten Panzern gegenüber. Am selben 
Morgen, an dem das Militär anfıng die Straßen zu kontrollieren, wandte sich Präsi- 
dent Jonathan an die Nation und behauptete ganz ähnlich, wie es Hosni Mubarak 
getan hatte, dass „Schurken“ und „Ganoven“ den Streik und die Massenproteste 
übernommen hätten. Obendrein beschuldigte er Partisanengruppen, die Wut der 
Bevölkerung gegen die Benzinpreiserhöhung zum Sturz des Regimes ausweiten 
zu wollen. Mit Kampfstiefeln und Artillerie wurde versucht, die „Akzeptanz“ 
von 97 Naira pro Liter Benzin durchzusetzen und der herrschenden Klasse in 
ihrem Krieg gegen die Bevölkerung eine Atempause zu verschaffen. „Recht und 
Ordnung“ wurden wieder hergestellt und dem Anfang einer brodelnden revolu- 
tionären Situation in Nigeria ein Ende gemacht. Es folgten noch einige Geplänkel 
in Lagos, Abuja und Kano, bei denen Tränengas gegen Achtzigjährige eingesetzt 
und junge BesetzerInnen vertrieben wurden; aber dies waren die Fußnoten eines 
Kapitels, das mit der „Aussetzung“ des Massenstreiks endete. Dennoch sprechen 
alle Zeichen dafür, dass dieses Kapitel mehr als ein Prolog war. 


Anstelle einer Schlussbemerkung 


Während ich diesen Artikel schreibe, werden die Truppen von den Straßen abge- 
zogen. Die Joint Action Front und andere Gruppen blieben bei ihrer Position und 
fordern die vollständige Rückkehr zu einem Benzinpreis von 65 Naira pro Liter. 
Sogar die Gewerkschaften haben weder die Preissenkung auf 97 Naira pro Liter 
akzeptiert noch den Streik beendet, sondern ihn weiterhin lediglich „ausgesetzt”, 
da sie die wechselseitige Blockadeposition vorhersahen. 

Welche Möglichkeiten liegen vor uns und welche Lektionen können wir aus 
dem ersten Aufblitzen dessen ziehen, was zu mehr werden könnte als nur einer 
kurzen Episode des Widerstands und der Revolution? 
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Sicher ist in der aktuellen Situation nur, dass das Chaos in Nigeria ohne einen 
Systemwechsel kein Ende nehmen und sich sogar ausweiten wird. Die im Zuge 
der Proteste erreichten Offenlegungen der Sitzungen des Repräsentantenhauses 
reichen mindestens dafür aus, die vollständige Rückkehr zu einem Preis von 65 
Naira pro Liter argumentativ zu untermauern, im Grunde sogar dafür, einige 
Leute für längere Zeit ins Gefängnis zu stecken. Aber die Offenlegungen allein 
werden das nicht erreichen. Dazu bedürfte es vielmehr der erneuten Massenmo- 
bilisierung und der Wiederbelebung der Dynamik vom 1. Januar, die jedoch in 
ihrer ursprünglichen Form vielleicht schon verloren gegangen ist. 

An diesem Punkt kommt auch das Hauptproblem zum Tragen, dass die Per- 
spektiven von vielen, die eine alternative Entwicklungder Gesellschaft anstreben, 
festgefahren sind. Die Benzinpreise sind in unserem Land in vielerlei Hinsicht 
ein zentrales Thema, und es ist denkbar, dass es bei der nächsten Reihe von Aus- 
brüchen gesellschaftlichen Protests immer noch oder wieder darum gehen wird. 
Wahrscheinlich werden sich auch in Zukunft viele Kämpfe um dieses Thema 
herausbilden, aber ich persönlich sche es nicht kommen, dass sich das nächste 
Kapitel der Protestgeschichte an diesem Punkt entzünden wird. Der Trend zur 
Inflation, den die Benzinpreise bereits ausgelöst haben, wird voraussichtlich cher 
zu einer Welle wilder Streiks für höhere Löhne führen. 

Aber dass die Perspektiven festgefahren sind, resultiert aus einem tiefer lie- 
genden Problem: dem fast vollständigen Zusammenbruch radikaler alternativer 
Politikformen auf allen bedeutenden Ebenen, und zwar noch bevor sich die Wut 
der Menschen im Januar Bahn brach. Doch, wie ein Sprichwort der Kanuri 
besagt: Wenn die beste Zeit, einen Baum zu pflanzen, vor 20 Jahren war, und er 
noch nicht gepflanzt wurde, dann ist die nächstbeste Zeit, ihn zu pflanzen, jetzt. 


Übersetzung aus dem Englischen von Luciole Sauviat und Etienne Schneider 


Michael Watts 


Imperiales Öl und vergessene Verbrechen: 
Grenzgebiete der Enteignung im Niger-Delta 


Jeder große Geldbesitz, dessen Herkunft man 
nicht kennt, entstammt einem geheimen Ver- 
brechen, das nur geschickt verborgen gehalten 
wurde. Honore de Balzac, Vater Goriot 


(1834, dt. 1909: 129) 


Am 20. April 2010 schossen gegen 22 Uhr plötzlich Schlamm und Wasser aus 
dem Bohrturm der BP Bohrinsel Deepwater Horizon im Golf von Mexiko. 
Nur kurze Zeit später verwandelte eine gewaltige Explosion die Bohrinsel in 
ein rasendes Inferno. Zwei Tage darauf sank die Bohrinsel rund 80 Kilometer 
vor der Küste des US-amerikanischen Bundesstaates Lousiana auf den an dieser 
Stelle 1.600 Meter tiefen Meeresgrund. Eine Mischung aus Ölund Gas strömte 
aus dem beschädigten Steigrohr unter extremem Druck in die warmen Gewässer 
des Golfs, Mitte Mai 2010 flossen über 200.000 Gallonen pro Tagaus dem Leck 
und ca. 10.000 Quadratkilometer der Meeresoberfläche waren mit Öl bedeckt. 
Als alles vorbei war, waren fast fünf Millionen Barrel in den Golf von Mexiko 
geflossen und über ein Drittel der Küste war von dem Unglück betroffen. Es 
handelt sich um die vermutlich größte Umweltkatastrophe in der Geschichte 
der USA (National Commission on the BP Deepwater Horizon Spill 2011). 
Mitten in der Deepwater Horizon-Katastrophe veröffentlichte Royal Dutch 
Shell einen Bericht über die Aktivitäten des Unternehmens in Nigeria, dem 
Kronjuwel am westafrikanischen Golf von Guinea. Die Ölproduktion in der 
Region ist von globaler Bedeutung und stellt für den US-Markt eine wichtige Be- 
zugsquelle des qualitativ hochwertigen ‘leichten’ Rohöls dar (De Oliveira 2007). 
Für 2009 bestätigte Shell, dass aus den Anlagen etwa 14.000 Tonnen Rohöl in 
die Arme des Niger-Deltas, dem Zentrum der nigerianischen Öl-Ökonomie, 
geflossen waren. Mit anderen Worten: Innerhalb eines Jahres war allein ein Öl- 
Unternehmen (nahezu ein Drittel der nigerianischen Fördermenge entfällt auf 
Shell) für die Verschmutzung mit 4,2 Millionen Gallonen Öl verantwortlich; 
2008 waren es knapp drei Millionen Gallonen. Nach einem Bericht des US- 
Bundesumweltministeriums vom April 2010 gab es von 2006 bis 2009 insgesamt 
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2.045 Öl-Unglücke. Seit den späten 1950er Jahren, als Öl kommerziell lukrativ 
wurde, ist es auf den Ölfeldern im Niger-Delta zu über 8.000 Unglücken ge- 
kommen. Über einen Zeitraum von 50 Jahren sind in einem Gebiet, das etwa 
ein Zehntel der Größe der US-amerikanischen Gewässer im Golf von Mexiko 
hat, alles in allem 1,5 Millionen Tonnen (vier Milliarden Gallonen) Rohöl aus- 
gelaufen. Wie ein Bericht von Amnesty International es ausdrückte, entspricht 
das „einem Exxon Valdez [-Unfall] pro Jahr” (2009: 16).' 

Diese beiden Ölkatastrophen, die gemeinsame Bezüge zur Geschichte des 
Schwarzen Atlantiks aufweisen, beleuchten exemplarisch die Instabilitäten und 
Widersprüche dessen, was ich als Erdöl-Komplex bezeichnen möchte. Es handelt 
sich dabei um Grenzräume des Öls, allerdings nicht im Sinne eines peripheren 
Territoriums oder eines staatlichen Grenzgebietes, sondern vielmehr um be- 
sondere politische, ökonomische, kulturelle und soziale Räume, in denen die 
Bedingungen für eine neue Phase der (extraktiven) Akkumulation geschaffen 
werden. Im Folgenden untersuche ich ein solches Grenzgebiet im nigerianischen 
Niger-Delta, insbesondere die gewaltförmigen Prozesse, die das nackte Überleben 
von vielen bestimmen und die von einer Konstellation machtvoller Kräfte, Ak- 
teure und Institutionen geprägt werden - die Welt des ‘Großen Öls. Zunächst 
entwickle ich ein konzeptionelles Verständnis des Erdöl-Grenzgebiets und wende 
mich dann dem Charakter und den Dynamiken des Erdöl-Komplexes zu. Danach 
beschäftige ich mich mit dem Niger-Delta und den dortigen Auswirkungen der 
Akkumulation durch Enteignung (Harvey 2005). 


Grenzgebiete des Erdöls 


Bei einem working petroleum system geht es um ein spezifisches Set an Bedin- 
gungen. Eine geologische Region, ein großes Gebiet von oft mehreren tausend 
Quadratkilometern mit einer gemeinsamen geologischen Geschichte, wird zu 
einer Erdölregion, sobald sie als kommerziell nutzbar angesehen wird (Nolan/ 
Thurber 2010). Ihre Kerneigenschaften sind folgende: ein Muttergestein mit 
reichem Kohlenstoff-Gehalt, ein ausreichend poröses Sedimentgestein, damit das 
Öl zu einem Bohrloch fließen kann und ein nicht-poröses Sedimentgestein, das 
den Ölzufluss kanalisiert. Wenn diese Voraussetzungen gegeben sind, hat man es 
mit einem Erdöl-Grenzgebiet zu tun, das sich auf räumlich-zeitliche Dynamiken 
der Entdeckung, Entwicklung und Wiederherstellung von Ölfeldern, von den 
sogenannten primären Reserven bis zur Tertiärförderung bereits existierender 


1 Im Original englischsprachige Zitate wurden ins Deutsche übertragen. 
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‘'reifer’ Reservoirs bezieht. Mit der Entwicklung eines oder mehrerer kommer- 
zieller Felder wird ein Erdöl-Grenzgebiet zu einem bestimmten Zeitpunkt als 
zuverlässig eingeschätzt; die Unsicherheiten werden reduziert, was oft einen 
Zustrom an neuen Unternehmen hervorruft, die zuvor noch von hohen Zu- 
gangsbeschränkungen abgeschreckt wurden. Beialternden Reservoirs entstehen 
andere Grenzgebiete, wenn Ölfelder dank technologischer Innovationen neue 
Investitionen zur Tertiärförderunganlocken. Es handelt sich also um einen Pro- 
zess, der sich über viele Jahrzehnte erstreckt, während derer die Erdölindustrie 
die kontinuierliche Erschließung, Ausbeutung und Ausweitung von Ölvorkom- 
men betrieben hat und die Grenze von den Sedimentbecken der Erde über die 
seichten Küstenvorkommen bis zu den tiefen und ultratiefen Offshore-Gebieten 
verschoben wurde. Die neuesten Grenzgebiete umfassen die Herausforderungen 
der extrem tiefen arktischen Gewässer und die Kommerzialisierung gewaltiger 
Ressourcen von sogenannten unkonventionellen Öl- und Gasvorkommen wiein 
Teersand und Schiefergestein in Kanada und den USA. Innerhalb und zwischen 
den Ölgebieten gibt es daher einen andauernden Prozess der geographischen 
Ausdehnung wie auch der Rückbildung von Ölvorkommen. 

Konzeptionell werden Grenzgebiete üblicherweise als solche geschen, die „jen- 
seits der Sphäre der Routineaktivitäten von Unternehmen des Zentrums liegen, 
die ihre Geschäfte gewaltförmig betreiben“ (Barretta/Markoff 2006: 36). Dort 
werden typischer Weise Land- und Eigentumstitel angefochten, rechtsstaatliche 
Prinzipien zur Disposition gestellt, und die oftmals ethnisierte wie auf Grund 
der dort praktizierten Zwangsformen der Kapitalakkumulation ausgeschlossene 
Bevölkerung bewohnt eine Zone, in der das „soziale und wirtschaftliche Leben 
von Gewalt und politischen Aushandlungsprozessen dominiert ist“ (ebd.: 38). 
Die Grenzgebiete, die ich in Bezug auf das Erdöl anspreche, besitzen in der Tat 
all diese Qualitäten und sind keineswegs auf die technischen Bedingungen der 
Ausbeutung von Ressourcen zu reduzieren (wie die Industrie selbst „Grenz- 
gebiete“ versteht). Die andauernde rekursive Konstruktion neuer Räume der 
Akkumulation - sei es in den 1950er Jahren im Zuge der Entdeckung von Öl 
in Nigeria oder ab 1938 beim massiven Ausbau der Offshore-Förderung vor 
der Küste Louisianas - ist durch die Dynamik von Grenzgebieten geprägt und 
schafft gleichzeitigdie Möglichkeit für lokale Operationen des Erdöl-Komplexes. 

Die Grenzgebiete des Erdöls haben ihre eigene Zeitlichkeit und Räumlich- 
keit. Sie sind natürlicherweise durch besondere technologische Erfordernisse 
bestimmt, aber wie in allen anderen Fällen sind der Zugang zu und die Kontrolle 
über Land, die Eigentumsverhältnisse und der Staat zentral als Vorbedingungen 
für die Akkumulation. Als territoriale Ressource schafft Öl ständig neue Grenzen 
und verändert die alten; typisch dafür sind komplexe Prozesse von Enteignung, 
Kompromissfindung, Gewalt und Verpflichtungen. Eine technologisch besonders 
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dynamische Industrie steht vor tiefen, beweglichen, fragmentierten und elastischen 
Territorien. Was ich damit meine, wird am besten klar, wenn man Eyal Weizmans 
treffende Beschreibung der israelischen Besetzung Palästinas heranzicht: 
„Die dynamische Morphologie des Grenzgebietes ähnelt einem endlosen Meer, das mit 
zahllosen Archipeln übersät ist, die von ihrer Außenwelt entfremdet, in ihrer Innenwelt 
aber homogen sind... Eshandelt sich um ein einzigartiges territoriales Ökosystem, in dem 


zahlreiche andere Zonen - politisches Piratentum, barbarische Gewalt..., schwache Bür- 
gerrechte nebeneinander, ineinander oder sich überlappend bestehen.“ (Weizman 2007: 7) 


Diese Grenzgebiete sind die Grundlage für das, wasich den Erdöl-Komplex nenne, 
die umfangreichen Geschäfte der Ölindustrie und ihrer Agenten, Mittelsmänner 
und Berater. Es handelt sich um aktive Räume, in denen sich, um David Harvey 
(2005) zu zitieren, die Akkumulation durch Enteignung mit halsbrecherischem 
Tempo vollzieht und in denen erbitterte Kämpfe stattfinden. 


Der Erdöl-Komplex 


Wenn die Ware, wie Karl Marx festgestellt hat, die ‘ökonomische Zellform’ des 
Kapitals ist, dann ist Erdöl ein perfekter Ausdruck des elementarsten genetischen 
Materials des gegenwärtigen Kapitalismus. Waren treten, wie Walter Benjamin 
es ausgedrückt hat, mit einem Preisschild auf den Markt, sie sind jedoch nach 
Marx gleichzeitig auch verwirrende und metaphysische Dinge von magischem, 
mystischem und zauberhaftem Charakter. Öl als Massenware der Moderne 
erscheint auf dem Weltmarkt mit dem Stempel dessen, was Hannah Arendt 
(1958) als die „Erbsünde der ursprünglichen Akkumulation“ bezeichnet hat, 
„blut- und schmutztriefend‘“, aber eingebettet in eine komplexe Architektur von 
Organisationen, Bewegungen, Netzwerken und Agenturen. 

Was sind die Komponenten des Öl-Komplexes, die von der Industrie vage als 
globale Wertschöpfungskette bezeichnet werden? Ein zentraler Ausgangspunkt 
besteht darin, Ölund Gas als globales Produktionsnetzwerk mit besonderen Ei- 
genschaften, Akteuren, Netzwerken, Governance-Strukturen, Institutionen und 
Organisationen zu betrachten, aber auch als komplexes Akkumulationsregime 
und als Regulationsmodus (Noreng 2006; Bridge 2008). Dieser ökonomische 
Sektor hat in jeder Hinsicht unglaubliche Dimensionen. Der Wert von förderba- 
rem Öl und Gas liegt vermutlich bei ca. 160 Milliarden US-Dollar (das ist mehr 
als der Wert aller Equity-Märkte zusammen und entspricht dem Gesamtwert 
aller handelbaren Finanzmarktprodukte); der Wert des Öl- und Gasmarkts für 
sich genommen ist größer als drei Milliarden US-Dollar. Die Vermögenswerte 
der gesamten Industrie betragen mittlerweile über 40 Milliarden US-Dollar. 
Knapp 70 Prozent des gesamten produzierten Öls wird gehandelt (über 50 Mil- 
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lionen Barrel pro Tag) und stellt damit den größten Anteil am Welthandel dar. 
Es ist durchaus üblich, dass an der New York Mercantile Exchange und an der 
InterContinental Exchange an nur einem Tag über eine Milliarde Barrel Öl 
gehandelt wird, wobei ein großer Teil davon ‘Papieröl’ darstellt (das niemals 
physisch als Öl geliefert wird). Erdöl ist also ein zentraler Bestandteil des boo- 
menden Warenterminmarktes. 

Der Marktwert der größten (privaten und staatlichen) Ölkonzerne übersteigt 
das Bruttosozialprodukt ganz Afrikas. Das Produktionsnetzwerk wird materiell 
von einer globalen Öl-Infrastruktur mit einer eigenen Geographie zusammenge- 
halten. Aufder Erdoberfläche sind weltweit knapp fünfMillionen Ölbohrungen 
verteilt: 77.000 wurden im vergangenen Jahr angelegt, 4.000 sind Offshore- 
Bohrungen, 3.300 liegen unter Wasser und durchdringen die Erdkruste in einigen 
Fällen tausende von Metern unter der Meeresoberfläche. Einige Schätzungen 
gehen von über 40.000 aktiven Ölfeldern aus. Über zwei Millionen Kilometer 
Transportleitungen erstrecken sich in einem riesigen verästelten Netz rund um 
den Globus und weitere 180.000 Kilometer sollen in den nächsten vier Jahren für 
über 265 Milliarden US-Dollar gebaut werden. Weitere 75.000 Kilometer Rohr- 
verbindungen transportieren Öl und Gas auf dem Meeresgrund. Es gibt 6.000 
feste Ölplattformen und 635 Offshore-Bohrinseln, was laut Baker Hughes im Juni 
2011 weltweit insgesamt über 1.258 Bohrinseln ausmacht (www.bakerhughes. 
com). Auf 4.295 Öltankern werden jedes Jahr 2,42 Milliarden Tonnen Öl und 
Ölprodukte verschifft - ein Drittel des globalen Sechandels. In den vergangenen 
fünfJahren wurden über 80 Riesen-Schiffe für Produktion und Lagerunggebaut. 
Diese Petro-Infrastruktur ist auch für 40 Prozent der globalen CO, Emissionen 
verantwortlich. 

Unter dem Öl- und Gasnetzwerk liegt ein erstaunlicher Flickenteppich territo- 
rialer Konzessionen. Räumliche Technologien und räumliche Repräsentationen 
sind grundlegend für die Ölindustrie: seismische Geräte zur Erkundung der 
Konturen von Öllagerstätten, geographische Informationssysteme zur Messung 
und Überwachung des Produktflusses in den Pipelines, Karten zur Feststellung 
unterirdischer Eigentumstitel. Geologie ist eine Wissenschaft des Vertikalen, 
aber wenn sie für Markt und Profite eingespannt wird, ist es die Karte, die zum 
Instrument von Überwachung, Kontrolle und Gesetz wird. Die ÖL- und Gasin- 
dustrie ist der Traum der Kartograph_ innen: eine Landschaft ausLinien, Achsen, 
Knoten, Speichen, Punkten, Blöcken und Flüssen. Die räumlichen Ölnetzwerke 
bilden einen Raum des Fließens und der Verbindungen, die in unterschiedlichem 
Maß sichtbar sind, da sie zum Teil unterirdisch oder virtuell bestehen (Barry 
2009, 2006). 

Was sind die Komponenten des Erdöl-Komplexes? Die Vielzahlvon Akteuren, 
Agenturen und Prozessen, die den Durchlauf des Kohlenwasserstoff-Kapitalismus 
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prägen, ist geradezu verblüffend: dasind die ganz Großen, die staatlichen Ölgesell- 
schaften, die Dienstleister und die gewaltige Ölinfrastruktur, aber auch die Ölstaa- 
ten, die gigantischen Ingenieursfirmen und Finanzgruppen; die Schattenökono- 
mien des Diebstahls, der Geldwäsche, der Drogen, des organisierten Verbrechens; 
die Flut von Nichtregierungs-Organisationen wie Menschenrechts-Gruppen, 
Aufsichtsbehörden, CSR-Verbände, freiwillige Regulierungs-Organisationen; die 
Forschungsinstitute und Lobby-Gruppen, die Landschaft des Ölkonsums vom 
Sports Utility Vehicles (SUVs) bis zur Pharmaindustrie, und nicht zuletzt die 
Öl-Communities, die Militärs und paramilitärischen Gruppen, sowie die sozialen 
Bewegungen, welche die Aktivitäten der Ölindustrie im engeren Sinne umgeben 
und ihre Funktionsweise prägen. Aber das ist erst der Anfang. Der Finanzsektor 
spielt eine Schlüsselrolle sowohl für die Projektfinanzierung wie für das Ölals 
Finanzanlage, was im vergangenen Jahrzehnt zu einem radikalen Wandelaufdem 
Ölmarkt geführt hat. Dadurch wurden Fragen der Sicherheit, der Spekulation 
und der Regulierung oder auch deren Fehlen aufgeworfen. Diese Governance- 
Institutionen beeinflussen den Öl-Handel, aber auch neu entstandene wie das 
International Energy Forum greifen ein. Für jedes Barrel Öl, das produziert, 
bewegt, raffiniert und konsumiert wird, entstehen Kohlenstoff-Emissionen (und 
damit auch Kohlenstoffhandel, -kredite, -ausgleiche und -märkte), die wiederum 
selbst auf einem komplexen Markt mit eigener Politik und Dynamik gehandelt 
werden. Dazu kommen noch die Ingenieurs- und Baufirmen, die zwielichtige 
Welt der Verschiffung und des Handels sowie die Nebenschauplätze der Ver- 
teidigungsindustrie und der privaten Sicherheitsdienste. Alles in allem bündeln 
sich in diesem Komplex eine Unzahl politischer und ökonomischer Kalküle. 
Timothy Mitchell zufolge entdeckt man, sobald man sich dem Öl auf die 
Spur begibt und „den Verbindungen zwischen Pipelines und Pumpstationen, 
zwischen Raflinerien und Handelswegen, zwischen Straßennetzen und Auto- 
mobilkulturen, zwischen Dollarflüssen und ökonomischem Wissen, zwischen 
Waffenexperten und Militarismus nachgeht, ... wie ein besonderes Set an Bezie- 
hungen zwischen Öl, Gewalt, Finanzen, Expertise und Demokratie hergestellt 
wurde“ (2009: 428). Wie sieht es nun mit dem Erdöl-Komplex im Niger-Delta aus? 


Enteignung im Grenzraum und Ölrebellionen: 
Das Niger-Delta in Nigeria 


Nigeria ist der weltweit elftgrößte Produzent und der achtgrößte Exporteur von 
Rohöl, wobei normaler Weise über 2,4 Millionen Barrel Ölund Erdgas pro Tag 
produziert werden. Im Niger-Delta im Südosten des Landes wird seit mehr als ei- 
nem halben Jahrhundert ‘süßes’ (schwefelarmes) Ölfür den Weltmarkt gefördert 
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und der nigerianische Staat hat in diesem Zeitraum knapp eine Milliarde US- 
Dollar an Revenuen abgeschöpft. Nigerias Petrozukunft steht jedoch stark in 
Frage. Der atemberaubende Abstieg der Ölfelder im Niger-Delta in eine merk- 
würdige und erschreckende Schattenwelt bewaffneter Rebellen und der massive 
Diebstahl von Öl werfen einen langen Schatten über Nigerias vermeintlich rosige 
Ölzukunft (IGG 2006; Watts 2005, 2007). Bereits ab Mitte der 1990er Jahre 
verursachten militante Konflikte und Gewalt immense Kosten für die Menschen, 
die Umwelt und die gestohlene oder verzögerte Ölproduktion, ab 2006 kann 
jedoch von einem ernsthaften Abstieg gesprochen werden. Damals tauchte eine 
mächtige Rebellengruppe auf, die sich Movement for the Emancipation of the 
Niger Delta (MEND) nannte; in den ersten sechs Monaten dieses Jahres gab es 19 
Angriffe aufausländische Bohrungen, was zu Verlusten von rund 2,2 Milliarden 
US-Dollar an Öleinnahmen führte. Nach dem Amtsantritt der neuen Regierung 
unter Präsident Yar’Adua im Jahr 2007 fielen die Öleinnahmen in den nächsten 
zwei Jahren auf Grund von verwegenen und gut organisierten Angriffen aufden 
Ölsektor um 40 Prozent. Nach dem Report ofthe Technical Committee ofthe Niger 
Delta von 2008 verlor die nigerianische Regierung in den ersten neun Mona- 
ten dieses Jahres durch ähnliche Attacken und durch Sabotage 23,7 Milliarden 
US-Dollar an Einnahmen. Dazu kommt der Handel mit gebunkertem Öl (im 
Durchschnitt zwölf Prozent der Förderung), der ein Millionengeschäft darstellt. 
Zwischen Januar 2006 und Sommer 2009 wurden mehr als 400 ausländische 
Öl-Angestellte als Geiseln genommen und die maritime Piraterie hat auch nach 
der Amnestie von 2009 deutlich zugenommen. Zwischen 2005 und 2009 hat 
es mehr als 12.000 Fälle von Pipeline-Vandalismus und über 3.000 Fälle von 
austretendem Öl gegeben. Mchr als eine Million Barrel konnten im Sommer 
2009 wegen der zunehmenden Aufstände nicht gefördert werden (Schätzungen 
besagen, dass die Fördermenge damals um ca. eine Million Barrel zurückging), 
und 124 von 174 Ölfeldern wurden geschlossen. Shell beendete die Aktivitäten 
der Firma im Westen des Landes und Nigeria fiel von seinem Spitzenplatz als 
größter afrikanischer Produzent zurück. Der kanadischen Entwicklungsbehörde 
zufolge wurden 200.000 Menschen vertrieben und nach Angaben von Amnesty 
International verursacht die Ölförderung im Delta jährlich mindestens 100 Tote 
(was vermutlich noch weit unterschätzt ist). Ein Artikel in der New York Times 
vom 22. April 2007 zeichnet ein lebhaftes Bild der schönen neuen Welt, in die 
der heftige Kampf um Ölhineinführt: 


„Die [Öl-]Gesellschaften sperren ihre Angestellten jetzt in schwer befestigte Anlagen 
und erlauben ihnen im Land nur, mit gepanzerten Fahrzeugen oder Hubschraubern zu 
reisen... Ein Unternehmen hat die Toiletten, als gegebenenfalls sichere ‘Panikräume’ 
mit Stahlbolzen verschen ... ein anderes hat die Pylonen einer riesigen Öl-Plattform, die 
130 Kilometer vor der Küste liegt, mit einer wasserdichten Fettschicht verschen, damit 
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eventuelle Angreifer nicht auf die Bohrinsel klettern könnten... Larry Johnson, früherer 
Offizier der US Army, der nun für Eni arbeitet, sagt: ‘Selbst Angola im Bürgerkrieg war 
nicht so schlimm.“ 


Nach einem Bericht Ende des Jahres 2008 hat die nigerianische Regierungin den 
ersten neun Monaten nicht weniger als 23,7 Milliarden US-Dollar Einnahmen 
aus der Öl-Förderung durch militante Angriffe und Sabotage verloren. Im Som- 
mer 2009 kamen die Geschäfte von Shell im Westen des Landes zum Erliegen und 
mehr als eine Million Barrel Öl blieben im Boden. Der international bekannte 
Aktivist und Vorsitzende der Ogoni-Bewegung Ken Saro-Wiwa sah 1990 einen 
„kommenden Krieg“ voraus. Dieser ist inzwischen offenbar ausgebrochen.” 
Nigeria ist ein Erdöl-Staat mit einer ausgedehnten Schattenökonomie und 
Schattenbehörden, bei denen die Trennungslinien zwischen Staat und Markt, 
Regierung und organisierter Kriminalität verwischen und durchlässig sind. 
Dem International Maritime Bureau zufolge sind die Küstengewässer des Deltas 
ein Rückzugsgebiet von Piraten, ähnlich wie die rechtlosen Meeresgebiete von 
Somalia oder rund um die Molukken. Eine neue, unter dem Titel Transnational 
Traffıcking and the Rule of Law erschienene Studie des UN-Büros für Drogen 
und Verbrechensbekämpfunggibt an, dass im Niger-Delta jährlich 55 Millionen 
Barrel Öl gestohlen werden, wobei hochrangige Militärs und Politiker _innen 
in die Schattenwirtschaft tief verstrickt sind. Der 2009 erschienene Bericht 
von Amnesty International Petroleum, Pollution and Poverty in the Niger Delta 
vermittelt wiederum einen düsteren Überblick zu den massiven Umweltschä- 
den, die durch 1,5 Millionen Tonnen ausgelaufenes Öl entstanden sind, mit 
denen dank der gut geschmierten Allianz der internationalen Ölfirmen und 
des nigerianischen Staats eine „menschenrechtliche Tragödie“ verbunden ist. 
Eine weitere UN-Studie über das Ogoniland - eine kleine Fläche innerhalb der 
Ölfelder von rund 650 Quadratkilometern - zeigt, dass die Ölfirmen dieses Ge- 
biet systematisch kontaminiert haben und ungefähr 30 Jahre und ein Aufwand 
von einer Milliarde US-Dollar erforderlich sein werden, um es zu reinigen. Der 
nigerianische Erdöl-Komplex ist ein ausgedehnter und in zunehmendem Maß 
unregierbarer Raum, ein Terrain der ursprünglichen Akkumulation. Dieser 
spektakuläre Petro-Kapitalismus kombiniert die brutalsten Formen kapita- 


2 Am 19. Mai2009 begann die Regierungden Aufstand von MEND in der Region rundum 
Gbaramatu südwestlich von der Ölstadt Warri im Bundesstaat Delta zu bekämpfen. Die 
Gegend war dafür bekannt, dass sich dort mehrere Lager der Aufständischen befanden. 
Diese reagierten mit massiven Gegenangriffen. Ende 2009 wurde eine Amnestie einge- 
führt, die mehr als 20.000 Kämpfer_innen und ihren Anführern zugute kam. Dennoch 
bleibt die Situation extrem angespannt, was unter anderem an dramatischen Ereignissen 
wie Anschlägen mit Autobomben liegt., Diese wurden in Abuja, der Hauptstadt Nigerias, 
im Oktober 2010 angeblich von Delta-Kämpfer_innen gezündet. 
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listischer Enteignung und ethnisierter Akkumulation mit den ökologischen 
Zerstörungen einer modernen und global orientierten High-Tech-Öl- und Gas- 
industrie. Hier stehen korrupte Politiker_innen, reiche Unternehmer_innen und 
Manager_innen sowie die gefürchteten Sicherheitskräfte auf der einen Seite den 
armen Fischer_innen, kranken Kindern ohne Schulbildung, zornigen Jugendli- 
chen und den Trümmern der Industrie selbst auf der anderen Seite gegenüber. 
Diese Welt ist zwangsläufig explosiv. 

Seit 1958, als das Niger-Delta wirtschaftlich lukrativ zu werden begann, ist der 
ökologische Fußabdruck, den diese Entwicklung hinterlassen hat, unüberschbar 
(Okonta/Douglas 2002). Fast jeder Quadratzentimeter war direkt oder indirekt 
durch industrielle Maßnahmen oder auch durch Vernachlässigung betroffen. 
Mehr als 6.000 Bohrungen wurden abgeteuft, rund eine Bohrung pro zehn 
Quadratkilometer in den wichtigsten Ölgebieten. Es gibt 606 Ölfelder (davon 
355 an Land) und 1.500 „Gastgeber-Gemeinden“ für Öl- oder Gasförderanlagen, 
7.000 Kilometer Pipeline, 275 Messstationen, zehn Gasanlagen, 14 Exportter- 
minals, vier Raflinerien und insgesamt einen großen Gasförderungskomplex. 
Die nationale Ölgesellschaft (Nigerian National Petroleum Company) und ihre 

Jeint-venture Partner haben ca. 100.000 Beschäftigte. 

Ein halbes Jahrhundert des Ölüberflusses hat Nigeria in die Kategorie der 
ölreichen Länder katapultiert, gleichzeitig wurde ein großer Teil davon allerdings 
verschleudert, gestohlen oder für politische Zwecke abgezweigt, statt für die 
wirtschaftliche Entwicklung genutzt zu werden. Die meiste Zeit folgte die Politik 
dem ein Prozent-99 Prozent-Modell, d.h., dass ein Prozent der Bevölkerungmehr 
als 85 Prozent der Einkünfte aus dem Erdöl eingestrichen hat. Dem früheren 
Präsidenten der Weltbank Paul Wolfowitz zufolge gelten rund 300 Milliarden 
US-Dollar dieser Einkünfte seit 1960 als „verschwunden“. Ähnlich gibt der 
„König“ der nigerianischen Anti-Korruption Nuhu Ribadu an, dass 2003 rund 
70 Prozent des nigerianischen Ölreichtums gestohlen oder vergeudet wurden, 
während es noch 2005 „nur“ 40 Prozent waren. Zwischen 1970 und 2000 hat 
die Zahl der Armen von 19 Millionen auf mehr als 90 Millionen zugenommen. 
Nach Angaben der Weltbank sind das Volkseinkommen pro Kopf ebenso wie 
die Lebenserwartungin der letzten Dekade gleichermaßen gefallen. Der Human 
Development Index des UNDP listet Nigeria inzwischen unterhalb von Haiti 
oder dem Kongo auf. Das ist alles andere als ein schönes Bild. 

Nirgendwo ist der Niedergang deutlicher und sichtbarer als in den Ölfeldern 
des Niger-Deltas, einer verarmten und politisch marginalisierten Region, deren 
Kennzeichen die ethnische Vielfalt (euphemistisch als „Minoritäten“ bezeichnet) 
ist, und die neun der 36 Bundesstaaten umfasst. Aktuell beträgt die Zahl der 
Einwohner_innen der ölproduzierenden Bundesstaaten 28 Millionen, während 
das Land insgesamt 160 Millionen Einwohner_innen hat. Für die meisten von 
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ihnen hat das Erdöl nichts anderes gebracht als Elend, Gewalt und ein zerstörtes 
Öko-System. Ein UN-Report von 2005 kam zu dem Schluss, dass die umfang- 
reichen Ressourcen internationaler Unternehmen an der lokalen Armut kaum 
etwasgeändert haben. Den Löwenanteil des Ölreichtums hat sich der Zentralstaat 
angeeignet und ihn an die politisch dominanten nördlichen und westlichen 
Regionen verteilt sowie an die dort ansässigen sogenannten „ethnischen Mehr- 
heiten“. Was immer man an Sozialindikatoren heranzieht, so erweist sich die 
Situation in den eigentlichen Öl-Staaten als katastrophal. Zwischen 1996 und 
2002 ist der Human Development Index in den Delta-Bundesstaaten gefallen 
(UNDP 2005). Die Alphabetisierungsrate erreicht kaum 40 Prozent, der Anteil 
der Grundschulkinder liegt nach dem Niger Delta Environmental Survey bei 39 
Prozent. Für rund 130.000 Bewohner_innen gibt es eine einzige Einrichtung 
zur medizinischen Schwerpunktversorgung, die für ein Gebiet von mehr als 
580 Quadratkilometern zuständig ist. Auf ein Krankenbett kommen drei mal 
so viele Personen wie im bereits erschreckend hohen nationalen Durchschnitt. 
Was die alltäglichen Probleme mit Elektrizität betrifft, so stellt diese in der Bevöl- 
kerung einen running gag dar. Die Kanalisation ist ausgewaschen, das Gas wird 
abgefackelt, die Mangrovenwälder werden zerstört, Boden und Grundwasser 
sind belastet - das sind die Ergebnisse eines halben Jahrhunderts an Öl- und 
Gasförderung. Das delikate Ökosystem der Region stellt inzwischen eines der 
weltweit am meisten belasteten Gebiete dar. 

Das nigerianische Grenzgebiet des Erdöls nahm seinen Anfangmit dem ersten 
Hubschrauber, der 1956 zum Erstaunen der lokalen Bevölkerung in Oilibiri im 
Bundesstaat Bayelsa nahe der St. Michael’s-Kirche landete. Schnell wurde ein 
Camp für die Arbeiter eingerichtet, es folgten Fertighäuser, Elektrizität, Wasser 
und eine neue Straße. Das Unternehmen, das damals Shell-BP hieß, stellte 17 
Bohrtürme aufund in diesem Ölfeld wurden in 20 Jahren mehr als 20 Millionen 
Barrel Rohöl gefördert. Was davon heute übrig bleibt, ist nichts als Elend, ver- 
brannte Erde und abgedeckte Bohrlöcher. Im folgenden Jahrzehnt expandierte 
die Ölindustrie stark und wurde zunehmend komplexer. Im Jahr 1958 wurde 
im Ogoniland, westlich von Port Harcoutt, ein riesiges Feld entdeckt und Shell- 
BP, die 46 Ölförderverträge über ein Gebiet von 24.000 Quadratkilometern 
abgeschlossen hatten, dehnten ihre Geschäfte rasch aus. Das nächste Jahrzehnt 
fieberhafter Aktivitäten führte zur Eröffnung des Bonny Tanker-Ierminals im 
April 1961 und zum Ausbau der Pipelines, insbesondere der Trans Niger Pipeline 
1965. Die Öltanker tummelten sich im Cawthorne Channel, als nähmen sie an 
einer lokalen Regatta teil und durchfurchten dieselben Wasserstraßen wie die 
Sklavenschiffe des 16. Jahrhunderts und die Palmöldampfer des 19. Jahrhunderts. 

An Land folgte das Grenzgebiet des Erdöls - die Off-shore-Förderung setzte 
schr viel später ein und die Tiefsee-Förderung überhaupt erst 2005 - eigenen 
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Regeln. Ölhaltiger Boden wurde verstaatlicht und die Erdölfirmen schlossen 
Pachtverträge ab oder erwarben Lizenzen (typischerweise auf wenigtransparente 
Weise), wobei sie mit den Bundesstaaten joint ventures eingehen mussten. In 
einem Memorandum of Understanding wurde unter anderem festgelegt, dass 
der Regierung ein erheblicher Anteil an jedem geförderten Barrel Öl zukam. 
Dagegen verloren die lokalen Gemeinden den Zugangzu ihrem Land. Mit ad hoc- 
Maßnahmen und meist in ungeregelter Weise wurden sie für diese Verluste und 
für die Kosten von Verschmutzungen entschädigt. Die mehr als 1.500 „Gastgeber- 
Gemeinden‘, in denen sich Ölvorkommen befanden oder die unmittelbar von der 
Ölförderungs-Infrastruktur betroffen waren, erhielten von den Ölgesellschaften 
„Gemeinde-Unterstützungen“, wobei diese Allianzen mit den lokalen Herrschern 
schmiedeten, also direkt mit den Clan-Chefs und Stammesführern verhandelten, 
deren Macht auf gerontokratischen Prinzipien der Abstammung beruhte. Mit 
Hilfe von Barzahlungen an sie und mit Geld für die Gemeinden konnten die 
Unternehmen in den folgenden drei Jahrzehnten somit größtenteils ungestraft 
agieren, indem sie den Stammesfürsten zu erheblichem Reichtum verhalfen. 
Dabei unterblieb jegliche sinnvolle Entwicklung in den Gemeinden und für die 
lokale Bevölkerung eröffneten sich kaum neue Chancen der Beschäftigung, da 
die Ölindustrie allenfalls in ihrer Aufbauphase arbeitsintensiv ist. In den 1980er 
Jahren kam es erstmals zu Protesten in den Ölfeld-Gemeinden: von Frauengrup- 
pen gegen den Verlust ihrer Lebensgrundlagen, von Jugendlichen gegen den 
Mangel an Arbeitsplätzen. Und dann kam die elektrisierende Wirkung von Ken 
Saro-Wiwa und der Ogoni-Bewegung in den 1990er Jahren. 

Die Geschichte des Erdöls in Nigeria ist in weiten Teilen eine Geschichte der 
Umverteilungspolitik (HRW 2007; ICG 2006), die seit 1960 einer eindeutigen 
Linie folgt: einem radikalen fiskalischen Zentralismus des Staates, der es diesem 
über ca. 50 Monopolverträge erlaubt, sämtliche Öleinnahmen zu kontrollieren, 
wobei auch mächtige regionale Gruppen innerhalb der Bundesstaaten beteiligt 
werden. Die ölproduzierenden Bundesstaaten der ethnischen Minderheiten sind 
dabei die Verlierer, die nicht-ölproduzierenden Bundesstaaten der ethnischen 
Mehrheiten sowie die Zentralregierungdie Gewinner. Aktuelleignet sich letztere 
etwa die Hälfte des gesamten Ölreichtums an, rund ein Drittel ging bis in die 
späten 1990er Jahre überwiegend an die nicht-ölproduzierenden Bundesstaaten. 
Während den ölproduzierenden Bundesstaaten nach dem Prinzip der „Abzwei- 
gung“ 1960 noch die Hälfte der Erträge zufloss, sank dieser Anteil bis in die 
1980er Jahre auf ein Prozent. Die in der Öffentlichkeit zunehmend populäre 
Forderung nach „Kontrolle der Ressourcen“ führte dazu, dass die Delta-Bun- 
desstaaten seither jedoch in der Lage waren, diese Entwicklung umzukehren, so 
dass ihr Anteil auf 13 Prozent anstieg. Zusammen mit den steigenden Ölpreisen 
seit 2001 erfuhren sie dadurch gewaltige Geldzuflüsse. 
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Seitdem es 1999 zu einer Wiederkehr ziviler Regierungen gekommen ist, haben 
sich neue fiskale Arrangements durchgesetzt. Erstens hat sich die Korruption nach 
unten ausgebreitet, wurde also faktisch dezentralisiert, indem lokale Machthaber 
aus den ölproduzierenden Bundesstaaten, insbesondere in Delta, Bayelsa und 
den River States nunmehr an den Öleinnahmen partizipieren. Zweitens hat 
es eine Art Demokratisierung der Gewaltmittel gegeben, da es Kämpfern aus 
unterschiedlichen politischen und kriminellen Schichten, oftmals ausgerüstet 
durch Politiker _innen oder den porösen Militärapparat, gelungen ist, weite 
Teile des Landes zu kontrollieren und zu demonstrieren, dass sie imstande sind, 
die Geschäfte der Erdöl- und Gasindustrie zu unterbrechen. Drittens hat die 
wachsende Abzweigung von Erträgen den Aufstieg einer mächtigen politischen 
Klasse, die Paten genannt werden, erlaubt, die somit ein Gegengewicht zum 
bundesstaatlichen Zentrum darstellen und Politiker_innen nach eigenem Gut- 
dünken förderten. Es sind diese dreifachen Kräfte, welche die aktuelle Welle der 
Gewalt seit der Rückkehr zu einer zivilen Regierunghervorbrachten (HRW 2005, 
2007). In den Bundesstaaten des Niger-Delta ist in der Folge ein ausgedehntes 
Reservoir an politischer Wut und Entfremdung entstanden. Eine umfangreiche 
Erhebungder Weltbank von 2007 hat für diese Gebiete gezeigt, dass nicht weniger 
als 36 Prozent der befragten Jugendlichen eine „Bereitschaft oder Neigung dazu 
aufwiesen, bewaffnet gegen den Staat zu kämpfen.“ 

Die derzeitige Krise geht jedoch über einen Guerillakrieg gegen die Allianz 
von Staat und Ölkonzernen hinaus. UNDP (2007) zufolge gibt es aktuell 120 
bis 150 „hochriskante und akute gewalttätige Konflikte“ in den drei zentralen 
ölproduzierenden Bundesstaaten, die sich auf mehreren Ebenen abspielen. Auf- 
ständische Gruppen wie MEND führen bewaffnete Kämpfe gegen den Staatund 
die Ölgesellschaften. Gleichzeitig werden inter-ethnische wie intra-ethnische 
Konflikte zwischen einzelnen Gruppen ausgetragen, bei denen es um Fragen der 
Verfügung über Boden und Rechte von erdölhaltigem Terrain geht und damit 
auch um den Zugang zu Geldzahlungen oder Renten von den Ölfirmen. Dazu 
kommen städtische inter-ethnische Kriege, besonders dramatisch zu schen an- 
hand der in Warri seit Jahrzehnten geführten Auseinandersetzungen zwischen 
]jaw, Urhobo und Itsckeri, bei denen um die Frage geht: „Wem gehört Warri?“. 
Zentral für diese Kämpfe, im Zuge derer an die 700.000 Menschen vertrieben und 
tausende getötet wurden, sind die ethnischen Grenzziehungen von Wahlkreisen 
und Gemeindeverwaltungen, die von den Bundesstaaten vorgenommen, aber von 
der Zentralregierung unterstützt wurden. Sie sind entscheidend dafür, inwiefern 
die Gemeinden Zugangzu den Geldern haben, die von den Ölgesellschaften dafür 
gezahlt werden, dass sie Boden für die Infrastruktur (Raffinerien, Pipelines usw.) 
nutzen oder aber als „zusätzliche Ölgewinne“ den lokalen Finanzen zufließen. An- 
dere Gemeinden - wie der berüchtigte Stadtstaat von Nembe - werden in ihrem 
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Inneren durch Jugendgewalt auseinander gerissen, wenn bewaffnete Jugendliche 
und ihre Anführer sich untereinander bekämpfen, wobei sie darum rivalisieren, 
wer von ihnen Sicherheitsdienste für die Ölgesellschaften übernehmen oder 
Schutzgeld-Zahlungen dafür bekommen kann, dass sie nichts tun oder aber 
Bargeld erhält, das unter dem Namen „Gemeindeentwicklung‘“ verteilt wird. 

An diesem Punkt wird das Grenzgebiet des Erdöls ein Raum von ausufernder 
Gewalt und extremer Instabilität. Die Ölgesellschaften, die den Ölflussbis dahin 
mit Hilfe von Zahlungen an korrupte lokale Machthaber in Ganggehalten hatten, 
entdeckten nun, dass es hier eine Generation von Jugendlichen - viele davon 
bewaffnet und allesamt ohne jegliche Aussicht auf irgendwelche Arbeit - gab, 
die das bisherige Bestechungssystem in Frage stellten, das sich seit den 1990er 
Jahren in einer tiefen Krise befand. Kurzum, die Folgen der Enteignungrichteten 
sich nunmehr gegen den innersten Kern der bisherigen Gepflogenheiten. Die 
bewaffneten Jugendlichen bekämpften diese gewaltsam, wobei sie sich in man- 
chen Fällen auch als Vermittler zwischen den Ölgesellschaften und den lokalen 
Machthabern darstellten oder Sicherheitsdienstleistungen anboten. 

Insgesamt fanden hier drei Prozesse statt. Den ersten kann man als Petro- 
Nationalismus kennzeichnen: Die ethnischen Minoritäten des Deltas wurden 
zu „Öl-Minoritäten“ und verfolgten das Projekt, diese Ressource unter ihre Kon- 
trolle zu bringen. Im letzten Jahrzehnt wurde dies vor allem beim zunehmenden 
Ijaw-Nationalismus deutlich sichtbar, als die Jugend insbesondere als Reaktion 
auf die staatliche Verfolgung der Ogoni während der 1990er Jahre mobilisiert 
wurde. Die Ijaw stellen die größte Öl-Minderheit im Delta dar und sind über 
das gesamte Kerngebiet der Ölfelder verstreut, vor allem in den Bundesstaaten 
Rivers und Bayelsa. Ihr Ausschluss vom Öl-Reichtum und dessen Verteilung 
durch die Zentralregierung - nicht zu reden von den Kosten, die ihnen durch die 
Ölförderung aufgebürdet wurden - bildeten eine der wesentlichen Triebkräfte für 
die Entstehung dieser neuen Art von Jugendbewegungeiner faktisch entrechteten 
Generation. Nwajiaku (2005) hat die Ursprünge des Ijaw-Nationalismus auf die 
1920er und 1930er Jahre zurück geführt, in den 1990er Jahren wurde dieser 
jedoch dann durch die Jugend sowie durch den Ijaw Youth Council von 1998 
geprägt, der zu dem radikalen Gründungsdokument der Kaiama Declaration 
führte (Okonta/Douglas 2000). Dieses markierte einen Wendepunkt für die 
wachsende Mobilisierung von unten und die zunehmende Verbreitung direkter 
Aktionen gegen den Zentralstaat wie gegen die internationalen Ölkonzerne. Der 
Anspruch der Ijaw, die Ölvorkommen zu kontrollieren, richtete sich gegen das, 
was sie als eine anhaltende Erfahrung des Diebstahls, der Aneignung und der 
ungerechten Ausbeutung sahen und befeuerte einen Diskurs um Rechte, die zu 
rechtlichen, konstitutionellen und fiskalischen Reformen führen sollten. Es zeigte 
sich aber auch, dass der Ijaw-Nationalismus ein komplexes Phänomen darstellt, 
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da innerhalb der Ethnie eine große Heterogenität besteht - unterschiedliche 
Klan- und Gemeindestrukturen, Sprachen und kulturelle Hintergründe. Wie 
Nwajiaku ausführt, brachte das Erdöl die IJjaw zusammen, brachte gleichzeitig 
jedoch andere Formen der Identität zum Tragen, wie diejenige des Klans, des 
Dorfes oder des lokalen Territoriums. Was für die Ijaw insgesamt galt, sollte auch 
für jede einzelne Öl-Minderheiten-Gruppe gelten. 

Der zweite Prozess bezicht sich auf die militanten Gruppen selbst, die oftmals 
das Ergebnis des staatlich unterstützten rücksichtlosen Vorgehens bei Wahlen wa- 
ren, wenn sie durch dieses nicht sogar ins Leben gerufen wurden. Ganze Heerscha- 
ren von Milizen, Sekten und organisierten Kriminellen wurden von chrgeizigen 
und korrupten Politiker_innen oder lokalen „Paten“ bezahlt und ausgerüstet, so 
etwanoch vor der Entstehungvon MEND die Niger Delta Vigilante und die Niger 
Delta People's Vigilante Force, und dies insbesondere während der Wahlperioden 
von 1999 und 2003. Nach einem Jahrzehnt der wachsenden Militanz werden 
die Grenzen zwischen den Staaten und den Kämpfern immer unklarer und die 
alltägliche Wirklichkeit ist durch eine verwirrende und erschreckende Vielzahl 
militanter Gruppe geprägt: Niger Delta Militant Force Squad (NDMFS), Niger 
Delta Coastal Guerillas (NDCG), South-South Liberation Movement (SSLM), 
Movement for the Sovereign State of the Niger Delta (MSSND), die Meinbutus, 
das November 1895 Movement, die Arogbo Freedom Fighters, Iduwini Volunteer 
Force (IVF), Niger Delta People's Salvation Front (NDPSF), Coalition for Military 
Action (COMA), die Greenlanders, Deebam, Bush Boys, KKK, Black Braziers, 
Icelanders und viele andere. Oftmals vollbrachten sie ihre gewalttätigen Aktionen 
ursprünglich im Auftragder nigerianischen Öl-Eliten, entwickelten dann jedoch 
ein Eigenleben und setzten sich, als das Grenzgebiet des Erdöls sich ausweitete, 
neue Ziele. 

Der dritte Prozess betrifft die Verbreitung der umfangreichen Geschäfte mit 
Öl-Diebstahl - dem bunkering, wie die lokale Bezeichnungdafür lautet. Esist den 
aufständischen Gruppen gelungen, in sie einzusteigen, typischerweise zunächst.als 
Handlanger hochrangiger Militärs oder Politiker innen. Wenngleich die eigent- 
lichen Gewinne von denen abgeschöpft wurden, die in großem Umfang Erdöl ins 
Ausland verbrachten, bedeutete das für sie sowohl Einkünfte wie auch die Mög- 
lichkeit, sich Waffen zu beschaffen und ermutigte sie zu Kampfhandlungen, die 
ihr Anschen bei der Generation der wütenden Jugendlichen verstärkten. Politik 
und Verbrechen sind hier selbstverständlich schwer voneinander abzugrenzen. 
Manche dieser „Bunkerer“ bedienten sich der Rhetorik der „Aneignung durch 
das Volk“, obwohl sie zweifellos Mitglieder krimineller Syndikate waren, zu denen 
Militärs, Politiker_innen und Geschäftsleute gehörten. Für andere stellte dies 
tatsächlich einen Wegdar, um aufständische Aktivitäten zu finanzieren. In beiden 
Fällen handelte es sich um eine Klasse von Gewaltunternehmern und insofern 
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ähnelten sie den sizilianischen Mafiosi in der Mitte des 19. Jahrhunderts, die 
zwischen einem schwachen Staat und erbitterten Klassenkämpfen rund um die 
Latifundien standen. Dabei kam es auch zu grimmigen Auseinandersetzungen 
über die Bunker-Territorien selbst. 

Mitte 2009 wurde unüberschbar, dass sinkende Öleinnahmen, die massiven 
Zerstörungen durch militärisches Eingreifen und die Aktivitäten von MEND 
eine Deeskalation der Konflikte erzwangen (Watts 2011). Im Juni versprach die 
Regierungden Kämpfer_innen, die ihre Waffen abliefern und jeglicher Militanz 
abschwören würden, eine bedingungslose Amnestie. Zudem sollten Programme 
zur Rehabilitation und Reintegration für die früheren Militanten eingerichtet 
werden (Disarmament, Demobilization and Reintegration - DDR). Die Amnestie 
spiegelte die zugespitzte Situation des Abnutzungskrieges ebenso wider wie die 
Bedrohung, die eine weitere Eskalation der Gewalt für einen ölproduzierenden 
Staat bedeutete, aber auch die Änderungder öffentlichen Meinunginnerhalb und 
außerhalb des Deltas in Bezugaufdie Folgen (und die Legitimität) des Aufstandes. 

Die Vision des Amnestieprogramms zielt darauf, die Jugendlichen von mili- 
tanten Aktivitäten zu produktiver Beschäftigung zu bringen und das Niger-Delta 
von extremer Armut und Deprivation zu befreien. Moderne Städte sollten mit 
vorbildlichem Umweltmanagement entstehen sowie eine wirtschaftlich prospe- 
rierende und sozialharmonische Region mit qualifizierten und gesunden Arbeits- 
kräften sich entwickeln. Die Programme zur Reintegration sind auf fünf Jahre 
angelegt. Während der Entwaffnungsphase vom 4. August bis zum 4. Oktober 
2009 wurden Kleinwaffen, Munition, Sprengstoff, leichte und schwere Waffen 
abgeliefert und zum Teilauch dokumentiert. Die Demobilisierungbegann damit, 
dass die Kämpfer_innen in Lager aufgenommen und mit Paketen zur Grundver- 
sorgung (Nahrungsmittel, Kleidung, Zelte, Medikamente) ausgestattet wurden. 
Die Reintegrationsphase soll es den früheren Militanten erlauben, eine zivile 
Existenz aufzubauen, indem für sie durch den Erwerb von Qualifikationen und 
Bildungnachhaltige Beschäftigungund Einkommen sowie eine Versöhnung mit 
ihren Gemeinden möglich werden. Allerdings wurde kein Versuch unternom- 
men, das Programm für die 26.000 Kämpfer_innen mit Maßnahmen für das 
Delta zu verbinden, die Arbeitsplätze geschaffen oder die politischen Prozesse 
verändert hätten. Das Vorhaben, die Rebellen aus ihren Einheiten herauszulösen, 
wurde nur äußerst langsam umgesetzt: Die Finanzierung und die Regelung der 
Zuwanderung erwiesen sich als kompliziert; da und dort bildeten sich zufällige 
Menschenschlangen, die um die versprochenen Zuwendungen anstanden; es 
mangelte an angemessenen und spezialisierten Ausbildungseinrichtungen sowie 
an entsprechenden Arbeitsplätzen; die Öl- und Gasgesellschaften wurden ebenso 
wenig einbezogen wie die Gemeinden und Dörfer, die ihre früheren Bewoh- 
ner_innen geächtet hatten. 
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Drei Jahre später steht die Amnestie vor einem Wendepunkt. Auf der einen 
Seite gibt es, insbesondere in Abuja, anhaltende Proteste unter den Teilneh- 
mer_innen an dem DDR-Programm, außerdem starke Spannungen im Delta, die 
sich in der Wiederkehr der Angriffe seit Anfang 2012, in sporadischer Gewalt 
in den Städten, in Kämpfen zwischen und innerhalb der militanten Fraktio- 
nen und dem Militär sowie in Attacken auf die Amnestie-Verwaltung entla- 
den. Insgesamt entsteht der Eindruck, das aufwändige Programm reproduziert 
nur die Verhältnisse, die es eigentlich bekämpfen sollte. Auf der anderen Seite 
bleibt offen, wie die anspruchsvollste Phase des Programms, die Reintegration, 
gelingen kann, solange die Gefahr einer Rückkehr zu den Waffen besteht. Die 
ökonomische Diversifikation ist ausgeblieben und die Beschäftigungsperspek- 
tiven für die Jugend fehlen nach wie vor, so dass das Programm keinerlei Bruch 
mit den bisherigen pfadabhängigen staatlichen Maßnahmen im Delta markiert. 
Möglicherweise stellt es nichts anderes als die umfassende Verteilungvon Renten 
und Einkommen zwischen fragmentierten und zersplitterten Rebellengruppen 
dar, wobei gleichzeitig neue lukrative Geldquellen für die politische Klasse und 
die regionale Elite innerhalb und außerhalb der Regierung entstanden sind. Es 
wurde bestätigt, dass die Zentralregierung in den letzten zwölf Monaten für die 
Bewachung der Pipelines an vier Delta-Warlords - an Dokubo Asari, General 
Ateke Tom, General Ebikabowei Boyloaf Victor Ben und General Government 
Tompolo Ekpumopolo - 40 Millionen US-Dollar gezahlt hat. 


Die Reproduktion des Grenzgebiets des Erdöls 


Der nigerianische Ölreichtum hat eine Vielzahl von sich überlappenden Räu- 
men des Erdöls entstehen lassen: von den neuen Bundesstaaten und den lokalen 
Regierungen, denen Einkommen daraus zuflossen, über die neu konfigurierten 
Räume der Stammesherrschaft und der Ethnizität, innerhalb derer verschiedene 
politische Bewegungen von Jugendlichen, ethnischen Milizen oder Öldieben 
um die Kontrolle aller möglichen Territorien miteinander kämpfen, bis hin zu 
den Gewalträumen der Rebellen und des staatlichen Militärs. Angesichts der 
zentralisierten Kontrolle über die Ölressourcen spielen sich hier die konflikthaf- 
ten, weithin ungeregelten und erbitterten Auseinandersetzungen darüber ab, 
in wessen Namen und zugunsten welcher Interessen die Nation aufzubauen 
ist. Es geht darum, wer über den Ölreichtum verfügt und welche Mittel dabei 
angewendet werden. Darin spiegelt sich das komplexe politische Geflecht wider, 
das Timothy Mitchell (2011) die Konstruktion der politischen Beziehungen für 
Energieflüsse genannt hat, und das die Prozesse im Niger-Delta begleitet. Auf 
den ersten Blick scheint der nigerianische Erdöl-Komplex in Frage zu stehen. Der 
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Friede im Delta bleibt prekär und ist ständig von der Gefahr bedroht, dass die 
Militanten zu den Waffen zurückkehren können. Ölmultis wie Shell verkaufen 
Anlagen und Förderflächen, andere verlagern ihre Aktivitäten von der Küste 
weg, in der vergeblichen Hoffnung, damit den Rebellen zu entgehen, während die 
Perspektive eines militärischen Flächenbrands die Ölmärkte in Unruhe versetzt. 
Gleichzeitig sorgen Preise von 100 US-Dollar pro Barrel dafür, dass die höchst 
zerbrechliche Struktur erhalten bleiben kann: Die nigerianische Regierung, die 
Rebellen, die Ölgesellschaften, die Erdöl-Bunkerer und die politischen „Paten“ 
bekommen alle ihren Teil trotz oder wegen der Unregierbarkeit des gesamten 
Systems. Paradoxerweise kann sich die gewalttätige ethnisierte Akkumulation 
innerhalb des Öl-Komplexes in einer Gewaltökonomie selbst reproduzieren. 


Aus dem Englischen übersetzt von Henrik Lebuhn und Dorothea Schmidt 
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Nach der Intervention Frankreichs am 11.1.2013 verändert sich die Situation 
im Norden Malis momentan täglich. Dieser Beitrag versucht jenseits einer ta- 
gesaktuellen Betrachtung die Hintergründe der jüngsten Tuareg-Rebellion, des 
Islamismus und der Staatskrise in Mali zu erhellen. 


Hintergründe der Krise im Norden Malis 


Die Krise im Norden Malis, einer unzugänglichen und armen Wüsten- bzw. Sa- 
helregion von der Größe Frankreichs, deren tausende Kilometer lange Grenze zu 
Mauretanien im Westen, Algerien im Norden, Niger im Osten und Burkina Faso 
im Süden weitgehend durchlässig ist, hatte ihren Anlass in der unkontrollierten 
Einreise schwer bewaffneter chemaliger Gaddafi-Kämpfer nach deren Niederlage 
in Libyen Ende 2011. Frankreichkritische Stimmen in Mali vermuteten, dass ihr 
Abzug mit dem Ziel verhandelt worden war, dass die von den Tuareg-Kämpfern 
gegründete MNLA (Mouvement National de Liberation de lAzawad) die Präsenz 
von islamistischen Terroristen im Norden Malis bekämpfen sollten. Im Austausch 
würde Paris das Bestreben nach Autonomie von „Azawad“, von der MNLA 
definiert als das Gebiet der drei nördlichen Verwaltungsregionen Malis, Tim- 
buktu, Gao und Kidal, unterstützen (de Sardan 2012).” Der Militärputsch in der 
Hauptstadt Bamako am 22. März 2012 begünstigte schnelle militärische Erfolge 
der Rebellen, in deren Verlaufes zu Plünderungen und Vergewaltigungen kam, 
weswegen die MNLA für die meisten Malier_innen schlicht eine Banditengruppe 
ist. Die MNLA ging im Zuge der Rebellion ein Bündnis mit der islamistischen 
Tuareg-Gruppe Ansar Dine (Verteidiger des Glaubens) ein, welche ihrerseits 


1 Ich bedanke mich bei meinen Gesprächspartner_innen in Mali. Mein ganz besonderer 
Dank gilt Abdourhamane Dicko. 

2 „Azawad“ ist eigentlich nur ein Landstrich im Norden Malis. Die MNLA unterhält 
eine Repräsentanz in Paris. In Mali ist nicht vergessen worden, dass Frankreich Ende der 
1950er Jahre einen eigenständigen Sahara-Staat gründen wollte; die Tuareg wurden der 
Kollaboration verdächtigt. 
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mit AQMI (Algeida au Mahgreb Islamique) verbündet ist, der Terrorgruppe, 
um deren Bekämpfung es Frankreich ging. 

Ursprünglich handelte es sich bei AQMI um eine Salafıstengruppe aus Alge- 
rien, welche den staatlich kaum kontrollierten Norden Malis als Rückzugsraum 
benutzte, und dann in der dortigen arabischen Minderheit auch familiäre Bande 
knüpfte. AQMI, seit 2007 Ableger von Al Qaida, betreibt seit Jahren die Entfüh- 
rung westlicher Staatsbürger_innen, zunächst begrenzt auf die Nachbarländer 
Malis. Zudem bestehen Verbindungen zum organisierten Drogenschmuggel. 

Während das Interesse Frankreichs an einer Bekämpfung von AQMI, welche 
derzeit ein Dutzend Geiseln festhält, eindeutig ist, ist eines an einer Spaltung 
Malis wenig plausibel. Malische Beobachter_innen spekulieren aber, das Pa- 
ris eine erneute militärische Präsenz in Mali erreichen will, auch aufgrund der 
Nähe zu den wichtigen Uranminen in Niger, und französischen Unternehmen 
einen besseren Zugang zu den im Norden Malis vorhandenen oder vermuteten 
Rohstoffen zu sichern versucht. 

Die malische Regierung unter dem damaligen Präsidenten Amadou Toumani 
Toure (ATT) unternahm Ende 2011 nichts, um die etwa 2.000 Kämpfer zu 
entwaffnen. Auch nach Beginn der Rebellion blieb der Präsident handlungs- 
schwach, was die Gerüchte über seine Verstrickung bzw. die seiner Regierung 
und des Militärs in den Drogenhandel und die Geiselnahmen im Norden ver- 
stärkte. Diese Gerüchte basieren unter anderem aufder Vermittlungsrolle ATTs 
beim Freikauf im Norden Malis versteckter westlicher Geiseln. Auch westliche 
Beobachter_innen waren zunehmend skeptisch ob der Rolle ATTTs und ver- 
muteten einen Kuhhandel (ebd.; Rocksloh-Papendieck/Papendieck 2012) - in 
der Tat wurden bis 2011 in Mali selbst keine Entführungen vorgenommen und 
der Tourismus war eine (bescheidene) Wachstumsindustrie. Erst im November 
2011, nach mehreren Entführungen im Norden Malis, erkannte die malische 
Regierung die Relevanz des AQMI-Problems öffentlich an. 

Die Ursachen dieser neuesten einer Reihe von Tuareg-Rebellionen seit der 
Unabhängigkeit Malis 1960 liegen tief (vgl. ebd.; Doumbi-Fakoly et al. 2012). 
Ohne die Romantisierung der berberischen „Hommes bleus“ als „Freiheitskämp- 
fer“ in manchen westlichen Medien zu reproduzieren, geht es im Kern um eine 
dramatisch unterentwickelte und von der malischen Zentralregierung stets ver- 
nachlässigte Region. Diese wird zwar nicht mehrheitlich von Tuareg bewohnt, 
doch stellen deren verschiedene Klans gemeinsam die größte einzelne Gruppe. 

Die Entwicklungsproblematik, die alle Bewohner_innen des Nordens betriftt, 
wird durch das schwierige Verhältnis von Tuaregaufder einen Seite und Sonrhai 
und Peul auf der anderen verschärft. Traditionell gibt es in dieser regenarmen 
Region Konflikte um Wasser. Die klimatischen Veränderungen, Dürren und 
das weiterhin große Bevölkerungswachstum haben die Zugangs- und Vertei- 
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lungsproblem zwischen Bauern/Bäuerinnen und Tierhalter_innen verstärkt und 
überfordern bestehende Konfliktlösungsmechanismen. 

Die Veränderungen treffen die Tuareg stärker als Sonrhai und Peul, und auch 
stärker als Araber_innen und Maur_innen, kleine Minderheiten im Norden 
Malis, welche oft sesshafte Kaufleute sind. Auch der Einzug der Demokratie 
war problematisch, weil Wahlen hier noch stärker als in anderen Teilen Malis 
(und stärker als bei den Sonrhai und Peul, welche ebenfalls stark hierarchisiert 
sind) die traditionelle Herrschaft der Familie oder des Klans, die bzw. der die 
Gemeinschaft oder das Dorf einst gegründet hatte, herausfordern. Ifoghas ver- 
loren Wahlen gegen die zahlreicheren Imrhat, akzeptierten den Verlust ihrer 
Führungsrolle aber nicht. 

Mehr als ein Nationalbewusstsein, welches im Süden stärker vorhanden ist, 
hilft traditionell der von den Malier_innen mehrheitlich praktizierte Islam, 
kulturelle Grenzen und rassistische Tendenzen zu überwinden. Die malische 
Gesellschaft verfügt zudem über kulturelle Praktiken zur Konfliktvermeidung 
und -lösung, welche das weitgehend friedliche Zusammenleben in einer mul- 
tiethnischen und multireligiösen Gesellschaft ermöglichen (insbesondere die 
sogenannten „Scherzbeziehungen‘, frz. Cousinage, zwischen Familien, Ethnien, 
Generationen, und die auch klassenübergreifenden Teerunden, „grins“ genannt). 
„Cousinage“ und „grins“ sorgen für friedliche Beziehungen zwischen Muslim_in- 
nen und Christ_innen und Angehörigen verschiedener Ethnien. Versagen diese 
Mechanismen jedoch, werden Konflikte potenziell auch mit Gewalt ausgetragen. 
Der Staat ist aufgrund von Unterausstattung und Korruption bei Polizei und 
Gerichten nicht in der Lage, dies zu verhindern, und wird oft auch nicht als 
Konfliktlösungsinstanz anerkannt. 

Im Norden Malis sollten nach der Niederschlagung einer breit getragenen 
Tuareg-Rebellion in den frühen 1990er Jahren unter anderem durch umfassende 
Entwicklung des Nordens die Konfliktursachen beseitigt werden. Dies gelang 
trotz tatsächlich gestiegener Anstrengungen der Zentralregierung und interna- 
tionaler Geber nicht. Die lokale Bevölkerung fühlte sich von den von Bamako 
eingesetzten Leiter_innen nicht repräsentiert und die Korruption erschwerte 
nachhaltige Fortschritte. Seit dieser Rebellion ist das soziale Gefüge im Norden 
grundlegend gestört. Sonrhai und Peul gründeten (zunächst klandestin) Milizen, 
Ganda Koy und Ganda Iso, ebenso die arabische Minderheit. 

Nach einer weiteren Rebellion in der mehrheitlich von Tuareg bewohnten 
Region Kidal im Jahr 2006 stimmte Präsident ATT einem weitgehenden Rückzug 
der staatlichen Präsenz aus dieser Region zu. Da diese Präsenz vor allem eine 
militärische war und zudem oft von Korruption und Misswirtschaft geprägt war, 
blieb sie insbesondere unter den Tuaregimmer umstritten, z.B. bezüglich des oft 
verweigerten Besuchs der staatlichen Schulen. 
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Nach den Friedensschlüssen wurden die rebellischen Kämpfer in die malische 
Armee integriert, viele andere Tuareg wurden Regierungsbeamt_innen. Doch 
die politische Strategie der Einbindung misslang, auch weil zunächst die Tuareg- 
Chefs nicht mit wirklichen Funktionen ausgestattet wurden und die unteren 
Ränge nicht die notwendige Ausbildung erhielten. Die Zugeständnisse stießen 
zudem auf erhebliche Kritik bei der Mehrheitsbevölkerung und wurden als un- 
verdiente Bevorzugung bzw. als Belohnung von unpatriotischem Fehlverhalten 
betrachtet. Die zahlreichen Desertionen von Tuareg-Einheiten in der Frühphase 
der aktuellen Rebellion schienen dies zu bestätigen. 

Im Norden Malis stieg das Interesse an staatsfreien Räumen, weil sich im Zuge 
der wachsenden Präsenz salafıstischer Terroristen aus Algerien (AQMI) zeigte, 
dass mit Entführungen westlicher Staatsbürger_innen und Drogenschmuggel 
weit bessere Geschäfte zu machen waren als mit traditionellen Tätigkeiten oder 
Tourismus. Schließlich drängten insbesondere die USA und Frankreich ATT 
dazu, die militärische Präsenz im Norden wieder zu verstärken und entschlossen 
gegen AQMI vorzugehen. Es musste zwangsläufig zu einem Konflikt kommen, 
weil der staatsfreie Raum und damit die diversen illegalen Geschäfte gefährdet 
waren. 

Innerhalb der Tuaregkam es auch deshalb zu Konflikten, weil AT’T nach dem 
Prinzip „Teile und herrsche“ die zahlreichere Gruppe der Imrhat bevorzugte, 
die chemaligen Vasallen der Herrschergruppe der Ifoghas, insbesondere in der 
Armee. Sowohl die MNLA wie auch die islamistische Tuareg-Gruppe Ansar 
Dine bestehen mehrheitlich aus Ifoghas; sie kämpfen um ihre Vorherrschaft. 
Iyad Ag Ghali, der Ansar Dine gründete, weil er die gewünschte Führungsrolle 
in der MNLA nicht bekam, spielte nach der Tuareg-Rebellion der 1990er Jahre 
eine Vermittlerrolle in der malischen Nord-Politik (auch bzgl. der Geiselverhand- 
lungen), hat sich später aber wahabitisch radikalisiert und von der malischen 
Regierung abgewendet. Die Islamisierung ist eine neue Facette in der Reihe der 
Tuareg-Rebellionen; die strenge Auslegung der Scharia kann als neues Mittel zur 
Legitimation einer traditionellen Führungsrolle verstanden werden. 

Die MNLA wurde nach den schnellen militärischen Erfolgen der Rebellion 
marginalisiert -der Abgeordnete Elhadj Baba Haidara aus Timbuktu sagte hä- 
misch, sie hielte nur noch ein paar Pariser Fernsehstudios. Viele ihrer Kämpfer 
liefen zu Ansar Dine über, seitdem deren u.a. aus Katar finanzierte Dominanz 
deutlich wurde. Ansar Dine profitierte militärisch von dem Bündnis mit AQMI 
und MUJAO (Mouvement pour l’Unicite et le Jihad en Afrique de l!’Ouest) sowie 
anderen islamistischen Gruppierungen wie Boko Haram aus Nigeria. MUJAO 
wurde von arabischen Maliern gegründet, weil sich AQMI nicht ausreichend 
Nicht-Algeriern geöffnet hat, insbesondere bezüglich Führungspositionen. Die 
Gruppierung, geführt von einem Mauretanier, besteht zum großen Teil aus Ma- 
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liern des Nordens (Tuaregund junge Sonrhai und Peul, teils aus Protest gegen die 
Plünderungen und Vergewaltigungen der MNLA; de Sardan 2012) und erhält 
auch Zulaufaus dem Süden Malis und anderen Ländern. Hierfür sind neben dem 
Islamismus auch Abenteuer und schneller Reichtum Motive, denn MUJAO ist 
im Drogenhandel aktiv. Gemeinsam kontrollierten die islamistischen Gruppie- 
rungen von März 2012 bis Januar 2013 zwei Drittel des malischen Staatsgebietes 
und führten eine äußerst strenge Form der Scharia ein. 

Weder Tuareg-Irredentismus noch Islamismus sind im Norden Malis mehr- 
heitsfähig, auch nicht unter den Tuareg, welche zudem in zwei von drei Regionen 
des Nordens nur eine Minderheit sind - die Ausnahme ist Kidal an der Grenze 
zu Algerien, wo allerdings nur etwa 80.000 Menschen leben. Tatsächlich ist ein 
großer Teil der inzwischen fast 500.000 Flüchtlinge, die entweder in Mali selbst 
oder im angrenzenden Ausland Schutz gesucht haben, Tuareg bzw. Tamashek- 
sprechend. Auch im malischen Militär dienen loyale Tuareg (Ag Erless/Kone 
2012). Es besteht dennoch die Gefahr fortgesetzter Repressionen, insbesondere 
durch die Armee und die Milizen, gegen Tuareg und andere „Hellhäutige“. Zu 
ersten Übergriffen ist es schon 2012 gekommen. 


Hintergründe der malischen Staatskrise 


Auch die Ursachen der krisenhaften Zuspitzung in der Hauptstadt vor und seit 
dem Militärputsch vom 22. März 2012 liegen tief (vgl. Kone 2012; Lohmann 
2012). Unmittelbarer Anlass der Meuterei und des darauffolgenden Putschs 
niedriger Offiziere und gemeiner Soldaten unter der Führung von Hauptmann 
Amadou Sanogo war die unzureichende Ausrüstung der malischen Armee im 
Kampf gegen die Rebellion im Norden Malis. Dahinter steckte eine grundsätz- 
liche Unzufriedenheit mit der Amtsführung des Präsidenten ATT bezüglich 
der Krise, insbesondere nach einem Massaker an über 100 malischen Soldaten 
in Aguelhok. Der Putsch fand nur sechs Wochen vor bereits angesetzten Wahlen 
statt, bei denen ATT nicht mehr angetreten wäre. 

Der Putsch spaltete Mali politisch und gesellschaftlich; es bildeten sich 
mehrere Bündnisse von Befürwortern und Gegnern des Putsches. Alle großen 
Parteien, die im Parlament die Regierung ATTs und dessen Konsensstil gestützt 
hatten (und davon profitierten), sprachen sich sofort gegen den Putsch aus und 
gründeten das Bündnis FDR (Front pour la sauvegarde de la democratie et de 
la republique). Die einzige Oppositionspartei im nationalen Parlament, SADI, 
befürwortete den Putsch und führt das Bündnis MP22 an. MP22 und COPAM 
(Coordination des Organisations Patriotiques du Mali), ein Bündnis unter der 
Führung des Präsidenten des als progressiv geltenden Gewerkschaftsdachverbands 
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CSTM, Hammadoun Amion Guindo,? lehnten auch den nach einem „Accord- 
Cadre“ der Putschisten mit der Regionalorganisation ECOWAS eingesetzten 
Übergangspräsidenten Dioncounda Traore ab. Insbesondere die Verlängerung 
seines Mandats über die von der Verfassung vorgeschenen 40 Tage hinaus stieß 
auf Kritik. Da innerhalb dieser Frist keine Wahlen organisiert werden konnten, 
einigten sich die Putschisten mit der ECOWAS auf eine Verlängerung. 

Kritiker_innen wie der stark polarisierende SADI-Generalsekretär Oumar 
Mariko, der sich auf dem Land als Anwalt der „kleinen Leute“ gegenüber dem 
Staat Respekt verschafft hat, haben dem „System AT’T“ Unterdrückung der Pres- 
sefreiheit und Korruption vorgeworfen. Die politische Klasse habe sich um wenig 
mehralsdaseigene Wohlergehen gekümmert. Tatsächlich wurden wirtschaftliche 
und soziale Fortschritte wohl vor allem deshalb erzielt, weil umfangreiche Ent- 
wicklungshilfemittel an das vermeintliche demokratische Musterland reichlich 
flossen; zuletzt waren über 40 Prozent des malischen Haushalts Fremdmittel. 

Die Befürworter_innen des Putsches um SADL MP22 und COPAM gehen 
von einer sozialrevolutionären Stimmung in der Bevölkerung aus und streben 
eine fundamentale gesellschaftliche Umwälzung an. Diese Analyse ist jedoch 
unzureichend: Die Bevölkerung, insbesondere die ärmeren und bildungslosen 
Schichten, hat den Putsch in der Tat zumindest anfänglich breit, wenn auch vor 
allem latent, unterstützt. Viele Menschen beklagen Armut, Arbeitslosigkeit und 
die weit verbreitete Korruption. Sie projizierten ihre Frustration auf den Putsch. 
Dies erklärt, warum niemand dem über lange Zeit äußerst beliebten ATT zu 
Hilfe kam (Lohmann 2012). Eine soziale Umwälzung, so notwendig sie auch 
sein mag, kann aber nicht aus dem Stand aus einer opportunistischen Stimmung 
hervorgehen. Auch die gesellschaftlichen und kulturellen Voraussetzungen der 
das gesamte gesellschaftliche und private Leben erfassenden Korruption sind 
ebenfalls nicht einfach durch einen Austausch der politischen Machthaber zu 
verändern. 

Die „aufder Straße“ möglicherweise vorhandene Hoffnung, dass die Militärs 
weniger korrupt und stärker am Wohlergehen des Landes und seiner Bevölkerung 
interessiert sein würden, erfüllte sich jedenfalls nicht. Auch wenn die Plünde- 
rungen der ersten Tage schnell beendet wurden, fühlen sich vor allem ältere 
Malier_innen an die Willkürherrschaft des Militärregimes von Moussa Traore& 
erinnert, welches 1991 durch den damaligen Offizier ATT im Rahmen eines 


3 Inzwischen hat Guindo COPAM verlassen und ein neues Bündnis gegründet; es geht 
ihm zum wiederholten Male auch um die eigene Führungsrolle; die Mitglieder werden 


nicht gefragt. 


4 Die ECOWAS hatte die Putschisten durch Sanktionen zu einer Vereinbarung über eine 
zivile, verfassungsmäßige Übergangsregierung gezwungen. 
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Volksaufstands beendet wurde. Es kam zu Straßenschlachten und Verhaftungen. 
Vor allem die monatelange Untätigkeit der Putschisten bezüglich der Rebellion 
im Norden und die fortgesetzte politische Blockade in Bamako bezüglich der 
Übergangsregierung bzw. der Einsetzung einer Nationalversammlung entzog 
den Putschisten und ihren politischen Verbündeten zunehmend die öffentliche 
Unterstützung - nicht zugunsten der etablierten politischen Klasse, sondern 
eher als Zunahme der ohnehin verbreiteten Frustration mit Politik, Parteien 
und Demokratie (Cisse 2012). 

Der schnelle Zerfall der seit den 1990er Jahren als afrikanisches Vorbild gel- 
tenden Demokratie Malis zeigt, dass die formalen Institutionen einer Demokratie 
nicht viel wert sind, wenn weder die soziale und wirtschaftliche Entwicklung 
vorankommt, noch verhindert wird, dass sich Cliquen und Eliten nahe an der 
Macht auf Kosten der Allgemeinheit bereichern (Wiedemann 2013). Es wurde 
auch deutlich, dass die derzeitige Politik der „good governance“ vor allem als 
neueste Laune des Westens geschen wird. Man hat schon viele entwicklungs- und 
außenpolitische Prioritäten kommen und gehen schen. Die politische Elite hat 
sich dementsprechend nicht beeilt, die Bedingungen, unter denen die reichliche 
Entwicklungshilfe aus dem Westen floss, wirklich umzusetzen oder bekannt zu 
machen; in der Bevölkerung waren cher die (angeblichen) Geschenke Gaddafıs 
bekannt und populär. 


Ausblick 


Die malische Übergangsregierung hat Ende Januar 2013 einen Fahrplan für 
die Durchführung von Wahlen und die Verhandlungen über den Norden ver- 
abschiedet. Auch wenn viele Fragen offen bleiben, insbesondere zur Rolle der 
Putschisten und zur technischen Organisation der Wahlen (Wählerverzeichnis, 
Beteiligung der Flüchtlinge), ist damit die graduelle Wiedereinsetzung der west- 
lichen Entwicklungshilfe möglich, falls sich nicht die Racheakte und Übergriffe 
gegen Tuareg, Araber_innen und Maur_innen fortsetzen. Schlimmstenfalls kann 
es zu einem Bürgerkrieg zwischen Peul- und Sonrhai-Milizen und den Tuareg 
kommen. Die französische Intervention - gefolgt von der ECOWAS-Mission, 
welche sie zukünftigablösen soll, wann und wie ist allerdings unklar (Boisbouvier 
2013) - wurde zunächst von der malischen Bevölkerung begrüßt. Inzwischen 
ist die Skepsis bezüglich der französischen Motive zurückgekehrt, vor allem 
angesichts der Rolle der MNLA. Mit wem über was verhandelt werden kann, 
ist unklar. Zumindest steht der laizistische Charakter Malis (oder einer Region) 
wohl nicht mehr zur Disposition. Das Mandat der Übergangsregierung läuft im 
Frühjahr 2013 ab; falls bis dahin Neuwahlen nicht sorgfältig vorbereitet werden 
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können, droht eine weitere Zuspitzung der Machtverteilungskämpfe in Bamako 
und/oder eine Anfechtung der Ergebnisse „auf der Straße“. 
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Carmen Ludwig 


Die sozialen Kämpfe in Südafrika verbinden? 
Gewerkschaften und soziale Bewegungen 
im Bündnis gegen prekäre Beschäftigung 

und die Kommodifizierung öffentlicher Güter 


Südafrika steht 18 Jahre nach dem Ende der Apartheid vor einer Welle von 
Klassenkonflikten, denn sowohl die sogenannten Service Delivery Protests in 
den Townships als auch die gewerkschaftlichen Kämpfe haben in den letzten 
Jahren signifikant zugenommen. Während Social Movement Unionism ein Kenn- 
zeichen der südafrikanischen Gewerkschaften im Kampf gegen die Apartheid 
war, findet die Verbindung der Proteste im heutigen Südafrika hingegen nur 
vereinzelt statt. Basierend auf sieben Interviews und drei Gruppendiskussio- 
nen mit Gewerkschaftsvertreter_innen der South African Municipal Workers’ 
Union (SAMWU) und kommunalen Beschäftigten wird in diesem Beitrag der 
Frage nach Bedeutung, Chancen und Schwierigkeiten einer Kooperation von 
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen und damit der Verbindungder sozia- 
len Kämpfe in Südafrika nachgegangen. Ausgehend von bisherigen Erfahrungen 
in der Zusammenarbeit mit sozialen Bewegungen gegen Privatisierungspoliti- 
ken im Post-Apartheid Südafrika, wird die jüngste Initiative von SAMWU zur 
Zusammenarbeit mit sozialen Bewegungen untersucht. In Kapstadt erarbeiten 
Gewerkschaft und soziale Bewegungen einen gemeinsamen Gegenentwurfzum 
Stadtentwicklungsprogramm sowie Vorstellungen eines guten öffentlichen 
Diensts, die sich primär an den Bedürfnissen der Bewohner_innen in den ar- 
men Communities orientieren. Ein zentrales Motiv für die Intensivierung der 
Zusammenarbeit vonSAMWU mit den sozialen Bewegungen, stellt der Kampf 
gegen die voranschreitende Prekarisierung von Arbeitsverhältnissen im kommu- 
nalen Sektor dar, die die gewerkschaftliche Organisationsmacht schwächt. Auch 
wenn SAMWU durch die Bündnispolitik insbesondere an symbolischer Macht 
gewinnen kann, bleibt der Prozess der Zusammenarbeit voraussetzungsvoll und 
bedarf angesichts diverser Spaltungslinien intensivierter Anstrengung sowohl 
der Gewerkschaften als auch der sozialen Bewegungen. 
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Soziale Kämpfe in Südafrika 


Das Jahr 2010 markiert mit 74 Streiks und mehr als 20 Millionen Streiktagen 
den Höhepunkte in der Geschichte Südafrikas (vgl. DoL 2011: viii). Nach einem 
deutlichen Rückgang der Streiks 2011 ist 2012 angesichts einer Vielzahl von 
langen wilden Streiks insbesondere im Bergbausektor erneut mit einem deutlichen 
Anstieg in Südafrikas Streikstatistik zu rechnen. Dies steht im engen Zusam- 
menhang mit den schockierenden Ereignissen in der Platin-Mine in Marikana, 
wo am 16. August 2012 bei einem wilden Streik gegen prekäre Arbeits- und 
Lebensbedingungen 34 Bergleute von der Polizei erschossen wurden. Der wilde 
Streik sowohl gegen den Minenbetreiber Lomnin als auch gegen die Mchrheits- 
gewerkschaft National Union ofMineworkers hat nach nahezu sechs Wochen zu 
einer deutlichen Lohnerhöhung geführt und damit eine Reihe weiterer wilder 
Streiks auch in anderen Sektoren ausgelöst (vgl. Alexander et al. 2012). 

Parallel zur Zunahme an Streiks haben von 2009 bis 2012 ebenfalls die sozialen 
Proteste, zugenommen. Die oftmals spontan verlaufenden Service Delivery Protests 
in den armen Communities! richten sich insbesondere gegen die unzureichende 
Versorgung mit Wohnraum, sanitären Anlagen, Strom und Wasser (vgl. Amba- 
cher/Kahn 2010: 12). Die Arbeitslosigkeit in der südafrikanischen Gesellschaft 
beträgt circa 37 Prozent, in den marginalisierten Communities und Townships 
liegt sie deutlich darüber.” Das hohe Maß an sozialer Ungleichheit in Südafrika 
hat die Proteste seit 2009 um 40 Prozent aufdurchschnittlich fast drei Ereignisse 
pro Tag ansteigen lassen, was als Ausdruck einer „Rebellion der Armen“ (Alex- 
ander 2012) und einer „Klassenapartheid“ (Bond 2011) diskutiert wird. Dass 
diese gesellschaftliche Spaltung weiterhin meist entlang der Hautfarbe verläuft, 
ist darauf zurückzuführen, dass die politische Transformation ohne einen ein- 
schneidenden Umbau der sozialen und ökonomischen Ordnungvollzogen wurde 
und die extrem ungleichen Besitzverhältnisse folglich unangetastet blieben (vgl. 
Ambacher/Khan 2010: 9). Die Probleme der Armen werden überwiegend von 
den seit 1998 aufgekommenen neuen sozialen Bewegungen zur Sprache gebracht, 
die sich in den Communities gegen die Kommodifizierung von Gemeingütern 
engagieren und dabei Verteilungsfragen mit Forderungen nach demokratischer 


1 Derin Südafrika vielfach verwendete und schwer ins Deutsche zu übersetzende Begriff 
Community bezicht sich auf den gemeinschaftlichen Teil von Tönnies’ Unterscheidung 
von Gesellschaft und Gemeinschaft. Er beinhaltet sowohl die Betonung des Lokalen als 
auch den Prozess der Vergemeinschaftung. 

2 Die Arbeitslosigkeit wird in Südafrika in zwei verschiedenen Quoten angegeben. Die 
engere Definition erfasst die Personen, die in den vergangenen 14 Tagen aktiv nach Arbeit 
gesucht haben. Die weitere Definition schließt alle Arbeitssuchenden ein; dies entspricht 
den angegebenen 37 Prozent (vgl. Statistics South Africa 2012: 11). 
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Beteiligung verbinden (vgl. Ambacher/Kahn 2010, Haug 2008, Ballard et al. 
2006, Desai 2002). 

Ein Merkmal der gegenwärtigen Entwicklung in Südafrika ist, dass die Streiks 
in der Sphäre der Produktion und die sozialen Kämpfe in der Sphäre der Repro- 
duktion bislang weitgehend unabhängig voneinander verlaufen. Das ist vor dem 
Hintergrund bemerkenswert, dass die südafrikanischen Gewerkschaften im 
Kampf gegen die Apartheid als Musterbeispiel für Social Movement Unionism 
(Webster 1988, Brinkmann et al. 2008: 59) galten, denen es gelang, gewerk- 
schaftliche Kämpfe mit denen in den Communities zu verbinden. Gerade diese 
Verbindung ist in der Post-Apartheidszeit jedoch weitgehend verloren gegangen, 
was insbesondere in der starken Orientierung des größten Gewerkschaftsdachver- 
bands Congress of South African Trade Unions (COSATU) auf die so genannte 
Dreierallianz begründet liegt. Durch diese Allianz mit dem African National 
Congress (ANC) und der South African Communist Party (SACP) konnte sich 
COSATU nach 1994 zwar einerseits politischen Einfluss sichern, die Eingebun- 
denheit COSATUs in das Regierungsbündnis trägt jedoch andererseits zu dessen 
Unvermögen bei, eine gemeinsame Basis mit den neuen sozialen Bewegungen zu 


finden (vgl. Buhlungu 2010: 97). 


Die South African Municipal Workers’ Union im Kampf 
gegen Privatisierung 


Im südafrikanischen Kontext wurde mit Social Movement Unionism eine ge- 
werkschaftliche Orientierung bezeichnet, die sich von traditionellen Gewerk- 
schaftsbewegungen dahingehend unterscheidet, „dass sie Arbeit als soziale und 
politische Kraft ansieht und nicht als eine Ware, über die es zu verhandeln gilt. 
In der Konsequenz reichen ihre Anliegen über den Arbeitsplatz hinaus und 
integrieren die Sphäre der Reproduktion“ (Webster 1988: 194f). Social Movement 
Unionism zeichnete sich während der Apartheid insbesondere dadurch aus, dass 
die Verbindung von ‘Brot-und-Butter-Fragen’ und der Aufbau gewerkschaftli- 
cher Organisationsmacht »»it den politischen Kämpfen für ein demokratisches 
Südafrika gelang. Dadurch wurden die „beiden Gesichter“ (Webster 1988: 195, 
vgl. Hyman 2001: 61) von Gewerkschaften als ökonomische Interessenvertretung 
und als gesellschaftspolitischer Akteur vereint. 

Auch Franco Barchisie zufolge zeichnen sich bewegungsorientierte Gewerk- 
schaften dadurch aus, dass sie Forderungen am Arbeitsplatz mit Ansprüchen 
nach einem politischen Wandel und Demokratisierung verbinden und folglich 
„mit zivilgesellschaftlichen Organisationen eher auf der Basis von Strategie und 
Grundsätzen als auf der Grundlage von Taktik und Kontingenz“ kooperieren 
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(vgl. Barchisie 2007: 52). In einem späteren Beitrag warnen Barchisie und Kenny 
(2008) jedoch auch vor einer zu empathischen Verwendung des Begriffs des Social 
Movement Unionism und zeigen auf, dass bereits während der Apartheid Social Mo- 
vernent Unionism aufeiner instabilen und kontingenten lokalen Zusammenarbeit 
zwischen Arbeiterbewegung und Communities beruhte. Diese Zusammenarbeit 
war nicht zuletzt durch die Erfahrung einer wachsenden Prekarität und sozialen 
Verletzlichkeit der Lohnarbeit geprägt, welche eine zentrale Motivation für die 
Beteiligung der Arbeiter_innen an Kämpfen in den Communities bereitstellte. 

In der Tradition des Social.Movement Unionism steht auch die 1987 gegründete 
Gewerkschaft der kommunal Beschäftigten South African Municipal Workers’ 
Union (SAMWU), die Mitglied in COSATU ist. SAMWU ist mit über 160.000 
Mitgliedern die größte Gewerkschaft für kommunal Beschäftigte in Südafrika 
und verfügt über einen Organisationsgrad von 54,6 Prozent (vgl. SAMWU 
2012: 18). Als Gewerkschaft, die alle direkt oder indirekt im kommunalen Sektor 
Beschäftigten organisiert, weistSAMWU inhaltlich viele Gemeinsamkeiten mit 
den sozialen Bewegungen auf. Das ergibt sich auch aus der spezifischen Rolle von 
kommunalen Beschäftigen, deren Tätigkeit auszeichnet, dass sie die Schnittstelle 
zwischen Produzent_innen und Nutzer_innen öffentlicher Dienstleistungen 
bilden (vgl. Lier/Stokke 2006: 811). 

In den 1990er Jahren verzeichnete SAMWU, trotz massiver Repression des 
Apartheidregimes gegenüber den kommunal Beschäftigten, ein drastisches Mit- 
gliederwachstum, das mit einer deutlichen Zunahme an Militanz der einfachen 
Mitglieder einherging (vgl. Barchisie 2007: 50). Gegen den bereits in den späten 
1980er Jahren von der Apartheidregierung eingeleiteten Prozess der Privatisie- 
rung öffentlicher Güter setzte sich SAMWU zur Wehr, um zu verhindern, dass 
„Dienstleistungen wie Gesundheitsversorgung, Transport etc. für große Teile der 
unterdrückten und ausgebeuteten Massen nicht länger bezahlbar sein werden“ 
(SAMWU 1989). 

In der Transformationsphase sowie nach dem Ende der Apartheid verfolgte 
SAMWU die Strategie, Privatisierungspolitiken zu stoppen und zugleich zur 
notwendigen Neugestaltung des öffentlichen Dienstes beizutragen, der sich an 
der Verwirklichung der in der neuen südafrikanischen Verfassung garantierten 
sozialen Rechte orientieren sollte (vgl. Wainwright 2012: 78). Die Privatisie- 
rungspolitik wurde jedoch vom ANC nach 1996 als Bestandteil des als „nicht- 
verhandelbar“ (Webster et al. 2008: 166) deklarierten makroökonomischen 
Programms Growth, Employment and Redistribution (GEAR) fortgesetzt.’ Mit 


3 Unter Rückgriff auf Hentz wird Privatisierung hier als Prozess der Deregulierung und 
Kommerzialisierung öffentlicher Einrichtungen und Güter weitgefasst und nicht aus- 
schließlich auf die Übertragung von öffentlicher in private Eigentümerschaft bezogen 
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GEAR Vvollzogder ANC gegen den Widerstand der Gewerkschaften den Schwenk 
von einer umverteilungs- zur wachstumsorientierten Wirtschaftspolitik. Dem- 
entsprechend werden dem Markt eine größere Rolle bei der Erbringung der 
sozialen Grundversorgung mit Strom, Wasser und Wohnraum eingeräumt und 
die Kommunen unter Druck gesetzt, für eine Kostendeckung der öffentlichen 
Leistungen zu sorgen (vgl. Xali 2002). Dieser Kurswechsel bedeutete nicht zuletzt 
eine faktische Abkehr des ANC von der 1955 verabschiedeten Freiheitscharta, 
einem der zentralen Dokumente der Anti-Apartheidbewegung, das neben der 
Forderung nach einem demokratischen Südafrika auch öffentliche Eigentümer- 
schaft und soziale Grundrechte betont (vgl. Barchisie 2007: 55). 

Während Job- und Mitgliederverluste viele Gewerkschaften im privaten Sck- 
tor in die Defensive brachten, entschied SAMWU sich für einen kämpferisch- 
oppositionellen Kurs gegen die neoliberale Umstrukturierung der Kommu- 
nen (vgl. ebd.: S1f). Im Zuge dieser Auseinandersetzungen und zunächst mit 
maßgeblicher Unterstützung von SAMWU entstanden in Johannesburg und 
Kapstadt Anti-Privatisierungsforen, die sich vor allem aus den neuen sozialen 
Bewegungen und politischen Organisationen speisten. Diese waren meist lokal 
verortet und operierten in den Communities. Sie setzen sich insbesondere gegen 
das Abklemmen von Wasser und Elektrizität in armen Haushalten sowie gegen 
Zwangsräumungen zur Wehr und machten damit die Effekte einer neoliberalen 
Privatisierungspolitik zum Gegenstand kollektiver Auseinandersetzungen. Auch 
wennSAMWU sich mit Kampagnen, Streiks und Protesten weiterhin klar gegen 
Privatisierung positionierte, so bröckelte der gewerkschaftliche Widerstand im 
Verlauf der Auseinandersetzung. 

Barchisie diagnostiziert, dass SAMW Us Opposition gegen die Privatisierungs- 
politik in Johannesburg Spaltungen und Widersprüche in der gewerkschaftlichen 
Strategie offenbare. So schwankte SAMWU zwischen der Aufrechterhaltung 
einer fundamentalen Opposition gegen Privatisierung und Verhandlungen im 
Interesse der Mitglieder, um Jobverluste zu vermeiden (vgl. Barchisie 2007: 63). 
Lier und Stokke (2006) argumentieren, dass Social Movement Unionism, exfolg- 
reich im Kampf gegen die Apartheid, in einer politischen Allianz wie der von 
COSATU und dem ANC deutlichen Beschränkungen unterläge, durch welche 
die Gewerkschaften nicht länger eine ausschließlich oppositionelle Rolle einneh- 
men können. Ähnlich bilanziert ein ehemaliges SAMWU Vorstandsmitglied: 


(vgl. Hentz: 2000: 204). So sah bspw. der 1999 beschlossene Restrukturierungsplan für 
die Stadt Johannesburg „iGoli 2002“ keine Vollprivatisierung, sondern die Ausgliederung 
kommunaler Dienstleistungen wie Wasser, Elektrizität, Müllmanagement in autonome 
Wirtschaftseinheiten vor, die kostendeckend arbeiten sollten (vgl. Barchisie 2007). 
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„Der Kampf wurde nicht draußen verloren, sondern drinnen. [...] Auch wenn 
wir eine Resolution hatten, die Umsetzung wurde zum Problem.“ [1]* 

Neben politischen Differenzen im Verhältnis zur Regierungspartei seitens der 
sozialen Bewegungen undSAMWU erschwerten auch strukturelle Faktoren wie 
die unterschiedliche Zusammensetzung, Organisationsformen und Arbeitswei- 
sen von Bewegungen und Gewerkschaften eine anhaltende Kooperation (vgl. 
Xali 2006). Während SAMWU über eine feste Organisationsstruktur verfügt, 
die aufformalisierten innergewerkschaftlichen Entscheidungsverfahren beruht, 
fokussieren die community-basierten Bewegungen cher auf Kampagnen und 
direkte Aktionen (vgl. ebd.: 133). 

Der Kampf von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen konnte den Pri- 
vatisierungsprozess abschwächen, aber nicht aufhalten. Die Erfahrungen mit der 
Zusammenarbeit vonSAMWU und den Anti-Privatisierungsforum zu Beginn 
der 2000er Jahre zeigen, dass sich die gewerkschaftliche Tradition von einer Zu- 
sammenarbeit mit sozialen Bewegungen nicht bruchlos in der Post-Apartheidzeit 
hat fortsetzen lassen. 


Ein gemeinsamer Blick vom Ende der Klassenpyramide? 


Sowohl die Communities als auch die Gewerkschaften kämpfen mit den nega- 
tiven Effekten der Privatisierungspolitik. Diese hat zum einen das Terrain für 
gewerkschaftliche Organisierung im kommunalen Dienst deutlich erschwert. 
Webster et al. gehen von einer Spaltung des südafrikanischen Arbeitsmarkts 
in drei annähernd gleich große Segmente aus: „[Ein] Kern vergleichsweise ge- 
schützter Beschäftigter, eine Zone von ungeschützten befristeten und Teilzeitbe- 
schäftigten sowie eine Peripherie von informell Arbeitenden und Arbeitslosen.“ 
(Webster et al. 2008: 167) Diese gesamtgesellschaftliche Entwicklung, die zu 
einem neuen Kontrollsystem der Arbeit (vgl. Theron 2005) sowie Spaltungs- 
und Entsolidarisierungsprozessen führen (vgl. Buhlungu 2010: 96), hat auch 
die Kommunen erfasst. Die Bereitstellung öffentlicher Dienstleistungen wird 
zunehmend über unsichere Beschäftigungsverhältnisse realisiert. SAMWU hat 
als Ergebnis mit einer Zunahme von Prekarisierung zu kämpfen, die zu dem 
paradoxen Ergebnis führt, dass die Organisationsmacht der Gewerkschaft trotz 
steigender Mitgliederzahlen untergraben wird. 

Zum anderen bedeutet die marktförmige Ausgestaltung sozialer Dienstleis- 
tungen insbesondere für die marginalisierte, mehrheitlich schwarze Bevölkerung 


4 Zahlen in eckigen Klammern bezichen sich auf die am Ende angeführten Interviews. 
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in den Townships eine mangelhafte Grundversorgung insbesondere mit Wohn- 
raum, sanitären Anlagen, Wasser und Strom. Damit geht die Durchsetzung des 
auf der Marktlogik basierenden Bezahlsystems einher, die angesichts drastisch 
steigender Preise zur weiteren Verarmung beiträgt. In Kapstadt ist insbesondere 
die Wohnungsnot groß, denn es fehlen circa 450.000 Häuser und jedes Jahr 
steigt der Bedarf um circa 20.000 Häuser an. [2] Den Protesten oder den aus 
der Wohnungsnot resultierenden Landbesetzungen begegnet die Regierung in 
Kapstadt primär mit repressiven Mitteln (vgl. Ludwig 2011). 

Das Ergebnis ist folglich eine parallel verlaufenden Zunahme von Unsicherheit 
am Arbeitsplatz und in den Haushalten, die nach Webster et al. das Potenzial 
beinhaltet, die „Organisierung und Mobilisierung am Arbeitsplatz und in den 
Communites“ (Webster et al. 2008: 108) zu verbinden. 

Ungefähr zehn Jahre nach der gemeinsam geführten Auseinandersetzung 
von SAMWU und dem Anti-Privatisierungsforum in Kapstadt wird dort nun 
erneut ein Versuch zur Verbindung der gewerkschaftlichen und sozialen Kämpfe 
unternommen. Gemeinsames Ziel von SAMWU und Communities ist es, „Ar- 
beiter und Communities zusammenzubringen“ und die „Diskussion zwischen 
Arbeitern, Prekären und Arbeitslosen zu initiieren“, deren Ergebnis ein basis- 
demokratisch erarbeiteter und am Bedarf der marginalisierten Communities 
orientierter Gegenentwurf zum ofhiziellen Stadtentwicklungsplan sein soll. Im 
Entwicklungsplan der Stadt werden die politischen und finanziellen Schwer- 
punktsetzungen der Kommunen auf fünf Jahre festgelegt und damit wird auch 
über grundlegende Verteilungsfragen in den Kommunen entschieden (vgl. City 
ofCape Town 2012). FürSAMWU aus Arbeitnehmersicht sowie für die sozialen 
Bewegungen und Communities aus der Perspektive der Nutzer_innen beste- 
hen gemeinsame politische Interessen insbesondere bezüglich einer qualitativ 


5 Äußerungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in Workshops vom 29.-31. Oktober 
und vom 13.-15. November 2012. Alle nachfolgenden nicht gekennzeichneten Zitate 
beruhen ebenfalls auf Beiträgen in den Workshops. An den Workshops waren neben 
der NGO International Labour Research and Information Group (LLRIG) ungefähr zu 
gleichen Teilen Shop Stewards von SAMWU und Aktivist_innen sozialer Bewegungen 
aus den marginalisierten Communities beteiligt. Letztere sind derzeit im Prozess, sich 
in Kapstadt in einem Forum, der Housing Assembly, zusammenzuschließen und zu ver- 
netzen. Shop Stewards nehmen im Betrieb eine vergleichbare Funktion wie Betriebsräte 
wahr, zu deren Aufgaben die Vermittlung zwischen Mitgliedern, Gewerkschaften und 
Management, Mitgliedergewinnung, und Verhandlungen mit dem Management gehören. 
Sie werden jedoch nur von den Gewerkschaftsmitgliedern im Betrieb gewählt und als 
legitimierter Repräsentant der Gewerkschaften vom Management anerkannt. 
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guten öffentlichen Grundversorgung sowie der Bekämpfung von Korruption 
und Missmanagement.° 

Der Entwicklungsplan mache hingegen deutlich, dass sich die Stadtregierung 
primär an der Wirtschaft und der reichen, mehrheitlich weißen Elite orientiert. 
Beschäftigte und Bewohner_innen der marginalisierten Communities schen 
sich als Teil des „unteren Endes der Klassenpyramide“. Wem gehört die Stadt? 
Dies ist eine der zentralen Verteilungsfragen, die hinter den Diskussionen zum 
Stadtentwicklungsplan und den gemeinsamen Bestrebungen von Gewerkschaft 
und sozialen Bewegungen steht, die „Klassenpyramide auf den Kopf zu stellen“. 

Die Shop Stewards schen sich als Teil der Communities, da viele von ihnen 
selbst in den Townships leben. Sie empfinden es als belastend und gefährlich, 
wenn sie in die Communities geschickt werden, um zum Beispiel Wasser und 
Strom abzustellen. Für die kommunal Beschäftigten stellen sich dabei zudem 
grundlegende Gerechtigkeitsfragen: „Dagibt es Unternehmen, die fünf Millionen 
Schulden haben [...] Es ist nicht zu verstehen, dass [die Stadt] eine Person jagt, 
die nicht einmal ein Einkommen hat, aber bei der Person, die das Unternehmen 
hat, da ist es in Ordnung.“ [3] 

Die dominierende Antwort auf die Frage nach der Bedeutung einer Zusam- 
menarbeit mit den Communities aus der Perspektive der Beschäftigten ist jedoch 
die drastische Zunahme an prekären Beschäftigungsverhältnissen in den Kom- 
munen und die Notwendigkeit, diese zu bekämpfen. 

So schafft die von der Dernocratic Alliance geführte Stadtregierungin Kapstadt 
Vakanzen im kommunalen Sektor, die durch Leiharbeit und öffentliche Beschäf- 
tigungsprogramme gefüllt werden, was es ihr ermöglicht, Arbeitskosten zu sparen 
und langfristige Bindungen zu vermeiden.’ Zwar istesSAMWU mit Kampagnen 
und Streiks in 2008 und 2010 gelungen, Leiharbeit in Kapstadt zurückdrängen. 
Was dadurch an Terrain von der Gewerkschaft zurückgewonnen werden konnte, 
wurde jedoch durch die Ausweitung des öffentlichen Beschäftigungsprogramms 
Extended Public Works Programme (EPWP) konterkariert.® Die Regierungin Kap- 
stadt hat das auf nationaler Ebene initiierte Beschäftigungsprogramm aufgegriffen, 


6 Sowiesen laut Rechnungsprüfungin 2011/12 nuracht Prozent aller öffentlichen Einrich- 
tungen auf nationaler Ebene und nur fünf Prozent aller südafrikanischen Kommunen 
eine korrekte Buchführung auf. 


7 Die wirtschaftsliberale Democratic Alliance ist im Nationalparlament die größte Oppo- 
sitionspartei, sie stellt die Regierung in der Provinz Westkap und in Kapstadt. 


8 Mit dem im März 2004 auf nationaler Ebene eingerichteten Programm hat die ANC- 
geführte Regierung unter dem Präsidenten Ihabo Mbcki bis 2009 Arbeitsgelegenhei- 
ten für mehr als eine Million Menschen geschaffen. Die Regierung startete 2009 eine 
Zweitauflage bei gleichzeitig weitgehender Aufgabe des noch mit dem ersten Programm 
verbundenen Qualifizierungsanspruchs für Arbeitslose. Als Ziel wurde formuliert, eine 
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mit dem Arbeitsgelegenheiten mit einer durchschnittlichen Beschäftigungsdauer 
von 100 Tagen für Arbeitslose aus marginalisierten Communities bereit gestellt 
werden sollen. Die Regierungen stellen dies als Erfolg bei der Schaffung von 
Arbeitsplätzen dar, denn sie zählen die Arbeitsgelegenheiten nach Köpfen. [4] 

In einigen Depots in der Müllentsorgung und bei der Straßenreinigung in 
Kapstadt kommen dadurch auf circa 90 unbefristet Beschäftigte bereits 300 
EPWP-Arbeiter_innen, denen die Stadt 60 bis 100 Rand (ca. 5,30 bis 8,80 Euro) 
pro Tagbezahlt. Demgegenüber beträgt der Lohn eines/einer regulär Beschäftig- 
ten zwischen 250 bis 300 Rand (22,10 bis 26,50 Euro) pro Tag, außerdem gibt es 
zusätzliche Sozialleistungen. Die Stelle eines/einer regulär Beschäftigten kann 
folglich durch vier bis fünf EPWP-Arbeiter_innen ersetzt werden. [4] Deren 
Arbeitsbedingungen sind zudem schlechter als die der regulär Beschäftigten, 
denn sie verrichten „die unangenehmsten Jobs“ ohne Schutzbekleidung. [5] 

Die Fragmentierung der Beschäftigungsverhältnisse verschärft Spaltungs- 
und Entsolidarisierungsprozesse, denn angesichts der hohen Arbeitslosenrate 
ist der Druck groß, jede Arbeitsgelegenheit anzunehmen. „Es stellt Community 
gegen Community und auch Communities gegen die Gewerkschaften, die dafür 
kämpfen, diese Form der Jobs loszuwerden.“ [3] Das EPWP untergräbt zudem 
die Organisationsmacht der Gewerkschaft, denn unter anderem aufgrund der 
Kürze der Verträge sind die EPWP-Arbeiter_innen für eine gewerkschaftliche 
Organisierung kaum zu erreichen. Für die Gewerkschaft stellt sich somit ein 
drängender Vermittlungsbedarf der eigenen Position in die marginalisierten 
Communities, aus denen die EPWP-Arbeiter_innen stammen. 

Erste Ergebnisse, die aus der Zusammenarbeit mit den in den Communities 
operierenden sozialen Bewegungen zum Stadtentwicklungsplan resultieren, ma- 
chen deutlich, dass die Communities insbesondere in der Auseinandersetzung 
um das EPWP eine für SAMWU zusätzliche wichtige Ressource darstellen. In 
gemeinsamen Erklärungen wenden sich Gewerkschaft und soziale Bewegungen 
gegen das öffentliche Beschäftigungsprogramm, was der gewerkschaftlichen For- 
derung gegenüber der Stadt Legitimität und Nachdruck verleiht: „Die in den 
Communities angesiedelte Beschäftigung ist keine Lösung, [sondern] der neueste 
von der Stadt unternommene Versuch, die Armen auszubeuten.“ (SAMWU/ 
Housing Assembly 2012) 

Zudem ist es SAMWU in Kapstadt gelungen, eine Selbstorganisation der 
EPWP-Arbeiter_innen zu unterstützen und mit circa 800 Betroffenen das Re- 
gierungszentrum im Juni 2012 für eine Woche in einem wilden Streik lahmzu- 


Steigerung von 500.000 Arbeitsgelegenheiten in 2009 auf insgesamt 4,5 Millionen in 
2014 zu erreichen (vgl. Department of Public Works 2012). 
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legen. Gewerkschaft und prekär Beschäftigte streiten für eine Umwandlung der 
Arbeitsgelegenheiten in reguläre Beschäftigungsverhältnisse, die mit Arbeitslosen 
aus den marginalisierten Communities besetzt werden sollen. Zusammen mit 
den sozialen Bewegungen aus den Communities mobilisierte SAMWU am 5. 
Juli 2012 zu einer Demonstration gegen fehlende öffentliche Dienstleistungen 
und das öffentliche Beschäftigungsprogramm vor dem Kapstädter Regierungs- 
gebäude, um ein entsprechendes Memorandum an die Stadt zu überreichen (vgl. 
SAMWU/Housing Assembly 2012a). 

Trotz vorhandener gemeinsamer Interessenlagen zwischen kommunal 
Beschäftigten und sozialen Bewegungen stellt die unterschiedliche Einkom- 
mens- und Lebenssituation von Gewerkschaftsmitglieder und Arbeitslosen in 
den Communities eine Herausforderung für die Zusammenarbeit dar. Für die 
Arbeitslosen erscheinen die regulär Beschäftigten als privilegiert. Zugleich zeigen 
die Schilderungen der kommunal Beschäftigen, dass selbst reguläre Beschäfti- 
gung manchmal kein auskömmliches Einkommen einbringt. Die vorhandenen 
Spaltungslinien innerhalb der Communities, die sich am Beschäftigungsstatus 
festmachen, prägen auch die Perspektive der Beteiligten. Darüber hinaus be- 
steht die größte Differenz weiterhin im Verhältnis zur Regierungspartei ANC, 
das einen wiederkehrenden Konfliktpunkt in Diskussionen zwischen Gewerk- 
schaft und sozialen Bewegungen darstellt. Während die Aktivist_innen aus den 
Communities dem ANC schr kritisch gegenüberstehen und die zahlreichen 
gebrochenen Versprechen thematisieren, fällt die Reaktion der Shop Stewards 
ambivalenter aus und changiert zwischen Verteidigung, Defensive und Ernüch- 
terung. Während sich einige Shop Stewards mit dem ANC identifizieren und 
die bestehende Dreiallianz verteidigen, überwiegen vielfach Ernüchterung und 
begrenzte Erwartungen an den eigenen Allianzpartner. Eine Alternative zur 
Dreierallianz schen die meisten Shop Stewards jedoch nicht oder halten sie nicht 
für realistisch. Für die Communities drückt sich in den Diskussionen um die 
Parteianbindung der Gewerkschaften auch eine angesichts der Erfahrungen in der 
Zusammenarbeit mit den Anti-Privatisierungsforen nachvollziehbare Besorgnis 


über SAMWUs Loyalitäten im Konfliktfall aus. 


Fazit 


Die an Privatisierungund Outsourcing orientierte Politik der Stadt verschärft die 
Unsicherheit sowohlam Arbeitsplatz als auch in den Communities. Die EPWP- 
Arbeiter_innen sind ein Beispiel dafür, dass der Kampf gegen Exklusion in den 
Sphären der Produktion und Reproduktion eng miteinander verbunden ist (vgl. 
auch Geliks (2010) Studie zur Organisierung von Straßenhändler_innen). Der 
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Rückgriff auf das EPWP stellt für die Betroffenen Teil einer Überlebensstrate- 
gie dar, ist jedoch nicht geeignet, die mit der Marginalisierung einhergehenden 
Unsicherheiten aufzubrechen. Die Stadt setzt entsprechend darauf, „dass die 
Menschen irgendwie zurechtgekommen, dass sie überleben, dass sie sich nicht 
beschweren“ [2] 

SAMWUs Kritik des EPWP ist einerseits eng mit Fragen von Gerechtigkeit 
und andererseits mit dem Anspruch der Beschäftigten, einen guten öffentlichen 
Diensts erbringen zu wollen, verbunden. 

Zugleich gefährdet die voranschreitende Prekarisierung die Organisations- 
macht vonSAMWU, womit folglich ein starkes Eigeninteresse der Gewerkschaft 
daran besteht, diese Beschäftigungsverhältnisse zurückzudrängen. Das EPWP 
stellt ein zentrales Motiv für die intensivierte Beteiligung der Shop Stewards an 
der Bildung von Allianzen mit den sozialen Bewegungen in den Communities 
dar. Diese Zusammenarbeit wirkt Spaltungs- und Entsolidarisierungstendenzen 
entgegen, stärkt die Mobilisierungsfähigkeit, aber vielleicht sogar noch entschei- 
dender untermauert sie die Legitimation für die gewerkschaftlichen Forderun- 
gen. Chun (2009) zufolge können Gewerkschaften symbolische Macht nutzen, 
um in der Öffentlichkeit Anerkennung und Legitimation für ihre Kämpfe zu 
gewinnen. Die Entwicklung eines Stadtentwicklungsplan „von unten“ und die 
Ausrichtung der gewerkschaftlichen Forderungen am Bedarf der marginalisierten 
Communities stellt einen bisher neuen Ansatz dar, der ebenfalls dazu beitragen 
kann, die symbolische Macht von SAMWU und der Communities in der Aus- 
einandersetzung mit der Stadtregierung zu erhöhen. 

Die Anliegen, die von SAMWU in Kapstadt aufgegriffen werden, gehen 
folglich über unmittelbare Arbeitsplatzinteressen hinaus. Zugleich bleiben sie eng 
mit den gewerkschaftlichen Interessen und Kämpfen gegen die Prekarisierung 
von Beschäftigungsverhältnissen in den Kommunen verknüpft. In diesem Sinne 
scheint die Verbindung der „beiden Gesichter“ der Gewerkschaftsbewegung 
zu gelingen, was Webster (1988: 195) als Voraussetzung für Social Movement 
Unionism ansieht. 

Dabei stellen die „Grundsätze“ (Barchisie 2007: 52) und die Tradition der 
Gewerkschaft eine zentrale Voraussetzung für die Zusammenarbeit dar: SAM- 
WU hat sich in der Vergangenheit als grundsätzlich offener gegenüber der Zu- 
sammenarbeit mit sozialen Bewegungen gezeigt und deutlicher gegen GEAR 
und die damit einhergehende Privatisierungspolitik positioniert als die meisten 
COSATU-Mitgliedsgewerkschaften (vgl. Lier 2007: 43). Bei den politisch aktiven 
EPWP-Arbeiter_innen genießt SAMWU zudem den Ruf einer in Kämpfen er- 

fahrenen Gewerkschaft. [5] 

Die Erfahrungen in der Zusammenarbeit sowohl mit den Anti-Privatisie- 

rungsforen als auch gegenwärtig mit den sozialen Bewegungen in Kapstadt wei- 
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sen jedoch auch auf die Fragilität der Bündnisse zwischen Communities und 
Gewerkschaft hin. Als deutliches Hemmnis für eine anhaltende Bündnispolitik 
erweist sich die enge Anbindung der COSATU-Gewerkschaften an den regie- 
renden ANC. Zur Instabilität trägt ebenfalls bei, dass es für die aus Protesten in 
den Communities hervorgegangen sozialen Bewegungen schr schwierig ist, eine 
Organisation aufrechtzuerhalten. Nur wenige Service Delivery Proteste hätten zu 
einer anhaltenden Organisierung geführt, was aus der Perspektive der Gewerk- 
schaften eine Bündnispolitik erschwert. [6]. 

Die Zusammenarbeit bleibt folglich von kontingenten Faktoren abhängig 
und voraussetzungsvoll, was intensive Bemühungen und Lernprozesse aller Be- 
teiligten voraussetzt, und sie muss sich nicht zuletzt in konkreten politischen 
Auseinandersetzungen erweisen. Eine Stärke des erneuten Versuchs in Kapstadt, 
gewerkschaftliche und soziale Kämpfe zu verbinden, besteht darin, dass dieser 
von unten, sprich auf der Gewerkschaftsseite primär von den Shop Stewards 
getragen wird. Die bisherige Erfahrung der Zusammenarbeit vonSAMWU und 
sozialen Bewegungen in Kapstadt zeigt jedoch auch, dass gerade die Umsetzung 
von gemeinsamen Interessen in eine politische Praxis die größte Herausforderung 
darstellt (vgl. Lier 2007: 51). Auch für Bündnisse zwischen Gewerkschaften 
und sozialen Bewegungen gilt folglich, dass „ein Fundament und eine Basis“ 
aufgebaut werden muss und es in diesem Prozess „keinen schnellen Erfolg und 


keine Abkürzungen“ gibt. [2] 


Interviews 


[1] ehemaliger Gewerkschaftsfunktionär SAMWU, 8.8.2012 

[2] Vertreter International Labour Research and Information Group (ILRIG), 24.7.2012 
[3] Gruppendiskussion SAMWU Shop Stewards, Kapstadt 30.10.2012 

[4] Gewerkschaftsvertreter SAMWU, Kapstadt, 12.11.2012 

[5] Gruppengespräch EPWP Arbeiter, Kapstadt 7.11.2012 

[6] Gewerkschaftsvertreter SAMWU, Johannesburg 13.8.2012 
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Was ist mit dem versprochenen Land! passiert? 
Post-Apartheid Südafrika aus der Perspektive 
Frantz Fanons 


In den 1970er Jahren, auf dem Höhepunkt der Apartheid, war Frantz Fanon 
eine der zentralen Quellen für Steve Bikos Konzeptualisierung der Black Con- 
sciousness Philosophie. Heute ist Fanon weiterhin ein bedeutender Denker für 
jene, die eine kritische Analyse Post-Apartheid Südafrikas entwickeln (siehe Hart 
2008; Neocosmos 2010; Pithouse 2003, 2009). Dieser Artikel setzt sich damit 
auseinander, wie die gegenwärtige Politik Südafrikas noch immer durch nationale 
Befreiungsdiskurse zersplittert ist und wie Grassroots-Bewegungen die Post- 
Apartheid Regierungmit Vorwürfen des Betrugs und gebrochener Versprechen 
herausfordern, die Fanon einst sozialen Verrat nannte (Fanon 1968: 167, 204). 
Mit Weitsicht schloss Fanon seine an das post-unabhängige Afrika gerichtete 
Kritik in Die Verdammten dieser Erde (fortan Die Verdammten) mit der Forde- 
rung, neue Konzepte für die totale Befreiung des Kontinents zu erarbeiten. Auch 
wenn Fanon nicht besonders konkret darin war, welche Form diese neuen Kon- 
zepte annehmen würden, ist dennoch im Rahmen seiner Dialektik deutlich, dass 
ihre Urheber diejenigen sein würden, die nicht zählten: jene, die nicht anerkannt 
wurden und sich außerhalb des Klassensystems befanden (siehe Fanon 1968: 61). 
Er war sich jedoch sicher, dass das Volk zu einem bestimmten Zeitpunkt realisie- 
ren würde, dass sein Freiheitskampf betrogen worden war (Fanon 1967b:122). 
In Südafrika gewinnt das Grollen der Unzufriedenheit, das zu Beginn des 
Jahrtausends begann und sich 2004 in einer populären Rebellion bahnbrach, 
weiterhin zusehends an Momentum (Alexander 2010). Abahlali baseMjondolo 
(AbM), eine Organisation von Menschen, die in Shacks leben, entstand 2005 
aus dieser Rebellion. AbM begann mit der Frage, warum das Land, das Dur- 


1 Der Artikel wurde unter dem Titel „What Happened to the ‘Promised Land’? A Fanonian 
Perspective on Post-Apartheid South Africa“in Antipode, 44: 1 (2012, S. 51-73) erstmals 
veröffentlicht. Der Originaltitel bezicht sich auf die Doppelbedeutung des promised land 
als versprochenem und gelobtem Land. Die vorliegende Übersetzung wurde uns von 
AfricAvenir zur Verfügung gestellt, sie erscheint in: AfricAvenir International (Hrsg,), 
Soziale Bewegungen und afrikanische Renaissance (Arbeitstitel), Mai/Juni 2013. 
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bans Shackbewohner_innen für den Bau neuer Häuser versprochen wurde, nun 
für andere, viel elitärere Projekte geräumt wurde. Fünf Jahre später zählt die 
Bewegung 10.000 zahlende Mitglieder. Obwohl dies nur einen Bruchteil der 
insgesamt 800.000 Menschen ausmacht, die in Durbans Shackgebieten wohnen, 
hat es AbM dennoch geschafft, eine neue Politik der Armen zu formulieren, die 
es ‘lebende Politik’ nennt: 


„Unsere ‘lebende Politik’ basiert aufeiner Ablehnungder vielen Wege, die benutzt werden, 
um die Armen zu kontrollieren. Einer dieser Wege war, was wir zuerst ‘zim zims’ nann- 
ten - Leute, die zu den Armen kommen und durch große Reden über Neoliberalismus, 
Sozialismus und sonstige Ismen und Schismen vorgeben, Experten unseres Kampfes zu 
sein, ohne jemals mit uns über unser Leben, unsere Kämpfe und darüber zu sprechen, 
was wir wirklich wollen, was wir erreichen wollen und wie wir es erreichen können. Wir 
hatten immer den Eindruck, dass diese Art von Politik lediglich ein weiterer Weg einer 
neuen Elite ist, um uns zu kontrollieren.“ (AbM 2010b) 


AbM hat dann damit begonnen, eine neue Kritik zu entwickeln, die, wie Fa- 
non empfahl, von der gelebten Erfahrung der Shackbewohner_innen in der 
Post-Apartheid Gesellschaft ausgeht und von dort aus die Post-Apartheid und 
neoliberale Entwicklungsdiskurse herausfordert. 
„Als wir die von uns erstellte Ideenliste vor uns hatten, sahen wir, dass sie ein kritisches 
Denken über das Leben der Menschen reflektiert, das damit beginnt, die Widersprüche 
aufzudecken und zu benennen, die gegenüber dem bestehen, was die Mächtigen uns über 
unsere Situation erzählen. Wir schen auch, dass unsere Ideen über Freiheit viel tiefer gehen 
als sie dargestellt werden, wenn sie als ‘Service Delivery’ Proteste abgetan werden. Wenn 
es in unserem Kampf nur um Häuser und um die Bereitstellung von Dienstleistungen 
ginge, wären wir wie Bettler, die mit offenen Händen darauf warten, dass jemand uns 


hilft. Nein, wir kämpfen für eine echte Freiheit, die weit darüber hinaus geht! (Figlan et 
212009:25-26)“ 


Als eine praxisorientierte Bewegung, die in sich selbst eine Theorie-Form ist (Du- 
nayevskaya 2002: 205), fordert AbM Intellektuelle, die sich für sozialen Wandel 
einsetzen, dazu heraus, ihr dabei zu helfen, neue Konzepte zu entwickeln. Obwohl 
die Bewegungnicht mit einer klaren Strategie begann, „wurde sie immer von den 
täglichen Aktivitäten der Menschen geprägt, von ihrem alltäglichen Denken... 
[und] ihrem Zusammengehörigkeitsgefühl“ (Zikode 2009). 

Aufdiese Art greift AbM Fanons Aufrufam Ende von Die Verdammten auf, für 
die Humanisierung der Welt zu kämpfen. AbM tut dies allerdings von ihrer eigenen 
Situation aus, einer Situation, die zuschends von Gewalt und politischer Repression 
geprägt ist, die Fanon als zentral für die postkoloniale Situation diagnostizierte. 

Da Shacksiedlungen zentrale Brennpunkte für kommunitaristische Gewalt 
im gegenwärtigen Südafrika sind - der nationale, regionale und ethnische Chau- 
vinismus, der, nach Fanons Ansicht, ernsthaft das nationale Befreiungsprojekt 
untergräbt - sollten wir uns AbM als Referenz zuwenden und die Praktiken 
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ihrer Grassroots-Organisation als einen Ausdruck ihrer sozialen Vorstellungen 
von Staatsbürgerschaft betrachten: im vollen Bewusstsein, dass AbM, als eine 
Bewegung von Menschen, die in Shacks leben, nicht gleichbedeutend mit den 
Millionen von Menschen ist, die in Südafrika in Shacks leben. 

Dieser Artikel setzt sich im Sinne Fanons mit den Analysen der Aktivist_ 
innen-Intellektuellen, die mit AbM involviert sind, auseinander (siehe Bryant 
2008; Gibson 2007; Neocosmos 2008, 2009; Patel 2008; Pithouse 2006, 2008a, 
b; Zikode 2006a, 2007, 2008), sowie mit AbMs ‘lebender Politik’. Fanons Kritik 
des Sozialverrats an einer jungen und unabhängigen Nation findet im Rahmen 
dessen statt, wasich als AbMs von Fanon inspiriertes Anliegen auffasse. Nämlich 
die Bedeutungder Politik des Raumes, die Bedeutung einer populären Kontrolle 
über Gemeinschaften und Bewegungen, sowie die Bedeutung ihrer Kritik an 
den Eliten, in- und außerhalb des Staates, von Rechts wie Links, die es für ge- 
wöhnlich nicht für nötig erachten, die Eigeninitiative derer zu berücksichtigen, 
die in Fanons Worten, die Verdammten dieser Erde sind. Die Überschneidung 
von AbMs Analyse der südafrikanischen Situation mit Fanons Analyse über die 
Gefahr der Degenerierung von Befreiungsbewegungen lässt nichts Gutes für die 
Zukunft Südafrikas erahnen. Die nun folgende Analyse beschäftigt sich mit eben 
dieser Überschneidung. 


Analyse der Post-Apartheid-Realität 


Eine Analyse der Postapartheid-Realität Südafrikas aus der Perspektive Fanons 
könnte mit der Überprüfung seiner mutigen Marxismus-Ausdehnungbeginnen, 
die er in Die Verdammten in folgender Formel ausdrückte: in den Kolonien gilt 
„man ist reich weil weiß, man ist weiß weil reich“ (Fanon 1968: 40) (1961 [1981]: 
33). Aufden ersten Blick scheint diese Gegenüberstellung cher die Apartheidals 
das Regenbogen’ Südafrika zu beschreiben, in dem eine mächtige neue Schwarze 
Elite entstanden ist. Südafrika produziert drei Mal mehr Dollar-Millionäre als 
der Weltdurchschnitt und steht damit weltweit an vierter Stelle (SA Goodnews 
2008). Sogar im Kontext der globalen Finanzkrise sind Luxusautos weiterhin 
gefragt und die ‘gated communities’ der neuen schwarzen Elite sowie der alten 
weijsen nationalen und internationalen Bourgeoisie sprießen noch immer wie 
Pilze aus der Erde - eine bemerkenswerte Bestätigung Fanons (1967a: 43-44; 
1968: 155). Und dennoch, hinter alldem Glitzer und Schein existiert eine andere 
Realität, eine Realität die sogar in den UN- und Weltbank-Daten sichtbar wird. 

Kurzum: Trotz der Versprechen der Freedom Charter hat Südafrikas politische 
Transition weder zu einem radikalen Transfer des Reichtums noch zur Schaf- 
fung sozialer und an den menschlichen Bedürfnisse ausgerichteter Programme 
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geführt. Stattdessen wurde, wie Steve Biko es vorausgesagt hat, eine „Schwarze 
kapitalistische Gesellschaft“ erschaffen, mit deren Hilfe Südafrika „der Welt ein 
ziemlich überzeugendes Bild der Integration präsentiert, während 70 Prozent 
der Bevölkerung weiterhin als Bürger_innen zweiter Klasse leben“ (Biko 2008: 
41-42). Der Elitenpakt, der von kapitalstarken Unternehmen und Konzernen mit 
der ANC-Führung Anfang der 1990er Jahre ausgehandelt wurde, bedeutete die 
‘Öffnung’ des Landes hin zu freien Wahlen und die Durchsetzung neoliberaler 
Wirtschaftspolitiken, inklusive aller, den Neoliberalismus begleitenden Ideolo- 
gien. Wie Neocosmos (2008: 587) bemerkt: 


„Es besteht kein Zweifel daran, dass die Politik des „Raubes“ und der Bereicherung durch 
die Postapartheid Elite sowohl schamlos als auch umfassend betrieben wurde. Die Politik 
des sogenannten Black Economic Empowerment (BEE) hat die Entstehung einer neuen 
Klasse von ‘Black Diamonds’ ermöglicht, deren neugefundener Reichtum nicht auf nati- 
onale Akkumulation und Entwicklung ausgerichtet ist, sondern vor allem auf kurzzeitige 
und schnelle Profite abzielt.... in einer hegemonialen Kultur, die die Werte des freien 
Marktkapitalismus enthusiastisch begrüßt, private Bereicherung mit öffentlichem Gut 
und schnelle Profite mit Entwicklung gleichsetzt.“ 


Ato Sekyi-Otus Interpretation von Fanons ‘Erweitertem Marxismus’ betont 
den „absoluten Unterschied und das absolute Fehlen jeglicher Wechselwirkung“ 
(Sekyi-Otu 1996: 72-73) in der Beziehung zwischen Kolonialherren und Ko- 
lonisierten, was vor allem in der Politik des Raumes deutlich wird. In Die Ver- 
dammten argumentiert Fanon, dass Kolonialismus totalitär sei. Außerhalb des 
Kolonialismus gäbe es keinen Raum, deswegen existiere keine Kolonialisierung 
des Landes ohne Kolonialisierung der Menschen. Jede alltägliche Bewegung der 
“Eingeborenen’ im kolonisierten Raum sei beschränkt. Die Kolonialisierung, 
so das Argument Fanons, folgt dem ‘Eingeborenen’ nach Hause und nimmt 
seinen Raum, seinen Körper und seine Bewegungen ein. In Schwarze Haut, weiße 
Masken schreibt Fanon (1976a), der Schwarze sei umzingelt; in Die Verdammten 
schreibt er, der ‘Eingeborenene’ sei eingeengt. Er wird von allen Seiten erdrückt - 
unterdrückt - und ist nur dazu in der Lage, in Träumen muskulärer Macht seine 
Bewegungsfreiheit wiederzufinden. Kolonialismus ist demnach eine Erfahrung 
der räumlichen Beschränkung, des Zurückhaltens und des Verbotes, eine enge 
Welt der Armut, der Unterdrückung und der Unterwerfung. In Die Verdammten 
beschreibt Fanon die offene und stabil gebaute Stadt des Kolonialherren, ein Ort 
des Lichtes und des Überflusses, im Gegensatz zu der überfüllten, gewalttätigen 
und hungrigen ‘Eingeborenenstadt’ (1968: 39) (1961 [1981]: 32). In der kolonialen 
Situation „spiegeln der Raum und die Politik des Raumes soziale Beziehungen 
wider und reagieren auf sie“ (Lefebvre 2003: 15). 

Da die sozio-ökonomische räumliche Realität der unterteilten, segregierten 
kolonialen Welt dennoch die menschlichen Realitäten niemals verstecken kann, 
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wird uns eine Analyse dieser Aufteilung - die Einrichtung und geographische 
Gestaltung der „kolonialen Welt“, argumentiert Fanon - „ermöglichen, das 
Gerüst zu bestimmen, auf dem eine dekolonisierte Gesellschaft aufgebaut und 
organisiert wird“ (1968: 38-40, eigene Hervorh.) ([1981]: 31, eigene Hervorh.). 
Dasich soziale Beziehungen in der Organisation des Raums widerspiegeln, ist eine 
mögliche Art, die Postapartheid-Gesellschaft aus der Perspektive Fanons auf die 
Probe zu stellen, die Frage, inwieweit Südafrika räumlich neu organisiert wurde. 
Danach gemessen wird schnell deutlich, dass der Abbau der „Rassenschranken“ 
in städtischen Gebieten im Wesentlichen ein „bürgerliches“ Phänomen gewesen 
istund dass das Zugangsrecht zu Südafrikas Städten jetzt ausschließlich von Geld 
abhängt. Folglich bleibt die Postapartheid-Politik - mit ihrer Städteplanung, die, 
unter dem Vorwand der Aufwertungvon Shacksiedlungen, in erster Linie darauf 
abzielt, die Armen aus städtischen Gebieten zu vertreiben - ein manichäisches 
Nullsummenspiel. 

Darauf ausgerichtet, ‘formale’ Strukturen entstehen zu lassen, hat die Regie- 
rung seit 1994 etwa zwei Millionen Haus-Einheiten errichtet. Doch die neuen 
Unterkünfte der Armen - diese beängstigend kleinen und schlecht gebauten 
Gebilde, die Häuser genannt werden - gehen mit der Vertreibungder Armen aus 
den Stadtzentren, weit außerhalb der Augen der Bourgeoisie einher. Die Woh- 
nungspolitik verfestigt demnach die räumliche Segregation. Nach der Ansicht 
städtischer Planungsbeamt_innen und Immobilien-Spekulant_innen können 
Shacksiedlungen und Häuser der Mittelklasse nicht Seite an Seite stehen. Dieses 
‘gewaltsame Vertreiben’ einer überschüssigen Bevölkerung’ - um die Sprache 
der Apartheid zu benutzen - sind sowohl das Resultat ANC-geförderter ‘Slum- 
Räumungen’ sowie der legalen und illegalen Ausweisungen in städtischen Ge- 
bieten, die Millionen von Menschen drohen, die in städtischen Shacksiedlungen 
leben und denen eine Abschiebung in ‘Transit Camps und andere ‘temporäre’ 
Unterbringungen, weit weg von urbanen Zentren, bevorsteht. Aus einer von 
Fanon inspirierten Perspektive geht es also nicht nur darum, die Regierung dafür 
zu kritisieren, dass sie nicht dazu in der Lage ist, in ausreichendem Maße auf die 
Wohnungsbedürfnisse der Bevölkerung zu reagieren (von der Notwendigkeit 
einer tiefgreifenderen Diskussion darüber, was eine angemessene Behausung 
darstellt, ganz abgeschen), sondern auch und vor allem um die Art und Weise, 
wie die „Einrichtung und die geographische Gestalt“ Postapartheid-Südafrikas 
die Kartographie der Apartheid reproduziert. 

Zudem kann man nicht von „ethnischer“ oder fremdenfeindlicher Gewalt in 
Südafrika sprechen, ohne über die ‘geographische Gestaltung’ der Postapartheid- 
Gesellschaft als einem Ausdruck dessen nachzudenken, was Fanon eine ‘unvoll- 
ständige Befreiung’ nennt. Für Fanon ist die Herausforderung der ‘geographi- 
schen Gestaltung’ eng mit den Fallstricken des nationalen Bewusstseins verknüpft 
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und der damit einhergehenden Vorstellung von Staatsbürgerschaft: Im Kampf 
gegen den Kolonialismus und im Prozess der Dekolonisierung wird versucht, 
ein politisches Subjekt - eine noch im Entstehen begriffene Subjektivität - zu 
erschaffen. Für Fanon bedeutet Dekolonialisierung zugleich räumliche Befreiung, 
Loslösen von den Verboten der Kolonialisierung und der Apartheid sowie eine 
Solidarität, die auf radikalem Engagement gründet (Hallward 2002: 128). 

Deswegen ist der Prozess der Dekolonialisierungunvollständig, wenn er nicht 
aufallen Ebenen vollzogen wird: politisch, sozio-ökonomisch, geographisch und 
psychologisch; kurz gesagt: sowohl auf der objektiven als auch aufder subjektiven 
Ebene (Fanon 1967a: 13). Ein Symptom dieser Unvollständigkeit — des fakti- 
schen Ausschlusses von der vollwertigen Staatsbürgerschaft - ist der Anstiegvon 
„ethnischem“ Chauvinismus und Nativismus, der über den Anspruch, „indigen“ 
zu sein, legitimiert wird, während gleichzeitig eine Politik des politischen, sozia- 
len und räumlichen Ausschlusses reproduziert wird, die ihren Ursprung in den 
rassistischen Kategorien der Apartheid hat. Diese Unvollständigkeit prägt die 
Postapartheid Gesellschaft und verdreht das Projekt der Befreiungin ihr Gegen- 
teil, so dass, anstatt eine neue Geschichte zu schaffen, eine Zeit der Neoapartheid 
und der Gewalt ausgebrochen ist. 

Südafrikas ‘unvollständige Befreiung’ wurde in der fremdenfeindlichen Ge- 
walt (oder den ‘Pogromen’) vom Mai 2008 offensichtlich, die sich rasch über 
die Shacksiedlungen Südafrikas hinwegausbreiteten. 62 Menschen starben und 
Tausende blieben obdach- und mittellos zurück. Die spezifischen Missstände, 
die zu diesen fremdenfeindlichen Attacken führten, mögen Arbeitslosigkeit, 
mangelnde Behausung, Elektrizität und fehlende Toiletten sowie die Frustration 
über das Versagen der Regierungspolitik und das Ausmaß an empfundener 
Korruption und Bevorzugung gewesen sein. Doch wie John Sharp (2008: 3) 
argumentiert, waren wahrscheinlich nicht die Ausländer_innen’ oder deren 
“Andersheit’ das ‘Problem’ sondern im Freudschen Sinne „der Narzissmus der 
kleinen Unterschiede“: nicht dazu in der Lage, die Quelle der Unterdrückung 
anzugreifen - die Regierung und die Arbeitgeber - „wurden Ausländer zu Op- 
fern dieses Kampfes, weil sie leicht zu greifen waren“ (Human Sciences Research 
Council 2008: 45). 

Gleichzeitigzeigen Studien, dass eine Vielfalt von Meinungen gegenüber ‘Aus- 
länder_innen’ in den Shacksiedlungen existiert, welche die Aussage, wonach die 
Beziehungen zwischen Südafrikaner_innen und Afrikaner_innen grundsätzlich 
feindselig seien, ad absurdum führt (siehe Sichone 2008). Dennoch, so wenig die 
Frustration aus dem Nichts entstand, so wenig zufällig entstanden die Diskurse 
des „ethnischen“ und nationalen Chauvinismus. Vielmehr beschuldigen Politi- 
ker_innen und Medien seit der Geburt des neuen’ Südafrikas, ‘illegale Fremde’, 
für die Probleme des Landes verantwortlich zu sein, während die Regierung 
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regelmäßig regelrechte Razzien gegen ‘illegale Einwanderer_innen’ durchführt 
(siehe Neocosmos 2008, COHRE 2008). 

Jedes Jahr berichtet die südafrikanische Menschenrechtskommission über 
Behörden, die sogenannte „illegale Fremde“ belästigen und verhaften; Menschen, 
denen von der Polizei vorgeworfen wird, „zu dunkel“ zu sein, oder „wie ein schwar- 
zer Ausländer zu laufen“. Menschen werden verhaftet und in Deportationszen- 
tren geschickt, etwa nach Lindela am äußeren Stadtrand von Johannesburg, wo 
Menschen ohne Papiere systematisch die Grundrechte verweigert werden (IRIN 
2008). Neocosmos (2008: 588-589) bemerkt, dass die Regierung sowie juristi- 
sche Entscheidungen jüngst den fremdenfeindlichen Diskurs bekräftigt haben, 
einen Diskurs über Ausländer_innen, die „uns unsere Jobs“, „unsere Häuser“ und 
„unsere Frauen“ wegnehmen. Gleichzeitigsind afrikanische Einwanderer_innen 
„Freiwild für die Mächtigen, die schnelles Geld machen wollen“. Beamt_innen 
haben ein derartiges Ausmaß an Macht über „extrem verletzliche Menschen‘, 
fügt Neocosmos hinzu, „dass Bestechung, Erpressung, und Korruption nicht nur 
möglich wurden, sondern zur allgegenwärtigen Praxis geworden sind“. 

Es ließe sich also mit Fanon argumentieren, dass die fremdenfeindliche Gewalt 
nicht nur ein elementarer Ausdruck der Wut der Massen, sondern eine Politik ist, 
die von Teilen der lokalen und Regierungseliten und ihren Beamt_innen unter- 
stützt oder zumindest kanalisiert wird. Gleichzeitigwäre es allzu vereinfachend, 
zu behaupten, die Politik im Postapartheid-Südafrika seinunmehr ausschließlich 
von der Ökonomie bestimmt. Tatsächlich haben sich die ökonomischen Struk- 
turen Südafrikas seit dem Ende der Apartheid nicht grundsätzlich geändert. Das 
Leben Schwarzer armer Menschen bleibt von Arbeitslosigkeit, Landlosigkeit und 
räumlicher Ausgrenzung, minderwertiger Bildung und Gewalt geprägt. Sharp 
(2008: 2) hinterfragt ebenfalls die Annahme, dass die Gewalt von 2008 fremden- 
feindlich motiviert gewesen ist. Er argumentiert, dass man in diesem Fall davon 
ausgehen müsste, dass die Täter einen Unterschied zwischen Ausländer_innen 
und Südafrikaner_innen hätten machen müssen. Ein Drittel der ermordeten 
Menschen waren jedoch “Jocals’. Dennoch war die Gewalt cher fremdenfeindlich 
motiviert und hatte weniger einen Klassencharakter. 

Die Wut der Armen war nicht gegen die Reichen gerichtet, nicht gegen Super- 
marktketten, gegen weiße oder indische Händler_innen. Die Gewalt fand über- 
wiegend in den Shackgebieten statt, und die Mittelklasse, weiß wie Schwarz, wur- 
de nicht zur Zielscheibe der Attacken. Wie Andile Mngxitama (2008) schreibt: 
„Xenophobie ist Hass gegenüber Ausländern, aber in Südafrika gibt es keine 
weijsen Ausländer“, nur Tourist_innen, Investoren und Geschäftsleute, die sich 
jedoch nicht in den Räumen aufhalten, in denen die Masse der Südafrikaner_in- 
nen lebt und kaum je ‘illegal’ sein können. So wie „die Armen in Afrika’ den 
Begriff des‘dunklen Kontinents’ als symbolisch-konzeptionelle Definition für das 
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Hindernis der Zivilisierung abgelöst hat“ (Depelchin 2005: 134), wird im ‘neuen’ 
Südafrika das rassistische Verhalten, das vormals gegen alle Schwarzen gerichtet 
war, nun gegen arme Schwarze gerichtet. Dennoch sollte man beim Anwenden 
von Klassenzugehörigkeit als Kategorie vorsichtig sein, denn das Vermächtnis der 
Apartheid besteht darin, dass Klasse „räumliche Beziehungen beschreibt und ein 
Maßstab für die Nähe oder Entfernung von kolonialem Privileg ist” (Sekyi-Otu 
1996: 159). Von Fanons Standpunkt aus und angesichts der psycho-räumlichen 
Trennung zwischen den armen Massen und der kultivierten kolonisierten Elite 
basiert Südafrikas Neoapartheid auf einem rassischen Kapitalismus, der durch 
den Diskurs des Black Economic Empowerment legitimiert wird. 

Im Postapartheid-Südafrika wird Bikos Kritik gegenüber weißen Liberalen 
als Haupthindernis Schwarzer Befreiung (1978: 19-26) greifbar und konkret. In 
der Tat argumentiert Grant Farred (2004: 113), dass es einer der größten Fehler 
des ANC gewesen sei, das weiße Südafrika nicht für seine Verbrechen, für die 
Ausbeutung, Gewalt und das Leid, das es den während der Apartheid Entrech- 
teten zugefügt hat, zur Rechenschaft zu ziehen. Stattdessen wurde der Wunsch 
der weißen Liberalen und der Schwarzen Bourgeoisie erfüllt: „weißes (Kapital 
und kulturelles Privileg) wird von Schwarzem (Wahl- und Mitspracherecht) 
beschützt und gefeiert“ (Farred 2004: 115). 

So wie der Diskurs des Geldes mit seiner Rhetorik eines multikulturellen 
Paradieses den Rasse-Diskurs der Apartheid überdeckte, so werden der südaf- 
rikanische „Sonderweg“ und die Apartheid-Angst vor der „schwarzen Gefahr“ 
jetzt gegen die Armen gerichtet. Wie Richard Ballard argumentiert, hat „der 
Übergang von Segregation zu Assimilation nicht notwendigerweise zu einer 
Schwächung der weißen sozialen Agenda geführt, sondern in einem cleveren 
Manöver die Nachhaltigkeit weißer sozialer Kontrolle sichergestellt“ (2005: 7-8). 
Ein offensichtliches Beispiel ist der Postapartheid-Immobilienmarkt, der füreine 
Assimilation auf Klassenbasis von zentraler Bedeutung ist. 

Der Immobilienmarkt ist lediglich ein Abbild größerer ökonomischer Pro- 
zesse, wo, wie Ballard zeigt (2004: 69-70), rassisch kodierte Ängste über fallende 
Preise durch die Nähe zu Shacksiedlungen genährt werden, deren Präsenz grund- 
sätzlich als Bedrohung wahrgenommen wird. Gleichzeitig ist der Politikdiskurs, 
derauf Partei-Patronage basiert, immer nativistischer und umkämpfter geworden. 
In eben diesem manichäischen Kontext hat dann das Pogrom von 2008 gegen 
Afrikaner_innen einen 'negrophoben’ Charakter angenommen (Mngxitama 
2008). Black Economic Empowerment ist einfach zu einer legtimierenden Hülle 
geworden, welche die Präsenz multinationaler Kapitalinvestoren und die Füh- 
rungskräfte multinationaler (sprich weißer) Unternehmen verschleiert. Die Aus- 
länder_innen’ sind ausschließlich unter den Armen zu finden, und da es, per 
Definition, keine Armen weißen gibt, sindarme Afrikaner_innen Ziel der Gewalt. 
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Dennoch kann man sich im neuen Südafrika einem doppelten Prozess nicht 
entziehen, „zum einen dem ökonomischen; zum anderen dem Prozess der Verin- 
nerlichung - oder cher Epidermisierung - der Unterlegenheit“ (Fanon 1967a: 11), 
in dem den Armen fortlaufend gesagt wird, dass afrikanische ‘Fremde’ schuld 
an ihrer Situation seien und dass das Fehlen an Entwicklung eine Bedrohung 
für ihr Land darstelle. „Fremdenfeindlichkeit“ wiederholt in diesem Sinne die 
psychologische Ökonomie von Gewalt und Armut, um die herum Fanon seine 
Analyse kolonialer und postkolonialer Repression strukturiert hat. Von den 
tatsächlichen Ursachen abgelenkt und nach innen kanalisiert, muss die von den 
Armen er- und gelebte Gewalterfahrung ein Ventil finden. Für Fanon findet sie 
dieses in den begrenzten städtischen Räumen, in denen es den ‘Eingeborenen’ 
erlaubt ist, zu leben, in der Form der Gewalt von ‘Schwarz gegen Schwarz’. Die 
Leichtigkeit, mit der sich die Gewalt im Mai 2008 über die Shacksiedlungen der 
südafrikanische Städte ausbreiten konnte, ist ein Indiz dafür, dass, wie stark sie 
auch verurteilt wurde, diese Art von Gewalt - solange sie kontrollierbar bleibt - 
für die Eliten akzeptable ist. In dieser Hinsicht spiegelt sich Fanons Behauptung, 
dass man, sobald man ein gewisses finanzielles Level überschritten hat, weißist, 
räumlich wider. 

Fanons Begriff, dass Ausbeutungeine „Schwarze Maske“ tragen kann, und die 
Bedeutung, die er dem Aufstiegder Fremdenfeindlichkeit beimisst, haben sowohl 
eine ideologische als auch materielle Dimension. In Schwarze Haut argumentiert 
Fanon (1967a), dass die weiße Mittelklasse-Gesellschaft steril und am Ersticken 
sei, und sein zentraler Punkt in Die Verdammten ist, vor der Nachahmungeiner 
bürgerlichen Gesellschaft zu warnen, die durch und durch rassistisch sei. Aber 
dort, wo diese Gesellschaft in der Lage ist, den Rassismus zu verstecken und 
damit ihre humanistischen Ansprüche zu bewahren, ist die einzige Devise der 
nationalistischen Bourgeoisie das „Ablösen der Ausländer“ (Fanon 1968:158) 
(1961 [1981]: 135). Weil jegliche befreiende Alternative fehlt, fügt Fanon hinzu, 
schließen sich „das Proletariat der Städte, die Masse der Arbeitslosen, die kleinen 
Handwerker [...] ihrerseits dieser nationalistischen Haltung an, doch in aller 
Objektivität muss man sagen, dass sie lediglich das Verhalten der Bourgeoisie 
nachahmen“ (1968: 156) (1961 [1981]: 133). 

Das größere Problem ist demnach die Verkümmerungder Befreiungs-Idee und 
die Kapitulation der Linken innerhalb der ANC-treuen Eliten und Intelligenzia 
gegenüber dem, was sie als „objektive Kräfte“ betrachten. In der Tat wurde die 
Kapitulation vor dem „Washington Consensus“ (und seinem autoritären Öko- 
nomismus, der den neoliberalen Kapitalismus als das „Ende der Geschichte“ 
proklamierte) durch einen einheimischen Autoritarismus und Antiintellektu- 
alismus verstärkt, der, einerseits von der Notwendigkeit produziert wurde, eine 
gemeinsame Front gegen die Apartheid zu bilden, und andererseits eine Allianz 
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gegen die fortdauernde Dominanz im linken Spektrum der stalinistischen South 
African Communist Party (SACP) zu formen. Wie Fanon vorhersagte, wurden 
während der Transition von der Apartheid kritische Stimmen innerhalb des 
ANC (ganz zu schweigen von denjenigen außerhalb der Organisation) entweder 
ausmanövriert, kooptiert und zum Schweigen gebracht oder in die politische 
Wildnis vertrieben. Dieses Verbot jeglicher Debatte zugunsten der „Einheit“ 
wurde auch angesichts der offensichtlichen Folgen der hausgemachten neolibe- 
ralen Strukturanpassungsmaßnahmen fortgesetzt. Auch die kleine intellektuelle 
Elite außerhalb des ANCs und der SACP war schließlich nicht mehr dazu bereit, 
mit dem herrschenden Paradigma zu brechen (siche Nash 1999). 

In Ermangelung einer bedeutenden ideologischen Opposition wurden die 
Massenbewegungen im Wesentlichen demobilisiert und, wo es möglich war, 
in Regierungssysteme integriert. Eine frühere Version dieser vorhersehbaren 
Transition wurde von Fanon bereits in Die Verdammten kritisiert. In den 1980er 
Jahren wurde die Unterstützung des Diskurses einer Mehrparteien-Demokratie 
durch die USA allerdings Teil dessen, was Peter Hallward (2006) die „Eindäm- 
mungspolitik“ („Politics of Containment“) nennt, oftmals unterstützt durch 
eine sozialdemokratische Neigung oder durch populistische und hierarchische 
Parteienstrukturen, die von einer charismatischen Person geführt wurde und 
vollständig mit den Interessen multinationaler Unternehmen und vor allem mit 
amerikanischen Interessen verbunden. 

Obwohlder ANC und Mandela später diese Rollen angesichts der wachsenden 
Apartheid-Krise selbst annehmen würden, war ein Programm zur Schaffung 
einer moderaten Schwarzen Führungsriege und zur Marginalisierung radikaler 
Schwarzer Führungspersönlichkeiten bereits in den späten 1980er Jahren ein 
zentrales Element der US-Politik. William Robinsons Zusammenfassung der 
Ziele der verschiedenen koordinierten Projekte zur Demokratieförderung liest 
sich demnach wie ein Fahrplan der Postapartheid „Entwicklung“ Südafrikas 
(obwohl dieser damals stark umstritten war). Er beinhaltete zum einen die Un- 
terstützungeiner entstehenden Schwarzen Mittelschicht, die Führungspositionen 
in verschiedenen zivilgesellschaftlichen Organisationen besetzen würde, um 
mit radikaleren Führungspersönlichkeiten in Wettbewerb zu treten. Anderer- 
seits sah der Plan die Kultivierung einer Schwarzen Unternehmerklasse vor, 
die an einem stabilen südafrikanischen Kapitalismus beteiligt werden würde. 
Die Wirtschaftsmacht des Landes stärkend, würde sie die weiße transnationale 
Fraktion des südafrikanischen Kapitals als Verbündete und Anführer_innen 
sehen (Robinson 1996: 331). 

Aufdiese Weise ausgehandelt, entsprach die südafrikanische Transition diesem 
vorgeschriebenen Elite-Übergangsszenario bis ins Detail. Allerdings muss daran 
erinnert werden, dass die Massenbewegungen nur aus den eigenen Reihen zum 
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Schweigen gebracht werden konnten. Von dem eigenen Anspruch ausgehend die 
einzig wahre Vertreterin des nationalen Befreiungskampfes zu sein, integrierte 
die moderate ANC-Elite alternative Diskurse des Befreiungskampfes effektiv 
in die eigene ANC-,Tradition“. Dadurch befand sich jede Bewegung, die diese 
Übernahme verweigerte oder nur in Frage stellte, „im Abseits“. Hinsichtlich der 
Wohnungspolitik ignorierten ANC-Strateg_innen einen zentralen Moment 
populärer Demokratisierung in den 1980er Jahren als sie argumentierten, dass 
Shacksiedlungen oft durch Vetternwirtschaft regiert würden und tendenziell 
undemokratisch seien. 

Doch anstatt sich zu organisieren, um die Demokratisierung zu unterstützen, 
entschied die ANC-Führung, dass sich die bürgerschaftlichen Gruppen in den 
Shacksiedlungen darauf zu konzentrieren hätten, Unterstützung aus den Ge- 
meinden für den neuen Staat bereitzustellen (McCarthy et al. in Huchzermeyer 
2004: 152). Die South African National Civic Organisation (SANCO) wurde 
schnell in klientelistische ANC-Strukturen integriert. Der Verrat an Südafri- 
kas Befreiung findet in jenem Moment statt, als „das Volk die unüberschbare 
Tatsache realisiert, dass Ausbeutung ein Schwarzes Angesicht annehmen kann“ 
und dass es tatsächlich „Schwarze gibt, die weißer als die Weißen“ sind (Fanon 
1968: 145, 144) (1961 [1981]: 123, 124). Fanon fügt hinzu: „In ihrem mühsamen 
Vorwärtsschreiten hin zur rationalen Erkenntnis (...) sehen sich die Menschen 
plötzlich mit dem unsäglichen Verrat ihrer Führer konfrontiert“ (1968: 145, 167) 
(1961 [1981]: 123, 145). 

Implizit in Fanons Perspektive ist die Praxis, Ohren und Geist für das Denken 
aus unerwarteten Räumen offenzuhalten, für neue Bewegungen von unten, für die 
Rationalität ihrer Praktiken und die Sprache der Ideen von Freiheit und Würde 
durch die Grassroots-Mobilisierungen der Marginalisierten, der Ausgegrenzten 
und „Verdammten“ dieser Welt; für die Stimmen der gesichtslosen Menschen, 
die so schnell als engstirnig und verzweifelt abgeurteilt werden. Nicht nur fehlt 
diese Offenheit oftmals im Diskurs der Linken und sogar noch mehr in ihrer 
Praxis, vielmehr erfordert die Verlagerung der Geographie des Verstandes weg 
von der „aufgeklärten“ Metropole hin zu der „dunklen Seite“ der sich revoltie- 
renden postkolonialen Welt kein unkritisches Zelebrieren der sozialen Kämpfe 
von entstehenden Armen-Bewegungen, sondern stattdessen eine Revolution des 
Zuhörens. Das Ziel muss sein, sich ein kritisches Ohr für neue Stimmen von 
unten zu bewahren. In den späten 1990er Jahren entsprangen sporadisch neue 
Revolten, und in den 2000er Jahren war eine neue Generation von Bewegungen 
herangewachsen. Einer solchen Bewegung des urbanen Südafrikas, der Shackbe- 
wohner_innen-Bewegung in Durban, AbM, wende ich mich nun zu. 
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„Der Slum beweist die physische Entschlossen- 
heit des Kolonisierten, die feindliche Festung 
um jeden Preis und wenn nötig mit den rätsel- 
haftesten Methoden zu erobern.“ 

(Fanon 1961: 111) 


Historisch betrachtet sind die südafrikanischen Shantytowns das Ergebnis wider- 
sprüchlicher Kräfte des Kapitalismus: der benötigten billigen Arbeitskräfte und 
der Angst der Kolonisierer vor Afrikaner_innen einerseits und der Wunsch der 
Menschen nach einem städtischen Leben andererseits. Kriege, Steuern und die 
Enteignung des Landes, die durch den South African Native Land Act von 1913 
formalisiert wurde, ließ in den ländlichen Gebieten eine lähmende Armut ent- 
stehen und trug dazu bei, eine Klasse von landlosen Arbeiter_innen zu schaffen, 
die sich ein städtisches Leben wünschte und Möglichkeiten fand, die staatlichen 
Regeln zu umgehen, um sich dieses zu erhalten. 

Die ersten Shacksiedlungen entstanden in Durban nach der „Zerstörung des 
Zulu-Königreiches“ (siehe COHRE 2008: 20-21) und dem damit verbundenen 
Verlust des Landes im späten 19. Jahrhundert. Als Durban im 20. Jahrhundert zu 
einer bedeutenden Hafenstadt wurde, wuchs die afrikanische Bevölkerung und mit 
ihr weiße Ansteckungsängste und die damit einhergehende Umsetzung städtischer 
Segregation. Stadtplanung, sowie Praktiken und Diskurse öffentlicher Gesundheit 
wurden zu Instrumenten, mit denen die afrikanische Bevölkerung kontrolliert 
wurde. In den frühen 1900er Jahren zeigte sich, dass die langfristige Lösung für 
die angebliche „medizinische Krise“, die von kolonialen Gesundheitsbeamt_innen 
formuliert wurde, die massenhafte Zwangsumsiedlung der Schwarzen Bevölkerung 
aus städtischen Gebieten war. Demnach wurde „im Namen der medizinischen 
Krise ein radikaler Plan der Rassentrennung unter den Notstandsbestimmungen 
des Public Health Act durchgesetzt“ (Comaroff 1993: 322). 

In der Tat wurden, was Fanon die „physische Entscheidung des Kolonisier- 
ten“ nennt, in städtische Gebiete zu ziehen, vom Kolonisierer damit begegnet, 
dass sie den Andrang von Afrikaner_innen mit den Rechtsbeschlüssen der „Zu- 
wanderungsregulierung“ („influx control“) und der „Passgesetze“ („pass laws“) 
aufzuhalten versuchten. In den 1930er Jahren manifestierten sich die weißen 
Gesundheitsängste in den „S/um Acts“, welche die systematische Zerstörung 
afrikanischer Häuser anordneten. Die Slums wuchsen dennoch weiterhin in der 
Peripherie der städtischen Gebiete, ein Prozess, der durch die große Nachfrage an 
Arbeitskräften während des Zweiten Weltkrieges weiter bestärkt wurde. 

Mit Kriegsende fanden die sozio-ökonomische und politische Bedrohungund 
die unterdrückte weiße Angst vor einer afrikanischen Übernahme der Städte 
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einen neuen Ausdruck. Dieser bildete die Basis für die Apartheid und läutete 
eine neue Periode von Zwangsumsiedlungen und Vertreibungen ein. Mit seiner 
detaillierten Planung wurde der Apartheidsstaat zu einem der größten Häuser- 
bauer der Welt und zwang Afrikaner_innen zur Umsiedlung aus den Städten in 
peripher liegende „Townships“ oder in weit entfernte „Homelands“. Im Kontext 
einer neuen Stufe des Widerstandes in den 1980er Jahren trug die Entscheidung 
von Millionen von Menschen, neue Shacksiedlungen zu bauen, in städtischen 
Gegenden zu bleiben oder dorthin zu ziehen, entscheidend zur Krise bei, welche 
die Apartheidregierung kollabieren ließ. Doch die tiefliegenden strukturellen 
Widersprüche des kapitalistisch-kolonialen Südafrikas, auf dessen Fundament 
die Postapartheid-Gesellschaft errichtet wurde, bedeuteten auch, dass die Raum- 
und Wohnungsfrage sowie das Problem des Lebensunterhalts die Annullierung 
der Apartheid-Gesetze überdauerten. 

Es ist daher nicht überraschend, dass der Widerstand gegen Attacken von 
Seiten des Staates und mächtiger Unternehmen gegen den Zugangzu den Dingen 
des täglichen Bedarfs - etwa die Unterbrechung des Zugangs zu Wasser und 
Elektrizität sowie die Vertreibung aus Häusern - ein physischer Widerstand in 
Fanons Sinne bleibt (Fanon 1968: 130). Zudem ist es nicht überraschend, dass 
die Landfrage und die Kämpfe der Armen, in den Städten bleiben zu dürfen, zu 
zentralen Streitpunkten Postapartheid-Südafrikas geworden sind. Es ist eben- 
falls kaum verwunderlich, dass im 21. Jahrhundert eine Bewegung von Shack- 
bewohner_innen entstand - insbesondere angesichts der Versuche Seitens der 
Regierung, diese Angelegenheiten zu ‘privatisieren‘. ‘Privatisierung’ meint hier, die 
„Menschenrechte“ auf Land und Wohnung, die in der Verfassung festgeschrie- 
ben sind, dem autoritären Ökonomismus der Kostenreduzierungzu übertragen, 
gestützt durch das Gewaltmonopol des Staates. Um esaufden Punkt zu bringen, 
in Südafrika haben arme Menschen üblicherweise keinen Zugangzu ihren Grund- 
rechten und sind regelmäßig rechtswidrigen und illegalen Praktiken von Seiten 
der lokalen Regierung ausgesetzt. Dazu gehören gewalttätige Zwangsräumungen, 
Zerstörung ihrer Häuser und die Unterdrückung von Armen-Organisationen. 

Die Entstehungvon AbM und der Anstieg fremdenfeindlicher Gewalt in den 
Shacksiedlungen in südafrikanischen Großstädten sind miteinander verbunden. 
Beides sind Reaktionen aufdie ansteigende Verelendungsowie auf räumliche und 
politische Exklusion. Die Pogrome können als Resultat einer Kanalisierung der 
Wut gegenüber „fremden“ Afrikaner_innen und der wachsenden Bedeutung 
von Indigenität in der südafrikanischen Politik interpretiert werden. Sie sind 
jedoch ebenfalls die Konsequenz einer Kriminalisierung und Unterdrückung 
der Aufstände der Shackbewohner_innen durch Polizei- und Regierungsautori- 
täten einerseits sowie der Entpolitisierung der Aufstände von Seiten der NGOs 
andererseits. Die Gewalt von 2008 ist, in anderen Worten, das Produkt der 
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Verelendung, aber sie ist ebenfalls eine Reaktion darauf, dass der Staat und die 
NGOs jede Artikulation von Alternativen zum Schweigen gebracht haben - ein 
Prozess, den Fanon als die Unterdrückung der Politik und der Gegendiskurse 
auffassen würde, die es den Armen ermöglicht, sich zu organisieren und eigene 
Ansprüche zu stellen. 

AbM entstand 2005 im Zuge einer Straßensperre, die von einer Siedlung auf 
der Kennedy Road in Durban organisiert wurde. Mit dieser Sperre wurde gegen 
den Ausverkauf des Landes protestiert, das der Gemeinderat den Shackbewoh- 
ner_innen versprochen hatte. Schnell schlossen sich andere Shacksiedlungen 
den Demonstrationen an und sagten sich vom Gemeinderat los. Im Vorfeld der 
Kommunalwahlen 2006 starteten sie die „No Land, No House, No Vote“-Kam- 
pagne. AbM nahm zwei Grundsatz-Positionen an, die sie als neue Bewegung 
auszeichneten. Jenseits des Wahlboykotts lehnte AbM es erstens grundsätzlich 
ab, sich irgendeiner politischen Partei anzuschließen. Stattdessen entschied sich 
die Bewegung für eine „anti-Partei-Politik“ (Zikode 2006b). Von der Erkenntnis 
ausgehend, dass die Shackbewohner_innen von dem politischen System betrogen 
worden waren (das sie lediglich als Wählerreservoir ausnutzte), war AbMs erste 
Aktion, den Stadtbezirksrat symbolisch zu begraben, da er, wie AbM bekannt 
gab, die Shackbewohner_innen nicht in angemessener Form repräsentierte. 
Zweitens lehnte AbM jede Form der Ethnisierung ab. Die Bewegung war für 
alle Bewohner_innen der Siedlungen offen, und eine Mitgliedschaft bedurfte 
keinerlei Nachweis zu Hintergrund, „ethnischer“ Zugehörigkeit, Sprache oder 
Staatsbürgerschaft seitens des Mitgliedes. Die Stärke der Organisation liegt, mit 
anderen Worten, darin, eine inklusive und klare Politik zu verfolgen, die auf Soli- 
darität beruht und alles ablehnt, was zu einer Spaltung der Shacksiedlung führen 
könnte. Ursprünglich versuchten ANC-Stadträte AbM als nicht repräsentativ 
darzustellen - AbM besteht aufdemokratischen jährlichen Wahlen als Bedingung 
der Mitgliedschaft - und die Stadt lehnte es zunächst ab, mit AbM in Kontakt zu 
treten. Ende 2007 begann sie jedoch, mit AbM zu verhandeln und 2009 konnte ein 
Memorandum (auch als Abahlali Settlement Plan bekannt) unterzeichnet werden. 

In dem Übereinkommen wurden die Aufwertung und Modernisierung der 
Kennedy Road-Siedlung und von zwei weiteren Siedlungen sowie die Bereit- 
stellung von Grunddienstleistungen in insgesamt 14 AbM-nahen Siedlungen 
erreicht. Obwohl es bislang nur ein Pilotprojekt ist, war das Memorandum ein 
Meilenstein in zweierlei Hinsicht. Einerseits bedeutete die „Aufwertung“ eine 
deutliche Abkehr von der Politik der Abschiebungvon Shacksiedlungen aus den 
Städten, und andererseits zeigte die Einbeziehung einer politisch unabhängigen 
Grassroots-Bewegung in oflizielle Diskussionen, dass die Armen ein Recht darauf 
haben, sich außerhalb der üblichen parteipolitischen Strukturen und Seilschaften 
zu organisieren (siche Pithouse 2009). 
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Kurz gesagt artikuliert AbM das Recht der Shackbewohner_innen, in der 
Stadt zu leben und sich in einem aktiven demokratischen Gemeinwesen zu or- 
ganisieren. In diesem Sinne drücken die AbM-Shackbewohner_innen eine von 
Grund auf neue Form inklusiver Politik aus - eine Politik, die lokal und kleinteilig 
erscheint, wie die Bereitstellung von Dienstleistungen in Shacksiedlungen, die 
aber zugleich radikal und national ist. 

AbM betreibt keine explizite „Staatskritik“ oder Kritik der politischen Öko- 
nomie. Die Bewegung richtet sich jedoch gegen die Politik des Staates und die 
räumliche politische Ökonomie eines Postkolonialismus, mit dem sich auch Fanon 
befasste. Deswegen könnte die aufeiner demokratischen und offenen Diskussion 
beruhende Forderung der Shackbewohner_innen nach Wohnraum in der Stadt 
zu einer radikalen Kursänderung in der städtischen politischen Ökonomie füh- 
ren und das entschlossene Eingreifen AbMs in der räumlichen Ökonomie auch 
das soziale Bewusstsein im Postapartheid-Südafrika grundsätzlich verändern. 
Entscheidend für einen solchen Wandel und mit Blick auf eine „Rekonzeptuali- 
sierung des Urbanen“ (Lefebvre 2003: 15) wäre eine Bewegungtechnokratischer 
Staatsplanung hin zu dem, was Marcelo Lopes de Souza (2006: 327) „grassroots 
urban planning“ nennt. Eine derartig radikale Bewusstseinsänderung, in der „die 
Letzten die Ersten sein werden“ (Fanon 1968: 37) (1961 [1981]: 30), würde eine 
Verlagerung der Geographie des Verstandes herbeiführen, weg von einer elitären 
Diskussion um Dienstleistungen - verhandelt von „denen, die im Namen ‘privater’ 
Interessen entscheiden und denen, die im Namen höherer Institution und Mächte 
entscheiden“ (Lefebvre 2003: 157) - hin zu einer Diskussion über die Bedürf- 
nisse der Menschen - verhandelt von genau denjenigen, die noch vor Kurzem 
als dreckig, ungebildet, arm, gewalttätig, kriminell und nicht ganz menschlich 
verdinglicht wurden. Diese Doppelbewegung, die Entkommerzialisierung der 
Stadt und die „neuen Rechte der Stadtbewohner_innen, eng verknüpft mit den 
Anforderungen des Alltags“, wäre ein Schritt wegvon dem aufden Norden fokus- 
sierten Elitendiskurs der Erschaffung von „Weltklasse“-Zitadellen in Südafrika. 

Es besteht kein Zweifel daran, dass AbM daran glaubte, dass das Memoran- 
dum mit der Stadt neue Möglichkeiten eröffnen würde, dass es ein strategischer 
Durchbruch von nationaler Bedeutung sein könnte: 

„Es verpflichtet die Stadt dazu, die Siedlungen in der Stadt zu entwickeln, anstatt Men- 

schen aufländliche Abfallplätze zu schmeißen. [Und] es ist ein bedeutender Durchbruch 

für das Land, denn sollte in der Folge darauf aufgebaut werden, es das erste Mal wäre, dass 


eine BNG (Breaking New Ground) Politik tatsächlich implementiert würde.“ (Kennedy 
Road Development Committee et al 2009). 


Das Memorandum war nicht nur ein strategisch wichtiges politisches Überein- 
kommen, sondern ebenfalls ein Einverständnis darüber, dass die Ärmsten der 
Armen ein Mitspracherecht in der städtischen Wohnungspolitik haben. 
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Während der Pogrome im Mai 2008 konnte sich die Gewalt nicht in Siedungen 
ausbreiten, die mit AbM verbunden waren. Wie Fanon verstand AbM (2008), 
dass sich die „Wut der Armen in viele Richtungen entladen kann“ und esbestand 
darauf, dass alle, die in den Shacksiedlungen leben, unbeachtet ihrer Herkunft 
oder Abstammung eine gleichberechtigte Stimme haben sollten. Die Organisa- 
tion reagierte sofort, als die Pogrome ausbrachen, indem sie eine ausführliche und 
bedächtige Diskussion mit allen gewählten Verantwortlichen der Siedlungen in 
Durban abhielt. Diesem Prozess entsprangdie Pressemitteilung „Fremdenfeindli- 
che Attacken in Johannesburg”, in dem die Bedeutung des Prinzips der Solidarität 
und Einheit der Unterdrückten betont wurden. Dies war keine bloße Rhetorik. 
Die Notwendigkeit der Beibehaltungeiner soliden und geschlossen auftretenden 
politischen Organisation unterstreichend und mit „illegalen“ Migrant_innen in 
zentralen Positionen innerhalb der Bewegung, äußerte sich die politische Führung 
der Shackbewohner_innen eloquent und direkt: 

„Wir haben seit Jahren davor gewarnt, dass sich die Wut der Armen in viele Richtungen 

entladen kann. Diese Warnung, genauso wie unsere Warnungen über die Ratten und 

die Feuer, das Fehlen von Toiletten, über die menschlichen Abladeplätze, die Relocation 

Camps genannt werden, die neuen Konzentrationslager, die Transit Camps genannt werden 


und über die korrupte, gewalttätige und rassistische Polizei, blieben allesamt ungehört.“ 


(AbM 2008). 


Die politische Selbstbildungunter Beweis stellend, die es in den Diskussionen der 
Shacksiedlungen erworben hat, besteht AbM darauf, dass es nicht in erster Linie 
darum gehe, die Armen über Fremdenfeindlichkeit aufzuklären. Stattdessen 
fordert es die Gesellschaft dazu auf, sich selbst über die Realität in den Siedlungen 
aufzuklären, „damit wir alle tätigwerden können“: 


„Immerzu ist die Lösung, die „Armen zu bilden”. Wenn wiran Choleraerkranken, müssen 
wir darüber aufgeklärt werden, unsere Hände zu waschen, wenn es in Wirklichkeit um 
den Zugang zu sauberem Wasser geht. Wenn wir uns verbrennen, müssen wir über Feuer 
aufgeklärt werden, wenn es eigentlich um den Zugang zu Elcktrizität geht. Das ist nur eine 
Art, die Armen für ihreeigenes Leid zu beschuldigen. Wir wollen Land und Wohnungen in 
der Stadt, wir wollen zur Universität gehen, wir wollen Wasser und Elektrizität - wirwollen 
nicht darüber aufgeklärt werden, wie man in Armut überlebt. Die Lösung ist nicht, die 
Armen über Fremdenfeindlichkeit aufzuklären. Die Lösung ist, den Armen das zu geben, 
was sie für ihr Überleben brauchen. Dann ist es einfacher, gastfreundlich und großzügig 
zu sein. Die Lösung ist, die Fremdenfeindlichkeit auf allen Ebenen unserer Gesellschaft 
zu bekämpfen. Es ist an der Zeit, sich ernsthaft zu fragen, wie es sein kann, dass Geld und 
reiche Leute ungehindert durch die Welt reisen können, während die Armen sich überall 
mit Stacheldrahtzäunen, korrupten und gewalttätigen Polizisten, langen Warteschlangen, 
Abschiebungen und Umsiedlungen konfrontiert schen ... Lasst uns uns alle selbst über 
diese Fragen aufklären und bilden, damit wir alle tätig werden können.“ (AbM 2008). 


Die Philosophie ist einfach. Sie lautet: „Keine Person ist illegal. Eine Person ist 
eine Person, wo auch immer sie sich befindet“. Die Existenz einer Person hängt, 
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in anderen Worten, nicht davon ab, wer deine Vorfahren waren oder wo du 
herkommst. Dieses Verständnis bezicht sich auf das „Ubuntu“-Konzept, das 
besagt, dass Teilen nicht nur auf dem Respekt vor Anderen beruht, sondern auf 
gegenseitiger Abhängigkeit. Es besagt: „Eine Person ist eine Person durch andere 
Personen“ und „Ich bin, weil wir sind“. Im Postapartheid-Südafrika ist Ubuntu 
jedoch zu einem mehrdeutigen Begriff geworden. In gleicher Weise, wie er als 
Quelle humanistischer Kritik eingesetzt werden kann, wird er ebenfalls zur Le- 
gitimierung der „Afrikanisierung‘, dem Black Economic Empowerment-Diskurs 
sowie der Aufrechterhaltung von Alters- und Genderhierarchien herangezogen. 
Der neue Ubuntu-Geist von AbM findet in der Idee des Respekts und der 
Würde jedes Menschen Ausdruck, ist jedoch ebenfalls tief in der gemeinsamen 
Erfahrung der Armen verankert, die in den Städten leben. Anstatt verdinglicht 
oder ausgenutzt zu werden, wird Ubuntu in der alltäglichen Lebenswelt der 
Shackbewohner_innen neu erfunden und kann daher nicht einer engstirnigen 
Definition über Sprache, Ethnizität oder Gender anheim fallen. In einer radikalen 
demokratischen Praxis begründet, hat AbM Ubuntu ebenso radikal umgedeutet, 
indem es ethnische, nationale oder Altersunterschiede als legitimierende Basis 
für Führungspositionen ablehnt. Tatsächlich spiegelt die Einbeziehung von jun- 
gen Leuten wie Mittezwanzigjährigen, von Inder_innen sowie von Pondos und 
Xhosas in der AbDM-Führung die Vision einer Ubuntu-Politik wider, die auf der 
Diversität kosmopolitaner Realitäten der städtischen Shacksiedlungen beruht. 


In permanenter Gefahr: Der Kennedy-Coup 


„Die Nation existiert nicht in dem von der 
revolutionären Führung ausgearbeiteten Pro- 
gramm... [sondern] muß in dem Geistund den 
Muskeln der Männer und Frauen gegenwärtig 


sein.“ (Fanon 1961: 173). 


„Unser Fehler, der Fehler, den wir Afrikaner 
begingen, war zu vergessen, dass sich der Feind 


niemals ehrlich zurückzieht“ (Fanon 19675) 


Im Jahr 2009 war AbM zur größten autonomen Grassrooots-Organisation 
der Armen in Südafrika avanciert mit Mitgliedern und Allianzen mit anderen 
Bewegungen im ganzen Land. Doch AbM hatte die Regierung, sowie lokale 
und regionale Eliten verärgert, indem es lokale Patronage-Beziehungen in Frage 
stellte, die Landesregierung über die Verfassungsmäßigkeit des Elimination of 
Slums Bill vor das Verfassungsgericht brachte und sich immer häufiger in der 
internationalen Presse äußerte. Gleichzeitig forderten das Wachstum und der 
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Erfolg AbMs gegen Zwangsräumungen einen hohen Preis. Neue Mitglieder der 
Bewegung waren „größtenteils passiv“ (Pithouse 2009: 265). Viele unter ihnen 
sahen die Organisation als eine Art Gewerkschaft. Shacksiedlungen begannen 
sich AbM anzuschließen, um Räumungen zu verhindern und nicht, um sich aktiv 
an der Kultur der basisdemokratischen Partizipation zu beteiligen. 

Fanon argumentiert in Die Verdammten (1968: 247), dass die unabhängig 
gewordene Nation in Afrika fragil ist und sich in permanenter Gefahr befindet. 
Das Gleiche könnte über jede demokratische Bewegungarmer Menschen in einer 
postkolonialen Nation gesagt werden. Während ich diesen Artikelüberarbeitete, 
wurde die Kennedy Road-Shacksiedlung, die mit AbM verbunden ist, von be- 
waffneten Gangstern angegriffen, die von der lokalen Polizei unterstützt sowie 
von ANC-Bossen gelenkt wurden (siehe Gibson/Patel 2009). 

Am 26. September 2009 attackierte eine Gruppe bewaffneter Männer - unter 
ihnen einige verärgerte Besitzer informeller Shebeen-Kneipen - ein Camp der 
AbM-Jugendliga in der Kennedy Road-Siedlung. Sie sangen Parolen des reakti- 
onärsten und vulgärsten Zulu-Chauvinismus und drohten damit, S’bu Zikode 
(der Zulu ist) und Mashumi Figlan (der Xhosa ist) umzubringen. Die Polizei 
ignorierte alle Hilferufe, schritt jedoch sofort ein, als sich unbewaffneter spon- 
taner Widerstand gegen die Attacke zu organisieren begann. In der Gegenwart 
von Polizei und lokalen ANC-Politiker_innen wurden die Häuser von mehr 
als 30 AbM-Anführer_innen sowie das Büro der Bewegung und die Bibliothek 
systematisch zerstört. Tausende mussten aus ihren Häusern fliehen. Einige Tage 
nach der Attacke wurden 21 AbM-Aktivist_innen festgenommen und 13 unter 
ihnen des Mordes angeklagt. 

Alsich an der finalen Version dieses Artikels saß, waren fünf von ihnen immer 
noch im Gefängnis, ohne dass seit acht Monaten eine Anhörung stattgefun- 
den hätte. Die Attacke wurde von einer kleinen Gruppe bewaffneter Männer 
durchgeführt, die unter starkem Alkoholeinfluss standen und von ethnischem 
Draufgängertum angestachelt waren. Die ethnischen Pöbeleien standen aller- 
dings in einem ziemlich anderen Kontext als etwa die Kämpfe zwischen dem 
ANEC und der Inkatha Freedom Party (IFP) oder zwischen Township- und 
Hostelbewohner_innen im Natal der späten 1980er und frühen 1990er Jahre. 
Diese Kämpfe fanden im Kontext von Revolution und Gegenrevolution statt. 
Letztere wurden oftmals von den Staatssicherheitskräften gesteuert und waren 
gegen die Befreiungsbewegung gerichtet. Die Attacken gegen AbM passten in 
die neue politische Situation, die im Zuge der ANC-Konferenz im Dezember 
2007 in Polokwane entstand. Damals wurde Thabo Mbeki von Jacob Zuma an 
der Spitze des ANC ersetzt. Während seiner Gerichtsauftritte wegen Anklagen 
von Korruption und Vergewaltigungbenutzte Zuma Zulu-„Kultur“ als Teil seiner 
Verteidigung. Während er die Beweggründe seiner Ankläger_innen als politisch 
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motiviert bezeichnete, instrumentalisierte er kulturellen Chauvinismus und ließ 
seine Anhänger_innen in Bussen zu den Gerichtsterminen anreisen, die ihn 
dort unterstützen und herablassende Slogans gegen seine Gegner_innen sangen. 

Die Vision eines ‘nicht-rassistischen’, 'nicht-sexistischen’ (und wie manche 
optimistisch bemerkten ‘klassenlosen’!) demokratischen Südafrikas, ist, wie 
Neocosmos (2009) argumentiert, im Verschwinden begriffen, außer in einem 
grob formalistischen Sinn. An ihre Stelle ist laut Neocosmos folgendes getreten: 


„Die Betonung des Nativismus... und das Verknüpfen eines nationalen Projektes an die 
Akkumulation einiger weniger Auserwählter anstatt einer Vorstellung, in der alle Bür- 
ger_innen zusammengebracht werden könnten, um sich für einen eher gemeinschaftlichen 
Plan nationalen Charakters einzusetzen, hat nicht nur zu wachsender Armut geführt, 
sondern einen verkümmernden gemeinschaftlichen Nationalismus hervorgebracht, der 
sich wiederholt gegen Nicht-Südafrikaner_innen gerichtet hat und der letztlich in massiver 
Form im Mai 2008 explodierte.“ (Neocosmos 2009). 


Wie ich bereits bemerkte, verhielt sich AbM während den Pogromen im Mai 
2008 proaktiv. Kommunitaristische Gewalt breitete sich nicht in Siedlungen aus, 
die mit AbM in Verbindung sstanden. Doch Zumas Wahl in Polokwane griff auf 
eine Unzufriedenheit zurück und gab der Praktik des Klientelismus als legitimem 
Weg, Politik auf lokaler Ebene zu betreiben, einen Schub - Stadträte, regionale 
und manchmal nationale Parlamentsmitglieder waren darin involviert. Sie wur- 
den „von lokalen Mafias gelenkt“ (Neocosmos 2009) und von einer zuschends 
militarisierten Polizei beschützt, die schnell jede politische Bedrohung krimi- 
nalisiert. „Ernsthafte Versuche, eine lokale Politik auf der Basis demokratischer 
Normen zu entwickeln”, fügt Neocosmos hinzu, „prallt fortlaufend gegen die 
repressiven Beziehungen, mit denen sie in Konflikt kommt“. 

Die steigenden politischen Spannungen und Erwartungen, die mit Zumas 
Wahl entstanden, waren auch in den Shacksiedlungen zu spüren. Im Glauben, 
dass „jetzt unsere Zeit gekommen ist“, machte Zumas Wahl jene zuversicht- 
lich, die auf reaktionäre kommunitaristische Ideologie setzten. In der Kenndey 
Road-Siedlung konnten reaktionäre Ideen einer „Zulufizierung“ sowie Gewalt- 
ausbrüche und Nativismus (oftmals durch große Alkoholmengen angeheizt) 
regelmäßig und oft bis spät in die Nacht gehört werden. Als Reaktion darauf 
beschlossen AbM-nahe Siedlungen und das von der Siedlunggewählte Kennedy 
Road-Sicherheitskommitte (zusammen mit der lokalen Polizei), dass Shebeens um 
22 Uhr schließen sollten, um die Situation zu beruhigen. Wütend über den Verlust 
an Einnahmen reagierten die Shebeen-Besitzer, indem sie das Sicherheitskom- 
mittee angriffen. Der Ruf nach ethnischer Säuberung wurde zur Hauptparole, 
um die Attacken anzuspornen. Aber hinter dem Angriff standen nicht nur die 
Shebeen-Besitzer. Lokale ANC-Bosse nutzten die Gelegenheit für eine politische 
Übernahme der Siedlung. Die Entscheidung, die Shebeens schließen zu lassen, gab 
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den lokalen ANC-Chefs eine Gelegenheit, die Shebeen-Besitzer für die Angriffe 
zu mobilisieren. Das Kennedy Road Entwicklungskommittee wurde von einem 
ANC-Kommittee ersetzt, das vom Stadtrat, dem lokalen ANC-Vorsitzenden und 
dem Landesminister für Sicherheit eingesetzt wird. Auf dem Papier regieren sie 
die Siedlung. In der Praxis wird dies jedoch den Shebeen-Besitzern überlassen. 
Während weiterhin all jene systematisch vertrieben werden, die mit AbM asso- 
ziiert waren, sind die Shebeens wieder rund um die Uhr geöffnet. 

Die Attacken im September 2009 gegen AbM spiegeln dagegen eine Verknüp- 
fung unterschiedlicher ideologischer Positionen wider. Erstens waren provinzi- 
elle ANC-Anführer darüber verärgert, dass die Bewegung den Elimination of 
Slums Act scheitern ließ, indem es die Landesregierung vor das Verfassungsge- 
richt brachte. Sie sahen AbM als direkte Bedrohung ihrer „Entwicklungsplä- 
ne“ und ihrer eigenen ökonomischen und politischen Interessen an. Zweitens 
stellten die „Brandmarkung“ korrupter ANC-Anführer und Geschäftsmänner 
durch AbM sowie die Entscheidung, nicht zu wählen, eine direkte Bedrohung 
der ANC-Machtbasis auf lokaler Ebene dar. Diese beruhte darauf, dass nicht 
gewählte oder bestenfalls autoritäre Führer einzelne Siedlungen massenwei- 
se als garantierte Wähler_innen „lieferten“. Drittens bedrohte der Erfolg der 
Verhandlungen zwischen AbM und der Stadt über die Erneuerung der Shacks 
in der Kennedy Road den Geldzufluss dieser Führer. Die lokale ANC-Branche 
sah AbM so, wie es sich selbst sah: als eine Patronage-Organisation, und damit 
als eine ernstzunehmende politische Bedrohung. Deswegen wurde AbM als 
oppositionelle politische Organisation und direkter Gegner betrachtet, der 
eliminiert werden musste. 

Angesichts des Ausmaßes an fremdenfeindlicher Gewaltbereitschaft, gegen das 
AbM anfangs zu kämpfen hatte, wäre es leichtsinnig zu glauben, dass die bloße 
Existenz von AbM konservativen Ideologien in den Slums ein Ende bereiten 
würde, diejenigen inbegriffen, die sich für einen „Traditionalismus“ als einer 
Kritik gegen die Korruption und die Vetternwirtschaft durch die lokale Regie- 
rung aussprachen. AbM ist, selbstverständlich, kritisch gegenüber Korruption 
und Vetternwirtschaft, und AbMs demokratische Praxis - alle in die Entschei- 
dungsprozesse und in die Wahl von Führungs- und Entscheidungspositionen zu 
integrieren - lehnt den Ausschluss aufgrund von Gender, Ethnizität oder legalem 
Statusab. Während es die Kulturen und Geschichten der Mitglieder respektiert, 
lehnt es „traditionelle“ Ideen des altersabhängigen Respekts und der Patriarchie 
ab und argumentiert, dass derartige Überzeugungen sowie chauvinistische und 
andere Positionen, welche die Gemeinschaft spalten könnte, am besten in offenen 
Treffen ausdiskutiert werden, wo jede_r frei sprechen kann. Diese Themen erreich- 
ten 2009 einen Höhepunkt in der Kennedy Road, als Räume für Diskussionen 
zuschends geschlossen wurden, während die Attacken bis 2010 fortdauerten. In 
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dieser Zeit wurde jede_r, die oder der mit AbM assoziiert war, dazu gezwungen, 
die Mitgliedschaft zu kündigen oder die Siedlung zu verlassen. 

Die Attacken blieben nicht auf die Kennedy Road beschränkt. Der ANC 
intensivierte seine Kampagne gegen AbM und mobilisierte Busse voller Un- 
terstützer_innen zu den Gerichtsverhören, um AbM und unterstützende Kir- 
chenvertreter einzuschüchtern und zu belästigen. AbM wurde vorgeworfen, eine 
gegenrevolutionäre Kraft zu sein, eine (anti-Zulu) Front für die Oppositionspartei 
Congress of the People (COPE) oder eine (anti-ANC) Front für die IFP. Gegen- 
demonstrationen außerhalb des Gerichts drängten den Richter dazu, denen, 
die in der Kenndey Road verhaftet wurden, Freilassung auf Kaution zu verwei- 
gern. Kurz, die Gewalt und die Androhung von Gewalt, Einschüchterungen 
und Kriminalisierung sowie die Fragmentierung ihrer erfahreneren Mitglieder 
hatten den Effekt, die Bewegung in den Untergrund zu drängen. Die Frage ist: 
Inwieweit werden diese externen Herausforderungen AbMs ‘lebende Politik’ 
beeinflussen? Da Abahlalismus aufkollektiven Diskussionen basiert und darauf, 
geduldig Problemlösungen auszuarbeiten, benötigt AbM nicht nur Offenheit und 
Raum, sondern ebenfalls aktive und engagierte Mitglieder. AbM hat hart dafür 
gekämpft, sich diesen Raum zu erarbeiten, doch dieser Raum kann niemals als 
selbstverständlich erachtet werden. Nach den Attacken existiert AbM weiterhin 
und fährt damit fort, Versammlungen abzuhalten. Doch ungeschützt, von der 
Polizei und den Staatssicherheitsdiensten belästigt und ständig von Gerüchten 
und Provokationen umgeben, wurde die Organisation ernsthaft zerrüttet. Wenn 
eine Organisation, die auf öffentliche Versammlungen und Gemeinschaftlich- 
keit für ihr Überleben angewiesen ist, zerschlagen und in eine halb-klandestine 
Situation gedrängt wird, entsteht eine Vielzahl neuer Probleme und unheilvoller 
Intrigen. Die Zeit zwischen 2009 und 2010 war ein Wendepunkt für AbM. 

Die Stärke von AbM sollte nicht überschätzt werden. Es ist eine Bewegung, 
die auf der Basis des täglichen Ausnahmezustandes der Shackbewohner_innen 
entstand. Aber in Reaktion auf neue Herausforderungen und Krisen, sei es das 
Verbot von Demonstration und Märschen, die Gefangennahme von Mitgliedern 
und Anführer_innen oder die fremdenfeindlichen Gewalt von 2008, ist AbDM 
als Organisation reifer geworden. AbMs Existenz hängt selbstverständlich vom 
eigenen Können ab, sich angesichts gewalttätiger Räumungen als demokratische 
und kritische Grassroots-Bewegungin den Shacksiedlungen zu organisieren, vor 
allem im Jahr der Weltmeisterschaft. 
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Anstelle eines Fazits 


„Bei unserem Kampf und bei jedem echten 
Kampf geht es darum, den Menschen in das 
Zentrum der Gesellschaft zu stellen, mit de- 
nen beginnend, denen es am schlechtesten 
geht“  (AbM 2008, Stellungnahme zu den 
Fremdenfeindlichen Attacken in Johannesburg) 


AbM hat eine Infrastruktur der Selbstorganisation entwickelt, die auf Dezent- 
ralisierung, Autonomie, Basisdemokratie und Verantwortungberuht. AbM mag 
nicht Fanons „Zukunftshimmel‘“ sein, oder das Scheinbild der Pariser Kommune, 
wie Kovel (2007: 251) betont. Aber mit ihrer demokratischen, dezentralisier- 
ten und inklusiven Form fördert es eine alternative Politik in der, wie Ranciere 
(in Hallward 2005: 771 zitiert), die Marxsche Kritik des Gotha Programms 
wiederholend, es ausdrückt, „Gleichheit nicht ein Ziel ist, das erreicht werden 
kann, sondern ein Ausgangspunkt, eine Annahme, die unter allen Umständen 
beibehalten werden muss“. 

Die Organisation ist dankbar für Akte gelebter Solidarität, lehnt jedoch Geld 
und politische Macht von Seiten der Regierungund der meisten NGO-Gruppie- 
rungen ab. Sie ist ein „lebender Organismus“ (1968: 170), wie ihn Fanon verstand. 
Wie ich bereits erwähnte, nennen ihre Anhänger_innen AbM ‘lebende Politik’, 
und damit stellt die Bewegungeine Herausforderung für engagierte Intellektuelle 
und Aktivist_innen dar, wie sie Fanon in Die Verdammten beschrieb, nämlich 
dass Intellektuelle sich in die „Schule der einfachen Leute“ zu begeben hätten. 
Nach der Erfahrungmit dem Elitismus einiger Linker, oftmals aus dem globalen 
Norden stammender Intellektueller, die aktiv abstreiten, dass arme Menschen ihre 
eigene Politik denken können, fordert AbM, dass Intellektuelle, die wirklich mit 
ihnen in Dialog treten und mit ihnen arbeiten wollen, zuerst in die Siedlungen 
kommen und hören, was sie zu sagen haben. Sie können dann Teil dessen sein, 
was Fanon als die Politik des „in der Geschichte Leben“ bezeichnete (1968: 147). 
Zikode (2008), der gewählte AbM-Vorsitzende, drückte die Problematik der 
Intellektuellen prägnant aus: 

„Wir dachten immer, die Arbeit der Intellektuellen sei es, nachzudenken und für die Ar- 

men zu kämpfen. Es ist uns nun klar, dass (einige) Intellektuelle ihre Arbeit darin schen, 

unsere Intelligenz festzustellen, was sie zu tun versuchen, indem sie unsere Intelligenz 


untergraben. Das ist ihre Politik und das Ergebnis ist klar. Wir werden als Leute dargestellt, 
die nicht kompetent genug sind, um für sich selbst zu sprechen.“ 


Wissen ist weder Privatbesitz noch Mittel für den Fortschritt eines Einzelnen. 
Es sollte geteilt und weiterentwickelt werden, als ein praktisches Unterfangen, 
das damit beginnt, die Geographie des Verstandes zu verlagern. 


Aus dem Englischen übersetzt von Moses März und Eric van Grasdorff 
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Editorial: Soziale Kämpfe in Afrika 


Seit zwei Jahren erfahren wir über soziale 
Kämpfe aufdem afrikanischen Kontinent 
so viel wie seit den Unabhängigkeitsbewe- 
gungen nicht mehr: Mit dem „Arabischen 
Frühling“ sind politische Massenproteste 
im Maghreb und Maschrek in Europa zum 
prominenten Thema in Politik, Medien 
und Sozialwissenschaft avanciert. Zugleich 
fanden auch südlich der Sahara weitrei- 
chende Proteste statt, die von internatio- 
nalen Debatten jedoch meist unbeachtet 
blieben. Streiks, Aufstände und andere Ak- 
tionen gab esin Benin, Botswana, Burkina 
Faso, der Cöte d’Ivoire, Gabun, Kamerun, 
Kenia, Madagaskar, Malawi, Mauretanien, 
Mosambik, Namibia, Nigeria, Senegal, 
Simbabwe, Südafrika, Swaziland, Uganda 
und West-Sahara. Als das „Afrikanische 
Erwachen“ bezeichnet Firoze Manji, Her- 
ausgeber eines jüngst erschienenen gleich- 
namigen Sammelbands und des Nachrich- 
tenportals Pambazuka News, die Proteste, 
die sich über den gesamten afrikanischen 
Kontinent erstrecken.' Einige stellen wir 
in diesem Heft exemplarisch vor. 

Die gegenwärtigen sozialen Kämpfe 
in Afrika sind vielfältig und beziehen 
sich auf zahlreiche Themenfelder: Wah- 
len und demokratische Rechte; Ar- 
beitskämpfe und Ressourcenverteilung; 


1 Firoze Manji (Hrsg.): African awakening: 
the emerging revolutions, Cape Town: 
Pambazuka, 2012. 


„Strukturanpassung“, die Kommodifi- 
zierung öffentlicher Güter und sozialer 
Grundversorgung; Stadtentwicklung, 
Zugang zu Land und vieles mehr. Typi- 
sche Bedingungen, welche die aktuellen 
gesellschaftlichen Auseinandersetzungen 
in vielen afrikanischen Staaten prägen, sind 
dabei die Spuren kolonialer Herrschaft, die 
in Politik, Wirtschaft und Verwaltung 
vielfach fortwirken, sowie der Einfluss 
von Internationalen (Finanz-)Institutio- 
nen. Gegenwärtig sind Sozialproteste vor 
allem in den Städten zu beobachten, was 
deutlich macht, dass auch der vergleichs- 
weise geringe Urbanisierungsgrad in vie- 
len afrikanischen Staaten bei gleichzeitig 
starkem Anwachsen einiger Städte sowie 
die ausgeprägte Armut und Ungleichheit 
innerhalb der städtischen Bevölkerungen 
eine nicht zu vernachlässigende Kontext- 
bedingung darstellt. In diesem Zusam- 
menhang fällt auf, dass bei einem relativ 
geringen Anteil industrieller Produktion 
an vielen afrikanischen Volkswirtschaf- 
ten in den meisten Staaten Gewerkschaf- 
ten dennoch einflussreiche Akteure sind 
— wobei die stärksten Gewerkschaften, 
wenig überraschend, oft aus dem öffent- 
lichen Sektor (insbesondere den Berei- 
chen Bildung und Gesundheit) kommen. 
Gleichzeitig ist ein großer Teil vor allem der 
armen städtischen Bevölkerung im infor- 
mellen Sektor tätigund damit teils gewerk- 
schaftlich (wenngleich nicht im Sinne von 
Groß- bzw. Industriegewerkschaften), teils 
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in anderen Zusammenschlüssen (etwa Ju- 
gendverbände, Kooperativen, Frauen- oder 
Stadtteilgruppen) organisiert. 

Die Proteste beispielsweise in Dakar 
(Senegal), wo ein breites Bündnis aus un- 
terschiedlichen Gruppen gegen die Kandi- 
datur von Abdoulaye Wade für eine dritte 
Amtszeit als Staatspräsident protestierte, 
wurden vor allem von der Jugendbewegung 
getragen (siche dazu den Beitragvon Louisa 
Prause). Wade ließ sich zwar an der Kandi- 
datur nicht hindern, verlor die Wahl aber 
schließlich gegen seinen Herausforderer 
Macky Sall. Gewerkschaften spielen in 
den meisten Auseinandersetzungen um 
die enorm gestiegenen Lebenshaltungs- 
kosten eine führende Rolle, die im Zuge 
der jüngsten Nahrungsmittelpreiskrise 
in zahlreichen afrikanischen Städten 
stattfinden, was Bettina Engels in ihrem 
Artikel untersucht. Auch in dem achttä- 
gigen Generalstreik gegen die Erhöhung 
des Benzinpreises in Nigeria Anfang 
2012 war die Gewerkschaftsbewegung 
eine treibende Kraft (vgl. den Beitrag von 
Baba Aye). Dabei bewegen sich die meisten 
afrikanischen Gewerkschaften in einem 
Spannungsfeld zwischen der Vertretung 
von Mitgliederinteressen und übergreifen- 
dem gesellschaftspolitischen Anspruch. 
Mit dem Verhältnis von Gewerkschaften 
und sozialen Bewegungen befasst sich Car- 
men Ludwig am Beispiel Kapstadts. Dort 
bemüht sich die South African Municipal 
Workers’ Union (SAMWU) um eine Zu- 
sammenarbeit mit lokalen Basisinitiativen 
im Bereich der Stadtentwicklungspolitik 
und der öffentlichen Versorgung. Ein nicht 
minder spannungsreiches Verhältnis steht 
im Mittelpunkt des Artikels von Nigel 
Gibson, der sich ebenfalls mit Südafrika 
in der Post-Apartheid-Ära befasst: die 
Bewegung der Shackbewohner_innen 
Abahlali baseMjondolo und ihr Verhältnis 
zum ANC. 
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Viele der Beiträge richten den Blick auf 
die Akteure aktueller gesellschaftlich-po- 
litischer Auseinandersetzungen in Afrika. 
Trotzdem geht es uns um soziale Kämpfe 
insgesamt und nicht (nur) um soziale Be- 
wegungen. Für unser Verständnis sozialer 
Kämpfe (in Afrika wie anderswo) ist die 
Rückkopplungkonkreter Auseinanderset- 
zungen an politisch-ökonomische Struktu- 
ren auf unterschiedlichen Ebenen (lokal, 
national, global) von besonderer Relevanz. 

Vier sich überlagernde historische 
Phasen sozialer Kämpfe in Afrika südlich 
der Sahara lassen sich seit Mitte des 20. 
Jahrhunderts identifizieren.” Der Dekolo- 
nialisierung ab den 1950er Jahren mit den 
antikolonialen Befreiungsbewegungen als 
historisch bedeutende soziale Bewegun- 
gen, folgte die Phase der „Befreiungsbe- 
wegungen an der Macht“. In den frühen 
1990er Jahren fand in vielen Staaten eine 
Transformation der politischen Systeme 
(insbesondere hin zu Mehrparteiensyste- 
men) statt und große Hoffnungen wurden 
in das demokratische Potenzial der Zivil- 
gesellschaften gesetzt. Dem schloss sich die 
Phase der Kooptierung eben jener Zivilge- 
sellschaften durch internationale Akteure 
und Geber wie die Weltbank an. In dieser 
Phase gerieten viele afrikanische Staaten als 
Folge der Schuldenkrise unter den Druck 
der internationalen Finanzinstitutionen. 
Allerdings reagierten diese auch auf die 
Kritik sozialer Bewegungen der 1980er 
und 1990er Jahre und legten sogenannten 
Armutsreduzierungsstrategien vor, die dazu 
führten, dass sich eine beträchtliche Zahl 
zivilgesellschaftlicher Akteure in professio- 


nelle Dienstleister im Entwicklungsbereich 


2 Brandes, Nikolai; Engels, Bettina (2011): 
Social Movements in Africa, in: Stich- 
proben - Wiener Zeitschrift für kritische 
Afrikastudien, 11. Jg., Nr. 20, 1-15. 
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stehen demgegenüber soziale Kämpfe und 
Bewegungen, die auf eine grundlegende 
Veränderung bestehender Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse abzielen. 
Zweifelsohne kennzeichnen vielfältige 
historische, ökonomische, soziale und po- 
litische Strukturen und Prozesse die gegen- 
wärtigen Gesellschaften in Afrika südlich 
der Sahara (ebenso wie jene in anderen 
Weltregionen auch), und eine pauschale 
Gegenüberstellung der Weltregionen mag 
analytisch mehr verschleiern alsaufdecken. 
Die skizzierten historischen Makrotrends 
erweisen sich jedoch für die meisten afri- 
kanischen Kontexte als einflussreich - und 
prägen damit die spezifischen Bedingun- 
gen, die soziale Kämpfe in Afrika von 
denen in anderen Weltregionen zugleich 
unterscheiden und mit ihnen verbinden. 
Denn die Geschichte Europas ist mit jener 
Afrikas und anderer ehemals kolonialisier- 
ten Weltregionen untrennbar verwoben. 
Dass dies für soziale Kämpfe ebenso gibt, 
zeigt sich unter den Bedingungen der ge- 
genwärtigen globalen Krisen einmal mehr. 
Vor diesem Hintergrund untersucht C/aus- 
Dieter König soziale Bewegungen in West- 
afrika mithilfe der Regulationstheorie. Er 
argumentiert, dass „das zwischenzeitlich 
gut funktionierende Zusammenwirken 
extravertierter kapitalistischer Akkumu- 
lation mit einer Regulation, die geprägt 
ist von der afrikanischen Spielweise des 
neoliberalen Staates und der Ausbreitung 
von Nichtregierungsorganisationen als 
Träger der Entwicklungszusammenarbeit, 
zunehmend in die Krise“ gerät. Weniger 
optimistisch fällt hingegen das Fazit von 
Michael Watts’ Analyse der Aktivitäten 
internationaler Öl-Unternehmen und 
des nigerianischen Staats aus, welche die 
sozial-ökologischen und politisch-ökono- 
mischen Räume in der Nigerdelta-Region 
seit Jahrzehnten maßgeblich prägen. Watts 
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stellt die damit verbundenen Kämpfe ver- 
schiedener Gruppen und Bewegungen 
um politische Autonomie, territoriale 
und Ressourcenkontrolle dar. Er kommt 
zu dem Schluss, dass „sich die gewalttätige 
ethnisierte Akkumulation innerhalb des 
Öl-Komplexes in einer Gewaltökonomie 
selbst reproduzieren“ kann. 

Die enge Verzahnung von geostrategi- 
schen und sicherheitspolitischen Interessen 
mit Fragen der Rohstoffausbeutung tritt 
auch in der jüngsten Krise im westafrikani- 
schen Mali deutlich zutage. Thomas Greven 
erläutert in seinem Beitrag die gesellschaft- 
lichen und politischen Hintergründe der 
dortigen Rebellion und zeigt dabei, dass 
diese nur durch die Kombination inner- 
gesellschaftlicher und innerstaatlicher mit 
internationalen Einflüssen zu verstehen ist. 

Außerhalb des Schwerpunkts gibt 
Dieter Boris einen Überblick über zent- 
rale Veränderungen in der Sozialstruktur 
Lateinamerikas und Thomas Matys unter- 
sucht die Konsequenzen der zunehmenden 
(und erfolgreichen Versuche von Konzer- 
nen, Rechte zu beanspruchen, die bislang 
nur Personen hatten. 

Dem Verein AfricAvenir danken wir, 
dass er uns die Übersetzung des Textes 
von Nigel Gibson zur Verfügung gestellt 
hat. Unser ganz besonderer Dank gilt 
unserer Gastredakteurin Bettina Engels. 
Sie hat nicht nur einen wichtigen Artikel 
beigesteuert, sie hatauch den Schwerpunkt 
betreut und maßgeblich gestaltet. Ohne ihr 
großes Engagement wäre dieses Heft nicht 
zustande gekommen. 

Schließlich ist eine traurige Nachricht 
zu vermelden. Am 26. September 2012 
verstarb Susanne Piening, Sie war Mitgrün- 
derin der PROKLA und unterstützte die 
Zeitschrift bis zu ihrem Tod als Mitglied 
im herausgebenden Verein, der „Vereini- 
gung zur Kritik der politischen Ökono- 


mie“, Wir werden sie vermissen. 


Dieter Boris 


Neue Tendenzen in den Sozialstrukturen 
Lateinamerikas 


Gegenüber scheinbar wichtigen Ereignissen, wie z.B. Präsidentschaftswahlen, 
hochkarätigbesetzten internationalen Konferenzen oder heftigen ökonomischen 
Rezessionsperioden werden in der Regel längerfristige und tiefer liegende gesell- 
schaftliche Tendenzen von journalistischer, aber auch von sozialwissenschaftlicher 
Seite selten thematisiert. Das liegt unter anderem daran, dass letztere meistens 
weniger spektakulär und visualisierbar zu sein scheinen, und manchmalauch nur 
mit deutlich größerem Aufwand zu analysieren sind. Es kann wohl nicht damit zu 
erklären sein, dass wirtschaftliche und gesellschaftliche Strukturveränderungen 
weniger bedeutsam wären, kann doch nur durch deren Analyse die Entwick- 
lungsrichtung von politisch-gesellschaftlichen Prozessen erfasst werden. Die 
durchaus relevante Frage, ob und wie sich die Sozialstrukturen Lateinamerikas 
in den letzten 10 bis 15 Jahren verändert haben, wird erst seit wenigen Jahren 
wieder häufiger behandelt (vgl. Boris 2008). Einige Aspekte dieser Veränderungen 
sollen im Folgenden schlaglichtartig vorgestellt werden. ' 


1. Rückgang von Armut, Ungleichheit und Marginalität 


Zu den auffälligsten (und leicht hoffnungsvoll stimmenden) Befunden zählen 
die deutliche Reduktion der Armutsquote, die leicht rückläufigen Ungleich- 
heitsrelationen sowie das selektive Aufhalten (bzw. Ansätze der Umkehr) der 
Tendenzen zur Informalisierungund Prekarisierung in der Arbeitswelt. Vor dem 
Hintergrund der Tatsache, dass Lateinamerika immer noch als der Kontinent gilt, 


1 Infolge der Konzentration auf vertikale und cher sozio-ökonomische Dimensionen der 
Sozialstruktur müssen aus Platzgründen andere wichtige Aspekte der Sozialstrukturent- 
wicklung, wie z.B. die Verortung unterschiedlicher ethnischer Segmente, die Geschlech- 
terbezichungen, sozial differierende kulturelle Artikulationen und Aspekte räumlicher 
Verteilung vernachlässigt werden. Siche hierzu und zu weiteren relevanten Dimensionen 
einer innovativen Erforschung sozialer Ungleichheit in Lateinamerika den jüngst erschie- 
nenen Sammelband von Wehr/Burchardt 2011. 
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wo soziale Ungleichheit traditionell am stärksten ausgeprägt ist, sind derartige 
Tendenzen, die in ähnlicher Weise auch in andern Regionen der Peripherie im 
letzten Jahrzehnt konstatiert wurden, besonders relevant. 

Der allgemeine Hintergrund dieser Wende muss darin geschen werden, dass 
- nach einer mehrjährigen Rezessionsperiode um die Jahrtausendwende - von 
2002/03 an bis 2008 in fast ganz Lateinamerika sich ein anhaltender, kräftiger 
Wirtschaftsaufschwung (5-6% jährliches BIP-Wachstum) einstellte. Nach ei- 
nem kurzen Rückschlag während der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008/09 wurden in den meisten Ökonomien Lateinamerikas schon ab 2010 
wieder ähnlich hohe Wachstumsraten wie zuvor registriert. 

Die stärkste und längste Boomphase seit etwa 30 Jahren beruhte vor allem 
aufeiner dynamischen Nachfrage nach Rohstoffen und Agrargütern und einem 
entsprechenden Preisanstieg dieser die Exportstrukturen der meisten Länder 
noch prägenden Produkte. Zum zweiten auf einer ebenso günstigen externen 
Finanzierung (über Kredite, Staatsanleihen und Direktinvestitionen); die Zinsen 
sanken kontinuierlich bis zur Krise, ebenso die Risikoaufschläge für Staatsanlei- 
hen. Die hohen Devisenerlöse und die dadurch ermöglichten Schuldentilgungen 
führten zu einem deutlich niedrigeren durchschnittlichen Schuldenstand als 
noch zu Beginn der Dekade. 

Neben diesen externen Determinanten waren es auch interne Faktoren, vor 
allem die jeweiligen wirtschaftspolitischen Orientierungen der Regierungen, die 
maßgeblich für diese positive Entwicklungverantwortlich waren. Das Anstreben 
eines niedrigen, tendenziell unterbewerteten Wechselkurses der eigenen Währung, 
welcher einerseits exportstimulierend, andererseits protektionistisch für die nati- 
onale Produktion wirkt, die relative Fixierung der Preise für „öffentliche Güter“, 
die Einführung neuer Sozialtransfers, die vor allem aus der erhöhten Besteuerung 
von Exporterlösen finanziert werden, gehört ebenso zu dieser „heterodoxen“ 
Wirtschafts- und Sozialpolitik wie die niedrigen Zinsen, vor allem für Konsumen- 
tenkredite und für Investitionskredite kleiner und mittlerer Unternehmen. Die 
schon erwähnte Reduktion der Auslandschulden und damit die Erlangung eines 
größeren Spielraums für autonome Entscheidungen sowie eine relativ „konser- 
vative“ Fiskalpolitik führten dazu, dass die Abhängigkeit vieler Regierungen von 
äußeren Pressionen und externen Faktoren verringert werden konnte. 

Angesichts dieser Umstände kann es nicht überraschen, dass Lateinamerika 
von der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008. weit weniger betroffen war als die 
USA und Europa, d.h. der Wirtschaftseinbruch war geringer und der Aufschwung 
erfolgte schneller und wesentlich deutlicher. Im Unterschied zur EU und den 
USA mit durchschnittlichen Wachstumsraten um 1% in den Jahren 2010/2011 
wurden in Lateinamerika wieder Zuwächse von 4-5% registriert. Dies hatte a) 
mit der geringeren Neigung bzw. Möglichkeit zu spekulativen Derivategeschäf- 
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ten, b) mit der besseren Bankenkontrolle (die großen Bank- und Finanzkrisen 
hatten schon vorher, in den 90er Jahren, stattgefunden!), c) einer vorsichtigen 
Fiskalpolitik (mit mehr oder minder deutlichen Haushaltsüberschüssen) und 
d) mit Leistungsbilanzüberschüssen (mit zum Teil beträchtlichen Devisenpols- 
tern und mit Entschuldungsmöglichkeiten) zu tun. Aus all diesen Gründen 
konnten antizyklische staatliche Konjunkturprogramme sofort ins Werk gesetzt 
werden und ihre Wirkungen entfalten. Auch eine leichte Umverteilungseffekte 
erzielende Sozialpolitik - vor allem in den „mitte-links“ regierten Ländern - 
trug zur Stimulierung des Binnenmarktes und zur Glättung der Konjunktur 
bei. Die rasch wieder anziehenden Rohstoffpreise seit Ende 2009 sowie die fast 
ungebrochenen Nachfrage asiatischer Schwellenländer, aber auch die weitere 
Expansion der jeweiligen Binnenmärkte sind Träger und Stützen des raschen 
Wiederaufschwungs gewesen. 

Mit dem lang anhaltenden Boom stiegen die durchschnittlichen Reallöhne, 
und die Minimallöhne wurden in den meisten Ländern deutlich angehoben. Die 
offene und verdeckte Arbeitslosigkeit war infolgedessen rückläufig. Auch der seit 
einigen Jahren geringere Bevölkerungszuwachs und die damit einhergehende 
abnehmende „demographische Abhängigkeit“, d.h. die günstigere Relation von 
arbeitsfähiger und nicht arbeitsfähiger Bevölkerung waren weitere Faktoren der 
Steigerung der verfügbaren Pro-Kopf-Einkommen bzw. der Haushaltseinkom- 
men. Die Erhöhungdes Beschäftigungsvolumens, eine aktivere Politik staatlicher 
Sozialtransfers sowie der deutliche Anstieg von „Gastarbeiterüberweisungen“ 
(„remesas“) waren weitere Determinanten der Zunahme der Pro-Kopf-Einkom- 
men und damit der Verringerung der Armut. 

Diese vielfältigen Faktoren haben in unterschiedlicher Weise insbesondere 
während der letzten zehn Jahre zu einer deutlichen Senkung der Armutsquote 
von 44% (2000) aufca. 30% (2011) beigetragen. 1990 hatte die Armutsquote noch 
bei 48% gelegen. Gleichwohl befinden sich immer noch ca. 177 Mio. Menschen 
in „ einfacher“ und etwa 70 Mio. in extremer Armut. In ländermäßiger Diffe- 
renzierung lässt sich soviel feststellen: Obwohl keine strikte und durchgängige 
Korrelation zwischen wirtschaftspolitischer Orientierungund dem Ausmaß der 
Armutsreduktion sich statistisch nachweisen lässt, sind einige Zusammenhänge 
durchaus auffällig. Argentinien und Venezuela haben von allen Ländern Latein- 
amerikas die höchste Armutsreduktion zu verzeichnen: zwischen 2002 und 2009 
um mehr als 20%. Neoliberal regierte Staaten wie z.B. Mexiko, Costa Rica weisen 
die geringste Armutsreduktion auf. Allerdings wird diese einfache Gleichung 
durch einzelne abweichende Fälle in den unterschiedlichen politischen Lagern 
etwas relativiert (vgl. CEPAL 2011: 13). 

Noch in den 0er Jahren hatte sich die - ohnehin extreme - Ungleichheitsrela- 
tion der Einkommen in Lateinamerika verstärkt. Seit dem Jahr 2000 zeigte sich in 
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vielen Ländern des Subkontinents eine leichte Abnahme des Gini-Koeflizienten, 
der das Ausmaß der Ungleichheit misst. Die stärkste Verringerung der Ungleich- 
heitsrelation zwischen 2002 und 2008 wurde in Venezuela, Nikaragua, EI Sal- 
vador, Bolivien, Argentinien, Ekuador, Chile und Brasilien gemessen. Letzteres 
Land ist bekannt dafür, dass es eine der weltweit ungleichsten Einkommensver- 
teilungen aufweist. Der Gini-Koeflizient hatte sich in den 90er Jahren bei 0,59 
stabilisiert. Unter Präsident Lula sank er von 0,586 (2002) auf 0,530 (2010) 
(Krein/dos Santos 2012: 99), was fast einer kleinen „Revolution“ gleichkommt 
(entsprechende Daten für weitere Länder finden sich Löpez-Calva/Lustig 2010). 

Eine weitgehende Stagnation oder sogar eine leichte Vergrößerungder krassen 
Ungleichheit gab es in Kolumbien, Costa Rica, Guatemala, Honduras, Mexiko 
und der Dominikanischen Republik. Da letztere der neoliberal-konservativ re- 
gierten Ländergruppe zuzurechnen sind, die erstgenannte Gruppe (außer Chile) 
Länder der sog. Mitte-Links Regierungen umfasst, kann davon ausgegangen 
werden, dass die jeweilige Regierungspolitik im wirtschaftlichen und sozialen 
Bereich der wichtigste Einflussfaktor bei der Verringerung der Ungleichheit 
und des leichten Rückgangs des informellen Sektors ist. In Brasilien, der mit 
Abstand größten Volkswirtschaft Lateinamerikas, kam es sogar zu einer deutli- 
chen Zunahme und Anteilsvergrößerung der „formellen Arbeit“. Diese wuchs 
zwischen 2004 und 2009 im privaten und öffentlichen Sektor um 25,3% bzw. 
19,3%, während sich die in unterschiedlichen Bereichen „informell“ Arbeitenden 
absolut und relativ verringerten (Krein/dos Santos 2012: 92, 94). 

Dabei spielen weniger direkte Umverteilungsmaßnahmen als vielmehr indi- 
rekte Auswirkungen der Politik eine wichtige Rolle: die Gestaltung des Arbeits- 
markts, die Verbesserung der Handlungsbedingungen der Gewerkschaften, die 
Minimallohnanhebungen sowie die Verringerung der großen Unterschiede in 
den Arbeitseinkommen sind neben der quantitativen und qualitativen Ausdeh- 
nung der Sozialpolitik (vor allem die konditionierten Transfers für arme und 
kinderreiche Familien wie sie z.B. in Brasilien, Argentinien, Bolivien, aber auch 
in Mexiko seit einigen Jahren praktiziert werden) die wichtigsten Determinanten 
für die Verringerungder Ungleichheit, die allerdings trotz dieser Verbesserungen 
immer noch die größte im Vergleich zu anderen Regionen der Peripherie geblieben 
ist (Leubolt/Tittor 2008). 

Mit dieser Skizze einiger positiver Veränderungen in den Sozialstrukturen 
vieler lateinamerikanischer Länder soll nicht der Eindruck erweckt werden, als 
ob diese sich ohne weiteres fortsetzen könnten. Im Gegenteil, kann mit guten 
Gründen aufdie mehrfach labile Basis dieser Entwicklung hingewiesen werden. 
Grundlegende Strukturveränderungen im ökonomischen und gesellschaftlichen 
Bereich sind bislang selbst in den diskursiv am radikalsten auftretenden Regimes 
(Venezuela, Bolivien Ekuador) noch nicht in dem Maße vollzogen worden, dass 
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eindeutig von einer Entwicklung zu nicht-kapitalistischen oder sozialistischen 
Gesellschaftsverhältnissen gesprochen werden kann (Stefanoni 2012). Die Frage 
ist berechtigt, ob innerhalb der nicht weiter modifizierten und institutionalisier- 
ten Kräfteverhältnisse in diesen und anderen progressiv regierten Ländern sich 
weitere Erfolge in Richtung auf Verringerung der Armut und der sozialen Un- 
gleichheitsverhältnisse überhaupt realisieren lassen können (Midaglia 2012; Peters 
2012; weniger skeptisch: Hoffmann 2012). 


2. Wachstum und/oder Rückkehr der Mittelschichten? 


Ohne hier aufdie ausgedehnte theoretische und die Empirie betreffende Debatte 
über Mittelschichten im Allgemeinen und in Lateinamerika im Besonderen 
eingehen zu können (vgl. hierzu Kessler 2008 und 2010; Werz 1999), kann auch 
in den Gesellschaften Lateinamerikas von Sozialstruktursegmenten ausgegangen 
werden, welche man als „Mittelschichten“ bezeichnen kann. Dazu gehört in 
der Regel ein gehobener Qualifikationsgrad, eine bestimmte Berufsposition 
bzw. Stellung im Beschäftigungssystem sowie ein Einkommensniveau, welches 
sich sowohl von den Unterschichten wie von den entsprechenden Merkmalen 
der Oberschichten abhebt. Diese drei Kriterien werden in der Regel ergänzt 
durch weitere Faktoren, die die Mittelschichtsposition konstituieren: So u.a. 
eine bestimmte Wohnsituation, eine Art von sozialer Sicherung und ein be- 
stimmter Lebensstil sowie eine Politikorientierung, wobei hier - je nach interner 
Differenzierung dieser schr heterogenen Kategorie „Mittelschichten“ - unter- 
schiedliche soziale Milieus eine besonders relevante Rolle für die Zuordnungzu 
einem bestimmten Habitus- bzw. Verhaltenstypus spielen dürften. Auch sollte 
nicht unvermerkt bleiben, dass die Ausprägung und Rolle der Mittelschichten 
in Lateinamerika sowohl in einzelnen Ländern wie auch im zeitlichen Verlauf 
recht unterschiedlich ist. So z.B. differiert der Umfang sowie die historische 
und aktuelle Bedeutung von Mittelschichten in Ländern wie Argentinien und 
Uruguay einerseits und Ländern wie Bolivien, Ekuador oder Honduras ande- 
rerseits erheblich. 

Auch ihre jeweiligen Rollen im politischen Prozess sind sehr unterschiedlich. 
Während z.B. Teile der städtischen Mittelschichten die sozialen Proteste gegen 
die zentralamerikanischen Militärdiktaturen in den 40er Jahren anführten (so 
in Guatemala und in El Salvador), waren in Argentinien erhebliche Teile der 
Mittelschichten anti-peronistisch orientiert und sympathisierten mit den Mili- 
tärdiktaturen (1966ff.), was ebenso in Brasilien der Fall war, wo im Vorfeld des 
Militärputsches von 1964 nicht unbeträchtliche Teile der Mittelschichten diese 
Entwicklung herbeischnten. 
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In einigen neueren Publikationen, die sich auf die Entwicklung der Sozial- 
strukturen in Lateinamerika während der letzten 10 bis 15 Jahre beziehen, wird 
eine Tendenz des Aufstiegs (neuer) Mittelschichten in einigen Ländern analysiert. 
Teile der mit Grundqualifikationen ausgestatteten jüngeren Generation (zwi- 
schen 30 und 40 Jahren), konnten die Chancen auf mehr formelle Arbeitsplätze, 
ein höheres Einkommen und eine entsprechende Alters- und Sozialversicherung 
derart nutzen, dass zumindest einkommens- und kaufkraftmäßig ein Aufstieg 
in die mittleren Kategorien möglich war. 

So wird im Fall Brasiliens geschätzt, dass während der letzten zehn Jahre etwa 
25 Mio. BrasilianerInnen sich dem Kauf und Marktverhalten von Mittelschichts- 
angehörigen angenähert haben (Le Monde v. 25. Mai 2010 und Economist, Spe- 
cial Survey v. 14.2.2009). Für andere Autoren scheint nun bereits die Mehrheit 
der Brasilianer den Mittelschichten anzugehören bzw. sich diesen zu nähern, 
wobei allerdings ein einseitiger und auch für Schwellenländer problematischer 
Mittelschichtsbegriff (z.B. ab 400 Euro Monatsverdienst pro Haushalt) zugrunde 
gelegt wird (Busch 2010: 23-28).” Ob es sich wirklich um Neubildungsprozesse 
oder um eine Art Re-Etablierungvon Mittelschichten handelt, bedarfder Analyse 
der historischen Ausgangspunkte. 

Was in Brasilien und anderswo als Ausweitung und Vergrößerung von Mit- 
telschichtssegmenten gelten kann, wäre beispielsweise für Argentinien - bei 
ähnlichen makro-ökonomischen Tendenzen der letzten Jahre — eher als Wie- 
derherstellung der zuvor verlorenen oder stark degradierten sozialen Positio- 
nen zu qualifizieren. Das heißt, dass im letzten Jahrzehnt in Argentinien „die 
aufsteigende Mobilität höher war als die absteigende, wenn auch mit geringe- 
ren Möglichkeiten zu einem großen Statuszuwachs“ (Kessler 2010:42). Durch 
bestimmte, generell wirksame Mechanismen wird diese Aufstiegsmobilität aber 
teilweise relativiert. Durch die allgemeine Tendenz zur Höherqualifikation von 
Arbeitsplätzen im Zuge der technischen Entwicklung („strukturelle Mobilität“) 
kann es zu einem Aufstiegdem sozialen Status nach kommen, gleichzeitigkann 
dieser aber mit einem wesentlich niedrigeren Einkommen verbunden sein als 
früher mit einem derartigen Sozialstatus erzielt wurde. Das ist z.B. der Fall, 
wenn die Tochter eines Arbeiterehepaars Lehrerin wird, aber deutlich weniger 
verdient.als früher ihr Vater oder ihre Mutter. Durch solche „unechte Mobilität“ 
werden die Mittelschichtsaspirationen dieser Gruppen realiter konterkariert und 
relativiert (Kessler 2010:42ff.) 


2 Neuesten Studien zufolge sollen in Brasilien von 2003 bis 2011 ca. 30 Mio. Menschen in 
die Einkommensklasse „C“ (700 bis 3000 Euro monatliches Einkommen) aufgestiegen 
sein (vgl. El Pais v. 29.3.2012). 
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Auch in Chile scheinen die Mittelschichten in den letzten 15 Jahren leicht 
gewachsen zu sein, wobei davon 2/3 im formellen und 1/3 im informellen Sektor 
anzusiedeln sind. Gerade angesichts einer gegenüber früheren Jahrzehnten „we- 
sentlich geringer“ gewordenen „strukturellen Mobilität“ ist dies bemerkenswert. 
Allerdings ist der Aufstieg „neuer Angehöriger der unteren Mittelschicht“, die 
dem Armutssektor entronnen sind, prekär. Nicht nur wegen eines gleichfalls zu 
beobachtenden Gegentrends der abwärts gerichteten Mobilität, sondern auch 
wegen des Umstands, dass längere Krankheit, Arbeitslosigkeit oder das Erreichen 
des Rentenalters sie sehr schnell unter die Armutsschwelle befördern können 
(Barozet/Fierro 2011: 36f.). Aus einer neuen OECD-Studie zum Thema Mit- 
telschichten in Lateinamerika wird zitiert: „Am überraschendsten ist vielleicht, 
dass die chilenische Mittelschicht von allen untersuchten Ländern am wenigsten 
krisenresistent ist: Die untere Mittelschicht Chiles steht der Schwelle zu den un- 
terprivilegierten Schichten am nächsten... und läuft damit Gefahr, in den Status 
der Unterprivilegiertheit zurückzufallen.“ Zudem seien die auf Förderungdieser 
Sektoren abzielenden Maßnahmen der öffentlichen Hand schr begrenzt (ebd. 36). 

Die Größe, das Wachstum, die innere Struktur sowie das (in der Regel) noch 
unterschiedlicher gewordene Profil der Mittelschichten im Gefolge des langen 
Aufschwungs der ersten 10 Jahre werden aktuell stark diskutiert (Paramio 2010, 
Hopenhayn 2010, Franco u.a.2011, Bärcena u.a. 2010 etc.). In fastallen Ländern 
Lateinamerikas haben die Mittelschichten - auch bei unterschiedlichen Abgren- 
zungskriterien - an Umfangund Gewicht gewonnen. Am deutlichsten in Bezug 
auf Einkommens- und Konsumkriterien, weniger in Bezug auf Kriterien wie 
Stellung im Beruf/Beschäftigungssystem und hinsichtlich des Bildungsstands. 
Bezüglich des letzteren hat in den vergangenen drei Jahrzehnten eine ähnliche 
Entwicklung wie z.B. in Europa stattgefunden. Die Ausbildungsdauer hat sich 
ebenso wie der Ausbildungsstand klar erhöht, gleichzeitig ging aber damit eine 
gewisse Entwertungder mittleren und teilweise der höheren Bildungsabschlüsse 
einher. Um soziale Positionen zu besetzen, für die noch vor einer oder zwei Ge- 
nerationen eine Grundschulausbildung reichte, ist heute der Abschluss einer Se- 
kundarausbildung vonnöten. Daher ist es plausibel, dass zwischen 1990 und 2006 
der Abschluss der Sekundarschule - im gewogenen Mittel des Subkontinents 
- von 25% auf 51% des jeweiligen Jahrgangs zunahm (Hopenhayn 2010: 50). 
Die Differenzierung innerhalb der Mittelschichten, die mit ihrer quantitativen 
Ausweitungzugenommen hat, bezicht sich auf die von ihnen bevorzugten öffent- 
lichen oder privaten Ausbildungsstätten, auf die Bezichungzwischen Einkommen 
und Stellungim Beschäftigungssystem, dessen relativ enger Zusammenhangsich 
offenbar in den letzten Jahren deutlich gelockert hat. D.h., dass nicht wenige 
qualifizierte Handarbeiter bezüglich der Einkommenshöhe die nicht-manuellen 
Arbeiter, z.B. Angestellte im Dienstleistungs- und Handelsbereich mehr oder 
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minder deutlich übertreffen können. Dies gilt umso mehr, wenn - wiezunehmend 
üblich in der Forschung - nicht Einzelpersonen, sondern Haushalte zugrunde 
gelegt werden. Hier spielt dann besonders die kontinuierlich gestiegene weibliche 
Erwerbsquote sowie die geringere Anzahl der von den Einkommensbeziehern 
„abhängigen“ Personen eine bedeutende Rolle. So mag es sein, dass bezüglich 
mancher Mittelschichtskriterien, wie z.B. Wohnsituation und Wohnlage oder 
der sozialen Sicherungeine Heterogenisierung der Mittelschichtskonstellationen 
eingetreten ist, in Bezug auf die Höhe des verfügbaren Haushaltseinkommens 
und der realisierten Konsummuster aber eine relative Gleichförmigkeit zwischen 
unterschiedlichen Mittelschichtsegmenten zu beobachten ist (Hopenhayn 2010: 
52ff.). Alles in allem wachsen die Mittelschichten mehr „von unten“ her als dass 
„von oben“ viele abstiegen; zugleich mit diesem Wachstum zeigt sich die markant 
gestiegene Unterschiedlichkeit der einzelnen Segmente dieser sozialen Kategorie. 
Dies schlägt sich in fast allen Dimensionen und typischen Eigenschaften der 
Mittelschichten nieder. Neben „Gewinnern“ und „Verlierern“ der neoliberalen 
Periode gibt es mittlerweile auch Segmente, die sich in der post-neoliberalen 
Phase (seit ca. 2000) neu gebildet oder re-stabilisiert haben. Es gibt solche, die 
die öffentlichen Erziehungsmedien in Anspruch nehmen (müssen) und solche, 
die die angeblich überlegenen privaten Institutionen für ihre Kinder bevorzugen 
(können), und es gibt Segmente neuer, gerade aufgestiegener „unterer“ Mittel- 
schichten, die aufgrund höherer verfügbarer Einkommen nun gewissermaßen 
eine „Inklusion durch Konsum“ anstreben und solche, die auch im Konsum 
und dem Lebensstil den Willen zur Distinktion demonstrieren. Entsprechend 
unterschiedlich ist die Sicherheit bzw. Stabilität der sozialen Position, die gerade 
bei den neu aufgestiegenen von einer hohen Verletzlichkeit oder tendenzieller 
Prekarität gekennzeichnet sind (Hopenhayn 2010: 55f.). 

Die gewachsene Heterogenität der Mittelschichten und ihre bemerkenswerte 
Fluidität könnten dazu beigetragen haben, dass ihre politische Artikulation 
nicht immer den bisher bekannten Mustern gefolgt ist. Die bereits angedeutete 
Ambivalenz in ihrem jeweiligen historischen Auftritt in der Politik haben Laura 
Tedesco und Jonathan Barton treffend zusammengefasst: „Die Mittelschichten 
spielten eine ambivalente Rolle: Sie rangen um gesellschaftliche Anerkennung, 
als ihr sozialer Stellenwert im Laufe der Zeit stieg, doch ihre Haltunggegenüber 
den niederen Schichten hing davon ab, ob ein Bündnis mit der Arbeiterschaft 
notwendigund möglich war. Die Angehörigen der Mittelschicht traten am meis- 
ten für eine stärkere Demokratisierung ein, wenn sie auf eine undurchlässige 
Oberschicht trafen und die Möglichkeit eines Zusammengehens mit einer starken 
Arbeiterschaft hatten. Wenn sie sich jedoch in einem demokratischen System 
selbst dem Druck größerer Volksmassen ausgesetzt sahen, liebäugelten sie mit 
der Einführung eines autoritären Regimes.“ (Zit. bei Barozet/Fierro 2011: 38f.) 
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So gab es auch in der letzten Zeit - vor dem Hintergrund der skizzierten 
Veränderungen - politische Verortungen der Mittelschichten, die je nach Land 
und Zeitpunkt variierende Richtungen aufwiesen bzw. sich sogar im Verlauf des 
politischen Prozesses umkehrten. So haben z.B. nicht unerhebliche Teile der 
Mittelschichten Venezuelas Chävez in seiner Anfangsphase unterstützt, gingen 
aber mehrheitlich nach dem Putschversuch 2002 und den großen Boykottak- 
tionen von 2002/03 zu einer verbissenen Oppositionshaltung über (Hidalgo 
2010: 265ff.). Dies hängt wahrscheinlich damit zusammen, dass nach diesen 
Ereignissen eine Radikalisierung der Politik Chävez’ erfolgte und sich Teile der 
Mittelschichten in ihren relativen Privilegien (z.B. durch die Schulpolitik und 
die anvisierte Zurückdrängung der privaten Schulen) bedroht fühlten. 

Umgekehrtes passierte in Brasilien. Während Teile der Mittelschichten im 
Wahlprozess und zu Beginn der Regierung Lula (2003) sich dieser gegenüber 
eher distanziert gaben, scheinen im Laufe seiner Regierungszeit (bis 2010) nicht 
unerhebliche Teile der Mittelschichten (gerade auch der neu aufgestiegenen Seg- 
mente) ein besonders treues und engagiertes Wählerreservoir und Unterstüt- 
zungspotenzial gebildet zu haben (Tavares de Almeida/Nunes de Oliveira 2010: 
103ff.). Das schließt keineswegs aus, dass Lula durch die Reform des Systems der 
Alterssicherung einige Mittelschichtssegmente (im öffentlichen Dienst) durch 
Reduktion ihrer Privilegien cher brüskiert hat, andererseits durch seine Sozi- 
alpolitik (z.B. im Nordosten des Landes) neue Stimmenreservoirs unter den 
städtischen und ländlichen marginalisierten Armutssektoren gewann, die zuvor 
noch überwiegend für konservative Kandidaten gestimmt hatten. So bewirkten 
die Mäßigung und die gezielte sowie propagandistisch offenbar „gut verkaufte“ 
Sozialpolitik im brasilianischen Fall entgegen gesetzte Wirkungen wie in Vene- 
zuela, wo ein scheinbarer Radikalisierungsprozess zu Bedrohungsängsten bei 
mittleren Sektoren führte. 

Sicherlich werden mit den neuen Analysen der aktuellen Tendenzen in den 
Sozialstrukturen Lateinamerikas wichtige Veränderungen berührt. Es ist aber 
fraglich, ob der Gebrauch des Begriffs „Mittelschicht(en)“ oder „mittlere Sekto- 
ren“ als relative Einheit sonderlich sinnvoll ist, wenn er a) derart weit gefächert ist 
(z.B. bei Hopenhayn, der den Umfang der Mittelschichten einkommensmäßig 
von den Beziehern des vierfachen Minimallohns bis zu den reichsten 5% ausdeh- 
nen möchte), b) er die gerade - vielleicht nur zeitweilig - über die Armutsgrenzen 
gelangten Gesellschaftsteile einbezieht und c) der Akzent so sehr auf die erweiter- 
ten Konsummöglichkeiten gelegt wird. Eine relativ konsolidierte Unterschicht, 
die nicht mit einer unterhalb der Armutsgrenze lebenden Marginalbevölkerung 
gleichgesetzt wird, ist damit schon konzeptuell ausgeschlossen. Es fragt sich, ob 
mit einer solchen begrifflichen Vorentscheidung in allen lateinamerikanischen 


Gesellschaften die Realität wirklich getroffen wird. Wahrscheinlich wird die seit 
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langem geführte und kürzlich wieder aufgenommene Diskussion um Mittel- 
schichten in Lateinamerika weiter fortgesetzt werden. Aus der Perspektive einer 
theoretisch fundierten Sozialstrukturanalyse scheint es fragwürdig zu sein, das 
Überschreiten der Armutsgrenze mit dem Eintritt in die (untere) Mittelschicht 
gleichzusetzen und die Bestimmungsfaktoren der Reduktion der Armutsquote 
mit denen einer Ausweitung der Mittelschichten gleichzusetzen. Dabei werden 
die mit dem Konzept „Mittelschichten“ ebenfalls verbundenen kulturellen und 
sozialen Dimensionen, die Spezifik von Milieus und die typischen Lebensstile 
sowie Bewusstseinsinhalte zugunsten der bloßen (möglicherweise kurzfristigen) 
Einkommenshöhe und Konsummöglichkeiten allzu schr in den Hintergrund 
gedrängt. 


3. Relative Kontinuität der herrschenden Klassen 


Sowohl in denjenigen lateinamerikanischen Länder, in denen die neoliberale 
Grundorientierung ohne größere Modifikationen weiter vorherrscht (wie z.B. 
in Chile, Kolumbien, Mexiko und den meisten zentralamerikanischen Staaten) 
als auch in den meisten Ländern, die seit ca. 2000 eine „Mitte-Links“-Regierung 
erhalten haben sind im obersten Segment der Sozialstrukturen in den letzten 
beiden Dekaden bedeutende Veränderungen wahrzunehmen. 

Gegenüber der Phase der Importsubstitution, die bis in die 1970er und frühen 
1980er Jahre reichte, können in der nachfolgenden neoliberalen Periode in Bezug 
auf die ökonomisch dominanten Sektoren einige wichtige Wandlungsprozesse 
ausgemacht werden. 

Zum einen wuchs vor dem Hintergrund der Deregulierung, Liberalisierung 
und des Abbaus arbeits- und sozialrechtlicher Sicherungen nicht nur die Arbeits- 
losigkeit, sondern die Polarisierung von Einkommen und Vermögen zwischen 
den obersten fünf bzw. einem Prozent der Einkommensbezicher einerseits und 
den nachfolgenden mittleren und noch mehr den unteren Einkommensdezilen 
andererseits. Dies ist praktisch in allen Ländern Lateinamerikas eingetreten. 

Neben der Polarisierung wuchs die Konzentration auf bestimmte Branchen 
und Sektoren. Neben den traditionellen Bereichen, wie Landwirtschaft und der 
Nahrungsmittel verarbeitenden Industrie traten zunehmend Export-Import- 
Geschäfte, der Bankenscktor, Versicherungen und Immobilien ins Visier der 
ökonomisch Mächtigen. Zum großen Teil handelt es sich bei den Haupteigentü- 
mern um traditionelle „Familiendynastien“, die die Mehrheit der Aktien in ihren 
Stammfirmen besitzen und über zahlreiche andere Aktien- und Vermögensanteile 
in verschiedenen anderen Sektoren verfügen. Nicht selten beherrschen diese 
als „grupos econömicos“ bezeichneten Firmenkonglomerate einen Großteil der 
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jeweiligen Wirtschaft. Der immer stärker konzentrierte Unternehmenssektor 
Chiles sei als Beispiel genannt: „Die grupos econömicos sorgen für etwa zwei 
Drittel aller Umsätze und für 95% aller Exporte. Sie kontrollieren 85% des Börsen- 
werts, 70% der an der Börse notierten Unternehmen und 90% aller Aktiva (ohne 
Finanzsektor). Eine Untersuchung der Eigentümerstruktur der börsennotierten 
Unternehmen zeigt, dass die fünf größten Aktionäre im Durchschnitt 80% der 
Aktien eines Unternehmens besitzen - Eigentum geht deshalb mit Kontrolle und 
Leitungeinher.“ (Fischer 2011: 150). Ähnliches gilt auch für Mexiko, Kolumbien, 
Brasilien Argentinien etc. (Fernändez/Hogenboom 2007). 

Ein drittes Merkmal der aktuellen Entwicklung ist die wachsenden Interna- 
tionalisierung dieses Sektors, allerdings in einem vielfachen Sinne. Neben dem 
schnell wechselnden Zufluss von kurzfristig angelegten Portfolioinvestitionen 
kam es seit Beginn der 90er Jahre zu einem verstärkten und fast kontinuierlichen 
Anstieg von ausländischen Direktinvestitionen. Durch die generelle Liberalisie- 
rung des Außenwirtschaftsverkehrs und durch eine neue, den Auslandsinvestoren 
sehr entgegenkommende Gesetzgebung, und nicht zuletzt angelockt durch eine 
- je nach Land unterschiedlich breite - Welle von Privatisierungen öffentlicher 
Unternehmen war dieser Anstieg zu erklären. Waren es zwischen 1991 und 
1997 jährlich durchschnittlich Auslandsinvestitionen im Wert von 32 Mrd. 
US Dollar, die nach Lateinamerika gingen, so verdreifachte sich diese Größe im 
nachfolgenden Jahrfünft (ebd.: 17). Nach einem kurzfristigen, krisenbedingten 
Rückgang stiegen die Auslandsinvestitionen von 2004 bis 2010 wieder auf die 
vorherige Größe. Im Jahr 2011 wurde mit Auslandsinvestitionen von 138 Mrd. 
US-Dollar sogar ein neuer Höchststand erreicht (EI Pais v. 30.3. 2012). Nach 
einer Welle von Auslandsinvestitionen in den 90er Jahren, die vor allem in die 
gerade privatisierten Bereichen flossen (Telekommunikation, Elektrizität, Wasser, 
Gas und sonstige „öffentliche“ Infrastruktur), scheinen in den letzten Jahren 
zusätzlich der Bergbau und der Agrarsektor zu den favorisierten Zielen zu gehören 
(vgl. Gudynas 2012; Altvater 2012). 

Gerade vor dem Hintergrund der Vorgeschichte dieser neuen Phase von 
Auslandsinvestitionen wird deutlich, dass es sich hier in der Regel nicht um 
eine Verdrängung oder „Übernahme“ einheimischer Kapitaleigentümer han- 
delte, sondern um komplementäre Prozesse, die zu einem erheblichen Teil von 
den jeweiligen Fraktionen der lateinamerikanischen Bourgeoisie ausdrücklich 
begrüßt wurden. Boten sich doch vielfache Kooperationsbeziehungen an, vor 


3 Dass gegenwärtig eine verstärkte Konzentration des Landbesitzes mit systematischer 
gewaltsamer Vertreibung von Kleinbauern in großem Maßstab mit einer fulminanten 
Zunahme ausländischer Investitionen im Agrarsektor und im extraktiven Bereich ein- 


hergehen kann, zeigte kürzlich A. Jenss für den Fall Kolumbiens (Jenss 2012:31f.). 
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allem im technologischen und Marketingbereich, wo man sich von der stärkeren 
internationalen Präsenz erhoffte, dass der Marktzugangzu den Ausgangsländern 
der Auslandsinvestoren erleichtert werden könnte. Umgekehrt kann natürlich 
auch für ausländische Investoren gelegentlich eine enge Zusammenarbeit mit 
einheimischen großen Kapitalgruppen aus Gründen der besseren Marktkenntnis 
und der politischen Nähe letzterer zu den jeweiligen Regierungen schr interes- 
sant sein. Was für Chile während der letzten zwanzig Jahre gilt, kann auch für 
andere lateinamerikanische Länder - vielleicht manchmal etwas abgeschwächt 
— behauptet werden. „Generell haben lokale Gruppen nicht an (Markt-) Macht 
eingebüßt... In einigen Fällen erhöhten die grupos die Kontrolle über ihre Firmen 
sogar wieder, indem sie die Anteile ihrer ausländischen Partner zurückkauften. 
Die Verbindungen mit transnationalem Kapital sind vielfältig. Die Familientrusts 
suchten Partner für ihre Expansion ins benachbarte Ausland, zur Finanzierung 
von Megaprojekten... oder um besseren Marktzugang in anderen Weltregionen 
zu erlangen (Fischer 2011: 150f.) 

Daher hat sich in dieser Periode ein weiterer Aspekt der Internationalisierung 
entfaltet, den man als aktiv-expansive Internationalisierung bezeichnen könnte. 
Wie schon angedeutet, hat sich vor allem in der letzten Dekade - im Kontext 
von ökonomischer Expansion, Diversifizierungund Weltmarkteinbindung - ein 
wachsendes Auslandsengagement großer lateinamerikanischer Unternehmen, der 
sogenannten „Mulitilatinas“ entfaltet (Giacalone 2008; Santiso 2008; Santiso 
2012). Überwiegend handelt es sich um ehemals staatliche und nun privatisier- 
te Großunternehmen (an denen auch ausländische Kapitaleigner gelegentlich 
beteiligt sind), die in bestimmen Branchen eine mehr oder minder bedeuten- 
de Weltmarktrolle spielen Sie sind insbesondere in den Bereichen industrielle 
Grundstoffe (Eisenerz, Stahl, Zement, Röhren etc.), aber auch im Energie- und 
Bergbausektor sowie im Bereich einfacher Nahrungsmittel, der Telekommu- 
nikation und im Transportscktor in den letzten 15 Jahren erfolgreich gewesen 
(mehr dazu bei: Boris 2009:150f.). 

Der in vielen Ländern Lateinamerikas „direkte Draht“ der großen Kapitale 
und ihrer Verbände zu den jeweiligen Regierungen ist ein weiterer Aspekt der 
neoliberalen Herrschaftsverhältnisse. In keinem anderen Land Lateinamerikas 
war eine solche symbiotische Verbindung so eng wie in Chile, aber auch in den 
anderen neoliberal regierten Ländern lagen die Dinge in dieser Hinsicht nicht 
gänzlich anders. Gelegentlich ging die Zusammenarbeit in Chile so weit, dass 
z.B. bestimmte Handelsverträge - also hoheitliche Aufgaben - von den Unter- 
nehmerverbänden selbst im Auftragder Regierung ausgearbeitet wurden (Fischer 
2011: 164). 

Ein räumlich-sozialer Ausdruck der exorbitant gestiegenen Polarisierung be- 
stand im Übrigen darin, dass in dieser Periode die exklusiven Wohnsiedlungen 
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(„gated communities“, „countries“) aufkamen bzw. sich stark vermehrten. Damit 
waren selbst bescheidene Ansätze von sozialer Integration und Kommunikation 
unmöglich geworden, die herrschenden Klassen hatten sich auch in dieser Hin- 
sicht von der Gesellschaft entfernt und folgten ihren eigenen Regeln auch im 
kulturellen und Alltagsbereich (vgl. z.B. Srampa 2008: 62fF. ). 

In den neoliberal regierten Ländern Lateinamerikas (Mexiko, Kolumbien, 
Chile etc.) trifft diese Charakterisierung des Profils der herrschenden Klasse bis 
heute weitgehend zu. In den mitte-links regierten Ländern (z.B. Argentinien, 
Brasilien, Uruguay u.a.) waren auf diesen Feldern der Gesellschaft einige - mehr 
oder minder deutliche - Veränderungen zu konstatieren. Vor allem in politischer, 
medialer und symbolischer Hinsicht konnte sich die Unternehmermacht nicht 
mehr so ungebrochen und überdeutlich präsentieren. Gegenmächte, wenngleich 
minderer Potenz und Wirksamkeit, konnten sich artikulieren und bestimmte 
Themen in die öffentliche Diskussion bringen. Staatliche Eingriffe und Regu- 
lierungsansätze im steuerlichen und finanziellen Bereich, aber auch Verstaatli- 
chungen in einzelnen Fällen (Venezuela, teilweise Bolivien, Ekuador) haben die 
ökonomischen Spielräume des Auslandskapitals, aber auch der einheimischem 
großen Kapitalverbände mehr oder weniger eingeschränkt und transparenter 
gemacht, ohne ihnen allerdings in der Regel die Möglichkeit, im Privatsektor 
wirtschaftlich erfolgreich zu bleiben in einer die Existenz bedrohenden Weise 
zu beschneiden. Insofern haben sich in dieser Dimension der Sozialstrukturen 
wahrscheinlich die geringsten Veränderungen vollzogen. 


4. Welche politischen Schlussfolgerungen lassen sich aus den 
Jüngsten Gesellschaftsveränderungen ziehen? 


Gegenüber den seit Jahrzehnten andauernden Tendenzen der Vergrößerung der 
Armutsquote und der immer krasseren sozio-ökonomischen Ungleichheit sind in 
den letzten zehn Jahren in der Mehrheit der lateinamerikanischen Gesellschaften 
mehr oder minder klare Gegentendenzen wirksam geworden, die die Gesellschaf- 
ten etwas weniger unerträglich für die große Masse der Bevölkerung gemacht 
haben. Diese in mancher Hinsicht nicht allzu spektakulären Neuerungen sind 
nicht vom Himmel gefallen, sondern mussten von vielen sozialen Bewegungen 
und politischen Repräsentanten erkämpft und durchgesetzt werden. Die soziale 
Aufwärtsmobilität - zumindest bezüglich der Einkommen - eines quantitativ 
nicht unbedeutenden Bevölkerungssegments sowie der leichte Rückgang des 
informellen Sektors ist zweifellos positiv zu bewerten. Auch die Zurückdrän- 
gung der Markt- und Unternehmergläubigkeit im politischen Alltag und öf- 
fentlichen Diskurs trägt zur Pluralisierung und zur Erweiterung des Spielraums 
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emanzipatorischer Bewegungen bei. Es fehlt freilich nicht an Stimmen, die diese 
hier skizzierten jüngsten Tendenzen vor allem als Stabilisierungsfaktoren eines 
etwas modernisierten Kapitalismus begreifen möchten. Dies könnte im Einzel- 
fall durchaus der Fall sein. Dennoch sind die verbliebenen Ausbeutungs- und 
Elendsstrukturen sowie die krassen Realitäten schr sichtbarer Klassengegensätze 
so zahlreich und tief greifend, dass von einer materiellen oder mentalen Integ- 
ration großer Bevölkerungsteile in die bestehenden Gesellschaften wohl kaum 
gesprochen werden kann. Ein moderater Optimismus für die Zukunft und das 
Bewusstsein von der möglichen Veränderbarkeit der gesellschaftlichen und öko- 
nomischen Machtverhältnisse und längerfristig der entsprechenden Strukturen 
dürfte bei vielen Bewegungen - trotz mancher Ernüchterung - weiter vorhalten. 
Ein politischer Wechsel, der die eingetretenen Verbesserungen im materiellen 
und politischen Bereich nicht sichtbar werden lässt, würde zu Lethargie und 
Entpolitisierung führen. 

Insgesamt gesehen, dürften die jüngsten Veränderungen in den Sozialstruk- 
turen in Lateinamerika cher zur Politisierung und größeren Bereitschaft zur ei- 
genen Interessenvertretung beigetragen haben. Man weiß, dass die Fortschritte 
insgesamt noch sehr bescheiden und zudem von ökonomischen und politischen 
Wechselfällen jederzeit bedroht sind. Das Wissen darum und die Aussichten auf 
weitergehende, solidere und nachhaltige Erfolge in Richtung auf ein „buen vivir“, 
ein gutes Leben, das noch keineswegs gesichert ist, könnte durchaus beflügeln und 
motivierend wirken. Insgesamt scheinen viele lateinamerikanischen Gesellschaften 
- im Vergleich zu der Zeit vor drei oder vier Jahrzehnten - selbstbewusster, auto- 
nomer und handlungsbereiter, damit aber auch demokratischer geworden zu sein.‘ 
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„Kämpfe“ um die legal person 
Wie Unternehmen von 
ihrem Personencharakter profitieren 


1. Einleitung 


Wir alle kennen und gebrauchen alltäglich Begriffe wie Unternehmung, Firma, 
Verband, Organisation, Trust oder Körperschaft. Ein Großteil ökonomischer, 
aber auch soziologischer Forschung hat sich in den letzten 150 Jahren daran 
abzuarbeiten versucht, wo denn die Unterschiede zwischen all diesen „verschie- 
denen“ Formen menschlicher Kooperation liegen. Allein die Vielfalt der oben 
aufgezeigten Begrifflichkeit - und diese ließe sich leicht noch erweitern - bestätigt 
ja auch auf den ersten Blick eine derartige Differenzhypothese. Doch welchen 
Erkenntniswert hat es denn, wenn wir feststellen, dass ein Krankenhaus etwas 
Anderes ist als eine militärische Organisation; eine öffentliche städtische „Ein- 
richtung“ nicht vergleichbar ist mit einem Fußballclub, BMW und Greenpeace 
offenbar nichts gemein haben? Differenzierungstheoretisch sagt es uns in erster 
Linie, dass sich da etwas spezialisiert, professionalisiert - eben ausdifferenziert 
hat. Warum gebraucht dann eine Gesellschaft trotzdem einen vereinheitlichenden 
Begriff, nämlich den der Organisation? Meine Antwort lautet: All diese speziali- 
sierten, differenzierten Formen haben ein Gemeinsames, Gleiches oder zumindest 
Ähnliches: Es ist die korporative Form, die Form Organisation - verstanden als 
die Art und Weise der Regulation menschlicher Kooperation. 

Sucht man nun nach der „Form“ Organisation, kann man vorn benannte 
„Organisationstypen“ finden. Diese lassen sich quer zu systemischen Subsystemen, 
wie Politik, Recht oder Ökonomie identifizieren. Im Rechtssystem Deutschlands 
bspw. finden wir Organisationen, die entweder als Nicht-Juristische Personen 
gefasst werden (z.B. nicht-eingetragene Vereine) oder als Juristische Personen 
bezeichnet werden (z.B. eingetragene Vereine, Aktiengesellschaften etc.). Bei 
letzteren können wir sogar eine Besonderheit ausmachen: Obwohl sie nicht 
„wirkliche“ Personen, also Menschen aus Fleisch und Blut, sind, genießen sie 
Grund- bzw. Menschenrechte. Die kodifizierten „Juristischen Personen“ genießen 
in Deutschland Grundrechtsschutz: Art. 19 Abs. 3 des Grundgesetzes lautet: 
„Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie 
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ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind“ - diese merkwürdige, sagen wir 
einmal, „Besonderheit“, scheint doch sehr bemerkenswert, lässt sich doch ein 
derartiger Grundrechtsbezug explizit in keiner anderen Staatverfassung eines 
europäischen Landes finden (vgl. Dietmair 1988: 3 ff.), in dieser Form auch nicht 
in der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika. 

Einen zentralen Forschungsgegenstand stellen vor diesem Hintergrund US- 
amerikanische Gerichtsfälle dar, die durch zwei zentrale Gemeinsamkeiten ver- 
bunden sind: Zum Einen sind sie dadurch gekennzeichnet, dass Organisationen 
- vor allem Wirtschaftsunternehmungen („Corporations“) - Rechte aus den 
Zusatzartikeln der US-amerikanischen Verfassung in Anspruch nehmen. Zum 
Anderen standen bzw. stehen diese Gerichtsfälle für eine Konfliktkonstellation 
zwischen Corporations-Befürwortern und -gegnern. Es ist allerdings als defizitär 
zu bezeichnen, dass beide Aspekte in der internationalen Organisationsforschung 
im Allgemeinen sowie in der Organisationssoziologie im Besonderen als so gut wie 
unbekannt gelten können. Dies vorausgesetzt lautet nun eine zentrale Frage: Wie 
lassen sich die anhand der Gerichtsfälle darzulegenden Konflikte und Kämpfe 
strukturiert dokumentieren und analysieren? Sie zubeantworten soll einen ersten 
Schritt darstellen, um zu erklären, wie es historisch möglich wurde, dass sich die 
korporative Form - das meint, heute wie selbstverständlich Organisationen (und 
dabei vor allem Unternehmen) als Gebilde, als Ganzes, als Einheit zu denken 
und zu vollziehen - strukturell weltweit durchsetzen konnte. 

Der Anstoß, sich mit dieser Frage zu befassen, ging von dem empirisch auf- 
fälligen Sachverhalt aus, dass eine stetig wachsende Corporations-kritische Be- 
wegungin den USA das Konzept der legal person, also der Juristischen Person, 
welches vielen Organisationen (aber eben nicht allen) zu Grunde liegt, kritisiert, 
ja regelrecht bekämpft. Was kritisiert diese Bewegung? Beialler Differenziertheit 
der Argumentationen lässt sich eine Hauptkritiklinie ausmachen: Die Bewegung 
kritisiert, d.h. wortursprünglich: sie scheidet, sie unterscheidet, den Sachverhalt, 
dass US-amerikanische Corporations es nach einem jahrhundertlangen Kampf 
erreicht haben, den Personen-Status zu erhalten, was sich für einige von ihnen 
im Rechtsstatus der Juristischen Person niederschlägt. Thom Hartmann (2002), 
einer der Protagonisten der Corporations-kritischen Bewegung, bezeichnet den 
Prozess, Unternehmungen Menschenrechte aus den Zusatzartikeln („Amend- 
ments“) der US-amerikanischen Verfassung, wie bspw. Meinungsfreiheit, Gleich- 
heit vor dem Gesetz, Anspruch auf Geschworenen-Jury und anderes mehr, zuzu- 
gestehen, als „einen Raub von Menschenrechten“. Autor dieser Handlungsei das 
juristisch-politische System; die Gewährungvon Grundrechten müsse rückgängig 
gemacht werden. Der immer wieder genannte Bezugspunkt ist das berühmte 
Santa-Clara-Urteil aus dem Jahre 1886, ein eigentlicher Steuerfall, bei dem die 
Richter in einer Vorrede zur Urteilsverkündung den Corporations quasi unauf- 
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gefordert den im 14. Zusatzartikel zugesicherten Schutzgrundsatz zugesprochen 
hätten (vgl. weiter unten). Dieses Recht, so die Corporations-Kritiker, stehe nur 
natürlichen Personen, also Menschen, und nicht Corporations zu. Andere durch 
die Corporations-kritische Bewegungimmer wieder erwähnten Gerichtsfälle, die 
ebenfalls eine Grundrechtsgewährungenthalten, haben zunächst den Charakter 
von Einzelereignissen. Gerade deshalb kann auch an den jeweils einzelnen Fällen 
nicht erkannt werden, dass sie als Teil eines langwierigen und friktionsreichen 
Prozesses der Auftrennung, eben der (Unter-) Scheidung, zwischen einem orga- 
nisationalen Zustand von Noch-nicht-Person zu Juristischer Person rekonstruiert 
werden müssen, der wiederum nur durch seinen polit-ökonomischen Kontext, 
also seine Struktur, verstehbar und erklärbar ist!. An diesem Punkt setzt ein 
Fragen nach dem Sinn des steten Bezugnehmens auf legal person ein, denn die 
darin enthaltene Person-Semantik verweist auf die Unterscheidung einer Form. 
Eine organisationale Person zu kreieren heißt dann zum Einen, Organisation 
innerhalb des egal person- bzw. corporate personhood°-Diskutses nicht als Objckt, 
auch nicht als eine Art von Objekten oder eine Eigenschaft von Objekten zu ver- 
stehen, sondern als eine besondere Art der Unterscheidung, die als Form mit zwei 
Seiten das Beobachten leitet. Der Gegenstand Organisation ist dann nicht einfach 
nur etwas Anderes als Mensch oder Individuum, sondern eine andere Form, mit 
der man Gegenstände wie menschliche Individuen beobachtet (vgl. Luhmann 
1991). Zum Anderen verweist der Begriff „Person“, abgeleitet vom lateinischen 
Wort persona; deutsch: Maske (vgl. Dahrendorf 1974: 21 ff.), etymologisch bereits 
„... auf das Überwinden des bloß kreatürlichen Zustands und bezeichnet die 
selbstbestimmte Formungzum kompetenten und verantwortlichen Handlungs- 
zentrum und -adressaten“ (Neuberger 1997: 492). Dagegen wird die Bezeichnung 
„Mensch“ eher verwendet, wenn auf das Gattungswesen Mensch mit seinen uni- 
versellen, unveräußerlichen Menschenrechten verwiesen werden soll (vgl. ebd.). 
Exakt diese Unterscheidung macht sich die Corporations-kritische Bewegung 
zunutze, indem sie die Künstlichkeit von korporativen Personen kritisiert und die 
ihnen gewährten Rechte natürlichen Personen (sprich: Menschen) „zurückgeben“ 
möchte. Dass jene korporativen Personen zudem durch einen eigenständigen 


1 Die weiter hinten dargelegte aktuelle Corporations-kritische Bewegung ist der eine Teil 
dieses Kontextes. Daneben gibt es noch einen zweiten - historischen - Teil: Er behandelt 
Kämpfe, Streiks, Proteste von Arbeiterbewegung, Parteien, Gewerkschaften undanderen 
gesellschaftlichen Protestgruppen in den USA des 18. und 19. Jahrhunderts, die sich vor 
allem durch die Ablehnung der damals immer größer werdenden ersten Industrieorga- 
nisationen auszeichnen. Dies kann aus Platzgründen hier nur angedeutet werden (vgl. 


ausführlich Matys 2011). 


2 Sonennt die Corporations-kritische Bewegung den Diskurs um die Person-Eigenschaft 
von Organisationen. 
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Subjekt- bzw. Akteurscharakter ausgestattet sind, steigert noch einmal die Kon- 
struktionsabstraktion „Organisation“: Akteur „.... steht für den Versuch einer 
möglichst neutralen Bestimmung eines Handlungszentrums“ (Neuberger ebd.: 
493; Herv. i. Orig.). Wenn wir also bspw. von einer Unternehmung als einem 
„korporativem Akteur“ sprechen, soll damit angezeigt sein, dass ein „aktiver“ 
Adressat geschaffen wird, dem Handlungen und Handlungsfolgen zugerechnet 
werden können. Ähnlich verhält es sich mit dem Begriff des Subjekts, welcher 
eine Doppelbedeutung enthält: Einerseits ist das Subjekt das Unterworfene, 
andererseits die eigenmächtige Instanz des Unterworfenseins, der Souverän als 
Ausdruck des bürgerlichen Subjekts, dasjenige, was sich selbst und damit der Welt 
zugrunde liegt (vgl. Luhmann 1994: 44) und damit eine eigene Zurechnungs- 
einheit wird. Dass nun Organisationen einen derartigen Souveränitätsanspruch 
genießen sollen, ihnen durch den Personenstatus eine Rolle, eine gesellschaftliche 
Form zukommen soll, empört die Corporations-kritische Bewegung. 


2. Kritik an „Corporations“ 


Bevor ich versuchen werde, die Gerichtsfälle und die „Bevorteilungen“ für Un- 
ternehmungen verkürzt - aber prägnant - darzulegen, sollen einige Hinweise 
erfolgen, um wen und was es sich eigentlich bei der Corporations-kritischen 
Bewegung handelt. Beispielhaft kann hier auf Gruppierungen bzw. Organisati- 
onen (wohlgemerkt: auch Organisationen kritisierende Einheiten können selbst 
Organisationen sein!) wie Reclaim Democracy.org, POCLAD oder CorpWatch 
verwiesen werden. ReclaimDemocracy.org bspw. fordert die „Wiederherstellung 
bürgerlichen Einflusses auf Corporations“ (ReclaimDemocracy.org2008a). Diese 
Forderung kann - ebenso wie das folgende Zitat - als paradigmatisch für die 
gesamte Corporations-kritische Bewegung gelten: 
„ReclaimDemocracy.org arbeitet ander Schaffungeiner repräsentativen Demokratie mit 
einer aktiv teilnehmenden Öffentlichkeit, indem die Bürger nicht nuraus einem von Eliten 
bereitgestellten Menü von Optionen wählen, sondern wir spielen eine aktive Rolle bei der 
Ausrichtung des Landes und seinem politischen Agenda-Setting. Wir glauben, dass der 
Einfluss eines jeden die direkte Folge der Qualität der eigenen Ideen und seiner Energie, 
diese Ideen zu fördern, sein sollte, unabhängig von Wohlstand oder Status. Wir regen an, 
Bürgern bewusst zu machen, dass Entscheidungen über die Rolle, die Corporations in 
unserer Gesellschaft spielen sollten, getroffen werden müssen und dass Corporations auf 
diese Rolle dann zu begrenzen sind. Wir sind eine gemeinnützige überparteiliche, Non- 


Profit-(..) Organisation und laden alle gemeinsam dazu ein, mehr über unsere Mission, 
Visionen, Ziele und Werte zu erfahren“ (ReclaimDemocracy.org 2008a). 


Bei den meisten zu identifizierenden Corporations-kritischen Gruppierungen 
und Organisationen handelt es sich um think tanks, um „außerparlamentarische“ 
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Cluster von Intellektuellen, Journalisten bzw. Aktivisten, die zumeist Internet-Platt- 

formen gegründet haben, diese weiterführen und eine Community-Bildung mit 

ausgeprägtem Netzwerk-Anspruch betreiben. Aus dem mannigfaltigen „Programm“ 
bzw. Aktivitätenkatalog dieser Anti-Corporations-Bewegung, kann an dieser Stelle 

nur eine kleine Auswahl präsentiert werden (ausführlich vgl. Matys 2011): 

- Umfangreiche Agenda-Setting-Politik zu allen Themen, die mit Corporate 
Personhood, Corporate Accountability, Bürgerrechten, Rechten von Corpo- 
rations, Basisdemokratie und einer Bevorteilungspraxis von Corporations in 
Verbindung stehen sowie die Schaffungeiner hierzu nötigen Darstellungs- und 
Kommunikationsplattform; 

- ausgedehntes und komplexes Ressourcen-Pooling in Bezug auf obige Fragen 
(Kurzberichte, Aufsätze, Gerichtsurteile, Zeitungsberichte, Aufrufe, Verlin- 
kungen zu anderen corporations-, kapitalismus- oder ökonomie-kritischen 
Organisationen, Plattformen und Gruppierungen); 

- Organisation eines „virtuellen Dachs“ für lokale Organisationen auf Freiwil- 
ligenbasis - Bereitstellung eines Infopools zur Gründung, Spendenfinanzier- 
ungund steuerlichen Behandlung von Ortsgruppen (vgl. ReclaimDemocracy 
20085); 

- Institutionalisierung eines Spendensystems zwecks Finanzierung der 
Organisationsaufgaben; 

- regelmäßiges Informationssystem für Mitglieder per Newsletter in Print- und 
elektronischer Form; 

- umfangreiche Vernetzungs- und Verlinkungsstruktur; 

- Flankierung übergreifender aber auch spezieller lokaler Anti-Corporations- 
Kampagnen (bspw. gegen Wal-Mart oder Nike); 

- Unterstützung der politischen Maßnahmen durch eigenes Marketing- und 
Merchandising-Konzept mit Corporations-kritischem Bezug (Aufkleber, 
Anhänger, Anti-Wal-Mart-I-Shirts, Bücher, Grußkarten etc.). 

— Schutz der Bürgerrechte vor (korporativen) Anmaßungen; 

— Stärkung und entschiedene Anwendung der Anti-Trust-Gesetze; 

- Gesetze beseitigen, die verhindern, dass Gemeinden, Staaten und Länder Cor- 
porations nicht angemessen innerhalb ihrer Zuständigkeitsbereiche ‘regieren’ 
können; 

- Stärkung und Durchsetzung der Gesetze gegen korporative Kriminalität; 

Eine wesentliche Funktion der Corporations-kritischen Bewegungbesteht - wie 

vorn bereits angesprochen - darin, ständige Verweise zu den aus ihrer Sicht unge- 

rechtfertigten Inanspruchnahmen der US-amerikanischen Zusatzartikel - bzw. 
der in ihnen enthaltenen Grundrechte - durch die Corporations zu platzieren. 

Um welche Grundrechte bzw. Gerichtsurteile mit Grundrechtsbezug für Cor- 

porations handelt es sich denn genau? 
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3. Grundrechte für Organisationen 


Im Folgenden werden Gerichtsfälle, bei denen ein Bezug zu den Zusatzartikeln 
vorliegt, in eine chronologische Ordnunggebracht. Aus Platzgründen kann nur 
eine stark verkürzte Übersicht gegeben werden (vgl. Nace 2003; Matys 201]): 

Fall 1: Trustees of Dartmouth College v. Woodward (1819): Das nachträgli- 
che Ändern und damit “Hineinregieren’ in Charters, die Corporations gewährt 
wurden, durch Erlasse des Staates wird für unwirksam erklärt. Der Supreme 
Court sah Derartiges am Beispielfall einer Schule, die als „private corporation“ 
einen öffentlichen Zweck verfolge, als Verletzung der contract clause nach Art. 
L,$ 10, Klausel 1 der Bundesverfassung, also der individuellen Vertragsfreiheit, 
an. Corporations seien davor zu schützen. De facto wird damit erstmalig einer 
Organisation ein Menschenrecht zugestanden; 

Fall 2: Slaughterhouse Cases (1872): Eine „Sonder-Corporation“ erhält eine 
Monopolstellung bzgl. der Tierschlachtung: Zum Schutze der Gesundheit und 
zum Wohle der Allgemeinheit (hier: „konzentriertes“ Schlachten außerhalb der 
Stadt) könne ein Einzelstaat von seiner „Polizeimacht“ als legitimer Maßnahme 
Gebrauch machen und damit ein Grundrecht (die freie Berufsausübung der ein- 
zelnen Metzger) zugunsten einer Corporation einschränken; die Vorrechte für die 
Corporation werden mit dem charter-fixierten „öffentlichen Zweck“ begründet 
und verstießen nicht gegen den 13. Zusatzartikel (Verbot von Sklavenarbeit) bzw. 
den 14. Zusatzartikel (equal protection-clause); 

Fall 3: Santa Clara v. Southern Pacific Railroad Co. (1886): Anlässlich eines 
Steuerstreits (laut der Railroad-Company ein zu hoher Basiswert als Steuergrund- 
lage) führen die Anwälte aus, die Corporation sei „ungerecht“ besteuert worden 
und stützten sich auf die Kernaspekte des /4. Zusatzartikels: „Niemand darf ... 
ohne ordentlichen Gerichtsprozess („due process of law“) ... irgendeiner Person 
... den gleichen Schutz der Grundrechte - bspw. Eigentum - („equal protection“) 
versagen bzw. berauben“. Somit sei die Corporation also ohne „rechtliche Grund- 
lage“ besteuert worden. Das Gericht bestätigt dies, nennt aber den 14. Zusatz- 
artikel selbst nicht im Urteil. In der Vorrede allerdings wird klargestellt, dass 
Corporations Personen seien und deshalb die Schutzrechte des 14. Zusatzartikels 
genießen dürften. Vorrede und Urteil konstituieren somit zusammengenommen 
die Anspruchsgrundlage des 14. Zusatzartikels für Corporations (einzelstaatlich); 

Fall4: Chicago, Milwaukee and St. Paul Railway v. Minnesota (1890): Corpora- 
tions des Eisenbahnwesens bekämpfen ihrerseits die Anti-Monopol-Maßnahmen 
des Staates: Sie erreichen, dass - einzelstaatlich gesetzlich begründete - Tarifre- 
gulierungen unwirksam sind, da der 4. Zusatzartikel nicht eingehalten worden 
sei (ordentlicher Prozess einschließlich Anhörung und richterlicher Prüfung); 
das Gericht erklärt: „corporations and associations“ sind „persons“; 
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Fall 5: Noblev. Union River Logging Railroad Company (1893): Corporations 
konnten einzelstaatlich verwehrte Sonderdurchgangstechte durch öffentliches 
Land mit indirekter Berufung auf den 5. Zusatzartikel (Eigentumsberaubung) 
und direktem Bezug auf den 14. Zusatzartikel („ordentlicher Gerichtsprozess“) 
wieder erlangen (bundesstaatlich); 

Fall 6: Plessy v. Ferguson (1896): Getrennte Bahnabteile für Schwarze und 
Weiße sind gesetzlich zulässig (verstoßen nicht gegen den 13. Zusatzartikel 
(„Sklavendiskriminierung“) und etablieren die „Separate but Equal-Doktrin“ 
bzw. weitere so genannte Jim Crow-Gesetze. Der Supreme Court entscheidet 
grundsätzlich, dass Schwarze keinen Bürgerstatus gemäß des 14. Zusatzartikels 
genössen und lässt damit eine Ungleichbehandlungerkennbar werden: Während 
Corporations der Personenstatus zehn Jahre zuvor zugestanden worden war (vgl. 
Santa Qlara-Urteil vorn), wird er nun schwarzen Amerikanern versagt; 

Fall7: Halev. Henkel (1906): Eine Organisation kann sich - analogzu Individu- 
en - aufden 4. Zusatzartikelberufen: „Staatliche Übergriffe“ in Form von Beschlag- 
nahmung bzw. Anordnung zur Herausgabe von Dokumenten einer Organisation 
sind nicht rechtens - es herrscht ein Schutz vor unbegründeter Durchsuchung; 
ggfs. beinhaltet das auch den Schutz für organisationale „Agenten“: keine Pflicht 
zur „Selbstkriminalisierung“ für Manager bzw. Bevollmächtigte von Corporations; 

Fall 8: Armour Packing Company v. US (1908): Ein Konglomerat von Or- 
ganisationen soll durch die Verschleierung von Frachtratenrabatten gegen ein 
bundesstaatliches Gleichheitsgesetz (Elkins Act) verstoßen haben: Die Anwälte 
der Corporationsargumentieren ihrerseits, den Corporations stehe als „Personen“ 
ein Schwurgericht in diesem Strafprozess gemäß dem 6. Zusatzartikel zu; somit 
wird die Entscheidungsgewalt in Strafrechtsachen gegen Corporations bzw. gegen 
deren Agenten aufrichterlich nicht direkt kontrollierbare, „freie“ Geschworenen- 
Jurys übertragen; Jurys sind in Strafrechtsachen gegen Corporations als Voraus- 
setzung für ein ordentliches Gerichtsverfahren anerkannt; 

Fall 9: Pennsylvania Coal Company v. Mahon (1922): Einer Kohlebergbau- 
Company wird das Recht eingeräumt, unterhalb eines Grundstücks Bergbau zu 
betreiben, welches einer Privatperson überlassen worden war, da es sich bei der 
Corporation um eine gecharterte Organisation mit einem öffentlichen Zweck 
gehandelt habe und somit zwangsläufig öffentliches Land betroffen sei. Und 
die Tatsache, dieses öffentliche Land nicht von Vornherein vollständig nutzen 
zu können, berechtigt die Corporation gemäß dem 5. Zusatzartikel zu einer 
Entschädigung für diese „Enteignung staatlicherseits‘; 

Fall 10: Louis K. Liggett Co. v. Lee (1933): Eine Kaufhauskette akzeptierte 
bestimmte Steuerregelungen des Staates Florida nicht, nach der sie für Filialen 
mehr Steuern bezahlen sollen, als dies in der Regel kleinere Konkurrenz-Betriebe 
tun. Mit Bezug aufdie equalprotection-clause des I4. Zusatzartikels gelanges den 
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Corporations, die Argumentation vor dem Supreme Court durchzusetzen, dass 
wenn sonst keine „Personen“ unterschiedlich besteuert würden, sie, Corporations, 
eben auch nicht; 

Fall 11: Fong Foo v. US (1962): Wegen (mutmaßlicher) Höherbewertung von 
vertraglich fixierten Preisen für Geräte zur Wetterbeobachtung, die eine Cor- 
poration dem Staat verkaufen will, kommt eszum Rechtsstreit: Wird ein solcher 
allerdings einmal aus welchen Gründen auch immer eingestellt, argumentieren 
die Vertreter der Corporations, dass keine Person, dementsprechend auch keine 
Corporation, zweimal wegen desselben Delikts vor Gericht gestellt werden kann 
und reklamieren damit ein Grundrecht aus dem 5. Zusatzartikel. Eine Auffas- 
sung, der die Richter folgen; 

Fall 12: Ross v. Bernhard (1970): Corporations sind zwar „künstliche Wesen“, 
aber vor allem als Einheit getrennt von den sie tragenden Individuen; ihre In- 
Person-Setzunggesteht ihnen auch das Recht aufeinen Schwurgerichtsprozess in 
Zivilfragen gemäß dem 7. Zusatzartikel zu. Die Jurys beraten in Gesetzesfragen 
- der Richter entscheidet dann nach Billigkeitsrecht; 

Fall 13: Virginia Board of Pharmacy v. Virginia Citizens Consumer Council 
(1976): Das Recht auf „freie Rede in der Werbung“ wird Corporations zuge- 
standen, da Werbung in der modernen Gesellschaft auch einer Information 
der Öffentlichkeit gleichkomme - diese Begründung erlaubt es auch, hierfür 
den I. Zusatzartikel, der das Recht auf freie Meinungsäußerung beinhaltet, als 
Anspruchsgrundlage anzuführen. Staatliche Maßnahmen zur Wettbewerbsbe- 
schränkung bei Corporations wurden daraufhin schwerer durchsetzbar; 

Fall 14: National Bank of Boston v. Bellotti (1978): Die de facto-Option für 
Corporations, andere Organisationen (z.B. Parteien oder deren Kandidaten) 
durch finanzielle Spenden zu unterstützen, wird laut Richtermeinung ebenfalls 
durch den I. Zusatzartikel und die darin enthaltene Meinungsfreiheit geschützt: 
als Begründung für diesen als „freie Rede in politischen Angelegenheiten“ inter- 
pretierbaren Anspruch für Corporations gilt - wie auch schon bei freier Rede 
in der Werbung - die öffentliche Informationsfunktion, die einer derartigen 
Handlung beigemessen wird; 

Fall 15: Pacific Gas & Electric Co. v. Public Utilities Commission (1986): Der 
Supreme Court gesteht den Corporations das Recht zu, anderen Corporations 
oder Einzelpersonen Handlungen zu untersagen, die nicht ihren Interessen ent- 
sprechen und begründet dieses auch mit dem im 1. Zusatzartikel garantierten 
Anspruch auf freie Meinungsäußerung: aus „freier Rede“ (als Recht, etwas „sagen 
zu dürfen“) wird eine „negative freie Rede“ (als Recht, Anderen deren freie Rede 
- gegen deren Willen - „untersagen“ zu dürfen); 

Fall 16: Nike Inc. et al. v. Kasky (2003): Die Entscheidung.des Supreme Courts 
kreist um die zentrale Frage, ob eine Corporation „nachweislich“ die Unwahrheit 
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behaupten darf: In Pressemitteilungen hatte der Sportartikelhersteller Nike 
erklärt, dass gegen das Unternehmen erhobene Vorwürfe, asiatische Mitarbeiter 
würden wie Sklaven behandelt, nicht zuträfen. Corporations-Kritiker schen 
damit das Grundrecht der Meinungsfreiheit des J. Zusatzartikels für Organisa- 
tionen soweit verbogen, dass sie von einem „Recht zu lügen“ für Corporations 
sprechen; 

Fälle 17/18: Austin, Michigan Secretary of State v. Michigan Chamber of Com- 
merce (1990) und Citizens United. Federal Election Commission (2010): Im Jahre 
1990 durfte eine als Non-Profit-Organisation eingestufte Handelskammer ent- 
sprechend des Michigan Campaign Finance Act kein Geld aus ihren öffentlichen 
Kassen zum Zweck der Parteispende bzw. zur Unterstützung eines Kandidaten 
verwenden, der ein öffentliches politisches Amt anstrebte. Der Argumentation 
der Handelskammer, sie sei eine „ideologische“ Non-Profit-Organisation und es 
sei ihr Recht, sich auf den 1. Zusatzartikel (freie Rede) und den 14. Zusatzartikel 
(Gleichheitsgrundsatz) berufen zu können, folgten die Richter des Supreme Court 
nicht. Sie sahen die Handelskammer im Prinzip als ein Unternehmen an, da sie ja 
die Interessen ihrer Mitglieder - vorwiegend Kapitalgesellschaften - vertrete. Im 
Jahr 2010 wurde diese Entscheidung dann praktisch aufgehoben, als eine Non- 
Profit-Organisation einen Videofilm sendete, der die Präsidentschaftskandidatin 
Clinton diskreditieren sollte, und dieser Fallmit dem /. Zusatzartikel (freie Rede) 
als verfassungskonform anerkannt wurde. Die Begründungdes Gerichts enthielt 
keine Ausführungen darüber, warum dieses Menschenrecht einer Corporation 
zugestanden worden war. 

Nun ist es möglich - und erforderlich - einen zweiten, analysierenden Blick 
auf dieses empirische Material zu richten. 


4. Analyse: Rechtliche und politische Konsequenzen 
der Grundrechtsgewährung 


Zunächst kann festgestellt werden, dass sich in diesen Gerichtsfällen und in den 
in sie eingewobenen Diskursen eine gesellschaftlich-politische Praxis abzeichnet, 
die rechtsgeschichtlich als Form der Kodifizierung der organisationalen Form 
bezeichnet werden kann: Das Berufen auf Grund- bzw. Menschenrechte, das Ein- 
reichen von Klagen bei einzelstaatlichen und bundesstaatlichen Gerichten seitens 
der Corporations-Vertreter oder ganz allgemein die Verwendung des Terminus 
legal person als Konstruktion einer einheitlichen Gebildevorstellungvon (in den 
meisten Fällen) Unternehmungen sind als Techniken zu kennzeichnen, die ver- 
mittels der Inanspruchnahme von Begriffen, Prozessen und Ordnungsschemata 
des Rechtssystems eine gesellschaftsweite Verbreitung von Organisation forcieren 
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sollen. Die Institutionalisierung der korporativen Form vermittels einer Kodifi- 
zierung kommt im Prinzip einer Abkehr vom naturrechtlichen Denken gleich, 
was auch die ausgetragenen Konflikte im Rahmen der Begründungen für Ko- 
difizierungspraxen innerhalb der dargelegten Gerichtsfälle bezeugen: Der Kern 
vieler Auseinandersetzung war ja gerade bzw. ist heute noch, ob eine Corporation 
als natürliche oder künstliche Einheit bezeichnet werden soll. Die angewandten 
Praxen zwischen den Akteuren innerhalb der dargelegten Gerichtsfälle - seien 
es Anwälte, Richter oder Politiker - stehen allerdings in einem dialektischen 
Kodifizierungsprozess: Auf der einen Seite gibt es das deutliche Bezugnahmen 
auf gesatztes Recht, z.B. Artikel, Zusatzartikel, Gesetze, Verordnungen und 
Erlasse. Corporations sind in ihnen teils explizit genannt, teils implizit enthalten. 
Auf der anderen Seite steht das in der common law-Tradition sich vollziehende 
Richterrecht innerhalb der USA, welches sich in den meisten hier dargelegten 
Fällen gerade in Absetzung zu gesatztem Recht entfaltet. 

Bei aller Unterschiedlichkeit der Typen der in den Gerichtsfällen dargeleg- 
ten Corporations (Schulen, Handelskammern, Eisenbahnunternehmen etc.) 
ist analytisch von besonderem Interesse, was das dennoch „Gleiche“ in ihnen 
sein soll, mithilfe dessen je nach Perspektive und Situation argumentiert wird: 
Corporations werden in Bezugauf Aspekte gleichgesetzt, die sachlich und histo- 
tisch bis dato auf Menschen, auf „Bürger“ der USA, angewendet worden waren, 
wie bspw. folgende Begriffe belegen: Privatheit (z.B. „private charity“ in Fall 1), 
„unfreiwillige Knechtschaft“ (Fall2), „natürliche“ bzw. „künstliche Person“ bzw. 
zu schützender Gleichheitsgrundsatz (Fälle 3 und 12), „rechtliches Gehör“ (Fall 
5), „Immunitäten“ (Fall 7), „Verbrecher“ (Fall 8), „Vertreter der Öffentlichkeit“ 
(Fall 9), „Klassen“ (Fälle 3 und 10) oder „freie Rede“ (Fälle 15 — 18). All diese 
Begriffe haben zwar unterschiedliche Konnotationen, allerdings weisen sie eine 
Gemeinsamkeit auf, die eine deutliche Differenz zum kontinental-europäischen 
Diskurs um die abstrakte Fundierung von körperschaftlichen Gebilden darstellt: 
Es zeigt sich in den Argumentationen und Urteilen ein deutlicher und stetiger 
» ... Rückgriff auf die zentralen Ideen und Werte von Individualismus, Freiheit 
und Gleichheit, Demokratie und Konstitutionalismus, freiem Unternehmertum 
und Schutz des Eigentums ...“ (Vorländer 1996: 43). Die US-amerikanische 
Gesellschaft zeichnet sich also durch eine Denk- und Handlungsstruktur aus, die 
deutliche Gemeinsamkeiten mit der Theorietradition des Liberalismus aufweist 
(vgl. ebd.: 44). 

Ganz allgemein kann festgehalten werden, dass die gelungene Inanspruch- 
nahme der Grundrechte der US-amerikanischen Verfassung durch Corporations 
nicht nur das Konzept der legal person als Pendant zur „Juristischen Person“ in 
Europa etabliert. Vor allem die Fälle 9, 12 und 13 - 18 zeigen zudem, dass erst die 
kodifizierte /egal person es als Rechtseinheit de facto vermag, Kapital entpersona- 
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lisiert und anonymisiert über die Lebensdauer natürlicher Personen hinweg zu 
akkumulieren und ein unabhängiges Dauereigentum zu bilden, welches losgelöst 
ist von konkreten Menschen. Die Erfordernisse der Kapitalbildungmachen Mo- 
nopolisierungen von Organisationen nötig, die ihrerseits dazu passender Rechts- 
konstruktionen bedürfen, eben bspw. die Entstehung der Figur der Juristischen 
Person oder des Gesellschaftsrechts überhaupt (vgl. Bruch/ Türk 2005: 106 f.). 
Die legal person ermöglicht somit spezifische Eigentums- und Zurechnungskons- 
trukte. Dies korrespondiert durchaus mit kontinental-europäischen Perspektiven 
aufden Gebildecharakter von Organisation. Die Kodifizierung im Rahmen des 
Ringens um einen Einheitsbegriff von Organisation hat allerdings zwei Seiten: 
Einerseits geht es um das Verankern des Konzepts der legal person selbst innerhalb 
des US-amerikanischen Gesellschaftsrechts. Man kann sogar sagen, dass sich das 
Gesellschaftsrecht zu einem großen Teil überhaupt erst aufgrund der abstrakten 
Denk- und Praxisform „Juristische Person“ qualitativ und quantitativ ausbilden 
konnte. Aufder anderen Seite hat dies auch Folgen für andere Rechtsregeln außer- 
halb des Gesellschaftsrechts, die Tatbestände vorfinden, die legal persons betreffen. 
So kann die gelungene Inanspruchnahme von Rechten der US-amerikanischen 
Zusatzartikel als das Erlangen einer Grundrechtsfähigkeit von Organisationen 
bezeichnet werden. Dies ist dagegen in Deutschland nicht möglich: Weder der 
Staat noch andere Juristische Personen des öffentlichen Rechts können sich auf 
Grundrechte als subjektive Rechte berufen (vgl. Hesse 1999: 130). In den USA 
gelten die Grundrechte als dem Staat vorausliegende Rechte der Menschen - in 
Deutschland sind die Grundrechte solche Rechte, die dem Individuum nicht 
schon als Menschen, sondern erst als Glied des Staats zukommen, die dem Staat 
also nicht vorausliegen, sondern erst vom Staat gewährt werden (vgl. Pieroth/ 
Schlink 2000: 13.). Insofern stellen die US-amerikanischen Grundrechte das 
positiv-gesatzte Recht dar, worauf die Corporations sich in Bezug auf ihre An- 
sprüche beziehen können; dies gelingt offensichtlich deshalb so erfolgreich, da 
Organisation durch die Verankerungdes Rechtskonstrukts der /egal person selbst 
einen positiv-rechtlichen Status erlangt, womit die wohlbekannte Weber’sche 
These der legalen Herrschaftsfunktion von Organisation zu belegen ist (vgl. 
Bruch/Türk 2005: 106). 

Insgesamt kennzeichnen einige Inanspruchnahmen von Zusatzartikeln der 
US-amerikanischen Verfassung durch Corporations einen Prozess, der innerhalb 
der Jurisprudenz als „Substantiierung“ (Albert 1971: 157) bezeichnet wird. Im 5. 
Zusatzartikel ist bspw. das formale Recht verankert, niemanden „seines Lebens, 
seiner Freiheit oder seines Eigentums“ berauben zu dürfen, „ohne ordentlichen 
Gerichtsprozess“. Dieses ursprünglich formale Recht wird in den Fällen 13 - 18 
dahingehend substantiiert, dass es die Wegnahme von Eigentum (d.h. im wei- 
testen Sinne: ein Recht nicht ausüben zu können/dürfen), verbietet (zumeist den 
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staatlichen Instanzen), ganz gleich, ob damit ein ordentliches Gerichtsverfah- 
ren verbunden ist oder nicht. Bspw. in Fall 2 bedeutet Eigentum, ein gesetzlich 
erlaubtes Gewerbe zu betreiben, in den Fällen 9 sowie 13 — 18 kennzeichnet es 
schließlich jedes vermögenswerte Interesse und entfernt sich damit immer mehr 
von seiner ursprünglichen Definition, sich lediglich auf „physical objects“ zu be- 
ziehen. Ähnlichesgilt auch für den im 5. Zusatzartikel genannten Freiheitsbegriff: 
Ursprünglich war dieser Begriff nur für das Freisein von physischer Beschränkung 
reserviert (vgl. Albert 1971: 159). Die Fälle 2, 3 und 13 - 18 zeigen, dass diese 
Freiheitsinterpretation - teilweise nur implizit - durch die Corporations immer 
weiter ausgedehnt worden ist, bspw. als Freiheit, einen Beruf ausüben zu dürfen 
oder Meinungs-, Presse- oder Versammlungsfreiheit zu erlangen (auch wenn 
andere Zusatzartikel dies teilweise ebenfalls garantieren). 

Staatliche Instanzen, seien sie aus den Bereichen Legislative oder Judikative, 
fassen „Organisation“ im Verlaufe des dargelegten, über 200-jährigen Prozesses 
der Auseinandersetzung mit wechselnden Begriffen: Mal ist eine Organisation 
— wohlgemerkt eine Schule - eine „private corporation“ mit „government“-Funk- 
tion (Fall 1), mal ist eine - immerhin ökonomisch ausgerichtete - Organisation 
mit Monopolstellungeine beauftragte Corporation, die einen öffentlichen Zweck 
erfüllt (Fall 2). Imzentralen Santa Clara-Urteil (Fall 3) legt die Vorrede des Chef- 
richters Zeugnis darüber ab, dass das Gericht implizit Corporations für ebenso 
schutzwürdige Personen hält, wie dies im Prinzip für Menschen gilt. Die Anwälte 
argumentieren für die Corporations, obwohl das in der Urteilsverkündung nach- 
weislich mit keiner Silbe berücksichtigt wird, dass der 14. Zusatzartikel keine 
abstrakten korporativen Rechte, sondern im Prinzip die individuellen Rechte der 
Teilhaber schütze. Dazu nicht ganz passend ist dann das Anschluss-Argument, 
dass Schwarze (die mutmaßlich eigentlich Adressierten des 14. Zusatzartikels) 
eine „gleiche“ bzw. „einheitliche“ Klasse mit den Corporations darstellten, war 
doch zuvor gerade nicht mit der abstrakten Organisation als Ganze, sondern 
mit der diese Organisation vertretenen Personen argumentiert worden. Kom- 
mentatoren und Corporations-Kritiker kennzeichnen dann in der - mehr oder 
weniger ideologischen - Interpretation die konfliktären Differenzierungen später 
als Ausdruck einer „Klassenbildung“: Menschen im Vergleich zu Corporations 
würden diskriminiert (Hartmann) bzw. erstmalig wie eine „natürliche Entität“ 
(Horwitz) - also sprich: wie Menschen - aufgefasst (Fall 3). Wiederum in an- 
deren Fällen bezeichnen Argumentationen des Gerichts Corporations zwar als 
„künstliche Wesen“, allerdings können diese als „Personen“ Ansprüche gegen 
Dritte geltend machen und nicht die Mitglieder der Organisation (Fall 7 bzw. 
Fall 12). Insgesamt kennzeichnet diese Produktion einer Einheitsvorstellung 
von Organisation — wie dargelegt stets konfliktär zwischen „natürlicher“ und 
„künstlicher“ Semantik der jeweiligen Konfliktakteure wechselnd, aber grund- 
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sätzlich von einer individualistischen-liberalen Ideologie überformt - einen Pro- 
zess, der sowohl die organisationale Form selbst zum Gegenstand konfliktueller 
Definitionsprozesse macht, als auch insgesamt Organisation zu einem Mittel 
der gesellschaftlichen Auseinandersetzung hinsichtlich der Akkumulation von 
Machtressourcen institutionalisieren hilft (vgl. Türk et al. 2006: 89). Dies lässt 
sich an den Gerichtsurteilen zeigen, wenn man organisationale Machtakkumu- 
lation im weitesten Sinne auslegt: Wenn Macht eben ganz allgemein meint, von 
jemand Anderem etwas (auch) gegen dessen Willen „verlangen“ zu können, dann 
kann man durchaus zeigen, dass es die Corporations geschafft haben, diesin einem 
erheblichen Umfangzu erreichen. Die Aufzählungder Machtzuwächse für Orga- 
nisationen reicht von der Erlangungeiner „Regierungsfunktion“ (Fall 1) über das 
„Verlangen“ der Anwendung des staatlichen Gewaltmonopols („Polizeimacht“) 
gegen „Andere“ (Fall 2) bis zu einer Irritation von Urteilsverkündungen, so dass 
Richter sich gar genötigt fühlen, „Vorreden“, die die organisationale Form und 
ihre Kodifizierung betreffen, vor den Urteilen verkünden zu müssen (Fall 3). Das 
substantielle Recht, dass dieser Fall die Basis darstellte, sich als Organisation auf 
einen ordentlichen Gerichtsprozess berufen zu können, kommt - nicht unwe- 
sentlich - zum Machtzuwachs hinzu. In den anderen Fällen sind es schr häufig 
gelungene Abwehraktivitäten seitens der Corporations, und zwar in Bezug auf 
die Durchsetzung staatlicher Gesetze, Erlasse und Verordnungen. Mit anderen 
Worten: Dem Staat gelingt es schr oft nicht, sein Gewalt- bzw. Machtmonopol 
durchzusetzen, bspw. Tarifgesetze (Fall 4), Durchgangsverordnungen (Fall 5), 
Bundesanweisungen (Fall 7), den „Kohler Act“ (Fall 8), einzelstaatliche Steuer- 
verordnungen (Fälle 3 und 10), bundesstaatliche Klagen (Fall 11), kommunale 
Wegerechte (Fall 13), Anordnungen von Regulierungsbehörden (Fall 15) oder 
Parteispendengesetze (Fälle 17/18). 

Vor dem Hintergrund vieler staatlicherseits nicht „erfolgreicher“ Regulierungs- 
versuche in Bezugauforganisationale Praxen kann man in einem nächsten Schritt 
versuchen, die Gerichtsfälle dahingehend analytisch zu ordnen, dass man sie 
bestimmten historischen Epochen innerhalb der US-amerikanischen Geschichte 
zuordnet. Viele der hier dargelegten Gerichtsfälle fallen demnach in eine Epoche, 
die Mayer (1990: 3; s. a. Vorländer 1996: 183 ff.) die „Progressive Era“ nennt: Sie 
reicht zirka von 1870 - 1930. In dieser Epoche stand die Rechtsprechung des 
Supreme Court ganz im Zeichen eines ausgeprägten laissez faire-Liberalismus, der 
Eigentums- und Freiheitsrechte möglichst weitgehend vor staatlichen Eingriffen 
zu schützen versuchte. Die Fälle 2 - 9 sind dieser Epoche zuzuordnen und bele- 
gen diese Interpretation insofern, als dass sie zwar allesamt durch Kämpfe und 
Konflikte zwischen Staat und v.a. ökonomischen Organisationen gekennzeichnet 
sind, allerdings den Corporations nicht nur in fast jedem dieser Fälle die nötigen 
Freiräume gelassen wurden, ihre Aktivitäten auszuführen, sondern dies geschah 
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zusätzlich noch vermittels der Gewährung von Grundtechten, die diese Aktivi- 
täten gleichsam legitimieren konnten. Die zunehmende Inanspruchnahme von 
Grundrechten durch die Corporations lässt einen Sachverhalt deutlich werden, 
der den meisten der hier dargelegten Gerichtsfällen gemeinsam ist: Ein seit dem 
18. Jahrhundert schwacher Bundesstaat war auf dem Territorium der USA darum 
bemüht gewesen, den Ausbau des Landes (Eisenbahnen-, Kanal- und Straßenbau) 
zu betreiben, die Grundlinien der Landverteilung zu bestimmen sowie die von 
Privaten betriebene Wirtschaftsentwicklung zu fördern (vgl. Ehmke ebd.: 307). 
Das Entstehen eines „corporate business“ (ebd.) mit seinen Verflechtungen und 
Abhängigkeiten machte es notwendig, dass die Regierung eine Corporation 
nicht länger „als Privatmann“ (ebd.) betrachtete in dem Sinne, dass es gleich 
war, ob man in Einzelfällen dieses oder jenes individuelle Recht einer Corpo- 
ration zugestehen wollte oder nicht. Wollte der Staat Corporations wirksam 
kontrollieren, konnte die privatrechtliche contract clause nicht mehr genügen 
(vgl. ebd.). Die Wirtschaftsregulierung seitens des Staates scheiterte, wie v. a. 
die hier dargelegten Fälle 4, 5 und 8 zeigen; der Staat verstand es zunehmend 
nicht, das „Business“ ausreichend an die Privatrechtsordnung zu binden. Der 
Supreme Court trug erheblich dazu bei, so genannte corporate rights (cbd.) zu 
verankern, indem er - und das ist eine weitere zentrale Gemeinsamkeit der hier 
dargelegten Gerichtsfälle - die beiden zentralen privatrechtlichen Elemente des 
Kapitalismus, nämlich Privateigentum und Vertragsfreiheit, zu Grundrechten, 
und zwar auch für Corporations gültige, erhob. Vor diesem Hintergrund könnte 
man fast behaupten, dass die Unterscheidung, Corporations argumentativ als 
„künstlich“ oder „natürlich“ zu konzipieren, zwei Seiten derselben Medaille 
darstellt: Stets dient die Corporation als Medium, als Vehikel, als fingiertes Ab- 
straktum, Zurechenbarkeit von Menschen „auf sich“ umzulenken. 

Gründe für das Scheitern staatlicher Regulierung.nennt Albert: In den meisten 
der dargelegten Fälle konnte sich die Herrschaftsinstanz Staat nicht gegen die 
Institutionalisierung der Inanspruchnahme von Grundtechten seitens der Cor- 
porations durchsetzen - im Gegenteil. Die Fälle zeigen, dass ein Grundprinzip 
US-amerikanischer Rechtsprechungspraxis staatlicherseits häufig nicht gegen die 
Corporations in Anschlaggebracht werden konnte: Ein grundsätzlicher Eingriff 
in Grundrechte, die jain den Fällen 3- 9 den Corporations zugestanden worden 
waren, wäre vom Supreme Court nur dann vereinbar mit dem „due process oflaw“ 
gehalten worden, wenn das der Maßnahme zugrundeliegende Gesetz „reasonable“ 
(Albert ebd.), war. Es durfte nicht „unreasonable“ (ebd.), „arbitrary“ (ebd.) oder 
„opressive“ (ebd.) sein. Als vernünftig wurde ein Gesetz im Allgemeinen dann 
angeschen, wenn die Akte, zu deren Vornahme es ermächtigte, zu den vom Staat 
zu erfüllenden Zwecken in vernünftiger Beziehung standen (vgl. ebd.). Mehr 
und mehr kam der Supreme Court offensichtlich zu der Auffassung, dass der 
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grundsätzliche verfassungsgarantierte Gleichheitsgrundsatz auch auf Corpora- 
tions anzuwenden sei und von Maßnahmen, die eindeutig einer „police power“ 
zugeordnet werden können (vgl. Fall 2), Abstand zu nehmen sei, da Corporations 
mutmaßlich eben nicht einen zu beseitigenden Notstand oder die Förderung der 
allgemeinen Wohlfahrt verhinderten (vgl. ebd.). In einer mentalitäts-kulturellen 
Perspektive lassen sich Machtansprüche der „Big Bosses“ der Corporations sowie 
die laissez faire-Entscheidungen der Supreme Court-Richter alsetwas Emergentes 
kennzeichnen. Vorländer führt aus, dass „... das „Neue“ des urbanen Progres- 
sivismus, den auf Organisation, Management und Administration abzielenden 
Führungsanspruch der „neuen“ Mittelschichten, der zugleich von einer neuen 
„public philosophy“ untermauert wurde“ (Vorländer 1996: 183; Herv. i. Orig.), 
von vielen Forschern nicht geschen worden sei. 

Die an die progressive Epoche anschließende ist die des „New Deal“ (vgl. ebd.: 
7): Diese Epoche war durch ökonomische Stagnation gekennzeichnet. Mayer 
(1990) weist darauf hin, dass die Regulation der Corporations zu dieser Zeit 
zunahm, viele Regulierungsagenturen seien innerhalb dieser Epoche gegründet 
worden. Da innerhalb der Falldarlegungen ja hauptsächlich solche ausgewählt 
worden sind, die die Inanspruchnahme von Grundrechten durch Corporations 
betrafen, kann an dieser Stelle eine Zunahme der staatlichen Regulierung von 
Corporations empirisch nicht belegt werden, dazu wäre eine Prüfung vieler 
Verordnungen zahlreicher Agenturen zu jener Zeit erforderlich. Fakt ist, dass 
meine Recherche schr wenige Fälle mit Grundrechtbezug in dieser Zeit ausma- 
chen konnte, was Mayers Ihese ja insgesamt stützen könnte. Der Fall, der dieser 
Epoche zugeordnet werden konnte, ist Fall 10. Das Regulierungsbemühen des 
(Einzel-) Staates in Bezug auf große Corporations zugunsten des Schutzes klei- 
ner Unternehmen kommt schr wohl in diesem Fall zum Ausdruck. Allerdings 
handelt es sich offenbar um einen der wenigen Fälle jener Zeit, bei denen es 
erneut staatlichen Instanzen nicht gelang, ihre Politiken durchzusetzen, denn 
letztlich obsiegte ja die Corporation: Das Steuergesetz wurde für verfassungs- 
widrig erklärt, womit ein direkter Grundrechtsbezug (14. Zusatzartikel) her- 
gestellt war. Insgesamt sind vielleicht auch deshalb so wenig Gerichtsfälle mit 
Corporations- bzw. Grundrechte-Bezugin dieser Epoche zu finden, weil andere 
Themen die gesellschaftliche Agenda beherrschten; Mayer schreibt dazu: „Billof 
Rights issues were completely overshadowed by other constitutional questions 
during the New Deal“ (ebd.). Nichtsdestotrotz dokumentiert die Schaffung 
staatlicherseits eingesetzter Regulierungsagenturen und -kommissionen eine 
wiederum durch Organisationsbildung abgesicherte Professionalisierungswel- 
le, die als Teil der Formierung der Herrschaftsinstanz Staat gelten kann: Die 
Kommissionen erlangen Definitionsmacht über das, was als legales, richtiges 
und gerechtes Verhalten der von ihnen überwachten Corporations zu gelten hat, 
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sie werden zu organisationsbasierten Instanzen, die wiederum andere Organi- 
sationen - wenn auch, wie dargelegt: oft erfolglos - zu kontrollieren versuchen. 
Damit ist ein Grundcharakteristikum moderner Organisation an den hier darge- 
legten Gerichtsfällen unmittelbar bestätigt: Die moderne organisationale Form 
ist gekennzeichnet durch ihre extroverse Herrschaftsförmigkeit, zumindest ist 
der Versuch der Kommissionen als Herrschaftspraxis der „... Unterwerfung, 
Bearbeitung, Regulierungund Kontrolle Dritter“ (Türk 1995: 119) zu bewerten. 

Differenzierungstheoretisch können wir nicht nur von einer organisationsver- 
mittelten Restrukturierung, Regulierungund Reproduktion des Systems Ökono- 
mie sprechen - viele der staatlichen Regulierungsaktivitäten in den dargelegten 
Fällen betrafen ökonomische Organisationen -, auch in den Funktionssystemen 
Recht bzw. Politik, wozu sich ja staatliche Instanzen wie Behörden, Gerichte 
oder Agenturen zuordnen lassen, vollziehen sich Organisationsbildungen (die 
besagte Instanzen entstehen lassen). Eine Kritik an der organisationalen Form 
sowie daraus abgeleitete Maßnahmen werden von Gebildeeinheiten initiiert, die 
selbst längst ebenfalls die organisationale Form angenommen haben. 

Als vorerst - „jüngste“ - Epoche nennt Mayer die „Modern Era“ (ebd.): Diese 
sieht er zeitlich nach 1960 verortet. „Moderne“ gesellschaftliche Steuerung und 
moderne Eigentumsvorstellungen sicht Mayer innerhalb dieser Epoche verwirk- 
licht. Diese eher pauschal formulierte Argumentation präzisiert Mayer dann 
insofern, als er „moderne Steuerungsziele“ (ebd.) cher im Bereich der Verwirk- 
lichung sozialer Ziele, z.B. Umweltschutz, erkennt sowie modernes Eigentum 
auch zunehmend auf Information und Wissen angewendet schen möchte. Dieses 
passt zum Teil zu den hier dargelegten Gerichtsfällen: Wertet man die Inan- 
spruchnahme von Rechten durch die Corporations auch als einen Machtzuwachs 
an Wissen und Informationen, müsste allerdings konkretisiert werden, welche 
Dimensionen damit gemeint sein könnten. Ganz allgemein wäre an diesem Punkt 
daran zu denken, dass die Corporations sich ein Wissen angeeignet haben, welches 
sich im weitesten Sinne auf eine Fertigkeit bezieht, Auseinandersetzungen im 
politisch-juristischen Raum professionell führen zu können. Dies führte konkret 
zu der Herausbildungeiner eigenen Rechtssphäre in Organisationen, z.B. Rechts- 
und Stabstellen, deren Hauptaufgabe es ist, die Durchsetzung aller möglichen 
corporate rights zu initiieren und zu kontrollieren. Das aktuellste Beispiel liefert 
momentan eine der zweifellos großen und mächtigen Corporations, das US- 
amerikanische Internet- und Software-Unternehmen Google. Der in dem Streit 
um die Rechtmäßigkeit des Betreibens des Internetdienstes „Street View“ zum 
Ausdruck kommende Konflikt kennzeichnet im Prinzip erneut deutlich die von 
der Corporations-kritischen Bewegung immer wieder betonte Argumentation: 
Warum soll Google das (Eigentums-) Recht haben, als Organisation etwas tun 
zu dürfen, nämlich Videoaufnahmen von Straßen, Häusern, Plätzen und eben 
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auch Menschen zur Veröffentlichungbereitzustellen, während Menschen im Ge- 
genzug nur begrenzte Chancen haben, dies zu verhindern? Es wird mit Interesse 
zu verfolgen sein, ob Google sich in den zu erwartenden gerichtlichen Ausein- 
andersetzungen in dieser Angelegenheit ebenfalls auf das durch die Verfassung 
garantierte Recht auf freie Meinungsäußerung beziehen wird. 


5. Fazit 


Ich möchte wie folgt zusammenfassen: Die seitens der Corporations-kritischen 
Bewegung vorgebrachte Argumentation, Corporations hätten Menschenrechte 
erlangt, kann durchaus empirisch bestätigt werden. Organisationen in den USA 
sind im Verlaufe der letzten 200 Jahre die zentralen Rechte der Zusatzartikel der 
US-amerikanischen Verfassung per Gerichtsurteil im Rahmen des innerhalb der 
USA so bedeutenden Richterrechts zugesprochen worden, so bspw. das Recht auf 
einen ordentlichen Gerichtsprozess, dass Recht auf freie Meinungsäußerung oder 
das Recht, nicht zweimal wegen desselben Delikts verklagt werden zu können. 
Damit trug das juristisch-politische System der USA, hauptsächlich der Supreme 
Court, erheblich dazu bei, so genannte corporate rights zu verankern, indem 
er - und das ist eine zentrale Gemeinsamkeit der meisten der hier dargelegten 
Gerichtsfälle - diebeiden zentralen privatrechtlichen Elemente des Kapitalismus, 
nämlich Privateigentum und Vertragsfreiheit, zu Grundrechten, und zwar auch 
für Corporations gültige, erhob. Damit ist ein grundsätzliches Spannungsver- 
hältnis zwischen dem konstituierenden Recht (allgemein: Staat; konkret: Sup- 
reme Court) und konstituiertem Recht (konkret-empirisches den Corporations 
gewährtes Recht) gekennzeichnet, dessen „Spannung“ darin besteht, dass das 
konstituierende Recht stets mit dem Gewaltmonopol des Staates verbunden ist: 
Nur staatlicherseits ist das Gewähren von Rechten möglich. So kann das Ergebnis 
meiner Arbeit auch als die Beschreibung eines doppelten Spannungsverhältnisses 
gelesen werden: Während viele staatliche - organisationsförmige - Einheiten 
Macht und Herrschaft verlieren, erlangen viele nicht-staatliche - ebenfalls or- 
ganisationsförmige Einheiten - erhebliche Machtzuwächse. Dies seitens einer 
Corporations-kritischen Bewegung zu kritisieren, ist allerdings häufig als af- 
firmatorische Kritik zu kennzeichnen, da eher Praktiken als die Form selbst als 
Kritikobjekte behandelt werden. Zumeist (ökonomischen) Organisationen in den 
USA Grundrechtsansprüche zu gewähren, lässt sich als Prozess der schrittweisen 
historischen Privatisierung von - politischer - Herrschaft fassen. 
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